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Vorwort 



Durch das am 1. April 2003 in Kraft getretene zweite Gesetz für moderne Dienstleistungen am 
Arbeitsmarkt wurden die Regelungen der geringfügigen Beschäftigungsverhältnisse (sog. Mini- 
jobs) umfangreich geändert. Der Gesetzgeber verfolgte damit das Ziel, die Anreize zur Aufnahme 
einer geringfügigen Beschäftigung zu erhöhen, um damit verstärkt Arbeitslose wieder dem Ar- 
beitsmarkt zuzuführen. Die neuen Regelungen sollten zudem dazu beitragen, den finanziell ange- 
schlagenen Sozialversicherungskassen weitere Beitragsquellen zu ihrer finanziellen Stabilisierung 
zu erschließen. 

Mittlerweile sind in allen Wirtschaftszweigen Unternehmen jeder Größenordnung bestrebt, ge- 
ringfügige Beschäftigungsverhältnisse einzugehen. Durch den flexiblen Einsatz von Aushilfskräf- 
ten können häufig Urlaubs- oder auftragsbedingte Arbeitsspitzen abgebaut werden. Minijobber 
tragen zudem zur Entlastung der fest angestellten Mitarbeiter des Unternehmens bei. Geringfü- 
gige Beschäftigungen entsprechen damit in vielerlei Hinsicht dem Arbeitskräftebedarf der Be- 
triebe. 

Für einen wachsenden Teil der Bevölkerung stellen geringfügige Beschäftigungsverhältnisse eine 
willkommene Gelegenheit dar, sich nebenher etwas dazu zu verdienen. Es verwundert daher nicht, 
dass die Zahl der bei der Minijob-Zentrale gemeldeten geringfügig Beschäftigten in den letzten 
Jahren nahezu kontinuierlich gestiegen ist. Am Ende des 1. Quartals 2008 gab es in Deutschland 
etwa 6,5 Millionen Minijobber im gewerblichen Bereich. Zusammen mit den geringfügigen Be- 
schäftigungsverhältnissen, die in Privathaushalten ausgeführt werden, beläuft sich die Gesamt- 
zahl auf rund 6,7 Millionen geringfügig Beschäftigter. Minijobs sind damit für Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer eine beliebte Anstellungsform. 

Die grundlegende Reform der geringfügigen Beschäftigungsverhältnisse und insbesondere die 
Festlegung auf eine zentrale Einzugs- und Meldestelle (Minijob-Zentrale) führte zwar zu einer 
Entbürokratisierung, durch die Beibehaltung der Vielzahl der bestehenden Regelungen und durch 
die Schaffung gänzlich neuer Beschäftigungsformen (sog. Midi-Jobs) ist der Umgang mit diesen 
Beschäftigungsverhältnisse unvermindert schwierig. 

Welche der verschiedenen und in den folgenden Kapiteln ausführlich und mit zahlreichen Praxis- 
beispielen beschriebene geringfügige Beschäftigungsform auch gewählt wird, grundsätzlich sind 
für eine korrekte Behandlung dieser Arbeitsverhältnisse eine Fülle von arbeits-, Steuer- und sozi- 
alversicherungsrechtlichen Regelungen zu beachten. Die vorliegende Ausgabe geht auf alle praxis- 
relevanten Besonderheiten der Mini- und Midi- Jobs ein. 

Nürnberg, im September 2008 Axel-Friedrich Foerster 
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BVV 


B eitragsverfahrensverordnung 


bzw. 


beziehungsweise 


DBA 


Doppelbesteuerungsabkommen 


DEÜV 


Datenerfassungs- und Übermittlungsverordnung 


d.h. 


das heisst 


EFG 


Entscheidungen der Finanzgerichte 


EFZG 


Entgeltfortzahlungsgesetz 


EStDV 


Einkommensteuer-Durchführungsverordnung 


EStG 


Einkommensteuergesetz 


EStR 


Einkommensteuer- Richtlinien 


EuGH 


Europäischer Gerichtshof 
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Abkürzungsverzeichnis 



FELEG 


Gesetz zur Förderung der Einstellung 
der landwirtschaftlichen Erwerhstätigkeit 


EG 


Finanzgericht 


FinMin 


Finanzministerium 


FinBeh 


Finanzbehörde 


GewO 


Gewerbeordnung 


GG 


Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland 


i.d.F. 


in der Fassung 


i.d.R. 


in der Regel 


i.H. 


in Höhe 


i.S.d. 


im Sinne des/der 


i.V.m. 


in Verbindung mit 


JArbSchG 


fugendarbeitsschutzgesetz 


Kfz 


Kraftfahrzeug 


KSchG 


Kündigungsschutzgesetz 


KStG 


Körperschaftsteuergesetz 


KStDV 


Körperschaftsteuer-Durchführungsverordnung 


KV 


Krankenversicherung 


LAG 


Landesarbeitsgericht 


LFZG 


Lohnfortzahlungsgesetz 


LSG 


Landessozialgericht 


LSt 


Lohnsteuer 


LStDV 


Lohnsteuer-Durchführungsverordnung 


LStR 


Lohnsteuer-Richtlinien 


max. 


maximal 


m.w.N. 


mit weiteren Nachweisen 


MinBl 


Ministerialblatt 


monatl. 


monatlich 


MuSchG 


Mutterschutzgesetz 


NachwG 


Nachweisgesetz 


n.E 


neue Fassung 


NZB eingel. 


Nichtzulassungsbeschwerde eingelegt 


OFD 


Oberfinanzdirektion 


o.g. 


oben genannt 


PV 


Pflegeversicherung 


Rev. eingel. 


Revision eingelegt 


rd. 


Rund 
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RV 

RVO 

Rz. 

SachBezV 

s.a. 

SGB 
SGBI 
SGB III 
SGB IV 
SGB V 
SGB VI 
SGBX 
SGB XI 
sog. 

SvEV 

Tz. 

TzBfG 

u.a. 

u. U. 

USt 

UStDV 

UStG 

VAG 

VermBG 

Vfg. 

VRG 

VZ 

v. H. 

z.B. 

zuzgl. 



Abkürzungsverzeichnis 



Rentenversicherung 

Reichsversicherungsordnung 

Randziffer 

S achbezugsverordnung 
siehe auch 
Sozialgesetzbuch 

Sozialgesetzbuch I, Allgemeiner Teil 
Sozialgesetzbuch II, Arbeitsförderung 

Sozialgesetzbuch IV, Gemeinsame Vorschriften für die Sozialversicherung 
Sozialgesetzbuch V, Gesetzliche Krankenversicherung 
Sozialgesetzbuch VI, Gesetzliche Rentenversicherung 
Sozialgesetzbuch X, Verwaltungsverfahren 
Sozialgesetzbuch XI, Soziale Pflegeversicherung 
so genannte 

S ozialversicherungs - Entgeltverordnung 
Textziffer 

Teilzeit- und Befristungsgesetz 

unter anderem 
unter Umständen 
Umsatzsteuer 

Umsatzsteuer-Durchführungsverordnung 

Umsatzsteuergesetz 

Versicherungsaufsichtsgesetz 

Vermögensbildungsgesetz 

Verfügung 

Vorruhestandsgesetz 

Veranlagungszeitraum 

vom Hundert 

zum Beispiel 
zuzüglich 
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§ 1 Überblick über geringfügige Beschäftigungen 
und Midi-Jobs 



1 



1 



A. Grundlagen und Formen 

der Beschäftigungsmöglichkeiten 

I. Allgemeiner Überblick 

1. Geringfügige Beschäftigungsverhältnisse 

Bei der „geringfügigen Beschäftigung“ handelt es sich um einen sozialversicherungsrechtlichen 1 
Begriff, der in § 8 SGB IV geregelt ist. Obwohl unter der geringfügigen Beschäftigung regelmäßig 
der klassische 400 -Euro -Minijob verstanden wird, handelt es sich hierbei um einen Oberbebe- 
griff. Eine Beschäftigung kann nach § 8 Abs. 1 SGB IV grundsätzlich wegen 

■ der geringen Höhe des Arbeitsentgelts (sog. geringfügig entlohnte Beschäftigung oder 400 
Euro -fob ) oder wegen 

■ ihrer kurzen Dauer (sog. kurzfristige Beschäftigung) 

geringfügig sein. Die Geringfügigkeit einer Beschäftigung kann damit entweder aufgrund der 
Entgeltgeltgeringfügigkeit (nicht mehr als 400 Euro im Monat) oder aufgrund der Zeitgering- 
fügigkeit (kurzfristigen Dauer) beruhen. 

Neben dem 400 -Euro -Mini) ob ist somit die Kurzfristige Beschäftigung, die zweite Möglichkeit 2 
einer geringfügigen Beschäftigung. Um eine kurzfristige Beschäftigung handelt es sich, wenn die 
Tätigkeit innerhalb eines Kalenderjahres längstens auf zwei Monate oder 50 Arbeitstage begrenzt 
ist (§ 8 Abs. 1 Nr. 2 SGB IV). 
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§ 1 Überblick über geringfügige Beschäftigungen und Midi-Jobs 



1 



Die Unterscheidung der beiden grundsätzlichen Formen der geringfügigen Beschäftigung wirkt 
sich in der Sozialversicherung, insbesondere bei der gesetzlichen Kranken- und Rentenversiche- 
rung aus. Erhebliche Unterschiede zwischen der Entgelt- und Zeitgeringfügigkeit bestehen auch 
hinsichtlich der Lohnbesteuerung. 

Q Praxishinweis: 

Arbeitgeber und eingebundene steuerliche Berater haben daher zu Beginn einer Beschäftigung zu prüfen, ob es sich um eine 
geringfügig entlohnte oder um eine kurzfristige Beschäftigung handelt bzw., welche der beiden Anstellungsformen in Frage 
kommt. 



3 Bei den 400-Euro-fobs nach § 8 Abs. 1 Nr. 1 SGB IV handelt es sich regelmäßig um solche Tätig- 
keiten, die auf Dauer ausgeübt werden. Diese Arbeitsverhältnisse werden häufig zur Sicherung der 
Lebensunterhalts neben einem Studium, zur Aufbesserung der Haushaltskasse oder als Hinzu- 
verdienst neben einer sozialversicherungspflichtigen Hauptbeschäftigung ausgeübt. Kurzfristige 
Beschäftigungen sind dagegen typischerweise saisonal ausgeübte und zeitlich begrenzte Aushilfs- 
tätigkeiten, wie z.B. Ferien- oder Semesterjobs. 

Seit dem 1. April 2003 ist bei den geringfügig entlohnten Beschäftigungsverhältnissen (400-Euro- 
Minijob) eine weitere Differenzierung vorgenommen worden. Eine geringfügig entlohnte Be- 
schäftigung kann außer im gewerblichen Bereich auch in einem Privathaushalt ausgeübt werden. 
Hierbei muss es sich um private Dienstleistungen, wie z.B. Haushaltshilfe, Kinderbetreuung oder 
Gartenarbeiten handeln. Ferner ist erforderlich, dass ein Mitglied des Privathaushaltes selbst Ar- 
beitgeber des geringfügig Beschäftigten ist. Für Minijobs in Privathaushalten gilt ebenfalls die 
Geringfügigkeitsgrenze von 400 Euro im Monat sowie die übrigen für gewerbliche Minijobs in 
§ 8 SGB IV festgelegten Regelungen. 

4 Beschäftigungsverhältnisse in Privathaushalt werden gegenüber den gewerblichen Minijobs steu- 
erlich besonders gefördert. Der private Arbeitgeber zahlt deutlich niedrigre Pauschalabgaben als 
der gewerbliche Arbeitgeber. Daneben kann der Privathaushalt jährlich 10 % seiner Gesamtaus- 
gaben für einen Minijob, maximal 510 Euro, von der Einkommensteuerschuld abziehen. 

Für eine möglichst unbürokratische Begründung eines privaten Minijobs muss der Privathaus- 
halt lediglich ein einfaches Formular, den so genannten „Haushaltsscheck“ ausfüllen und an die 
Minijob-Zentrale senden. Einen Großteil der sonst üblichen Arbeitgeberpflichten übernimmt 
in der Folge die Minijob -Zentrale. Sie vergibt beispielsweise im Rahmen des kundenfreundlich 
konzipierten Haushaltsscheck-Verfahren die Betriebsnummer, errechnet die fälligen Sozialversi- 
cherungsbeiträge (inkl. Umlagebeiträge und der Beiträge zur Berufsgenossenschaft) und die ein- 
heitliche Pauschsteuer. Darüber hinaus erstellt die Minijob -Zentrale die Bescheinigungen für Ar- 
beitgeber und Beschäftigte über die Höhe der insgesamt angefallenen Aufwendungen sowie über 
die jeweiligen Beschäftigungszeiten und übernimmt die Anmeldung zur Unfallversicherung. 
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1 



2. Sozialversicherungsrechtliche Aspekte 

Geringfügige Beschäftigungsverhältnisse sind sozialversicherungsfrei, d.h. sie begründen für die 5 
Arbeitnehmer keinen eigenen Sozialversicherungsschutz. Versicherungsfrei bedeutet allerdings 
nicht beitragsfrei. Geringfügig entlohnte Beschäftigte unterliegen vielmehr der Beitragspflicht 
zur Kranken- und Rentenversicherung mit der Folge, dass Arbeitgeber in der Regel pauschale 
Sozialversicherungsbeiträge zur Kranken- und Rentenversicherung zu leisten haben. 

Mit dem Haushaltsbegleitgesetz 2006 sind die Pauschalbeiträge zur Sozialversicherung für ge- 
werbliche Minijobs von ehemals 23 % um 5 Prozentpunkte, auf insgesamt 28 % angehoben wor- 
den. Seit dem 01.07.2006 verteilt sich der pauschale Gesamtsozialversicherungsbeitrag auf 15 % 
zur Rentenversicherung und auf 13 % zur Krankenversicherung. Für Minijobs in Privathaush al- 
ten betragen die Pauschalbeiträge jeweils 5 % zur Kranken- und Rentenversicherung. 



Geringfügig entlohnte 
Beschäftigungen 


Pauschalbeiträge zur Sozialversicherung' 


Rentenversicherung 


Krankenversicherung 


Gewerbliche Minijobs 


15% 


13% 


Minijobs im Privathaushalt 


5% 


5% 



Hinzu kommt in der Regel die einheitliche Pauschsteuer von 2 %, sofern der geringfügig entlohn- 6 
te Beschäftigte für die Besteuerung keine Lohnsteuerkarte vorlegt. Da es sich bei den Sozialversi- 
cherungsbeiträgen und der Pauschsteuer um konstante Pauschalabgaben handelt, können die mit 
der Beschäftigung eines Minijobbers verbundenen Kosten vom Arbeitgeber relativ sicher geplant 
werden. 



1 ungeachtet der Umlagebeiträge zum Ausgleichsverfahren nach dem Aufwendungsausgleichsgesetz (AAG) und der 
Beiträge zur Berufsgenossenschaft 
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Für den Bereich der Arbeitslosen- und Pflegeversicherung fallen für geringfügige Arbeitsver- 
hältnisse generell keine Sozialversicherungsbeiträge an, sofern die Voraussetzungen für die Versi- 
cherungsfreiheit erfüllt sind. 

Der pauschale Beitrag zur gesetzlichen Krankenversicherung (13 % bzw. 5 % bei Minijobs in Pri- 
vathaushalten) ist grundsätzlich nur dann vom Arbeitgeber zu entrichten, wenn der geringfügig 
entlohnte Beschäftigte in der gesetzlichen Krankenversicherung (z.B. wegen seiner Beschäftigung 
im Hauptberuf, als Familienversicherter oder als Rentner) versichert ist. 

Q Praxishinweis: 

Für geringfügig entlohnte Beschäftigte, die privat krankenversichert sind und die nicht Mitglied einer gesetziichen Kran- 
kenversicherung - auch nicht ais Familienmitglied mitversichert - sind, hat der Arbeitgeber keinen Pauschalbeitrag zur 
Krankenversicherung zu entrichten. Ein entsprechender Nachweis über die bestehende Privatversicherung ist ais Beleg zu den 
Lohnunterlagen zu nehmen. 

Eine weitere Besonderheit besteht für geringfügig entlohnte Beschäftigte in der Rentenversiche- 
rung: Minijobber haben die Möglichkeit den vom Arbeitgeber zu leistenden Pauschalbeitrag zur 
Rentenversicherung (15 % bzw. 5 %) auf den regulären Rentenversicherungsbeitrag (Jahr 2008: 
19,9 %) aufzustocken, um das volle Leistungsspektrum der Rentenversicherung in Anspruch neh- 
men zu können. Den Arbeitgeber trifft hier gegenüber den geringfügig entlohnten Beschäftigten 
eine spezielle Hinweispflicht. Nach § 2 Abs. 1 S. 4 NachwG ist in die Niederschrift des Arbeits- 
vertrages ein Hinweis aufzunehmen, dass der Minijobber auf die Versicherungsfreiheit in der 
gesetzlichen Rentenversicherung verzichten kann. 

Q Praxishinweis: 

Sofern der Arbeitgeber seiner Hinweispflicht bezüglich nicht nachkommt, so stellt dies die Verletzung einer Nebenpflicht aus 
dem Beschäftigungsverhältnis dar. Dem Minijobber kann gegenüber seinem Arbeitgeber ein Schadensersatzanspruch zuste- 
hen, wenn er aufgrund des unterbliebenen Hinweises von der Möglichkeit des Verzichts auf die Versicherungsfreiheit keinen 
Gebrauch gemacht. 

Um einen Missbrauch und übermäßige Ausweitung von geringfügigen Beschäftigungsverhältnis- 
sen zu verhindern, dürfen geringfügig entlohnte Beschäftigte nur einen sozialversicherungsfreien 
Minijob neben einer sozialversicherungspflichtigen Hauptbeschäftigung nachgehen. Mehrere ge- 
ringfügig entlohnte Beschäftigungen werden zusammengerechnet, ebenso geringfügige Beschäf- 
tigungen im gewerblichen Bereich mit geringfügigen Beschäftigungen im Privathaushalt. 

Werden neben einer versicherungspflichtigen Hauptbeschäftigung mehrere geringfügig entlohnte 
Beschäftigungen ausgeübt und bei Zusammenrechnung die 400 -Euro -Grenze überschritten, so 
kann nur für einen Minijob (der zeitlich zuerst aufgenommen wurde) die Versicherungsfreiheit 
in Anspruch genommen werden. Das Arbeitsentgelt aus einer weiteren (für sich allein betrach- 
tet) geringfügig entlohnten Beschäftigung ist mit dem Arbeitsentgelt aus der Hauptbeschäftigung 
zusammenzurechnen, mit der Fole, dass die regulären Sozialversicherungsbeiträge zur Kranken-, 
Renten- und Pflegeversicherung von Arbeitgeber und Minijobber zu entrichten sind. 

In den Fällen, in denen mehrere geringfügig entlohnte Beschäftigungsverhältnisse ausgeübt wer- 
den und bei der Zusammenrechnung festgestellt wird, dass die Voraussetzungen einer geringfü- 
gigen Beschäftigung nicht mehr vorliegen, tritt die Versicherungspflicht mit dem Tage der Be- 
kanntgabe der Feststellung der Versicherungspflicht durch die Einzugsstelle ein. Dadurch sollen 
Beitragsnachforderungen zu Lasten des Arbeitgebers für zurückliegende Zeiten ausgeschlossen 
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werden. Der Arbeitgeber haftet dadurch nicht für zurückliegende Zeiten, wenn der geringfügig 
beschäftigte Arbeitnehmer auf Nachfrage des Arbeitgebers, die Ausübung weiterer Minijobs ver- 
schweigt. 

Im Gegensatz zu den für Arbeitgeber mit Pauschalabgaben zur Kranken- und Rentenversiche- 11 
rung belasteten geringfügig entlohnten Beschäftigungen, fallen für kurzfristige Beschäftigungs- 
verhältnisse (§ 8 Abs. 1 Nr. 2 SGB IV) keine Sozialversicherungsbeiträge an. Voraussetzungen 
hierfür sind, dass die Tätigkeit zeitlich auf längstens zwei Monate oder höchstens 50 Arbeitstage 
im Kalenderjahr begrenzt ist und nicht berufsmäßig ausgeübt wird. 

Eine kurzfristige Beschäftigung und eine sozialversicherungspflichtige Hauptbeschäftigung bei ei- 
nem anderen Arbeitgeber werden nicht zusammengerechnet. Eine sozialversicherungsfreie kurz- 
fristige Beschäftigung kann damit neben einer Hauptbeschäftigung ausgeführt werden. Ebenfalls 
keine Zusammenrechnung erfolgt zwischen einem geringfügig entlohnten Minijob (im gewerbli- 
chen Bereich oder im Privathaushalt) und einer kurzfristigen Beschäftigung. 

3. Minijobs im Lohnsteuerrecht 

Sowohl geringfügig entlohnte als auch die kurzfristigen Beschäftigungsverhältnisse unterliegen 12 
generell der Lohnsteuerpflicht. Der Lohnsteuerabzug kann für geringfügige Beschäftigungsfor- 
men dabei entweder 

■ individuell nach den Merkmalen der Lohnsteuerkarte des Arbeitnehmers oder 

■ unter Anwendung des jeweiligen Absatzes des § 40a Abs. 1, 2 oder 2a EStG pauschal durch den 
Arbeitgeber erfolgen (sog. Pauschalbesteuerung). 

Für die Lohnsteuerpauschaliemng von geringfügig entlohnten Beschäftigten ist dabei zwischen 
der einheitlichen Pauschsteuer von 2 % (§ 40a Abs. 2 EStG) und der pauschalen Lohnsteuer mit 
einem Steuersatz von 20 % des Arbeitsentgelts (§ 40a Abs. 2a EStG) zu unterschieden. In beiden 
Fällen der Lohnsteuerpauschaliemng ist Voraussetzung, dass eine geringfügige Beschäftigung im 
Sinne des § 8 Abs. I Nr. I SGB IV oder des § 8a SGB IV (Privathaushalt) vorhegt. Das Steuerrecht 
knüpft damit direkt an die Voraussetzungen der Sozialversicherung an. 

Für kurzfristig Beschäftigte kann neben der individuellen Besteuerung nach den Merkmalen der 13 
Lohnsteuerkarte des Arbeitnehmers, der Lohnsteuerabzug unter den Voraussetzungen des § 40a 
Abs. I EStG pauschal mit 25 % erfolgen. 

Q Praxishinweis: 

Bei der Möglichkeit der Pauschalbesteuerung von geringfügigen Beschäftigungen handelt es sich um eine „Kann- Vorschrift". 

Das bedeutet, dass zunächst geprüft werden sollte, ob der Lohnsteuerabzug individuell nach der Lohnsteuerkarte des Mini- 
Jobbers erfolgen kann. Legt die Aushilfskraft eine Lohnsteuerkarte mit der Steuerklasse L II, III oder IV vor, fällt bei einem 
Arbeitsentgelt von 400 Euro im Monat keine Lohnsteuer an. 

4. Geringfügig Beschäftigte im Arbeitsrecht 

Während für den Bereich der Lohnsteuer und insbesondere in der Sozialversicherung zahlreiche 14 
Sonderregelungen für geringfügig Beschäftigte bestehen, existieren in arbeitsrechtlicher Hin- 
sicht keine gesetzlich normierten Anhaltspunkte für eine Unterscheidung von geringfügig und 
nicht geringfügig Beschäftigten. 
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Die Geringfügigkeit des Arbeitsverhältnisses stellt keinen sachlich rechtfertigenden Grund für 
eine Ungleichbehandlung im Arbeitsrecht dar. Geringfügig beschäftigte Arbeitnehmer sind so- 
mit arbeitsrechtlich ihren sozialversicherungspflichtigen teil- und vollzeitbeschäftigten Kollegen 
gleichgestellt. Teilzeitbeschäftigte, zu denen nach der ausdrücklichen gesetzlichen Regelung in § 2 
Abs. 2 TzBefG auch der Personenkreis der geringfügig Beschäftigten nach § 8 Abs. 1 Nr. 1 SGB IV 
zählt, haben damit z.B. Anspruch auf: 

■ Entgeltfortzahlung in Höhe des regelmäßigen Arbeitsentgelts bei Arbeitsunfähigkeit wegen 
Krankheit bis zu einer Dauer von sechs Wochen; 

■ Mutterschutzlohn für die Zeit von Beschäftigungsverboten bzw. auf Zuschuss zum Mutter- 
schaftsgeld nach dem Mutterschutzgesetz; 

■ bezahlten Erholungsurlaub; 

■ Entgeltfortzahlung für gesetzliche Feiertage sowie 

■ Anspruch auf Beachtung der gesetzlichen Kündigungsfristen. 

15 Der Gleichbehandlungsgrundsatz, der in § 4 Abs. f Satz f TzBefG verankert ist, gilt grundsätzlich 
für alle Maßnahmen und Vereinbarungen im Arbeitsverhältnis, und damit ebenso für geringfügig 
Beschäftigte. Schlechterstellungen z.B. bezüglich der Höhe der Arbeitsvergütung sind nur zuläs- 
sig, wenn es einen sachlichen Grund für eine Differenzierung gibt. Die Beschäftigung im gering- 
fügigen Umfang stellt indes keinen sachlichen Grund für eine ungleiche Behandlung gegenüber 
sozialversicherungspflichtigen Voll- oder Teilzeitbeschäftigten dar. 

Sofern ein Arbeitnehmer bei demselben Arbeitgeber gleichzeitig mehrere Beschäftigungen aus- 
übt, ist ohne Rücksicht auf die arbeitsvertragliche Gestaltung sozialversicherungsrechtlich von 
einem einheitlichen Beschäftigungsverhältnis auszugehen.^ Eine neben einer versicherungspflich- 
tigen (Haupt-)Beschäftigung ausgeübte geringfügige Beschäftigung ist deshalb nur dann sozial- 
versicherungsfrei, wenn sie nicht bei demselben Arbeitgeber ausgeübt wird. 

5. Midi-Jobs im Niedriglohnbereich 

16 Neben der Neuregelung der geringfügigen Beschäftigungsverhältnisse wurde mit dem Zweiten 
Gesetz für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt ab 1. April 2003 auch eine neue Beschäf- 
tigungsform im Niedriglohnbereich eingeführt. Für Arbeitsverhältnisse mit einem regelmäßigen 
Arbeitsentgelt zwischen 400,01 und 800 Euro wurde eine spezielle „Gleitzone“ geschaffen. Bei 
diesen sog. Midi-Jobs handelt es sich nicht um versicherungsfreie geringfügige Beschäftigungen, 
sondern um reguläre, lohnsteuer- und sozialversicherungspflichtige Arbeitsverhältnisse für die 
innerhalb der Gleitzone von 400,01 - 800 Euro ein besonderes Beitragsermittlungsverfahren an- 
zuwenden ist. 

Der Beitrag des Beschäftigten in der Gleitzone steigt dabei von derzeit ca. 10 % am Beginn der 
Gleitzone (400,01 Euro) auf den vollen Arbeitnehmerbeitrag bei 800 Euro an. Erst ab einem 
Arbeitsentgelt von 800 Euro ist der Arbeitnehmeranteil am Gesamtsozialversicherungsbeitrag 
identisch mit dem des Arbeitgebers. Die Steigerung des Arbeitnehmeranteils wird über eine in 
§ 163 Abs. 10 SGB VI enthaltenen Gleitzonenformel verminderte Beitragsbemessungsgrundlage 
gesteuert. 

17 Durch die Gleitzonenregelung soll die Niedriglohnschwelle zur Aufnahme einer sozialversiche- 
rungspflichtigen Beschäftigung beseitigt werden. Dieses Ziel wird dadurch erreicht, dass die Be- 

2 BSG, Urteil vom 16.02.1983 - 12 RK 26/81 
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lastung des Beschäftigten mit Beitragszahlungen innerhalb der Gleitzone von 400,01 bis 800 Euro 
langsam ansteigt und nicht bereits bei einem geringfügigen Überschreiten der 400-Euro-Grenze 
die unverminderten Arbeitnehmerbeiträge zur Sozialversicherung anfallen. Hierdurch sollen die 
im vollen Umfang abgesicherte Gleitzonen-Arbeitsverhältnisse im Niedriglohnbereich - im Ver- 
gleich zu den sozialversicherungsfreien Minijobs - an Attraktivität gewinnen. 

Q Praxishinweis: 

Im Gegensatz zu den geringfügigen Beschäftigungsverhältnissen ist bei den Midi-Jobs die Lohnsteuer zwingend nach den 
individueiien Steuermerkmaien der Lohnsteuerkarte zu berechnen. Eine pauschaie Lohnbesteuerung durch den Arbeitgeber ist 
für die besonderen Beschäftigungsverhäitnisse in der Gieitzone nicht mögiich. 



1 



Übersicht: Minijobs und Beschäftigungen in der Gleitzone’ 



Beschäftigung 


Arbeitnehmer 


Arbeitgeber 


Gewerblicher Minijob 
bis zu 400 Euro im Monat 


Trägt keine Sozialabgaben 

Individuelle Besteuerung 
oder Pauschalbesteuerung 


15 % Rentenversicherung 
13 % Krankenversicherung 
2 % Pauschsteuer 

Zuständige Einzugs- und 
Meldestelle: Minijob-Zentrale 


Minijob im Privathaushalt 
bis zu 400 Euro im Monat 


Trägt keine Sozialabgaben 

Individuelle Besteuerung 
oder Pauschalbesteuerung 
i.d.R. mit 2 % 


5 % Rentenversicherung 
5 % Krankenversicherung 
2 % Pauschsteuer 

Zuständige Einzugs- und 
Meldestelle: Minijob-Zentrale 


Kurzfristige Beschäftigung 

Keine Verdienstgrenze 


Trägt keine Sozialabgaben 

Individuelle Besteuerung oder 
Pauschalbesteuerung mit 25 % 


Trägt keine Sozialabgaben 

ggf. Pauschalsteuer i.H. von 25 % 

Zuständige Einzugs- und 
Meldestelle: Minijob-Zentrale 


Beschäftigungen in der Gleitzone 

von 400,01 Euro bis 800 Euro im 
Monat (Gleitzone) 


Sozialversicherungsbeiträge: Ar- 
beitnehmeranteü ansteigend von 
ca. 10 % auf 20 % 

Steuerabzug individuell nach den 
Merkmalen der Lohnsteuerkarte 


Sozialversicherungsbeiträge: 
voller Arbeitgeberanteü 

Zuständige Einzugs- und 
Meldestelle: Krankenkasse des 
Arbeitnehmers 



Im Rahmen der Unfallversicherung bestehen sowohl für geringfügig Beschäftigte als auch für 18 
Arbeitsverhältnisse innerhalb der Gleitzone keine Besonderheiten. Beide Arbeitnehmergruppen 
zählen zu dem nach § 2 SGB VII kraft Gesetz versicherten Personenkreis und genießen damit 
uneingeschränkt den Schutz der gesetzlichen Unfallversicherung. Die Pflicht zur Zahlung von 
Beiträgen zur Unfallversicherung obliegt nach § 150 SGB VII allein ihren Arbeitgebern. 



3 ungeachtet der Umlagebeiträge zum Ausgleichsverfahren nach dem Aufwendungsausgleichsgesetz (AAG) und der 
Beiträge zur Berufsgenossenschaft 



25 




1 



§ 1 Überblick über geringfügige Beschäftigungen und Midi-Jobs 



1 



Die Geringfügigkeit einer Beschäftigung bedeutet nicht, dass Arbeitgeber für geringfügige Be- 
schäftigte keine Lohnunterlagen führen müssen. Vielmehr sind sie ebenso zur Führung von 
Lohnunterlagen im Sinne der Beitragsverfahrensverordnung (BVV) verpflichtet, unabhängig da- 
von, ob ein Arbeitsverhältnis mit einem geringfügig oder sozialversicherungspflichtig Beschäf- 
tigten besteht. Die für die Versicherungsfreiheit maßgebenden Angaben sind aufzuzeichnen und 
die erforderlichen Nachweise zu den Lohnunterlagen des Beschäftigten zu nehmen. Besonderer 
Bedeutung kommt für den Bereich der Sozialversicherung dem Nachweis zu, dass der Minijobber 
nicht der Krankenversicherungspflicht unterliegt sowie der Erklärung des geringfügig Beschäf- 
tigten gegenüber dem Arbeitgeber, dass auf die Versicherungsfreiheit in der Rentenversicherung 
verzichtet wird. 



II. Geringfügig entlohnte Beschäftigung (400-Euro-Job) 

1. Gewerblicher 400-Euro-Minijob 

a) Sozialversicherungsrecht 

19 Eine geringfügig entlohnte Beschäftigung liegt nach § 8 Abs. 1 Nr. 1 SGB IV vor, wenn das Ar- 
beitsentgelt regelmäßig 400 Euro im Monat nicht überschreitet. Die Arbeitsentgeltgrenze von 400 
Euro gilt einheitlich für die alten und für die neuen Bundesländer. Auf die wöchentliche Arbeits- 
zeit kommt es ist nicht an. Der 400-Euro-fob ist der klassische und bekannteste Minijob. 

Für geringfügig entlohnte Beschäftigte hat der Arbeitgeber pauschale Sozialversicherungsbeiträge 
zur Kranken- und Rentenversicherung zu zahlen. Die Minijobber selbst zahlen - im Gegensatz 
zu regulären Voll- bzw. Teilzeitarbeitsverhältnissen - keine Sozialversicherungsbeiträge. Deshalb 
werden geringfügige Beschäftigungsverhältnisse als sozialversicherungsfreie Arbeitsverhältnisse 
bezeichnet, was sie zumindest aus Arbeitgebersicht nicht sind, denn Sozialversicherungsfreiheit 
ist nicht gleichbedeutend mit Beitragsfreiheit. 

20 Durch das Haushaltsbegleitgesetz 2006 trat bereits mit Wirkung zum 01.07.2006 eine Erhöhung 
der Pauschalabgaben zur Sozialversicherung für gewerbliche 400-Euro-Jobs in Kraft. Die Pau- 
schalbeiträge für einen gewerblichen Mini-Job betragen seit diesem Zeitpunkt ohne Berücksichti- 
gung der Umlagebeiträge für den Ausgleich der Arbeitgeberaufwendungen (AAG); 

■ 15 % zur Rentenversicherung, 

■ 13 % zur Krankenversicherung und 

■ 2 % Pauschsteuer, sofern der Arbeitnehmer keine Lohnsteuerkarte vorlegt. 

Q Praxishinweis: 

Voraussetzung für die Zahlung des Pauschalbeitrags zur Krankenversicherung von 13% ist, dass der geringfügig Beschäftigte 
in der gesetzlichen Krankenversicherung versichert ist (z.B. im Rahmen der Familienversicherung, als Rentner, Student oder 
als freiwillig Versicherter). Für privat Krankenversicherte ist kein pauschaler Beitrag zur Krankenversicherung zu zahlen. 

Durch die Aufnahme eines Minijobs und durch die Zahlung des Pauschalbeitrags zur Kranken- 
versicherung (13 %) entsteht allerdings für den geringfügig Beschäftigten kein den Krankenversi- 
cherungsschutz auslösendes Versicherungsverhältnis. Es ergeben sich für den Minijobber demzu- 
folge keine Leistungsansprüche in der gesetzlichen Krankenversicherung. 
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A. Grundlagen und Formen der Beschäftigungsmöglichkeiten 



Durch die Zahlung des vorgeschriebenen Pauschalbeitrags zur Rentenversicherung in Höhe von 
15 % erwachsen dem Arbeitnehmer lediglich Rentenvorteile in Form eines Zuschlages an Ent- 
geltpunkten sowie in begrenztem Umfang bei der Erfüllung der Wartefrist. Es besteht für gering- 
fügig Beschäftigte allerdings die Möglichkeit auf die Rentenversicherungsfreiheit zu verzichten 
um durch eine freiwillige Aufstockung auf den regulären Rentenversicherungsbeitrag, das volle 
Leistungs Spektrum der Rentenversicherung in Anspruch nehmen zu können. 

Wird neben einem rentenversicherungspflichtigen Hauptberuf nur eine geringfügige Beschäfti- 
gung ausgeübt, erfolgt keine Zusammenrechnung mit dem Hauptberuf Werden jedoch mehrere 
geringfügige Beschäftigungen ausgeübt und wird dadurch die 400 Euro-Grenze überschritten, er- 
folgt eine Zusammenrechnung. In diesem Fall wird auch die Nebenbeschäftigung versicherungs- 
pflichtig und es sind die regulären Sozialversicherungsbeiträge aufzubringen. Ist der Hauptberuf 
sozialversicherungsfrei (z.B. als Beamter oder Selbstständiger), erfolgt keine Zusammenrechnung 
der Einnahmen aus diesen Tätigkeiten. 

b) Lohnsteuerrecht 

Für die steuerrechtliche Behandlung von geringfügig entlohnten Beschäftigungsverhältnissen 22 
kommt es maßgeblich darauf an, ob der Arbeitgeber für das Beschäftigungsverhältnis den Pau- 
schalbeitrag i.H. von 15 % oder den regulären, allgemeinen Beitrag zur Rentenversicherung (Jahr 
2008: 19,9 %) zu entrichten hat. Führt der Arbeitgeber für ein geringfügig entlohntes Beschäfti- 
gungsverhältnis den pauschalen Beitrag zur Rentenversicherung (mit oder ohne Aufstockungs- 
betrag des Arbeitnehmers) in Höhe von 15 % ab, so kann die Besteuerung des Arbeitslohns mit 
der einheitlichen Pauschsteuer in Höhe von 2 % erfolgen (§ 40a Abs. 2 EStG). Die einheitliche 
Pauschsteuer ist zusammen mit den übrigen pauschalen Sozialversicherungsabgaben ausschließ- 
lich an die Minijob-Zentrale zu zahlen. 

Durch die Pauschalierung der Lohnsteuer mit 2 %, die auch den Solidaritätszuschlag und die 
Kirchensteuer umfasst, hat eine endgültige Besteuerung des Arbeitslohns stattgefunden. Durch 
die Pauschalbesteuerung entfällt der Ansatz in der persönlichen Einkommensteuererklärung des 
Minijobbers. 

Hat der Arbeitgeber für einen gewerblichen Minijobs keinen Pauschalbeitrag zur Rentenversiche- 23 
rung in Höhe von 15 % zu entrichten (z.B. für Beamte), kann er unter Verzicht auf die Vorlage 
einer Lohnsteuerkarte die Lohnsteuer mit einem Pauschalsteuersatz in Höhe von 20 % erheben. 

Die 20 %ige pauschale Lohnsteuer zuzüglich Solidaritätszuschlag und Kirchensteuer ist - im Ge- 
gensatz zur einheitlichen Pauschsteuer i.H. von 2 % - nicht an die Minijob-Zentrale, sondern 
bei dem für den Arbeitgeber zuständigen Betriebsstättenfinanzamt mittels Lohnsteueranmeldung 
abzuführen. 

Q Praxishinweis 

In beiden Fällen der Lohnsteuerpauschalierung (2 oder 20%) ist Voraussetzung, dass eine geringfügig entlohnte Beschäf- 
tigung im Sinne des § 8 Abs. i Nr. i oder des §8aSGBIV vorliegt. Das Steuerrecht knüpft damit direkt an die sozialversiche- 
rungsrechtlichen Voraussetzungen an. 

Wird der Arbeitslohn aus einer geringfügig entlohnten Beschäftigung weder mit der abgeltenden 
Pauschsteuer von 2 % noch nach § 40a Abs. 2a EStG pauschal mit 20 % erhoben, so ist die Be- 
steuerung nach Maßgabe der vorgelegten Lohnsteuerkarte durchzuführen. In diesem Fall hängt 
die Höhe der Steuerabzugsbeträge von der eingetragenen Lohnsteuerklasse ab. Bei den Lohnsteu- 
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erklassen I (Alleinstehende), II (bestimmte Alleinerziehende mit Kind) oder III und IV (verheira- 
tete Arbeitnehmer/innen) fällt bis zu der Geringfügigkeitsgrenze von 400 Euro keine Lohnsteuer 
an. Wird dagegen eine Lohnsteuerkarte mit den Steuerklassen V oder VI vorgelegt, erfolgt bereits 
bei einem geringen Arbeitslohn ein Steuerabzug. 

2. Minijob im Privathaushalt 

a) Sozialversicherung 

24 Mit Wirkung zum 1. April 2003 wurde als eigenständige Form der 400-Euro-Minijobs, die ge- 
ringfügig entlohnten Beschäftigung im Privathaushalt eingeführt (§ 8a SGB IV). Mit den neu 
geschaffenen privaten Minijobs wollte der Gesetzgeber erreichen, dass Einkünfte aus häufig an der 
Sozialversicherung vorbei ausgeübter Schwarzarbeit erfasst und damit legalisiert werden. 

Die private Form der geringfügig entlohnten Beschäftigung liegt vor, wenn das Arbeitsentgelt aus 
dieser Beschäftigung im Monat regelmäßig 400 Euro nicht übersteigt, die Tätigkeit durch einen 
privaten Haushalt begründet und sonst gewöhnlich durch Mitglieder des privaten Haushalts er- 
ledigt wird. Um haushaltsnahe Tätigkeiten handelt es sich beispielsweise bei der Zubereitung von 
Mahlzeiten im Haushalt, der Reinigung der Wohnung, der Gartenpflege sowie der Pflege, Versor- 
gung und Betreuung von Kindern, Kranken, alten Menschen und pflegebedürftigen Personen. 

25 Voraussetzung für ein geringfügiges Arbeitsverhältnis in einem Privathaushalt ist, dass die Be- 
schäftigung durch einen privaten Haushalt begründet wird, es sich also bei dem Arbeitgeber um 
kein Unternehmen handelt. Privathaushalte werden nur von natürlichen Personen geführt. 

Um Beschäftigungen im Privathaushalt aus der Illegalität zu führen und für private Arbeitgeber 
attraktiv zu machen, betragen die Pauschalabgaben zur Sozialversicherung im Gegensatz zu den 
gewerblichen Minijob lediglich: 

■ 5 % zur Krankenversicherung, 

■ 5 % zur Rentenversicherung und 

■ 2 % Pauschsteuer, sofern der Arbeitnehmer keine Lohnsteuerkarte vorlegt. 

26 Der private Arbeitgeber zahlt für geringfügig Beschäftigte in Privathaush alten Pauschalbeiträge 
in Höhe von jeweils 5 % des Arbeitsentgelts zur gesetzlichen Kranken- und Rentenversicherung. 
Wie bei den gewerblichen Minijobs entstehen aus dieser Beitragsentrichtung dem Beschäftigten 
bei der Rentenberechnung lediglich Vorteile in Form eines Zuschlags an Entgeltpunkten, aus dem 
wiederum in begrenztem Umfang Wartezeitmonate ermittelt werden. 

Geringfügig entlohnte Beschäftigte im Privathaushalt haben deshalb ebenfalls die Möglichkeit, 
den vom Arbeitgeber zu leistenden Pauschalbeitrag zur Rentenversicherung von 5 % auf den vol- 
len Pflichtbeitrag (Jahr 2008: 19,9 %) zu ergänzen und damit Ansprüche auf das volle Leistungs- 
spektrum der Rentenversicherung zu erwerben. 

b) Lohnsteuerrecht 

27 Die sozialversicherungsrechtliche Unterscheidung in gewerbliche Minijobs und geringfügig ent- 
lohnte Beschäftigungen in Privathaushalten hat ihren Grund in der beitragsrechtlichen Privile- 
gierung der privaten Minijobs. Für die lohnsteuerliche Behandlung ergeben sich für Minijobs im 
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Privathaushalt dagegen keine Besonderheiten gegenüber den im gewerblichen Bereich durchge- 
führten geringfügigen Beschäftigungen. 

Der Arbeitgeber kann die Besteuerung einer geringfügigen Beschäftigung im Privathaushalt (§ 8a 
SGB IV), für die er den pauschalen Rentenversicherungsbeitrag (mit oder ohne Aufstockungsbe- 
trag des Arbeitnehmers) in Höhe von 5 % entrichtet, entweder mit der 

■ einheitlichen Pauschsteuer in Höhe von 2 % (§ 40a Abs. 2 EStG) oder 

■ sofern keine Pauschalbeiträge zur Rentenversicherung zu entrichten sind mit dem Pauschal- 
steuersatz von 20 % (§ 40a Abs. 2a EStG) zuzüglich des Solidaritätszuschlags und der pauscha- 
len Kirchensteuer nach dem jeweiligen Landesrecht 

erheben 

Soll die Besteuerung eines Minijobs im Privathaushalt nicht pauschal durch den Arbeitgeber er- 28 
folgen, ist der Lohnsteuerabzug nach den Merkmalen der Lohnsteuerkarte vorzunehmen. 

Um einen zusätzlichen Anreiz für geringfügige Beschäftigungsverhältnisse im Privathaushalt zu 
schaffen, wurde mit Wirkung ab dem Jahr 2003 eine neue steuerliche Förderung in Form einer Steue- 
rermäßigung bei der Einkommensteuer nach § 35a EStG eingeführt. Die Steuerermäßigung beträgt 

■ 10 % der Aufwendungen, höchstens 510 Euro jährlich, für eine geringfügige Beschäftigung in 
einem Privath aushalt (nach § 8a SGB IV), 

■ 12 % der Aufwendungen, höchstens 2.400 Euro jährlich, bei haushaltsnahen Beschäftigungsver- 
hältnissen, für die auf Grund des Beschäftigungsverhältnisses Pflichtbeiträge zur gesetzlichen 
Sozialversicherung entrichtet werden und die keine geringfügige Beschäftigung darstellen. 

Für die Inanspruchnahme von haushaltsnahen Dienstleistungen, die nicht im Rahmen eines abhän- 29 
gigen Arbeitsverhältnisses und in einem in der Europäischen Union oder dem Europäischen Wirt- 
schaftsraum liegenden Haushalt des Steuerpflichtigen erbracht werden, ermäßigt sich die tarifliche 
Einkommensteuer auf Antrag um 20 %, höchstens jedoch 600 Euro jährlich. Bei Inanspruchnahme 
von Pflege- und Betreuungsleistungen höchstens 1.200 Euro jährlich (§ 35a Abs. 2 EStG). 

Q Praxishinweis 

Steuerlich interessant sind Minijobs im Privathaushalt, weil sich die Einkommensteuer des privaten Arbeitgebers direkt um 
10 %, höchstens SiO Euro, seiner Aufwendungen (Lohn, Sozialabgaben) ermäßigt. Eür jeden Kalendermonat, in dem kein 
förderfähiges Beschäftigungsverhältnis bestanden hat, mindert sich der Höchstbetrag um ein Zwölftel. 

Durch die besonderen Regelungen für geringfügige Beschäftigungsverhältnisse in Privathaushal- 
ten, werden für private Arbeitgeber eine Reihe von verfahrensmäßiger und finanzieller Erleichte- 
rungen und Anreize geschaffen, diese Beschäftigungen legal durchzuführen. 

IN. Kurzfristige Beschäftigung 

1. Sozialversicherungsrecht 

Nach § 8 Abs. 1 Nr. 2 SGB IV liegt eine kurzfristige Beschäftigung vor, wenn die Beschäftigung 30 
innerhalb eines Kalenderjahres auf längstens zwei Monate oder 50 Arbeitstage nach ihrer Ei- 
genart begrenzt zu sein pflegt oder im Voraus vertraglich (z.B. durch einen auf längstens ein Jahr 
befristeten Rahmenarbeitsvertrag) begrenzt ist und nicht berufsmäßig ausgeübt wird. 
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Von dem Zweimonatszeitraum ist auszugehen, wenn die Beschäftigung an mindestens fünf Tagen 
in der Woche ausgeübt wird. Bei Beschäftigungen von weniger als fünf Tagen in der Woche ist bei 
der Beurteilung auf den Zeitraum von 50 Arbeitstagen abzustellen. Überschreitet eine kurzfristige 
Beschäftigung unvorhergesehen den Zeitraum von zwei Monaten oder 50 Arbeitstage im Kalen- 
derjahr, so tritt vom Tage des Überschreitens an Versicherungspflicht ein. 

Für die sozialversicherungsrechtliche Behandlung kommt es bei einer kurzfristigen Beschäftigung 
- anders als bei den 400-Euro-Minijobs - nicht auf die Höhe des Arbeitsverdienstes an. Ein weite- 
rer Unterschied zu den geringfügig entlohnten Beschäftigungsverhältnissen ist, dass für diese Ar- 
beitsverhältnisse weder für Arbeitnehmer noch für den Arbeitgeber Sozialversicherungsbeiträge 
anfallen. Deshalb sind diese kurzfristigen Arbeitsverhältnisse für Arbeitgeber häufig besonders 
attraktiv. 

Eine kurzfristige Beschäftigung darf allerdings nicht berufsmäßig ausgeübt werden. Dies ist im- 
mer dann der Fall, wenn sie für die betroffene Person nicht von untergeordneter wirtschaftlicher 
Bedeutung ist. Wird eine Beschäftigung regelmäßig ausgeübt, handelt es sich ebenfalls nicht um 
eine beitragsfreie kurzfristige Beschäftigung. Beschäftigungen werden regelmäßig ausgeübt, wenn 
sie von vornherein auf ständige Wiederholung gerichtet sind. 

Bei einer Verlängerung des Arbeitsvertrags entfällt die Kurzfristigkeit ab dem Zeitpunkt der Ver- 
längerung. Schließt sich an einen auf ein Jahr befristeten Rahmenarbeitsvertrag nach dessen Ende 
innerhalb von 2 Monaten erneut ein Rahmenarbeitsvertrag an, geht man von Beginn des neuen 
Rahmenarbeitsvertrags an von einer regelmäßig ausgeübten Beschäftigung aus. 



Q Praxishinweis 

Der Abschluss eines neuen, auf maximal ein Jahr befristeten Rahmenarbeitsvertrags mit maximal 50 Arbeitstagen hat nach 
Ablauf der zweimonatigen Wartezeit zur Folge, dass erneut von einer sozialversicherungsfreien kurzfristigen Beschäftigung 
auszugehen ist. 



2. Lohnsteuerrecht 

33 Für kurzfristige Beschäftigungsverhältnisse besteht ebenso wie für geringfügig entlohnte Arbeits- 
verhältnisse generelle Steuerpflicht. Der Arbeitslohn aus einer kurzfristigen Beschäftigung ist un- 
eingeschränkt lohnsteuerpflichtig. Für den Arbeitslohn aus einer kurzfristigen Beschäftigungen 
kann die Lohnsteuer weder mit der einheitlichen Pauschsteuer von 2 % noch mit dem 20 % des 
Arbeitsentgelts erhoben werden. Neben der individuellen Lohnbesteuerung nach den Merkmalen 
der Lohnsteuerkarte des Arbeitnehmers, kommt allerdings unter den Voraussetzungen des § 40a 
Abs. 1 EStG die Möglichkeit der Pauschalbesteuerung durch den Arbeitgeber mit 25 % in Frage. 

Q Praxishinweis 

Die Pauschalsteuer in Höhe von 25 % ist - anders als die einheitliche 2 %ige Pauschsteuer - nicht an die Minijob-Zentrale, 
sondern stets an das für den Arbeitgeber zuständige Betriebsstätten finanzamt abzu führen. 

Problematisch ist die Pauschalbesteuerung bei kurzfristigen Beschäftigungsverhältnissen deshalb, 
weil die in § 40a Abs. 1 EStG geregelten steuerlichen Voraussetzungen für die pauschale Lohnbe- 
steuerung erheblich von den sozialversicherungsrechtlichen Bedingungen abweichen. Der Begriff 
der „kurzfristigen Beschäftigung“ ist nicht mit dem sozialversicherungsrechtlichen Begriff gemäß 
§ 8 Abs. 1 Nr. 2 SGB IV identisch. 
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B. Niedriglohn-Jobs in der Gleitzone 



Der Arbeitgeber darf nach § 40a Abs. 1 EStG bei kurzfristigen Beschäftigungen, die Lohnsteu- 34 
er ohne Vorlage der Lohnsteuerkarte nur dann mit dem Pauschalsteuersatz von 25 % erheben, 
wenn 

■ der Arbeitnehmer nur gelegentlich beschäftigt wird, 

■ die Beschäftigung über 18 zusammenhängende Arbeitstage nicht hinausgeht, 

■ der Arbeitslohn täglich 62 Euro nicht übersteigt und 

■ der Stundenlohn höchstens 12 Euro beträgt. 

Während die maximale Tätigkeitsdauer einer kurzfristigen Beschäftigung im Sozialversicherung 
zwei Monate oder 50 Arbeitstage beträgt, darf die Beschäftigung ohne Vorlage einer Lohnsteuer- 
karte höchstens 18 zusammenhängende Arbeitstage betragen. Daneben sind die Arbeitslohngren- 
zen von 12 Euro je Stunde und 62 Euro je Arbeitstag für die Anwendung der Pauschalbesteuerung 
mit 25 % zu beachten. Eine gelegentliche, nicht regelmäßig wiederkehrende Beschäftigung hegt 
im Sinne des § 40 Abs. 1 S. 2 EStG vor, wenn bei Aufnahme der Tätigkeit kein wiederholter Einsatz 
vereinbart ist. 
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Q Praxishinweis 

Aufgrund der im Sozialversicherungs- und Lohnsteuerrecht erheblich differierenden Zeit- bzw. Arbeitslohngrenzen ist für 
Besteuerung von kurzfristigen Beschäftigungen, der Lohnsteuerabzug anhand der vom Arbeitnehmer vorzulegenden Lohn- 
steuerkarte anzustreben. Nur im Fall der individuellen Besteuerung nach den Merkmalen der Lohnsteuerkarte profitieren 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer von den deutlich weiter gefassten Arbeitszeit- und Arbeitsentgeltgrenzen. 



B. Niedriglohn-Jobs in der Gleitzone 

I. Grundlagen der Midi-Jobs 

1. Sozialversicherungsrecht 

Im Zuge der Reform der geringfügigen Beschäftigungen wurden zum 1. April 2003 im Niedrig- 35 
lohnbereich die sog. „Midi-Jobs“ neu geschaffen. Bei diesen Midi- Jobs handelt es sich um lohn- 
steuer- und sozialversicherungspflichtige Arbeitsverhältnisse für die innerhalb einer sog. Gleitzo- 
ne von 400,01 - 800 Euro ein besonderes Beitragsermittlungsverfahren anzuwenden ist. Durch 
die innerhalb der Gleitzone langsam ansteigenden, geringeren Arbeitnehmeranteile zur Sozialver- 
sicherung sollen reguläre Beschäftigungsverhältnisse mit geringem Einkommen attraktiver und 
Ausweichreaktionen zu den sozialversicherungsfreien Minijobs vermieden werden. Eine weitere 
Intention des Gesetzgebers ist, dass Gleitzonen-Arbeitsverhältnisse als Brücke zur Aufnahme ei- 
ner Vollzeitbeschäftigung dienen sollen. 

Q Der Gesetzgeber hat die Gleitzone in § 20 Abs. 2 SGB IV wie folgt definiert: 

Eine Gleitzone im Sinne dieses Gesetzbuches liegt bei einem Beschäftigungsverhältnis vor, wenn das daraus erzielte 
Arbeitsentgelt zwischen 400,01 Euro und 800 Euro im Monat liegt und die Grenze von 800,00 Euro im Monat regelmäßig 
nicht überschreitet; bei mehreren Beschäftigungsverhältnissen ist das insgesamt erzielte Arbeitsentgelt maßgebend. 
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Innerhalb der Gleitzone besteht in allen Zweigen der Sozialversicherung grundsätzlich Versi- 
cherungspflicht nach den allgemeinen Vorschriften. Abweichungen ergeben sich bei Entgelten 
in der Gleitzone hinsichtlich der Höhe des beitragspflichtigen Arbeitsentgelts und der Tragung 
der Beiträge. Während der Arbeitgeber auch in der Gleitzone seinen regulären Anteil am Ge- 
samtsozialversicherungsbeitrag (ca. 20 %) vom tatsächlichen Bruttoarbeitsentgelt zahlt, trägt der 
Arbeitnehmer seinen Beitragsanteil von einem verminderten Bruttoarbeitsentgelt. Der vom Ar- 
beitnehmer zu tragende Beitragsanteil steigt durch eine besondere Umrechnungsformel für die 
Beitragsbemessungsgrundlage in der Gleitzone dabei gleitend bis auf den vollen Anteil bei einem 
Arbeitsentgelt von 800 Euro an. 

Für einige Personen, wie z.B. für Auszubildende ist die Gleitzonenregelung grundsätzlich nicht 
anzuwenden. Ebenfalls nicht um Gleitzonenfälle handelt es sich, wenn lediglich Teilarbeitsentgel- 
te (z.B. wegen Ende oder Unterbrechung des Arbeitsverhältnisses) zur Auszahlung gelangen, die 
innerhalb der Gleitzone liegen. 

37 Bei Arbeitnehmern, deren regelmäßiges monatliches Arbeitsentgelt innerhalb der Gleitzone liegt, 
wird für die Berechnung des Arbeitnehmeranteils zur Kranken-, Pflege-, Renten- und Arbeitslo- 
senversicherung nicht das tatsächlich erzielte Arbeitsentgelt zu Grunde gelegt, sondern ein redu- 
zierter Betrag, der nach der folgenden Formel berechnet wird; 

F X 400 -h (2 - F) X (Arbeitsentgelt - 400) 

Der in der Gleitzonenformel genannte Faktor F ist der Wert, der sich ergibt, wenn der Wert 30 % 
durch den durchschnittlichen Gesamtsozialversicherungsbeitragssatz geteilt wird. Der Faktor F 
wird jährlich vom Bundesministerium für Arbeit und Soziale Sicherung bekannt gegeben. Dieser 
Faktor ist auf vier Dezimalstellen zu runden. Für den Zeitraum vom 

01.01. - 31.12.2008 beträgt der Faktor F = 0,7732 

38 Aufgrund der Reduzierung des beitragspflichtigen Arbeitsentgelts und daraus folgend des Arbeit- 
nehmerbeitragsanteils werden der späteren Rentenberechnung für diese Zeit allerdings auch nur 
die reduzierten Arbeitsentgelte zugrunde gelegt. Der Arbeitnehmer kann in der Rentenversiche- 
rung auf die Reduzierung des beitragspflichtigen Arbeitsentgelts verzichten und den vollen Ar- 
beitnehmerbeitrag zahlen (§ 163 Abs. 10 Satz 6 SGB VI). Durch den Verzicht auf die Anwendung 
der Gleitzonenregelung können die damit verbundenen rentenmindernden Auswirkungen in der 
gesetzlichen Rentenversicherung vermieden werden. 

In der Krankenversicherung hat der reduzierte Arbeitnehmerbeitrag auf die Höhe der Leistungen 
keinen Einfluss. Bei der Berechnung des Krankengeldes wird von der Krankenkasse das unge- 
kürzte (beitragspflichtige) Arbeitsentgelt berücksichtigt. Deshalb muss vom Arbeitgeber in den 
entsprechenden Verdienstbescheinigungen das ungekürzte Arbeitsentgelt bescheinigt werden. 

2. Lohnsteuerrecht 

39 Bezüglich der lohnsteuerlichen Behandlung von Midi-Jobs gibt es keine Unterschiede zu regu- 
lären Voll- bzw. Teilzeitbeschäftigungen. Die Lohnbesteuerung hat für Beschäftigungen in der 
Gleitzone stets nach den individuellen Steuermerkmalen der Lohnsteuerkarte des Arbeitnehmers 
zu erfolgen. Die Möglichkeit zu einer pauschalen Lohnbesteuerung durch den Arbeitgeber, wie 
bei den geringfügigen Beschäftigungsverhältnissen, besteht für Gleitzonen-Arbeitsverhältnisse 
nicht. 
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C. Zuständige Melde- und Einzugsstelle 



Q Praxishinweis: 

Die Midi-Jobs in der Gleitzone sind deutlich weniger bekannt als die Mini-Jobs und werden von Unternehmen auch kaum aktiv 
angeboten. Das liegt u.a. daran, dass die Beitragsermittlung mittels der besonderen Gleitzonen formel verwaltungsintensiv ist 
und das Unternehmen zudem die vollen Sozialversicherungsbeiträge zu tragen hat. 
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C. Zuständige Melde- und Einzugsstelle 

I. Die Minijob-Zentrale 

1 . Geringfügig entlohnte und kurzfristige Beschäftigungen 

Mit der grundlegenden Reform der geringfügigen Beschäftigungsverhältnisse ist seit 1. April 2003 40 

die Minijob-Zentrale, die bei der Deutschen Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See geführt 
wird, bundesweit die zentrale Einzugs- und Meldestelle für geringfügige Beschäftigungen ein- 
schließlich der Minijobs in den Privathaushalten. 

Die Minijob-Zentrale erhält sowohl die Pauschalbeiträge zur Kranken- und Rentenversicherung 
als auch die einheitliche 2 %ige Pauschsteuer nach § 40a Abs. 2 EStG. Die Minijob -Zentrale ist 
ebenfalls die zuständige Einzugsstelle für diejenigen geringfügig Beschäftigten, die auf die Ren- 
tenversicherungsfreiheit verzichtet haben und den Pauschalbeitrag des Arbeitgebers freiwillig auf 
den regulären Beitrag zur gesetzlichen Rentenversicherung (Jahr 2008: 19,9 %) aufstocken. 

Die geringfügigen Beschäftigungsverhältnisse im Privathaushalt (§ 8a SGB IV) sind ebenfalls an 41 
die Minijob-Zentrale zu melden. Für diese Arbeitsverhältnisse hat der private Arbeitgeber der 
Einzugsstelle eine vereinfachte Meldung, den sog. Haushaltsscheck einzureichen. Die Minijob- 
Zentrale berechnet daraufhin anhand der gemachten Angaben die pauschalen Sozialversiche- 
rungsbeiträge, die Umlagen zur Lohnfortzahlungsversicherung sowie die abzuführenden Steuern 
und zieht diese mittels Lastschriftverfahren vom Konto des privaten Arbeitgebers ein. Die Teil- 
nahme am Haushaltsscheckverfahren ist für den Privathaushalt obligatorisch. 

Seit dem Jahr 2006 dürfen Meldungen und Beitragsnachweise für alle Arbeitnehmer nur noch 
durch Datenübertragung mittels systemgeprüfter Programme oder maschinell erstellter Ausfüll- 
hilfen übermittelt werden. Eine Übersendung der Meldedaten in Papierform oder auf Datenträ- 
gern ist zwar nicht mehr zulässig, die Spitzenverbände der Sozialversicherung haben jedoch eine 
Ausnahmeregelung geschaffen. Dadurch ist in folgenden Fällen die Erstattung der vorgeschriebe- 
nen Meldungen bzw. Beitragsnachweise in Papierform weiterhin möglich: 

■ für Arbeitgeber von geringfügig Beschäftigten in Privathaushalten, für die das Haushalts- 
scheckverfahren zwingend anzuwenden ist und 

■ für Arbeitgeber, die im privaten Bereich nichtgewerbliche Zwecke oder mildtätige, kirchliche, 
religiöse, wissenschaftliche bzw. gemeinnützige Zwecke im Sinne des § 10b EStG verfolgen 
und einen Arbeitnehmer geringfügig beschäftigen. 

Alle anderen Arbeitgeber haben das Meldeverfahren nach der Datenerfassungs- und -übermitt- 42 
lungsverordnung (DEÜV) zwingend auf elektronischem Weg mit der Minijob -Zentrale durchzu- 
führen. 
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Q Praxishinweis: 

Arbeitgeber von geringfügig Beschäftigten müssen seit der Reform der Minijobs nur noch mit einer einzigen Stelle abrechnen 
und nicht, wie früher, mit einer Vielzahl von unterschiedlichen Krankenkassen und Finanzämtern. Die Minijob-Zentrale bietet 
zudem ein umfangreiches Service- und Informationsangebot rund um die Beschäftigung von Minijobs an. 

Übt ein Arbeitnehmer neben einer sozialversicherungspflichtigen Hauptbeschäftigung gleich- 
zeitig mehrere Minijobs aus und tritt hierdurch in einer geringfügigen Beschäftigung Versiche- 
rungspflicht ein, sind die notwendigen Meldungen an die Krankenkasse zu erstatten, bei der der 
Minijobber krankenversichert ist. Bei privat Krankenversicherten gilt in diesem Fall das Zustän- 
digkeitsprinzip der letzten gesetzlichen Krankenkasse. 



2. Duchführung des Umlageverfahrens (U1 und U2) 

43 Die Minijob -Zentrale führt für alle geringfügig Beschäftigten das Verfahren zum Ausgleich der 
Arbeitgeberaufwendungen für Entgeltfortzahlung bei Arbeitsunfähigkeit (Ul -Verfahren) und 
Mutterschaft (U2-Verfahren) nach dem Aufwendungsausgleichsgesetz (AAG) durch. Die Mittel 
zur Durchführung des gesetzlich vorgeschriebenen Ausgleichsverfahrens werden durch die allei- 
ne von den beteiligten Arbeitgebern zu leistenden Umlagen (Ul und U2) aufgebracht. 

An dem Ausgleichsverfahren bei Krankheit (Ul -Verfahren) nehmen grundsätzlich nur Arbeitge- 
ber bis maximal 30 Beschäftigten teil. Das U2-Verfahren bei Schwangerschaft/Mutterschaft ist seit 
dem 01.01.2006 für alle Arbeitgeber obligatorisch. Die Betriebsgröße wird bei der Feststellung zur 
Teilnahme am U2-Verfahren grundsätzlich nicht berücksichtigt. 

44 Der von den teilnehmenden Arbeitgebern zu leistende Beitragssatz für die Umlage Ul beträgt für 
geringfügig Beschäftigte 0,1 % bei einem Erstattungssatz von 80 % der berücksichtigungsfähigen 
Aufwendungen. Der Umlagesatz für die U2 ist derzeit ausgesetzt, der Erstattungsbetrag für die 
erstattungsfähigen Aufwendungen beträgt hier 100 %. 

Q Praxishinweis: 

Für eine kurzfristige Beschäftigung fällt die Umlage U I (Entgeltfortzahlung bei Arbeitsunfähigkeit) nur dann an, wenn die 
Beschäftigung länger als vier Wochen dauert. 
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C. Zuständige Melde- und Einzugsstelle 



3. Übersicht 



1 




Quelle; Minijob-Zentrale, Deutsche Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See, 45115 Essen 

II. Aktuelle Entwicklung der geringfügigen Beschäftigungen 

1. Allgemein 

Seit der Reform der geringfügigen Beschäftigungsverhältnisse im Jahr 2003 werden die Mini- 45 
Jobs als arbeitsmarktpolitisches Instrument kontrovers diskutiert. Um den Subventionsvorwurf 
zu entkräften, hat die Bundesregierung im Jahr 2006 reagiert und im Rahmen des Haushaltbe- 
gleitgesetzes 2006 die Pauschalabgaben für gewerbliche Minijobs mit Wirkung ab 01.07.2006 von 
bisher 25 % auf 30 % deutlich angehoben. Die Frage, ob Minijobs zur Verdrängung von sozialver- 
sicherungspflichtigen Beschäftigungsverhältnissen führen oder als Brücke zur Aufnahme eines 
sozial abgesicherten Voll- oder Teilzeitjob dienen, kann für diese Ausführungen offen bleiben. 
Darauf hinzuweisen ist, dass durch die Neuregelung der geringfügigen Beschäftigungsverhält- 
nisse im Jahr 2003 die Beitragseinnahmen gestiegen sind. Die Minijobs leisten damit einen nicht 
unerheblichen Beitrag zur Stabilisierung des Sozialsystems. 
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2. Zahl der geringfügig entlohnten Beschäftigten 

Die Minijob -Zentrale veröffentlicht regelmäßig Quartalsberichte, die über die aktuelle Entwick- 
lung bei den geringfügig Beschäftigten informiert. Diese geben den jeweiligen Bestand der bei 
der Minijob-Zentrale gemeldeten geringfügig entlohnten Beschäftigten wieder. Die Zahlen der 
kurzfristigen Beschäftigungsverhältnisse werden von der Minijob-Zentrale nicht aufbereitet, da 
eine statistische Auswertung nicht möglich ist. 

Bei den Minijobs ist auch am Ende des 1. Quartals 2008 eine leicht ansteigende Entwicklung zu 
beobachten. Derzeit gehen rund 6,5 Millionen Menschen in Deutschland einen Minijob nach. 
Nachfolgend wird ein Überblick über die aktuelle Entwicklung bei den geringfügig Beschäftigten 
gegeben, der deutlich macht, welchen beachtlichen Stellenwert diese Beschäftigungsverhältnisse 
mittlerweile haben. 



3. Gewerbliche geringfügig entlohnte Beschäftigte 

47 Zum Stichtag 31. März 2008 waren bei Minijob-Zentrale 

6.534.576 geringfügig entlohnte Beschäftigte 

im gewerblichen Bereich gemeldet. Das sind 353.149 Minijobs mehr gegenüber dem Vergleichs- 
monat des Vorjahres (März 2007) und entspricht einem Zuwachs von 5,7 %. 




48 Die Verteilung der bundesweit 6.534.576 geringfügig entlohnten Beschäftigten auf die einzelnen 
Bundesländer stellt sich Ende März 2008 wie folgt dar. 
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Notdthein-Westfalen 
Bayern 
B aden -Württemberg 
Niedersachsen 
Hessen 
Rheinland -Pfalz 
Schleswig-Holstein 
Sachsen 
Berlin 
Hamburg 
Brandenburg 
Thüringen 
Sachsen-Anhalt 
Saarland 

Mecklenburg -Vorpommern 
Bremen 
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Quelle; I. Quartalsbericht 2008, Minijob-Zentrale/Deutsche Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See,45115 Essen 

Bei Betrachtung der Verteilung der geringfügig entlohnten Beschäftigten je 1.000 Einwohner und 49 
Bundesland fällt auf, dass in Bremen im Verhältnis zur Einwohnerzahl die meisten Minijobber 
beschäftigt sind. Pro 1.000 Einwohner gibt es dort rund 98 geringfügig Beschäftigte. In Baden- 
Württemberg sind es rund 94 und in Nordrhein-Westfalen rund 90 Minijobber je 1.000 Einwoh- 
ner. In Sachsen-Anhalt, Brandenburg und Mecklenburg-Vorpommern gibt es im Verhältnis zur 
Einwohnerzahl die wenigsten 400-Euro-Minijobber. Auf 1.000 Einwohner kommen dort rund 44, 

45 und 48 geringfügig entlohnte Beschäftigte. 



Bremen 
Baden-Württemberg 
Nordrhein-Westfalen 
Saarland 
Bayern 
Hessen 
Rheinland -Pfalz 
Hamburg 
Niedersachsen 
Schleswig-Holstein 
Berlin 
Sachsen 
Thüringen 
Mecklenburg -Vorpommern 
Brandenburg 
Sachsen- Anhalt 




Quelle; Statistisches Bundesamt, Wiesbaden 2008 
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Die Geschlechterverteilung der Minijobber zeigt, dass ca. 64 % weiblich und 36 % männlich sind. 
Da die geringfügige Beschäftigung wegen des niedrigen Verdienstes und des fehlenden Sozialver- 
sicherungsschutzes in erster Linie für Personen interessant ist, die anderweitig sozial abgesichert 
sind (z.B. im Rahmen einer Familienversicherung über den Ehepartner), kann der hohe Frauen- 
anteil nicht verwundern. 




Frauen 

Männer 



Quelle: I. Quartaisbereicht 2008, Mlnljob-Zentrale/Deutsche Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See, 45115 Essen 

51 Die Zuordnung der geringfügig entlohnten Beschäftigten nach Altersgruppen stellt sich am Ende 
1. Quartals 2008 wie folgt dar: Stärkste Altersgruppe mit 803.370 Minijobbern sind die 40- bis 
45-fährigen. An zweiter Stelle folgen bereits die Rentner mit 65 Jahre und älter. Die drittstärkste 
Gruppe sind die 45- bis unter 50-Jährigen mit 752.848 Minijobbern. 
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Quelle: I. Quartalsbericht 2008, Mlnljob-Zentrale/Deutsche Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See, 45115 Essen 
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C. Zuständige Melde- und Einzugsstelle 



4. Geringfügig entlohnte Beschäftigte in Privathaushalten 

Die Minijob-Zentrale verzeichnete zum 31.03.2008 bundesweit 151.789 geringfügig entlohnte 52 
Beschäftigte in Privathaushalten. Die Zahl der Beschäftigten, für die das so genannte Haushalts- 
scheckverfahren anzuwenden ist, stieg gegenüber dem Vorjahresquartal 2007 um 14.114 Arbeit- 
nehmer bzw. um 10,3 %. Seit dem Jahr 2005 beträgt die Steigerung der Minijobber in Privathaus- 
halten beachtenswerte 48,1 %. 



1 




Quelle; I. Quartalsbericht 2008, Minijob-Zentrale/Deutsche Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See,45115 Essen 

Die Gesamtzahl der in Privathaushalten tätigen geringfügig entlohnten Beschäftigten hat sich 53 
Ende März 2008 wie folgt auf die einzelnen Bundesländer verteilt. 



Nordrhein-Westfalen 
Bayern 
Baden-Württemberg 
Niedersachsen 
Rheinland -Pfak 
Hessen 
Schleswig-Holstein 
Berlin 
Hamburg 
Sachsen 
Brandenburg 
Saarland 
Sachsen-Anhalt 
Thüringen 
Mecklenburg -Vorpommern 
Bremen 




Quelle; I. Quartalsbereicht 2008, Minijob-Zentrale/Deutsche Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See, 45115 Essen 
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54 Die Betrachtung der Geschlechterverteilung für Gesamtdeutschland zeigt, dass ca. 93 % weibliche 
und nur 7 % männliche Minijobber in Privathaush alten arbeiten. Damit werden Minijobs in Pri- 
vathaushalten fast ausschließlich von Frauen ausgeübt. 

100 % 

Q Frauen 
D Männer 

75 % 



50 % 



25 % 



0 



Quelle: I. Quartalsbericht 2008, Minijob-Zentrale/Deutsche Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See, 45115 Essen 

5. Geringfügig entlohnte Beschäftigte mit 
ßeitragsaufstockung zur Rentenversicherung 

55 Wir bereits ausgeführt, haben Arbeitgeber für geringfügig entlohnte Beschäftigte einen Pauschal- 
beitrag zur Rentenversicherung in Höhe von 15 % (bzw. 5 % für Minijobs in Privathaushalten) des 
Arbeitsentgelts zu leisten. Die Minijobber haben die Möglichkeit mit einer freiwilligen Eigenlei- 
stung den Pauschalbeitrag des Arbeitgebers auf den allgemeinen Rentenversicherungsbeitrag von 
19,9 % (Jahr 2008) aufzustocken, um höhere Rentenansprüche zu erwerben. 

Von dieser Möglichkeit machten am Ende des 1. Quartals 2008 insgesamt 258.325 geringfügig 
entlohnte Beschäftigte Gebrauch. Das sind rd. 4 % der Minijobber. Im Westen liegt der Anteil mit 
4,1 % etwas höher als in den neuen Bundesländern mit 3,1 %. 

6. Geringfügige Beschäftigungsverhältnisse insgesamt 

56 Generell stellen die Quartalsberichte der Minijob-Zentrale auf die Anzahl der geringfügig Beschäf- 
tigten ab. Es erfolgt keine detaillierte Darstellung der - bedingt durch Mehrfachbeschäftigungen 
- zahlenmäßig höheren geringfügigen Beschäftigungsverhältnisse. Zur Information wird an dieser 
Stelle die Anzahl der geringfügigen Beschäftigungsverhältnisse genannt (Stand: 31.03.2008). 
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Gesamt 


West 


Ost 


Gewerbliche Minijobs 


6.784.385 


5.923.241 


861.144 


Minijobs in Privathaushalten 


163.332 


149.037 


14.295 


Geringfügig entlohnte Beschäftigte insg. 


6.947.717 


6.072.278 


875.439 
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§ 2 Geringfügige Beschäftigungsverhältnisse im 
Sozialversicherungsrecht 



A. Versicherungsrecht 



I. Sozialversicherungsfreie Beschäftigung 

1. Voraussetzungen 

1 Nach § 7 Abs. 1 SGB V, § 5 Abs. 2 SGB VI, § 27 Abs. 2 SGB III ist in der Kranken-, Renten- und 
Arbeitslosenversicherung versicherungsfrei, wer eine geringfügige Beschäftigung ausübt. Aus der 
Krankenversicherungsfreiheit folgt, dass auch keine Versicherungspflicht in der Pflegeversiche- 
rung besteht. 

Die für die Versicherungsfreiheit geringfügig entlohnter Beschäftigungen maßgebende monat- 
liche Arbeitsentgeltgrenze beträgt bundeseinheitlich 400 Euro. Überschreitet das Arbeitsentgelt 
regelmäßig 400 Euro im Monat, so tritt vom Tage des Überschreitens an Versicherungspflicht ein. 
Für die zurückliegende Zeit verbleibt es bei der Versicherungsfreiheit. Ein nur gelegentliches und 
nicht vorhersehbares Überschreiten der Arbeitsentgeltgrenze führt nicht zur Versicherungspflicht; 
als gelegentlich ist dabei ein Zeitraum bis zu zwei Monaten innerhalb eines Jahres anzusehen. 

2 Arbeitgeber von geringfügig entlohnten Beschäftigten haben nach den nachfolgend genannten 
Voraussetzungen Pauschalbeiträge zur Kranken- und Rentenversicherung zu leisten. Mit dem 
Haushaltsbegleitgesetz 2006 vom 29. Juni 2006 (BGBl I S. 1402) wurden die Pauschalbeitragssät- 
ze mit Wirkung zum 1. Juli 2006 erhöht. Seit diesem Zeitpunkt beträgt der Pauschalbeitrag zur 
Krankenversicherung 13 % und zur Rentenversicherung 15 % des Arbeitsentgelts. Für geringfügig 
entlohnte Beschäftigungen im Privath aushalt betragen die Pauschalbeitragssätze zur Kranken- 
und Rentenversicherung jeweils 5 % des Arbeitsentgelts. 

Für Arbeitnehmer, die eine versicherungsfreie geringfügig entlohnte Beschäftigung ausüben und 
in der gesetzlichen Krankenversicherung versichert sind, hat der Arbeitgeber den Pauschalbeitrag 
von 13 % des Arbeitsentgelts zur Krankenversicherung zu zahlen. Ein eigener Leistungsanspruch 
in Form von Krankenversicherungsschutz entsteht hierdurch jedoch nicht. 

Q Praxishinweis: 

Der Pauschalbeitrag zur Krankenversicherung entfällt bei geringfügig Beschäftigten, die nicht in der gesetzlichen Krankenver- 
sicherung versichert sind (z.B. Privatversicherte). 

3 Zur Rentenversicherung hat der Arbeitgeber den Pauschalbeitrag in Höhe von 15 % (bzw. Pri- 
vathaushalte 5 %) des Arbeitsentgelts zu zahlen. Hieraus erwachsen für den Arbeitnehmer ent- 
sprechend der Beitragszahlung Rentenvorteile in Form eines Zuschlags an Entgeltpunkten sowie 
in begrenztem Umfang bei der Erfüllung der Wartezeit. Der Arbeitnehmer kann allerdings auf 
die Rentenversicherungsfreiheit verzichten und den Pauschalbeitrag des Arbeitgebers mit einem 
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eigenen Beitrag von derzeit 4,9 % (bzw. Privathaushalte 14,9 %) des Arbeitsentgelts auf den vollen 
Rentenversicherungsbeitrag (Jahr 2008: 19,9 %) aufstocken. Dadurch erwirbt sich der Minijobber 
volle Leistungsansprüche in der Rentenversicherung. 

Q Praxishinweis: 

Die Verzichtserklärung entfaltet Rechtswirkung nur für die Zukunft, d. h., die reguläre Rentenversicherungspflicht beginnt mit 
dem Tag, der auf den Tag des Eingangs der schriftlichen Verzichtserklärung beim Arbeitgeber folgt. Geht die Verzichtserklä- 
rung innerhalb von zwei Wochen nach Aufnahme der geringfügig entlohnten Beschäftigung beim Arbeitgeber ein, wirkt sie 
auf den Beginn der Beschäftigung zurück, falls der Arbeitnehmer dies veriangt. 

Eine geringfügig kurzfristige Beschäftigung liegt vor, wenn die Beschäftigung für eine Zeitdauer 
ausgeübt wird, die im Laufe eines Kalenderjahres seit ihrem Beginn auf nicht mehr als 

■ zwei Monate oder 

■ insgesamt 50 Arbeitstage 

nach ihrer Eigenart begrenzt zu sein pflegt oder im Voraus vertraglich begrenzt ist und nicht 
berufsmäßig ausgeübt wird. Für ein kurzfristiges Beschäftigungsverhältnis fallen keine Sozialver- 
sicherungsbeiträge an auch keine Pauschalbeiträge. 

Die für die Sozialversicherungsfreiheit der verschiedenen Formen der geringfügigen Beschäfti- 4 
gungsverhältnisse maßgebenden Voraussetzungen, sind in den §§ 8, 8a SGB IV geregelt. 

0§8SGBIV 

Geringfügige Beschäftigung und geringfügige selbständige Tätigkeit 

(1) Eine geringfügige Beschäftigung liegt vor, wenn 

1 . das Arbeitsentgelt aus dieser Beschäftigung regelmäßig im Monat 400 Euro nicht übersteigt, 

2. die Beschäftigung innerhalb eines Kalenderjahres auf längstens zwei Monate oder 50 Arbeitstage nach ihrer 
Eigenart begrenzt zu sein pflegt oder im Voraus vertraglich begrenzt ist, es sei denn, dass die Beschäftigung 
berufsmäßig ausgeübt wird und ihr Entgelt 400 Euro im Monat übersteigt. 

(2) Bei der Anwendung des Absatzes 1 sind mehrere geringfügige Beschäftigungen nach Nummer 1 oder Nummer 2 
sowie geringfügige Beschäftigungen nach Nummer 1 mit Ausnahme einer geringfügigen Beschäftigung nach 
Nummer 1 und nicht geringfügige Beschäftigungen zusammenzurechnen. Eine geringfügige Beschäftigung liegt 
nicht mehr vor, sobald die Voraussetzungen des Absatzes 1 entfallen. Wird bei der Zusammenrechnung nach Satz 
1 festgestellt, dass die Voraussetzungen einer geringfügigen Beschäftigung nicht mehr vorliegen, tritt die Ver- 
sicherungspflicht erst mit dem Tage der Bekanntgabe der Feststellung durch die Einzugsstelle oder einen Träger 
der Rentenversicherung ein. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend, soweit anstelle einer Beschäftigung eine selbständige Tätigkeit ausge- 
übt wird. Dies gilt nicht für das Recht der Arbeitsförderung. 

0§ 8a SGB IV 

Geringfügige Beschäftigung in Privathaushalten 

Werden geringfügige Beschäftigungen ausschließlich in Privathaushalten ausgeübt, gilt § 8. Eine geringfügige Be- 
schäftigung im Privathaushalt liegt vor, wenn diese durch einen privaten Haushalt begründet ist und die Tätigkeit sonst 
gewöhnlich durch Mitglieder des privaten Haushalts erledigt wird. 
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5 Die Versicherungsfreiheit kommt allerdings nicht in Betracht für Personen, die 

■ im Rahmen betrieblicher Berufsbildung (z.B. Auszubildende und Praktikanten), 

■ im Rahmen des Gesetzes zur Förderung eines freiwilligen sozialen Jahres, 

■ im Rahmen des Gesetzes zur Förderung eines freiwilligen ökologischen Jahres, 

■ als behinderte Menschen in geschützten Einrichtungen, 

■ in Einrichtungen der Jugendhilfe oder in Berufsbildungswerken oder ähnlichen Einrichtun- 
gen für behinderte Menschen, 

■ aufgrund einer stufenweisen Wiedereingliederung in das Erwerbsleben nach § 74 SGB V bzw. 
§ 28 SGB IX, 

■ wegen konjunktureller oder saisonaler Kurzarbeit 
geringfügig beschäftigt sind. 

2. Statusprüfung durch den Arbeitgeber 

6 Für eine korrekte sozialversicherungsrechtliche Behandlung von Aushilfsbeschäftigungen hat der 
Arbeitgeber zu unterscheiden, ob die Beschäftigung 

■ nach § 8 Abs. 1 Nr. 1 SGB IV wegen der geringen Höhe des Arbeitsentgelts (geringfügig ent- 
lohnte Beschäftigung) oder 

■ nach § 8 Abs. 1 Nr. 2 SGB IV wegen ihrer kurzen Dauer (kurzfristige Beschäftigung) 
geringfügig ist. 

Übt ein Arbeitnehmer bei demselben Arbeitgeber gleichzeitig mehrere Beschäftigungen aus, so 
ist ohne Rücksicht auf die arbeitsvertragliche Gestaltung sozialversicherungsrechtlich von einem 
einheitlichen Beschäftigungsverhältnis auszugehen.' Eine Aufspaltung in eine Haupt- und Neben- 
tätigkeit bei demselben Arbeitgeber wird sozialversicherungsrechtlich nicht anerkannt; vielmehr 
ist von einem einheitlichen Beschäftigungsverhältnis auszugehen, dass die Sozialversicherungs- 
freiheit des Minijobs regelmäßig ausschließt. 

7 Von einer Beschäftigung mit einem anderen Arbeitgeber ist dann auszugehen, wenn ein geson- 
derter Arbeitsvertrag mit einer anderen rechtlichen Person abgeschlossen wurde oder als abge- 
schlossen gilt. Dabei kommt es darauf an, dass der andere Arbeitgeber auch eigenständige Arbeit- 
geberfunktionen besitzt, also u.a. das Weisungsrecht gegenüber dem Arbeitnehmer auch tatsäch- 
lich in eigener Verantwortung ausübt. 

Die Vergabe einer Betriebsnummer ist kein Indiz für die Arbeitgebereigenschaft. Für die Beurtei- 
lung der Frage, ob eine Beschäftigung bei demselben Arbeitgeber vorliegt, kommt es somit ent- 
scheidend auf die eigenständige Ausübung des Direktionsrechtes durch den Arbeitgeber an. Wird 
das Direktionsrecht letztlich - ggf auch mittelbar - nur von einem Arbeitgeber ausgeübt, liegt bei 
diesem ein einheitliches Beschäffigungsverhältnis vor. Entsprechendes gilt für Beschäftigungen, 
die während der Freistellungsphasen im Rahmen flexibler Arbeitszeitregelungen bei demselben 
Arbeitgeber ausgeübt werden. 

8 Im Übrigen gilt die Regelung über die geringfügige Beschäftigung nach § 8a Satz 1 SGB IV auch 
für Beschäftigungen in Privathaushalten. Eine Beschäftigung im Privathaushalt liegt nach § 8a 
Satz 2 SGB IV vor, wenn diese durch einen privaten Haushalt begründet ist und die Tätigkeit sonst 
gewöhnlich durch Mitglieder des privaten Haushalts erledigt wird. 

1 BSG, Urteil vom 16.02.1983 - 12 RK 26/81 USK8310 
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3. Beitrags- und Meldeverfahren 

Das Meldeverfahren für geringfügig Beschäftigte wurde bereits mit Wirkung ab 01.04.1999 in das 
Meldeverfahren für versicherungspflichtige Arbeitnehmer integriert. Dies bedeutet, dass für ge- 
ringfügig beschäftigte Arbeitnehmer grundsätzlich die gleichen Meldungen (mit Entgeltangabe) 
zu erstatten sind, wie für versicherungspflichtige Arbeitnehmer. Neben An- und Abmeldungen 
müssen auch Jahresmeldungen und Unterbrechungsmeldungen abgegeben werden. Ausnahmen 
bestehen lediglich für kurzfristige Beschäftigungsverhältnisse. 

Für die gesetzlich vorgeschriebenen Meldetatbestände sind für geringfügig Beschäftigte folgende 
Personengruppenschlüssel zu verwenden: 

109 Geringfügig entlohnte Beschäftigte nach § 8 Abs. 1 Nr. 1 SGB IV 

110 Kurzfristig Beschäftigte nach § 8 Abs. 1 Nr. 2 SGB IV 

Bei den geringfügig entlohnten Beschäftigungen (Personengruppenschlüssel 109) ist die Bei- 
tragsgruppe zur Krankenversicherung mit „6“ und die Beitragsgruppe zur Rentenversiche- 
rung, sofern nicht auf die Rentenversicherungsfreiheit verzichtet wird, mit „5“ zu verschlüsseln. 

Wird auf die Rentenversicherungsfreiheit verzichtet, ist ebenfalls der Personengruppenschlüssel 
„109“ und als Beitragsgruppe zur Rentenversicherung die Schlüsselung „1“ zu verwenden. Die 
Beitragsgruppen zur Arbeitslosen- und Pflegeversicherung sind mit „0“ zu schlüsseln. 

Wird die geringfügig entlohnte Beschäftigung neben einer versicherungspflichtigen Beschäfti- 10 
gung ausgeübt, ist für die geringfügig entlohnte Beschäftigung grundsätzlich der Personengrup- 
penschlüssel „109“ zu verwenden. Geringfügig entlohnte Beschäftigte in Privathaushalten sind im 
Rahmen des speziellen Haushaltsscheckverfahrens zu melden. 

Die Durchführung des Beitrags- und Meldeverfahrens für geringfügig Beschäftigte - einschließ- 
lich der in Privathaushalten geringfügig Beschäftigten - obliegt der Deutschen Rentenversiche- 
rung Knappschaft-Bahn-See als Träger der Rentenversicherung. Diese Aufgabe wird von der 
Minijob-Zentrale der Deutschen Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See wahrgenommen. 

Die Minijob-Zentrale erthält damit die Pauschalbeiträge zur Kranken- und Rentenversicherung. 

Auch die Pflichtbeiträge zur Rentenversicherung für diejenigen geringfügig Beschäftigten, die auf 
die Rentenversicherungsfreiheit verzichtet haben, sind an die Minijob-Zentrale zu zahlen. Die 
Minijob -Zentrale erhält darüber hinaus sämtliche Meldungen für geringfügig entlohnte sowie 
für kurzfristig Beschäftigte. Im Übrigen führt die Deutsche Rentenversicherung Knappschaft- 
Bahn-See als Träger der knappschaftlichen Krankenversicherung für die Minijob-Zentrale bei 
allen geringfügig Beschäftigten das Verfahren zum Ausgleich der Arbeitgeberaufwendungen für 
Entgeltfortzahlung bei Arbeitsunfähigkeit und Mutterschaft durch, und zwar unabhängig davon, 
welcher Krankenkasse der geringfügig Beschäftigte angehört. 

Für Beschäftigungen von Saisonarbeitskräften aus einem EU-Mitgliedstaat (sowie der Schweiz 11 
und Norwegen) gelten die Vorschriften der Verordnung (EWG) Nr. 1408/71. Diese Vorschriften 
regeln, welche Rechtsvorschriften in grenzüberschreitenden Fällen anzuwenden sind. Sie sehen 
als obersten Grundsatz vor, dass ein Arbeitnehmer in dem System nur eines Staates versichert 
ist. Sind die Aushilfskräfte in ihrem Wohnstaat weiterhin beschäftigt oder selbständig tätig, sind 
sie auch weiterhin dort versichert. Der Nachweis dieser Versicherung wird durch die Vorlage der 
Bescheinigung E 101 erbracht. Eine Prüfung der Geringfügigkeit nach deutschem Recht hat in 
diesen Fällen nicht zu erfolgen. 
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II. Geringfügig entlohnte Beschäftigungsverhältnisse 

1. Allgemein 

12 Eine geringfügig entlohnte Beschäftigung liegt nach § 8 Abs. 1 Nr. 1 SGB IV vor, wenn das Ar- 
beitsentgelt (§ 14 SGB IV) regelmäßig 400 Euro im Monat nicht überschreitet. Die wöchentliche 
Arbeitszeit ist dabei unerheblich. Die Arbeitsentgeltgrenze von 400 Euro gilt einheitlich für die 
alten und für die neuen Bundesländer. 

Q Beispiel: 

Eine familienversicherte Raumpflegerin arbeitet gegen ein regelmäßiges monatliches Arbeitsentgelt von 350 Euro. 

Die Raumpflegerin ist versicherungsfrei, weil das Arbeitsentgelt 400 Euro nicht übersteigt. Der Arbeitgeber hat den Pau- 
schalbeitrag zur Kranken- und Rentenversicherung zu zahlen. 



Personengruppenschlüssel: 109 

Beitragsgruppenschlüssel: 6500 



Beginnt oder endet die geringfügige Beschäftigung im Laufe eines Kalendermonats, ist für die 
Prüfung der 400 -Euro -Grenze von einem anteiligen Monatswert auszugehen. Das anteilige Ar- 
beitsentgelt ist wie folgt zu ermitteln: 



400 Euro X Kalendertage 



= anteiliger Monatswert 



2. Ermittlung des Arbeitsentgelts 

13 Bei der Prüfung der Frage, ob das Arbeitsentgelt 400 Euro übersteigt, ist vom regelmäßigen Ar- 
beitsentgelt auszugehen. Dabei ist mindestens auf das Arbeitsentgelt abzustellen, auf das der Ar- 
beitnehmer einen Rechtsanspruch hat (z.B. aufgrund eines Tarifvertrags, einer Betriebsvereinba- 
rung oder einer Einzelabsprache). Es kommt insoweit auf die Höhe des tatsächlich gezahlten Ar- 
beitsentgelts nicht an. Ein arbeitsrechtlich zulässiger schriftlicher Verzicht auf künftig entstehende 
Arbeitsentgeltansprüche mindert das zu berücksichtigende Arbeitsentgelt. 

Entgeltbestandteile, die für arbeitsrechtlich zulässige Entgeltumwandlungen zu Gunsten einer be- 
trieblichen Altersversorgung verwendet werden, sind nicht dem Arbeitsentgelt zuzurechnen. In- 
folgedessen liegt eine geringfügig entlohnte Beschäftigung vor, wenn das regelmäßige Arbeitsent- 
gelt nach der Entgeltumwandlung die Arbeitsentgeltgrenze von 400 Euro nicht mehr übersteigt. 

14 Einmalige Einnahmen (z.B. Urlaubs- und Weihnachtsgeld), deren Gewährung mit hinreichender 
Sicherheit aufgrund arbeitsvertraglicher Regelungen, eines für allgemeinverbindlich erklärten Ta- 
rifvertrags oder aufgrund Gewohnheitsrechts (betrieblicher Übung) mindestens einmal jährlich 
zu erwarten ist, sind bei der Ermittlung des Arbeitsentgelts zu berücksichtigen.^ 



2 BSG, Urteil vom 28.02.1984, 12 RK 21/83 -, USK 8401 
46 



2 



A. Versicherungsrecht 



Q Beispiel: 

Eine Kellnerin arbeitet gegen ein monatliches Arbeitsentgelt von 390 Euro. Außerdem erhält sie jeweils im November ein 
ihr vertraglich zugesichertes Weihnachtsgeld in Höhe von 180 Euro 

Das für die versicherungsrechtliche Beurteilung maßgebende Arbeitsentgelt ist wie folgt zu ermitteln: 

Laufendes Arbeitsentgelt (390 Euro x 12 =) 4.680 Euro 

Weihnachtsgeld 180 Euro 

Summe 4.860 Euro 
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Ein Zwölftel dieses Betrages beläuft sich auf (4.860 Euro : 1 2 =) 405 Euro und übersteigt die Arbeitsentgeltgrenze von 
400 Euro, so dass es sich nicht mehr um eine sozialversicherungsfreie geringfügig entlohnte Beschäftigung handelt. Die 
Kellnerin versicherungspflichtig. 

Personengruppenschlüssel: 101 

Beitragsgruppenschlüssel: 1111 

Hat der Arbeitnehmer auf die Zahlung einer einmaligen Einnahme im Voraus schriftlich verzieh- 15 
tet, kann die einmalige Einnahme ungeachtet der arbeitsrechtlichen Zulässigkeit eines solchen 
Verzichts - vom Zeitpunkt des Verzichts an - bei der Ermittlung des regelmäßigen Arbeitsent- 
gelts unberücksichtigt bleiben. Im Übrigen sind einmalige Einnahmen bei der Ermittlung des 
Arbeitsentgelts nur insoweit zu berücksichtigen, als sie aus der zu beurteilenden Beschäftigung 
resultieren. Soweit einmalige Einnahmen aus ruhenden Beschäftigungsverhältnissen (z.B. bei 
Wehrdienst oder Elternzeit) gezahlt werden, bleiben sie außer Betracht. 

Bei schwankender Höhe des Arbeitsentgelts und in den Fällen, in denen im Rahmen einer Dau- 
erbeschäftigung saisonbedingt unterschiedliche Arbeitsentgelte erzielt werden, ist der regelmä- 
ßige Betrag nach denselben Grundsätzen zu ermitteln, die für die Schätzung des Jahresarbeitsent- 
gelts in der Krankenversicherung bei schwankenden Bezügen gelten. 

Q Beispiel: 

Ein Erntehelfer erzielt in den Monaten Juni bis Oktober monatlich 460 Euro, in den Monaten Januar bis Mai monatlich 360 
Euro und November bis Dezember monatlich 320 Euro. 

Das für die versicherungsrechtliche Beurteilung maßgebende Arbeitsentgelt ist wie folgt zu ermitteln: 



Juni bis Oktober (5 x 460 Euro =) 2.300 Euro 

Januar bis Mai (5 X 360 Euro =) 1 .800 Euro 

November bis Dezember (2 x 320 Euro =) 640 Euro 

Summe 4.740 Euro 



Ein Zwölftel dieses Betrages beläuft sich auf (4.740 Euro : 12 =) 395 Euro und übersteigt nicht die Arbeitsentgeltgrenze 
von 400 Euro, so dass der Erntehelfer versicherungsfrei ist. 

Personengruppenschlüssel: 109 

Beitragsgruppenschlüssel: 6500 

Nach den auch für geringfügig Beschäftigte anzuwendenden § 14 Abs. 1 Satz 3 SGB IV, gehören 16 
steuerfreie Aufwandsentschädigungen und die in § 3 Nr. 26 EStG genannten steuerfreien Ein- 
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nahmen nicht zum Arbeitsentgelt in der Sozialversicherung. Hierunter fallen z.B. die Einnahmen 
aus nebenberuflichen Tätigkeiten als Übungsleiter, Ausbilder, Erzieher, Betreuer oder vergleich- 
baren nebenberuflichen Tätigkeiten, aus nebenberuflichen künstlerischen Tätigkeiten oder für 
die Pflege alter, kranker oder behinderter Menschen bis zur Höhe von insgesamt 2.100 Euro im 
Kalenderjahr (bzw. 175 Euro im Monat). 

Ebenfalls ohne Anrechnung auf die 400-Euro-Geringfügigkeitsgrenze kann der neu eingeführte 
Ehrenamtsfreibetrag nach § 3 Nr. 26a EStG (z.B. für Platzwarte, Vereinsvorstände usw.) in Höhe 
von 500 Euro im Jahr gewährt werden. 

Der steuerliche Freibetrag ist für die Ermittlung des Arbeitsentgelts in der Sozialversicherung da- 
bei in gleicher Weise zu berücksichtigen wie im Steuerrecht, d. h. der steuerfreie Jahresbetrag von 
2.100 Euro oder 500 Euro kann pro rata (z.B. monatlich mit 175 bzw. 41,66 Euro) angesetzt oder 
en bloc (z.B. jeweils zum Jahresbeginn bzw. zu Beginn der Beschäftigung) ausgeschöpft werden. 
Sofern eine Beschäftigung im Laufe eines Kalenderjahres beendet wird und der Steuerfreibetrag 
noch nicht verbraucht ist, wird durch eine (rückwirkende) volle Ausschöpfung des Steuerfreibe- 
trags die versicherungsrechtliche Beurteilung einer Beschäftigung nicht berührt. 

Q Beispiel: 

Eine familienversicherte Hausfrau übt im Rahmen einer abhängigen Beschäftigung eine nebenberufliche Tätigkeit als 
Übungsleiterin in einem Verein aus. Sie arbeitet gegen ein monatliches Arbeitsentgelt von 575 Euro. Vom Arbeitsentgelt 
wird die Übungsleiterpauschale nach § 3 Nr. 26 EStG von monatlich 175 Euro in Abzug gebracht. 

Die nebenberufliche Übungsleiterin ist versicherungsfrei, weil das Arbeitsentgelt unter Berücksichtigung des monatlichen 
Abzugsbetrags in Höhe der Übungsleiterpauschale von 175 Euro/Monat die Geringfügigkeitsgrenze von 400 Euro nicht 
übersteigt. Der Verein hat den Pauschalbeitrag zur Kranken- und Rentenversicherung zu zahlen. 

Personengruppenschlüssel: 109 

Beitragsgruppenschlüssel: 6500 

Q Beispiel: 

Ein Rentner wird in einem Sportverein im Jahr 2008 ganzjährig als Platzwart beschäftigt. Er erhält hierfür einen regel- 
mäßigen Arbeitslohn von 400 Euro im Monat. Für den Verein besteht die Möglichkeit zusätzlich zum Aushilfslohn den 
Ehrenamtsfreibetrag nach § 3 Nr. 26a EStG in Höhe von 500 Euro/Jahr zusätzlich zu gewähren. Andererseits kann der 
Ehrenamtsfreibetrag von den regelmäßigen Aushilfslohnzahlungen von 400 Euro in Abzug gebracht werden (z.B. monat- 
lich ein Betrag von 41,66 Euro), um die Abgabenbelastung des Vereins zu senken. 

Personengruppenschlüssel: 109 

Beitragsgruppenschlüssel: 6500 

Q Beispiel: 

Ein freiwillig krankenversicherter Angestellter übt vom 01 .01 . bis 31 .10.2008 im Rahmen einer abhängigen Beschäfti- 
gung eine nebenberufliche Lehrtätigkeit aus, die nach § 3 Nr. 26 EStG begünstigt ist. Er erhält hierfür ein monatliches 
Arbeitsentgelt von 350 Euro. Auf das Arbeitsentgelt wird zu Beginn des Jahres 2008 zunächst der als Aufwandsentschädi- 
gung vorgesehene Steuerfreibetrag nach § 3 Nr. 26 EStG von jährlich 2.100 Euro angewendet. 
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Der nebenberuflicher Lehrer ist deshalb für die Zeit vom 01 .01 . bis 30.06. wegen der vollen Ausschöpfung des Steuer- 
freibetrags von (6 x350 Euro =) 2.100 Euro nicht gegen Arbeitsentgelt beschäftigt. Für diese Zeit sind vom Arbeitgeber 
weder die Pauschalbeiträge zu zahlen noch eine Meldung zu erstatten. 

Für die Zeit vom 01 .07. bis 31 .10.2008 liegen die Voraussetzungen für ein geringfügig entlohntes ßeschäftigungsverhält- 
nis vor. Der Arbeitgeber hat für diesen Zeitraum, die Pauschalbeiträge zur Kranken- und Rentenversicherungsbeiträge zu 
leisten sowie die entsprechenden Meldungen zu erstellen und einzureichen. 
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Personengruppenschlüssel: 109 

Beitragsgruppenschlüssel: 6500 

Das Führen von Arbeitszeitkonten zum Zwecke der Bildung von Wertguthaben mit der Folge, 18 
dass Beiträge nicht mehr in dem Monat fällig werden, in dem der Anspruch auf das Arbeitsent- 
gelt entstanden ist, ist für geringfügig entlohnte Beschäftigungen unzulässig (§ 7 Abs. la Satz 2 
SGB V). Die Beiträge sind nach § 22 Abs. 1 SGB IV vielmehr dann fällig, wenn der Anspruch des 
Arbeitnehmers auf das Arbeitsentgelt entstanden ist, und zwar unabhängig vom tatsächlichen Zu- 
fluss des Arbeitsentgelts. Vor diesem Hintergrund sind für geringfügig entlohnte Beschäftigungen 
selbst für Beschäftigungsmonate, in denen die für ein Arbeitsentgelt oberhalb der zulässigen Ar- 
beitsentgeltgrenze von 400 Euro geleisteten Arbeitsstunden in späteren Monaten vergütet werden, 
Beiträge von dem Arbeitsentgelt zu zahlen, welches tatsächlich erwirtschaftet worden ist. 

Q Beispiel: 

Ein Arbeitgeber vereinbart mit seinem Arbeitnehmer die Zahlung eines Arbeitsentgelts von 400 Euro pro Monat. Dafür 
verpflichtet sich der Arbeitnehmer monatlich 40 Stunden (Stundenlohn: 10 Euro) zu arbeiten. Sollten in einzelnen Mona- 
ten mehr Stunden anfallen, werden diese in anderen Monaten ausgeglichen. 

In den Monaten April, Juli und September arbeitet der Arbeitnehmer 60 Stunden im Monat, vom Arbeitgeber werden ihm 
auch für diese Monate lediglich die vereinbarten 400 Euro gezahlt; die zusätzlichen 20 Stunden in den jeweiligen Mona- 
ten werden in späteren Monaten ausgeglichen. 

Aus sozialversicherungsrechtlicher Sicht steht dem Arbeitnehmer für die Monate April, Juli und September - unabhängig 
von der Höhe des tatsächlich gezahlten Arbeitsentgelts - ein Anspruch auf Arbeitsentgelt in Höhe von 600 Euro (Stunden- 
lohn von 1 0 Euro X 60 Arbeitsstunden) zu. Dieser Betrag ist vom Arbeitgeber für die Beitragsberechnung der jeweiligen 
Abrechnungszeiträume zu Grunde zu legen. Da die Voraussetzungen für ein nur gelegentliches und unvorhergesehenes 
Überschreiten der 400-Euro-Grenze (s.a. nachfolgend Punkt 6.) nicht gegeben sind, besteht Versicherungspflicht. Es 
handelt sich nicht um eine sozialversicherungsfreie geringfügig entlohnte Beschäftigung. 



3. Zusammenrechnung mehrerer Beschäftigungen 

a) Mehrere geringfügig entlohnte Beschäftigungen 

Werden mehrere geringfügig entlohnte Beschäftigungen bei verschiedenen Arbeitgebern gleich- 19 
zeitig ausgeübt, dann sind nach § 8 Abs. 2 Satz 1 SGB IV für die Beurteilung der Frage, ob die 
Geringfügigkeitsgrenze von 400 Euro im Monat überschritten wird, die Arbeitsentgelte aus den 
einzelnen Beschäftigungen zusammenzurechnen. 
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Q Beispiel: 

Eine bei ihrem Ehemann familienversicherte Raumpflegerin arbeitet 

■ beim Arbeitgeber A gegen ein monatliches Arbeitsentgelt von 1 80 Euro 

■ beim Arbeitgeber B gegen ein monatliches Arbeitsentgelt von 220 Euro. 

Die Raumpflegerin ist in beiden Beschäftigungen versicherungsfrei, weil das Arbeitsentgelt aus den Beschäftigungen bei 
A und B 400 Euro im Monat nicht übersteigt. Beide Arbeitgeber haben Pauschalbeiträge zur Kranken- und Rentenversi- 
cherung zu zahlen. 



Personengruppenschlüssel: 109 

Beitragsgruppenschlüssel: 6500 

20 Eine Zusammenrechnung ist nicht vorzunehmen, wenn eine geringfügig entlohnte Beschäftigung 
mit einer kurzfristigen Beschäftigung zusammentrifft. 

Q Beispiel: 

Eine familienversicherte Kellnerin arbeitet 

■ beim Arbeitgeber A befristet vom 01 .05. bis zum 30.06. gegen ein monatliches Arbeitsentgelt von 1 .000 Euro und 
steht gleichzeitig 

■ beim Arbeitgeber B ganzjährig vom 01 .01 . bis 31 .12. in einem unbefristeten Arbeitsverhältnis als geringfügig ent- 
lohnte Beschäftigte gegen ein monatliches Arbeitsentgelt von 400 Euro. 

Die Beschäftigung beim Arbeitgeber A ist wegen der kurzen Dauer und die Beschäftigung beim Arbeitgeber B wegen 
der Höhe des Arbeitsentgelts geringfügig. Deshalb ist die Kellnerin in beiden Beschäftigungen versicherungsfrei. Eine 
Zusammenrechnung der beiden Beschäftigungen ist nicht vorzunehmen, da es sich bei der Beschäftigung beim Arbeitge- 
ber A um eine kurzfristige Beschäftigung und bei der Beschäftigung beim Arbeitgeber B um eine geringfügig entlohnte 
Beschäftigung handelt. Der Arbeitgeber B hat für die geringfügig entlohnte Kellnerin Pauschalbeiträge zur Kranken- und 
Rentenversicherung zu zahlen. 



Arbeitgeber A 

Personengruppenschlüssel: 1 1 0 

Beitragsgruppenschlüssel: 0000 



Arbeitgeber B 

Personengruppenschlüssel: 109 

Beitragsgruppenschlüssel: 6500 



b) Geringfügig entlohnte Beschäftigungen neben nicht 
geringfügiger Beschäftigung 

21 Für den Fall, dass ein Arbeitnehmer neben einer versicherungspflichtigen (Haupt-)Beschäftigung 
eine geringfügig entlohnte Beschäftigung bei einem anderen Arbeitgeber ausübt, schreibt § 8 
Abs. 2 Satz 1 SGB IV in Verb, mit § 7 Abs. 1 Satz 2 SGB V bzw. § 5 Abs. 2 Satz 1 zweiter Halbsatz 
SGB VI vor, dass geringfügig entlohnte Beschäftigungen - mit Ausnahme einer geringfügig ent- 
lohnten Beschäftigung - mit einer nicht geringfügigen versicherungspflichtigen Beschäftigung 



50 



2 



A. Versicherungsrecht 



zusammenzurechnen sind. 

Diese etwas umständliche Formulierung in den amtlichen Geringfügigkeits-Richtlinien bedeu- 
tet, dass unabhängig davon, ob neben einer versicherungspflichtigen Beschäftigung eine oder 
mehrere geringfügig entlohnte Beschäftigungen ausgeübt werden, stets nur für eine geringfügig 
entlohnte Beschäftigung die Zusammenrechnung mit der versicherungspflichtigen Beschäftigung 
nicht erfolgt. Sofern daher neben einer versicherungspflichtigen Beschäftigung nur eine gering- 
fügig entlohnte Beschäftigung ausgeübt wird, findet eine Zusammenrechnung nicht statt, so dass 
die geringfügig entlohnte Beschäftigung in der Kranken-, Pflege- und Rentenversicherung versi- 
cherungsfrei bleibt. 

Q Beispiel: 

Eine Verkäuferin arbeitet regelmäßig 

■ beim Arbeitgeber A gegen ein monatliches Arbeitsentgelt von 2.100 Euro, 

■ beim Arbeitgeber ß gegen ein monatliches Arbeitsentgelt von 400 Euro. 

Die Verkäuferin unterliegt in der (Haupt-)Beschäftigung beim Arbeitgeber A der Sozialversicherungspflicht. Die Beschäf- 
tigung beim Arbeitgeber B bleibt als geringfügig entlohnte Beschäftigung in der Kranken-, Renten-, Arbeitslosen- und 
Pflegeversicherung versicherungsfrei, weil das Arbeitsentgelt 400 Euro nicht übersteigt. 

Eine Zusammenrechnung der geringfügig entlohnten Beschäftigung mit der versicherungspflichtigen (Haupt-)Beschäfti- 
gung findet nicht statt. Der Arbeitgeber B hat Pauschalbeiträge zur Kranken- und Rentenversicherung zu entrichten. 
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Arbeitgeber A 

Personengruppenschlüssel: 101 

Beitragsgruppenschlüssel: 1111 

Arbeitgeber B 

Personengruppenschlüssel: 109 

Beitragsgruppenschlüssel: 6500 

Als nicht geringfügig versicherungspflichtige (Haupt-)Beschäftigungen gelten auch Beschäftigun- 22 
gen im Rahmen betrieblicher Berufsbildung bzw. Berufsausbildung. Hierzu gehören u.a. Vor- und 
Nachpraktika, die in einer Studien- oder Prüfungsordnung vorgeschrieben sind, in der Kranken- 
und Pflegeversicherung allerdings nur dann, wenn Arbeitsentgelt gezahlt wird.^ 

Werden hingegen neben einer nicht geringfügigen versicherungspflichtigen (Haupt-)Beschäfti- 
gung mehrere geringfügig entlohnte Beschäftigungen ausgeübt, dann scheidet für eine geringfü- 
gig entlohnte Beschäftigung die Zusammenrechnung mit der versicherungspflichtigen Beschäf- 
tigung aus. Ausgenommen von der Zusammenrechnung wird dabei diejenige geringfügig ent- 
lohnte Beschäftigung, die zeitlich zuerst aufgenommen worden ist, so dass diese Beschäftigung 
versicherungsfrei bleibt. 

Die weiteren geringfügig entlohnten Beschäftigungen sind mit der nicht geringfügigen Beschäf- 23 
tigung zusammenzurechnen, wobei eine Zusammenrechnung nach ausdrücklicher Bestimmung 
in § 7 Abs. 1 Satz 2 SGB V bzw. § 5 Abs. 2 Satz 1 zweiter Halbsatz SGB VI nur dann in Betracht 
kommt, wenn die nicht geringfügige Beschäftigung Versicherungspflicht begründet, ln diesen 



3 vgl. gemeinsames Rundschreiben der Spitzenverbände der Sozialversicherung zu „Beschäftigte Studenten, Praktikan- 
ten und ähnliche Personen“ vom 27. Juli 2004 
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Fällen bestellt dann auch in der geringfügig entlohnten Beschäftigung bzw. in weiteren geringfü- 
gig entlohnten Beschäftigungen Versicherungspflicht in der Kranken- und Rentenversicherung. 
Aus der Krankenversicherungspflicht folgt, dass auch Versicherungspflicht in der Pflegeversiche- 
rung besteht. 

Q Beispiel: 

Eine Raumpflegerin arbeitet regelmäßig 

■ seit Jahren beim Arbeitgeber A gegen ein monatliches Arbeitsentgelt von 850 Euro, 

■ seit 01 .06.2008 beim Arbeitgeber B gegen ein monatliches Arbeitsentgelt von 250 Euro und 

■ seit 01 .08.2008 beim Arbeitgeber C gegen ein monatliches Arbeitsentgelt von 400 Euro 

Die Raumpflegerin unterliegt in der (Haupt-)Beschäftigung beim Arbeitgeber A der Versicherungspflicht. Bei den beiden 
übrigen Beschäftigungen handelt es sich jeweils um geringfügig entlohnte Beschäftigungen, weil das Arbeitsentgelt aus 
den einzelnen Beschäftigungen - für sich betrachtet - 400 Euro nicht übersteigt. 

Da die Beschäftigung beim Arbeitgeber B zeitlich zuerst aufgenommen wird, wird sie nicht mit der versicherungspflich- 
tigen (Haupt-)Beschäftigung zusammengerechnet und bleibt in der Kranken-, Renten- und Pflegeversicherung versiche- 
rungsfrei. Der Arbeitgeber B hat Pauschalbeiträge zur Kranken- und Rentenversicherung zu zahlen. 

Die Beschäftigung beim Arbeitgeber C ist hingegen mit der versicherungspflichtigen (Haupt-)Beschäftigung zusammen- 
zurechnen mit der Folge, dass sie Versicherungspflicht in der Kranken-, Renten- und Pflegeversicherung begründet. In der 
Arbeitslosenversicherung besteht in den Beschäftigungen beim Arbeitgeber B und beim Arbeitgeber C Versicherungsfrei- 
heit, weil das Arbeitsentgelt aus diesen Beschäftigungen jeweils 400 Euro nicht überschreitet und geringfügig entlohnte 
Beschäftigungen mit versicherungspflichtigen Beschäftigungen nicht zusammengerechnet werden. 

Arbeitgeber A 

Personengruppenschlüssel: 101 

Beitragsgruppenschlüssel: 1111 

Arbeitgeber B 

Personengruppenschlüssel: 109 

Beitragsgruppenschlüssel: 6500 

Arbeitgeber C 

Personengruppenschlüssel: 101 

Beitragsgruppenschlüssel: 1101 

24 Da die Zusammenrechnung einer nicht geringfügigen Beschäftigung mit geringfügig entlohnten 
Beschäftigungen nur vorgesehen ist, wenn die nicht geringfügige Beschäftigung Versicherungs- 
pflicht begründet, scheidet z.B. eine Zusammenrechnung einer nach § 6 Abs. 1 Nr. 2 SGB V und 
§ 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGB VI in der Kranken-, Pflege- und Rentenversicherung versicherungs- 
freien (nicht geringfügigen) Beamtenbeschäftigung mit geringfügig entlohnten Beschäftigungen 
aus. Allerdings sind mehrere neben einer versicherungsfreien Beamtenbeschäftigung ausgeübte 
geringfügig entlohnte Beschäftigungen zusammenzurechnen. 
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Q Beispiel: 

Ein privat krankenversicherter Beamter übt neben seiner Beamtenbeschäftigung beim Arbeitgeber A weitere Beschäfti- 
gungen bei den Arbeitgebern B und C aus. Beim Arbeitgeber B arbeitet der Beamte gegen ein monatiiches Arbeitsentgeit 
von 250 Euro; beim Arbeitgeber C verdient er ein Arbeitsentgeit von 200 Euro im Monat. 

Der Beamte ist aufgrund der versicherungsfreien (nicht geringfügigen) Beamtenbeschäftigung auch bei den weiteren 
Arbeitgebern B und C in der Krankenversicherung und damit auch in der Pfiegeversicherung versicherungsfrei, in der 
Renten- und Arbeitsiosenversicherung besteht für den Beamten aufgrund der Beschäftigungen beim Arbeitgeber B und C 
Versicherungspfiicht, weii das Arbeitsentgeit aus diesen Beschäftigungen 400 Euro übersteigt. 

Arbeitgeber B 

Personengruppenschiüssei: 101 

Beitragsgruppenschlüssel: 0110 

Arbeitgeber C 

Personengruppenschlüssel: 101 

Beitragsgruppenschlüssel: 0110 
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Q Beispiel: 

Ein privat krankenversicherter Beamter übt neben seiner Beamtenbeschäftigung beim Arbeitgeber A weitere Beschäfti- 
gungen beim Arbeitgeber B und C aus. Beim Arbeitgeber B arbeitet er gegen ein monatliches Arbeitsentgelt von 500 Euro 
beim Arbeitgeber C arbeitet er gegen ein monatliches Arbeitsentgelt von 200 Euro. 

Der Beamte ist aufgrund der Beschäftigungen beim Arbeitgeber B und C in der Kranken- und damit auch in der Pflegever- 
sicherung versicherungsfrei. In der Beschäftigung beim Arbeitgeber B unterliegt der Beamte der Versicherungspflicht in 
der Renten- und Arbeitslosenversicherung, weil das Arbeitsentgelt 400 Euro übersteigt. 

Die Beschäftigung beim Arbeitgeber C bleibt als (erste) geringfügig entlohnte Beschäftigung neben der versicherungs- 
pflichtigen (Haupt-)Beschäftigung beim Arbeitgeber B in der Rentenversicherung versicherungsfrei, weil das monatliche 
Arbeitsentgelt 400 Euro nicht übersteigt. In der Arbeitslosenversicherung besteht in der Beschäftigung beim Arbeitgeber 
C ebenfalls Versicherungsfreiheit, weil geringfügig entlohnte Beschäftigungen mit versicherungspflichtigen Beschäfti- 
gungen nicht zusammengerechnet werden. 

Arbeitgeber B 

Personengruppenschlüssel: 101 

Beitragsgruppenschlüssel: 0110 

Arbeitgeber C 

Personengruppenschlüssel: 109 

Beitragsgruppenschlüssel: 0500 

Entsprechendes gilt für den Bereich der Krankenversicherung für bereits wegen Überschreitens 25 
der fahresarbeitsentgeltgrenze nach § 6 Abs. 1 Nr. 1 SGB V versicherungsfreie Arbeitnehmer so- 
wie für den Bereich der Rentenversicherung für die wegen Zugehörigkeit zu einer berufsständi- 
schen Versorgungseinrichtung von der Versicherungspflicht nach § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGB VI 
befreiten Personen. 
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In der Arbeitslosenversicherung werden nach § 27 Abs. 2 Satz 1 zweiter Halbsatz SGB III ver- 
sicherungspflichtige (Haupt-)Beschäftigungen und geringfügig entlohnte Beschäftigungen nicht 
zusammengerechnet, so dass die geringfügig entlohnten Beschäftigungen generell versicherungs- 
frei bleiben. Im Übrigen werden hierbei auch mehrere geringfügig entlohnte Beschäftigungen, 
die neben einer nicht geringfügigen versicherungspflichtigen (Haupt-)Beschäftigung ausgeübt 
werden, nicht zusammengerechnet. 



c) Geringfügig entlohnte Beschäftigungen neben gesetzlicher 
Dienstpflicht Elternzeit oder Leistungsbezug nach dem SGB II 

26 Eine neben gesetzlicher Dienstpflicht ausgeübte geringfügig entlohnte Beschäftigung ist versiche- 
rungsfrei; dabei spielt es keine Rolle, ob die geringfügig entlohnte Beschäftigung beim bisherigen 
Arbeitgeber oder bei einem anderen Arbeitgeber ausgeübt wird. Mehrere neben gesetzlicher Dienst- 
pflicht ausgeübte geringfügig entlohnte Beschäftigungen sind allerdings zusammenzurechnen. 

Hat in einer weiteren geringfügig entlohnten Beschäftigung bislang wegen einer Hauptbeschäfti- 
gung Versicherungspflicht in der Kranken-, Pflege- und Rentenversicherung bestanden, entfällt 
diese bei Dienstantritt und Wegfall der Hauptbeschäftigung, es sei denn, durch die Zusammen- 
rechnung der geringfügig entlohnten Beschäftigungen wird die Arbeitsentgeltgrenze von 400 
Euro überschritten. Entsprechendes gilt bei Inanspruchnahme von Elternzeit sowie bei Bezug 
von Leistungen nach dem Zweiten und Dritten Buch Sozialgesetzbuch. 



d) Geringfügig entlohnte Beschäftigungen 
neben dem Bezug von Vorruhestandsgeld 

27 Übt ein nach § 5 Abs. 3 SGB V, § 20 Abs. 2 SGB XI und § 3 Satz I Nr. 4 SGB VI in der Kranken-, 
Pflege- und Rentenversicherung versicherungspflichtiger Bezieher von Vorruhestandsgeld eine 
geringfügig entlohnte Beschäftigung aus, findet keine Zusammenrechnung mit dem Vorruhe- 
standsgeld statt, so dass die geringfügig entlohnte Beschäftigung in der Kranken-, Pflege- und 
Rentenversicherung versicherungsfrei bleibt. 

Werden hingegen neben dem Bezug von Vorruhestandsgeld mehrere geringfügig entlohnte Be- 
schäftigungen ausgeübt, dann scheidet für eine geringfügig entlohnte Beschäftigung die Zusam- 
menrechnung mit dem Vorruhestandsgeld aus. Ausgenommen von der Zusammenrechnung wird 
dabei diejenige geringfügig entlohnte Beschäftigung, die zeitlich zuerst aufgenommen worden ist, 
so dass diese Beschäftigung versicherungsfrei bleibt. 

28 Die weiteren geringfügig entlohnten Beschäftigungen sind nach § 8 Abs. 2 Satz 1 SGB IV in Verb, 
mit § 7 Abs. I Satz 2 SGB V bzw. § 5 Abs. 2 Satz I zweiter Halbsatz SGB VI mit dem Vorruhestands - 
geld zusammenzurechnen. Dem steht nicht entgegen, dass für Bezieher von Vorruhestandsgeld 
nur für den Bereich der Kranken- und Pflegeversicherung der Rechtsstatus des „Beschäftigten“ 
fingiert wird, während die Bezieher von Vorruhestandsgeld für den Bereich der Rentenversiche- 
rung den sonstigen Versicherten zugerechnet werden. 

Die Gleichbehandlung von Arbeitnehmern und Beziehern von Vorruhestandsgeld im Beitrags- und 
Melderecht der Kranken-, Pflege- und Rentenversicherung sowie die Gleichstellung der Pflicht- 
beiträge für Bezieher von Vorruhestandsgeld mit Pflichtbeiträgen für eine versicherungspflichtige 
Beschäftigung im Rentenrecht (§ 55 Abs. 2 SGB VI) gebieten es jedoch, die Bezieher von Vorruhe- 
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Standsgeld im Zusammenhang mit § 8 Abs. 2 Satz 1 SGB IV einheitlich als Beschäftigte zu werten 
mit der Folge, dass die in dieser Vorschrift vorgeschriebene Zusammenrechnung von geringfügig 
entlohnten Beschäftigungen mit einer nicht geringfügigen Beschäftigung für Bezieher von Vorru- 
hestandsgeld entsprechend gilt. Dies bedeutet, dass versicherungspflichtige Bezieher von Vorruhe- 
standsgeld in einer daneben ausgeübten zweiten sowie weiteren geringfügig entlohnten Beschäfti- 
gungen der Versicherungspflicht in der Kranken-, Pflege- und Rentenversicherung unterliegen. 
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e) Geringfügig entlohnte Beschäftigungen 

neben dem Bezug von Ausgleichsgeld nach dem FELEG 

Der Bezug von Ausgleichsgeld nach dem Gesetz zur Förderung der Einstellung der landwirt- 29 
schaftlichen Erwerbstätigkeit (FELEG) gilt als Bezug von Arbeitsentgelt. Sind aber Bezieher von 
Ausgleichsgeld in der landwirtschaftlichen Krankenversicherung als Rentner versichert, werden 
sie aufgrund einer daneben ausgeübten Beschäftigung in der Krankenversicherung wie beschäf- 
tigte Rentner behandelt. 



4. Jahresarbeitsentgeltgrenze in der Krankenversicherung 

Mit dem Gesetz zur Stärkung des Wettbewerbs in der Gesetzlichen Krankenversicherung (GKV- 30 
Wettbewerbsstärkungsgesetz - GKV-WSG) wurde die Regelung über die Versicherungsfreiheit 
zur Krankenversicherung mit Wirkung zum 01.04.2007 modifiziert. Für den Bereich der Kran- 
kenversicherung setzt die Versicherungsfreiheit nach § 6 Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 4 SGB V erst 
dann ein, wenn das regelmäßige Jahresarbeitsentgelt des Arbeitnehmers die maßgebende Jahres- 
arbeitsentgeltgrenze in drei aufeinander folgenden Kalenderjahren überstiegen hat. Zusätzlich 
ist Voraussetzung, dass - in einer vorausschauenden Betrachtung - auch die Jahresarbeitsentgelt- 
grenze des folgenden Kalenderjahres voraussichtlich überschritten wird. 

Daher tritt die Versicherungsfreiheit von Arbeitnehmern, die erstmals eine Beschäftigung mit 
einem regelmäßigen Jahresarbeitsentgelt über der Jahresarbeitsentgeltgrenze aufnehmen, grund- 
sätzlich nicht mit sofortiger Wirkung ein. Ein Ausscheiden aus der Versicherungspflicht zur Kran- 
kenversicherung aufgrund der Flöhe des Jahresarbeitsentgelts kommt erst dann in Betracht, wenn 
das regelmäßige Jahresarbeitsentgelt in drei aufeinander folgenden Kalenderjahren die Jahresar- 
beitsentgeltgrenze überstiegen hat und auch die Jahresarbeitsentgeltgrenze des folgenden Kalen- 
derjahres überschreiten wird. Für die Feststellung, ob das regelmäßige Jahresarbeitsentgelt die 
Jahresarbeitsentgeltgrenze in drei aufeinander folgenden Kalenderjahren überstiegen hat, sind die 
in der Vergangenheit liegenden tatsächlichen Verhältnisse maßgebend. 

o Praxishinweis: 

Seit dem 01. 01. 2003 gibt es zwei Jahresarbeitsentgeltgrenzen, die allgemeine und die besondere Jahresarbeitsentgelt- 
grenze. Für Arbeitnehmer, die am 31.12.2002 wegen Überschreitens der an diesem Tag geltenden Jahresarbeitsentgeltgrenze 
versicherungsfrei und bei einem privaten Krankenversicherungsunternehmen in einer substitutiven Krankenversicherung 
(Krankheitskostenvollversicherung) versichert waren, gilt die besondere Jahresarbeitsentgeltgrenze. 

Die besondere Jahresarbeitsentgeltgrenze beläuft sich für das Kalenderjahr 2008 auf 43.200 Euro. 31 
Für alle anderen Arbeitnehmer gilt die allgemeine Jahresarbeitsentgeltgrenze. Sie beträgt 48.150 
Euro für das Kalenderjahr 2008. 
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Für Arbeitgeber und steuerliche Berater gilt es zu beachten, dass ein Überschreiten der Jahres- 
arbeitsentgeltgrenze auch durch Zusammenrechnung einer nicht geringfügigen versicherungs- 
pflichtigen (Haupt-)Beschäftigung mit einer bei einem anderen Arbeitgeber ausgeübten zweiten 
oder weiteren für sich gesehen geringfügig entlohnten und damit versicherungspflichtigen Be- 
schäftigung eintreten kann. 

Arbeitnehmer, die neben einer versicherungspflichtigen Beschäftigung und einer geringfügig ent- 
lohnten Beschäftigung eine weitere geringfügig entlohnte Beschäftigung aufnehmen und deren 
regelmäßiges Jahresarbeitsentgelt dadurch die Jahresarbeitsentgeltgrenze überschreitet, werden 
auch in der weiteren geringfügig entlohnten Beschäftigung zunächst krankenversicherungspflich- 
tig. Die Krankenversicherungspflicht endet in beiden Beschäftigungen erst mit dem Ablauf des 
Kalenderjahres, in dem die Jahresarbeitsentgeltgrenze in drei aufeinander folgenden Kalender- 
jahren überschritten wird, sofern die Arbeitsentgelte aus beiden Beschäftigungen auch die vom 
Beginn des nächsten Kalenderjahres an geltende Jahresarbeitsentgeltgrenze überschreiten. 

Q Beispiel: 

Ein Angestellter arbeitet beim Arbeitgeber A gegen ein monatliches Arbeitsentgelt von 3.900 Euro. Im Jahr 2007 nimmt 
er am 01 .06.2007 eine zweite Beschäftigung beim Arbeitgeber ß gegen ein monatliches Arbeitsentgelt von 250 Euro und 
am 01 .08.2007 eine weitere Beschäftigung beim Arbeitgeber C gegen ein monatliches Arbeitsentgelt von 300 Euro auf. 
Beide Nebenbeschäftigungen (ß und C) bestehen auch im Kalenderjahr 2008 unverändert fort. 

Der Angestellte unterliegt aufgrund der (Haupt-)Beschäftigung beim Arbeitgeber A der Versicherungspflicht in der Kranken-, 
Renten-, Arbeitslosen- und Pflegeversicherung. Bei den beiden übrigen Beschäftigungen handelt es sich jeweils um geringfü- 
gig entlohnte Beschäftigungen, weil das Arbeitsentgelt aus den einzelnen Beschäftigungen 400 Euro nicht übersteigt. 

Da die Beschäftigung beim Arbeitgeber B zuerst aufgenommen wird, wird sie nicht mit der Versicherungspflichtigen 
(Haupt-)Beschäftigung zusammengerechnet und bleibt in der Kranken-, Renten- und Pflegeversicherung versicherungs- 
frei. Der Arbeitgeber ß hat Pauschalbeiträge zur Kranken- und Rentenversicherung zu zahlen. 

Die Beschäftigung beim Arbeitgeber C ist hingegen mit der Versicherungspflichtigen (Haupt-)Beschäftigung zusammen- 
zurechnen mit der Folge, dass sie Versicherungspflicht in der Kranken-, Renten- und Pflegeversicherung begründet. 

Die Zusammenrechnung der Hauptbeschäftigung A mit der Nebenbeschäftigung C führt im Jahr 2007 zu einer Über- 
schreitung der maßgebenden Jahresarbeitsentgeltgrenze (Jahr 2007: 47.700 Euro). Auch für das Kalenderjahr 2008 wird 
durch die notwendige Zusammenrechnung die allgemeine Jahresarbeitsentgeltgrenze von 48.150 Euro überschritten. 

Der Angestellte scheidet jedoch frühestens ab dem Jahr 201 0 aus der Versicherungspflicht aus. Voraussetzung hierfür 
ist, dass die Jahresarbeitsentgeltgrenzen der Jahre 2007, 2008 und 2009 tatsächlich überschritten werden und auch die 
Jahresarbeitsentgeltgrenze des Jahres 2010 voraussichtlich überschritten wird. 

In der Arbeitslosenversicherung besteht in den Beschäftigungen beim Arbeitgeber C Versicherungsfreiheit, weil das 
Arbeitsentgelt aus dieser Beschäftigung 400 Euro nicht überschreitet und geringfügig entlohnte Beschäftigungen mit 
Versicherungspflichtigen Beschäftigungen nicht zusammengerechnet werden. 

Arbeitgeber A (Kalenderjahre 2007 und 2008) 

Personengruppenschlüssel: 101 

ßeitragsgruppenschlüssel: 1111 

Arbeitgeber B 

Personengruppenschlüssel: 109 

ßeitragsgruppenschlüssel: 6500 



Arbeitgeber C 

Personengruppenschlüssel: 101 

Beitragsgruppenschlüssel: 1101 
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5. Verzicht auf die Rentenversicherungsfreiheit 

a) Aufstockung des Pauschalbeitrags 

Arbeitnehmer, die eine geringfügig entlohnte Beschäftigung ausüben, können nach § 5 Abs. 2 Satz 33 
2 SGB VI auf diese Versicherungsfreiheit verzichten und den allein vom Arbeitgeber zu tragenden 
Pauschalbeitrag zur Rentenversicherung von 15 % (bzw. Privath aushalte 5 %) auf den regulären 
Beitragssatz von 19,9 % (Jahr 2008) aufstocken. Der geringfügig entlohnte Beschäftigte erwirbt 
dadurch volle Leistungsansprüche in der Rentenversicherung. Dabei ist unerheblich, ob die ver- 
sicherungsfreie geringfügig entlohnte Beschäftigung als einzige Beschäftigung oder - als zeitlich 
erste geringfügig entlohnte Beschäftigung - neben einer versicherungspflichtigen (Haupt-)Be- 
schäftigung ausgeübt wird. 

Q Praxishinweis: 

Der Arbeitgeber hat den Arbeitnehmer bei Beschäftigungsbeginn auf die Möglichkeit des Verzichts auf die Rentenversiche- 
rungsfreiheit im Rahmen der geringfügig entlohnten Beschäftigung hinzuweisen (§ 2 Abs. 7 Satz 4 Nachweisgesetz). 

Der Verzicht auf die Versicherungsfreiheit in der Rentenversicherung muss schriftlich gegenüber 
dem Arbeitgeber erklärt werden. Er entfaltet Rechtswirkung aber nur für die Zukunft, d. h., die 
Rentenversicherungspflicht beginnt mit dem Tag, der auf den Tag des Eingangs der schriftlichen 
Verzichtserklärung beim Arbeitgeber folgt, es sei denn, dass der Arbeitnehmer einen späteren 
Zeitpunkt für den Beginn der Rentenversicherungspflicht bestimmt. 

Geht die Verzichtserklärung innerhalb von zwei Wochen nach Aufnahme der geringfügig ent- 34 
lohnten Beschäftigung beim Arbeitgeber ein, wirkt sie auf den Beginn der Beschäftigung zurück, 
falls der Arbeitnehmer dies verlangt. 

Q Beispiel: 

Ein privat krankenversicherter Programmierer nimmt am 01 .07.2008 neben seiner Beschäftigung beim Arbeitgeber A 
eine weitere Beschäftigung auf. Er erstellt und betreut den Internet-Auftritt bei einem anderen Arbeitgeber (B) und erhält 
hierfür ein monatliches Arbeitsentgelt von 400 Euro. Am 10.07.2008 gibt er gegenüber dem Arbeitgeber B eine schrift- 
liche Erklärung ab, dass er vom Beginn der Beschäftigung an auf die Rentenversicherungsfreiheit verzichtet. 

Der Programmierer ist in der Kranken-, Arbeitslosen- und Pflegeversicherung versicherungsfrei, weil das monatliche 
Arbeitsentgelt 400 Euro nicht übersteigt. Ein Pauschalbeitrag zur Krankenversicherung fällt nicht an, weil der Program- 
mierer privat krankenversichert ist. 

In der Rentenversicherung besteht durch den Verzicht auf die Versicherungsfreiheit vom Beginn der Beschäftigung an 
Versicherungspflicht. 

Es ergibt sich auf Grund des Verzichts auf die Rentenversicherungsfreiheit beim Arbeitgeber B folgende Verteilung des 
Rentenversicherungsbeitrags: 
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Arbeitgeber pauschal 15% von 400 Euro = 60,00 Euro 

Arbeitnehmer4,9%(19,9%-15%)von400Euro = 19,60Euro 

Personengruppenschlüssel: 109 

Beitragsgruppenschlüssel: 0100 



Der Verzicht auf die Rentenversicherungsfreiheit gilt für die gesamte Dauer der geringfügig ent- 
lohnten Beschäftigung und kann nicht widerrufen werden. Die Verzichtserklärung verliert erst 
mit der Aufgabe der geringfügig entlohnten Beschäftigung ihre Wirkung. Nimmt der Arbeitneh- 
mer danach erneut eine geringfügig entlohnte Beschäftigung bei einem anderen Arbeitgeber auf 
und will er auf die Rentenversicherungsfreiheit verzichten, dann muss diesem Arbeitgeber wie- 
derum eine schriftliche Verzichtserklärung vorgelegt werden; dies gilt auch dann, wenn sich die 
neue Beschäftigung nahtlos an die bisherige Beschäftigung anschließt. 

35 Folgt hingegen eine erneute geringfügig entlohnte Beschäftigung bei demselben Arbeitgeber, ist 
von der widerlegbaren Vermutung auszugehen, dass eine durchgehende Beschäftigung vorliegt, 
wenn zwischen dem Ende der ersten Beschäftigung und dem Beginn der neuen Beschäftigung 
ein Zeitraum von nicht mehr als zwei Monaten liegt. In diesem Fall verliert der Verzicht auf die 
Versicherungsfreiheit nicht seine Wirkung und muss infolgedessen nicht erneut schriftlich erklärt 
werden. 

Q Praxishinweis: 

Der Arbeitgeber hat die Verzichtserklärung nach §8 Abs. 2 Nr. 4 BVV zu den Entgeltunterlagen des Arbeitnehmers zu nehmen. 



Auf die Rentenversicherungsfreiheit können auch Praktikanten verzichten, die ein nicht in der 
Studien- oder Prüfungsordnung vorgeschriebenes geringfügig entlohntes Praktikum absolvieren. 

36 Bezieher einer Vollrente wegen Alters bzw. einer Versorgung wegen Erreichens einer Altersrente 
nach beamtenrechtlichen Vorschriften sind nach § 5 Abs. 4 SGB VI rentenversicherungsfrei, so 
dass spätestens mit Beginn dieser Leistungen keine Rentenanwartschaftszeiten mehr erworben 
werden können. Der Verzicht auf die Versicherungsfreiheit in der geringfügig entlohnten Be- 
schäftigung endet in diesem Fall mit dem Tag, der dem Tag des Beginns der vorgenannten Lei- 
stungen vorausgeht. 



b) Aufstockung auf den Mindestbeitrag zur Rentenversicherung 

37 Verzichtet der geringfügig Beschäftigte auf die Rentenversicherungsfreiheit, erfolgt keine hälfti- 
ge Beitragslastverteilung zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer. Der Arbeitgeber hat vielmehr 
den Pauschalbetrag in Höhe von 15 % (bzw. 5 % für Privathaushalte) des Arbeitsentgelts als Bei- 
trag zu tragen. Den Restbeitrag von 4,9 % (bzw. 14,9 % bei privaten Minijobs), hat der geringfügig 
Beschäftigte selbst aufzubringen. 

Nach § 163 Abs. 8 SGB VI ist bei Arbeitnehmern, die eine geringfügige Beschäftigung ausüben 
und in dieser Beschäftigung versicherungspflichtig sind, weil sie nach § 5 Abs. 2 Satz 2 SGB VI 
auf die Versicherungsfreiheit verzichtet haben, als beitragspflichtige Einnahme mindestens ein 
Betrag in Höhe von 155 Euro anzusetzen. 
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Aus dieser gesetzlichen Verpflichtung ergibt sich, dass bei Verzicht auf die Rentenversicherungs- 
freiheit für das Jahr 2008 ein monatlicher Beitrag von mindestens 30,85 Euro (19,9 % von 155 
Euro) zu leisten ist. Dies bedeutet, dass der geringfügig Beschäftigte bei monatlichen Arbeitsent- 
gelten unterhalb von 155 Euro den vom Arbeitgeber in Höhe von 15 % bzw. 5 % zu tragenden 
Beitragsanteil auf 30,85 Euro aufstocken muss. 

Dieser individuelle Aufstockungsbetrag wird ermittelt, indem der pauschale Arbeitgeberbeitrags- 38 
anteil vom Mindestbeitrag abgezogen wird. Der sich auf diese Weise ergebende Aufstockungsbe- 
trag ist vom Arbeitsentgelt des geringfügig entlohnten Beschäftigten einzubehalten. Reicht das 
Arbeitsentgelt hierfür gegebenenfalls nicht aus, hat der Arbeitnehmer dem Arbeitgeber den Rest- 
betrag zu erstatten. 
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Q Beispiel: 

Ein geringfügig entlohnter Beschäftigter hat wirksam auf die Rentenversicherungsfreiheit verzichtet. Im Abrechnungsmo- 
nat August 2008 erzielt er lediglich ein Arbeitsentgelt von 100 Euro. 

Nach § 163 Abs. 8 SGB VI ist als beitragspflichtige Einnahme für die Rentenversicherung mindestens ein Betrag von 155 
Euro anzusetzen. 



Mindestbeitrag 19,9 % von 155 Euro = 30,85 Euro 

Arbeitgeberbeitrag 1 5 % von 1 00 Euro = 1 5,00 Euro 

Differenz = Arbeitnehmeranteil 1 5,85 Euro 



c) Mitglieder berufsständischer Versorgungswerke 

Bei Mitgliedern berufsständischer Versorgungswerke, die nach § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGB VI 39 
von der Rentenversicherungspflicht befreit worden sind und die eine geringfügig entlohnte Be- 
schäftigung aufnehmen, hat ein Verzicht auf die Rentenversicherungsfreiheit zur Folge, dass die 
Befreiung auch für diese Beschäftigung greift, sofern die geringfügig entlohnte Beschäftigung in 
einem Beruf ausgeübt wird, für den die Befreiung gilt. 

Q Beispiel: 

Eine angestellte Apothekerin arbeitet beim Arbeitgeber A gegen ein monatliches Arbeitsentgelt von 3.000 Euro. Sie ist 
wegen ihrer Mitgliedschaft in einem berufsständischen Versorgungswerk von der Rentenversicherungspflicht befreit. Am 
01 .07.2008 nimmt sie eine weitere Beschäftigung als Apothekerin beim Arbeitgeber ß auf; dort arbeitet sie gegen ein 
monatliches Arbeitsentgelt von 400 Euro. 

Am 1 1 .07.2008 gibt sie gegenüber ihrem Arbeitgeber B eine schriftliche Erklärung ab, dass sie vom Beginn der Beschäfti- 
gung an auf die Rentenversicherungsfreiheit verzichtet. 

Die Apothekerin ist aufgrund der Beschäftigung beim Arbeitgeber A versicherungspflichtig in der Kranken-, Arbeitslosen- 
und Pflegeversicherung. Die Beschäftigung beim Arbeitgeber B bleibt als geringfügig entlohnte Beschäftigung in der Kran- 
ken-, Arbeitslosen- und Pflegeversicherung versicherungsfrei, weil das monatliche Arbeitsentgelt 400 Euro nicht übersteigt. 

Die Befreiung von der Rentenversicherungspflicht aufgrund der Mitgliedschaft in einem berufsständischen Versorgungs- 
werk wirkt sowohl für die Beschäftigung beim Arbeitgeber A als auch für die Beschäftigung beim Arbeitgeber B. Es sind 
aufgrund der Beschäftigung beim Arbeitgeber A individuelle Beiträge zur Kranken-, Arbeitslosen- und Pflegeversicherung 
und aufgrund der Beschäftigung beim Arbeitgeber B Pauschalbeiträge zur Krankenversicherung zu zahlen. Im Übrigen 
sind Beiträge zur berufsständischen Versorgung für die Beschäftigungen A und B zu leisten. 
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Arbeitgeber A 

Personengruppenschlüssel: 101 

ßeitragsgruppenschlüssel: 1011 

Arbeitgeber B 

Personengruppenschlüssel: 109 

Beitragsgruppenschlüssel: 6000 



40 Handelt es sich bei der geringfügig entlohnten Beschäftigung hingegen um eine berufsfremde 
Beschäftigung, besteht im Falle des Verzichts auf die Rentenversicherungsfreiheit grundsätzlich 
Versicherungspflicht in der allgemeinen Rentenversicherung. 

Q Beispiel: 

Ein Architekt arbeitet beim Arbeitgeber A gegen ein monatliches Arbeitsentgelt von 3.500 Euro. Er ist wegen Mitglied- 
schaft in einem berufsständischen Versorgungswerk von der Rentenversicherungspflicht befreit. Am 01 .07.2008 nimmt er 
eine weitere Beschäftigung als Buchhalter beim Arbeitgeber B auf; dort arbeitet er gegen ein monatliches Arbeitsentgelt 
von 400 Euro. Er gibt gegenüber seinem Arbeitgeber B eine schriftliche Erklärung ab, dass er vom Beginn der Beschäfti- 
gung an auf die Rentenversicherungsfreiheit verzichtet. 

Der Architekt ist aufgrund der Beschäftigung beim Arbeitgeber A versicherungspflichtig in der Kranken-, Arbeitslosen- 
und Pflegeversicherung. Die Beschäftigung beim Arbeitgeber B bleibt als geringfügig entlohnte Beschäftigung in der 
Kranken-, Arbeitslosen- und Pflegeversicherung versicherungsfrei, weil das monatliche Arbeitsentgelt 400 Euro nicht 
übersteigt. 

Die Befreiung von der Rentenversicherungspflicht aufgrund der Mitgliedschaft in einem berufsständischen Versorgungs- 
werk wirkt nur für die Beschäftigung beim Arbeitgeber A. Es sind aufgrund der Beschäftigung beim Arbeitgeber A indivi- 
duelle Beiträge zur Kranken-, Arbeitslosen- und Pflegeversicherung und aufgrund der Beschäftigung beim Arbeitgeber B 
Pauschalbeiträge zur Krankenversicherung und individuelle Beiträge zur Rentenversicherung zu zahlen. 



Arbeitgeber A 

Personengruppenschlüssel: 101 

ßeitragsgruppenschlüssel: 1011 

Arbeitgeber B 

Personengruppenschlüssel: 109 

ßeitragsgruppenschlüssel: 6100 



d) Einheitlicher Verzicht auf die Rentenversicherungsfreiheit 

41 Arbeitnehmer, die mehrere geringfügig entlohnte Beschäftigungen nebeneinander ausüben und 
trotz Zusammenrechnung der monatlichen Arbeitsentgelte aus den einzelnen Beschäftigungen 
nach § 5 Abs. 2 Satz 1 SGB VI rentenversicherungsfrei sind, können nur einheitlich auf die Ren- 
tenversicherungsfreiheit verzichten, d. h., die einem Arbeitgeber gegenüber abgegebene Ver- 
zichtserklärung wirkt zugleich für alle anderen Beschäftigungen. 
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Q Praxishinweis: 

Die Verzichtserklärung gilt damit für die Dauer aller im Zeitpunkt ihrer Abgabe bestehenden und danach aufgenommenen 
Beschäftigungsverhältnisse und verliert ihre Wirkung erst dann, wenn keine geringfügig entlohnte Beschäftigung mehr 
ausgeübt wird. 



2 



Der Arbeitnehmer hat alle weiteren Arbeitgeber über den Verzicht zu informieren. Verzichtet der 
Arbeitnehmer erst in einer weiteren geringfügig entlohnten Beschäftigung auf die Versicherungs- 
freiheit in der Rentenversicherung, beginnt die Rentenversicherungspflicht für eine bereits beste- 
hende geringfügig entlohnte Beschäftigung, für die bisher kein Verzicht ausgesprochen wurde, 
zeitgleich mit der Rentenversicherungspflicht in der zuletzt aufgenommenen Beschäftigung. Dies 
hat zur Folge, dass die Rentenversicherungspflicht in allen Beschäftigungen rückwirkend eintritt, 
wenn die Verzichtserklärung innerhalb von zwei Wochen nach der zuletzt aufgenommenen Be- 
schäftigung ausgesprochen wurde und der Versicherte wünscht, dass diese auf den Beginn der 
zuletzt aufgenommenen Beschäftigung zurückwirkt. 

Wird im Nachhinein festgestellt, dass der Arbeitnehmer in einer geringfügig entlohnten Beschäf- 42 
tigung auf die Rentenversicherungsfreiheit verzichtet, den Arbeitgeber einer weiteren geringfü- 
gigen Beschäftigung hierüber jedoch nicht informiert hat, wird der Verzicht auf die Rentenversi- 
cherungsfreiheit in der weiteren Beschäftigung in Anlehnung an § 8 Abs. 2 Satz 3 SGB IV mit der 
Bekanntgabe der Feststellung durch die Einzugsstelle oder durch den Rentenversicherungsträger 
wirksam. Dies gilt nicht, wenn der Arbeitgeber der weiteren geringfügig entlohnten Beschäfti- 
gung vorsätzlich oder grob fahrlässig versäumt hat, den Sachverhalt für die versicherungsrechth- 
che Beurteilung aufzuklären. 



6. Überschreiten der Arbeitsentgeltgrenze 

überschreitet das regelmäßige Arbeitsentgelt aus einer geringfügig entlohnten Beschäftigung 400 43 

Euro, so tritt vom Tage des Überschreitens an Versicherungspflicht ein. Für die zurückliegende 
Zeit verbleibt es bei der Versicherungsfreiheit. Ein nur gelegentliches und nicht vorhersehbares 
Überschreiten der Arbeitsentgeltgrenze führt nicht zur Versicherungspflicht; als gelegentlich ist 
dabei ein Zeitraum bis zu zwei Monaten innerhalb eines Kalenderjahres anzusehen. 

Q Beispiel: 

Eine familienversicherte Raumpflegerin arbeitet gegen ein monatliches Arbeitsentgelt von 300 Euro. Ende Juni bittet der 
Arbeitgeber sie wider Erwarten, vom 01 .07. bis zum 31 .08. eine Krankheitsvertretung zu übernehmen. Dadurch erhöht 
sich das Arbeitsentgelt vom 01 .07. bis zum 31 .08. auf monatlich 480 Euro. 

Die Raumpflegerin bleibt auch für die Zeit vom 01 .07. bis zum 31 .08. weiterhin versicherungsfrei in der Kranken-, Ren- 
ten-, Arbeitslosen- und Pflegeversicherung, da es sich nur um ein gelegentliches und nicht vorhersehbares Überschreiten 
der Geringfügigkeitsgrenze handelt. Der Arbeitgeber hat (auch in der Zeit vom 01 .07. bis zum 31 .08.) Pauschalbeiträge 
zur Kranken- und Rentenversicherung zu zahlen. 

Personengruppenschlüssel: 109 

Beitragsgruppenschlüssel: 6500 

Sofern im unmittelbaren Anschluss an eine geringfügig entlohnte (Dauer-)Beschäftigung bei 
demselben Arbeitgeber eine auf längstens zwei Monate befristete Beschäftigung mit einem Ar- 
beitsentgelt von mehr als 400 Euro vereinbart wird, ist von der widerlegbaren Vermutung aus- 
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zugehen, dass es sich um die Fortsetzung der bisherigen (Dauer-)Beschäftigung handelt. Hieraus 
folgt, dass vom Zeitpunkt der Vereinbarung der befristeten Beschäftigung an die Arbeitsentgelt- 
grenze überschritten wird und damit Versicherungspflicht eintritt. 

Dies gilt umso mehr, wenn sich an die befristete Beschäftigung wiederum unmittelbar eine - für 
sich betrachtet - geringfügig entlohnte Beschäftigung anschließt. Versicherungsfreiheit wegen 
Vorliegens einer kurzfristigen Beschäftigung kommt in diesem Fall nur dann in Betracht, wenn 
es sich bei den einzelnen Beschäftigungen um völlig voneinander unabhängige Beschäftigungs- 
verhältnisse handelt. 



Q Praxishinweis: 

In den Fällen, in denen die Arbeitsentgeltgrenze von 400 Euro infolge einer rückwirkenden Erhöhung des Arbeitsentgelts über- 
schritten wird, tritt Versicherungspflicht mit dem Tage ein, an dem der Anspruch auf das erhöhte Arbeitsentgelt entstanden ist 
(z.B. Tag des Abschlusses eines Tarifvertrags). Tür die zurückliegende Zeit verbleibt es bei der Versicherungsfreiheit. 



III. Geringfügige Beschäftigung im Privathaushalt 

1 . Sozialversicherungsrechtlichen Voraussetzungen 

45 Für geringfügige Beschäftigungen, die ausschließlich in Privathaushalten ausgeübt werden, gelten 
die gleichen sozialversicherungsrechtlichen Voraussetzungen wie für geringfügige Beschäftigun- 
gen außerhalb von Privathaushalten (§ 8a Satz 1 i.V.m. § 8 SGB IV). Aus diesem Grund kann auf 
die vorgenannten grundsätzlichen Ausführungen zu den gewerblichen geringfügig entlohnten 
Beschäftigungsverhältnissen verwiesen werden; auf hiervon abweichende Besonderheiten wird 
im Folgenden näher eingegangen. 

Für die Annahme einer geringfügigen Beschäftigung im Privathaushalt wird nach § 8a Satz 2 SGB 
IV gefordert, dass diese durch einen privaten Haushalt begründet ist und die Tätigkeit sonst 
gewöhnlich durch Mitglieder des privaten Haushalts erledigt wird. Der Gesetzgeber spricht in 
diesem Zusammenhang von haushaltsnaher Dienstleistung. Hierzu gehören u.a. Tätigkeiten wie 
beispielsweise 

■ die Zubereitung von Mahlzeiten im Haushalt, 

■ die Reinigung der Wohnung, 

■ die Gartenpflege sowie 

■ die Pflege, Versorgung und Betreuung von Kindern, Kranken, alten Menschen und pflegebe- 
dürftigen Personen. 

46 Für einen 400-Euro-Minijob in Privathaush alten zahlen Arbeitgeber niedrigere Pauschalbeiträge 
zur Sozialversicherung als bei vergleichbaren Beschäftigungen im gewerblichen Bereich. Anstelle 
der üblichen Abgabenbelastung für gewerbliche Arbeitgeber (Krankenversicherung 13 %, Ren- 
tenversicherung 15 %, Pauschsteuer 2 %) belaufen sich die Arbeitgeberabgaben für Privathaus- 
halte lediglich auf 5 % zur Krankenversicherung, 5 % zur Rentenversicherung und Pauschsteuer 
in Höhe von 2 %. 

Als „private Arbeitgeber“ kommen grundsätzlich nur natürliche Personen in Betracht. Beschäf- 
tigungen in privaten Haushalten, die durch Dienstleistungsagenturen oder andere Unternehmen 
begründet sind, fallen nicht unter diese Regelung. Dies gilt auch für Beschäftigungsverhältnisse, 
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die mit Hausverwaltungen oder Wohnungseigentümergemeinschaften (im Sinne des Gesetzes 
über das Wohnungseigentum und das Dauerwohnrecht - WEG) geschlossen werden, da es sich 
hierbei nicht um einen Privathaushalt im engeren Sinne handelt. 

Ausschließlich im Privathaushalt wird eine Beschäftigung dann ausgeübt, wenn der Arbeitneh- 47 
mer für denselben Arbeitgeber keine weiteren Dienstleistungen, wie z.B. in den dem Privathaus- 
halt angeschlossenen Geschäftsräumen, erbringt. Ist dies doch der Fall, ist ohne Rücksicht auf 
die arbeitsvertragliche Gestaltung sozialversicherungsrechtlich von einem einheitlichen Beschäf- 
tigungsverhältnis auszugehen,'' mit der Folge, dass es sich nicht um einen Beschäftigung im Pri- 
vathaushalt handelt. 
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Q Praxishinweis: 

Gegenüber geringfügig entlohnten Beschäftigungen im gewerblichen Bereich, sind Privathaushalte nach § 28p Abs. iOSGB 
IV nicht von der Betriebsprüfungspflicht zur Sozialversicherung betroffen. Eine weitere Erleichterung für private Arbeitgeber 
ergibt sich nach § 28f Abs. 1 Satz 2 SGB IV; danach ist auch die Eührung von Lohnunterlagen für im Privathaushalt beschäf- 
tigten Arbeitnehmer entbehrlich. 



2. Beschäftigung von Familienangehörigen 

Ein entgeltliches Beschäftigungsverhältnis wird grundsätzlich nicht dadurch ausgeschlossen, dass 48 
jemand für einen nahen Verwandten oder Familienangehörigen im Privathaushalt tätig wird. Al- 
lerdings ist bei solchen Beschäftigungsverhältnissen die Arbeitnehmereigenschaft zu prüfen und 
dabei festzustellen, ob der Arbeitsvertrag nur zum Schein abgeschlossen wurde (§ 117 BGB) oder 
die Tätigkeit lediglich eine familienhafte Mithilfe darstellt. 

Die erforderliche Abgrenzung ist nach den in ständiger Rechtsprechung des Bundessozialgerichts 
festgelegten Abgrenzungskriterien ausgehend von den gesamten Umständen des Einzelfalles vor- 
zunehmen. Ein entgeltliches Beschäftigungsverhältnis im Privathaushalt unter Ehegatten scheidet 
allerdings regelmäßig aus, weil in der Ehe bereits gesetzliche Dienstleistungspflichten in Bezug auf 
die Haushaltsführung bestehen. Gleiches gilt dem Grunde nach für im Haushalt Dienste leistende 
Kinder, die dem elterlichen Hausstand angehören und von den Eltern unterhalten werden. 



3. Verwendung des Haushaltsschecks 

Die Beschäftigung einer Haushaltshilfe muss der Minijob -Zentrale im Rahmen eines vereinfach- 49 
ten Verfahrens, dem so genannten Haushaltsscheckverfahren, gemeldet werden. Einen Großteil 
der sonst üblichen Arbeitgeberpflichten übernimmt dabei die Minijob-Zentrale. Insbesondere 
berechnet die Minijob-Zentrale anhand der übermittelten Angaben die Sozialversicherungsbei- 
träge einschließlich der gesetzlichen Unfallversicherung, die Umlagen nach Aufwendungsaus- 
gleichsgesetz (AAG) sowie die abzuführende Pauschsteuer und zieht diese mittels Lastschriftver- 
fahren vom Konto des Arbeitgebers ein. Die Teilnahme am Haushaltsscheckverfahren ist für den 
Privathaushalt obligatorisch. 

Die Minijob-Zentrale prüft, ob die Arbeitsentgeltgrenze für eine geringfügige Beschäftigung im 
Privathaushalt eingehalten wird. Kann eine entsprechende Prüfung aufgrund der Angaben im 
Haushaltsscheck nicht abschließend erfolgen, kann die Minijob-Zentrale beim Arbeitnehmer die 
erforderlichen Auskünfte einholen und sich ggf erforderliche Unterlagen vorlegen lassen. 

4 BSG, Urteil vom 16.02.1983, 12 RK 26/81 -, USK 8310 
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so Der zuständige Unfallversicherungsträger wird von der Minijob-Zentrale direkt informiert, so- 
bald der Haushaltsscheck eingeht. Die Minijob -Zentrale zieht dann zweimal im Jahr mit den üb- 
rigen Abgaben auch den Unfallversicherungsbeitrag (Jahr 2008: 1,6 %) ein und leitet ihn an den 
zuständigen Unfallversicherungsträger weiter. 

Q Praxishinweis: 

Durch die gesetzliche Unfallversicherung sind (Sach-)Schäden, die in Zusammenhang mit der Ausübung des Minijobs verur- 
sacht werden, nicht versichert. Auch die private Haftpflichtversicherung kommt für derartige Schäden regelmäßig nicht auf 
Für Schäden, die durch den Minijob entstehen, ist deshalb zum Abschluss einer zusätzlichen Berufshaftpflichtversicherung zu 
raten. 



Der Haushaltsscheck ist zu verwenden, wenn das Arbeitsentgelt, das der im Haushalt beschäftigte 
Arbeitnehmer erhält, regelmäßig im Monat 400 Euro (§ 28a Abs. 7 SGB IV) nicht übersteigt. Bei 
Arbeitnehmern, die auf die Versicherungsfreiheit in der Rentenversicherung verzichten, bestimmt 
sich das Arbeitsentgelt nach dem vereinbarten Arbeitslohn vor Abzug des vom Arbeitnehmer zu 
tragenden Eigenanteils. 



4. Pauschalbeiträge des Arbeitgebers 

51 Der Arbeitgeber einer geringfügig entlohnten Beschäftigung im Privathaushalt (§ 8a SGB IV) hat 
für Versicherte, die in dieser Beschäftigung versicherungsfrei oder von der Versicherungspflicht 
befreit oder nicht versicherungspflichtig sind, einen Pauschalbeitrag zur Krankenversicherung 
in Höhe von 5 % des Arbeitsentgelts zu zahlen. Voraussetzung für die Zahlung des Pauschalbei- 
trags zur Krankenversicherung ist, dass der geringfügig Beschäftigte in der gesetzlichen Kranken- 
versicherung versichert ist.^ 

In der Rentenversicherung beläuft sich der vom Privath aushalt zu zahlende Pauschalbeitrag 
ebenfalls auf 5 % des Arbeitsentgelts aus der Beschäftigung, sofern der Beschäftigte eine versiche- 
rungsfreie oder wegen des Verzichts auf die Rentenversicherungsfreiheit versicherungspflichtige 
geringfügig entlohnte Beschäftigung ausübt."* Entsprechendes gilt für Beschäftigte, die von der 
Rentenversicherungspflicht befreit sind. 

5. Zusammenrechnung mit weiteren Beschäftigungen 

52 Auch eine Haushaltshilfe kann grundsätzlich mehrere geringfügig entlohnte Beschäftigungen 
ausüben, allerdings nicht bei demselben Arbeitgeber. Bei der Ausübung mehrerer geringfügig 
entlohnter Minijobs darf das monatliche Gesamtarbeitsentgelt aus diesen Beschäftigungen aller- 
dings 400 Euro nicht übersteigen. 

Eine geringfügig entlohnte Beschäftigung im Privathaushalt ist mit weiteren geringfügig entlohn- 
ten Beschäftigungen in und außerhalb von Privath aush alten zusammenzurechnen. Wird neben 
einer versicherungspflichtigen (Haupt-)Beschäftigung nur eine geringfügig entlohnte Beschäfti- 
gung im Privathaushalt ausgeübt, erfolgt keine Zusammenrechnung. 



5 §§ 249b Satz 2 SGB V, 48 Abs. 6 KVLG 1989 

6 §§ 172 Abs. 3a Satz 1, 168 Abs. 1 Nr. Ic SGB VI 
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Q Praxishinweis: 

Ergibt sich aufgrund der Zusammenrechnung mit einer weiteren Beschäftigung Versicherungspflicht, findet das Haushalts- 
scheckverfahren keine Anwendung mehr. Der Arbeitgeber hat dann das übliche Beitrags- und Meldeverfahren gegenüber der 
Krankenkasse durchzu führen, die der Arbeitnehmer gewählt hat. 
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Trifft der Arbeitnehmer bezüglich der Krankenkasse keine Wahl oder ist er nicht gesetzlich kran- 53 
kenversichert, sind die Meldungen an die Krankenkasse zu erstatten, bei der zuletzt eine Versi- 
cherung (ggf. auch Familienversicherung) bestanden hat. Lässt sich die zuletzt zuständige Kran- 
kenkasse nicht ermitteln, sind die Meldungen über eine versicherungspflichtige Beschäftigung bei 
einer wählbaren Krankenkasse einzureichen. 



6. Einzug der Beiträge und Umlagen 

Der private Arbeitgeber ist verpflichtet, der Mini) ob -Zentrale eine Ermächtigung zum Einzug der 54 

Gesamtsozialversicherungsbeiträge (einschließlich des ggf. zu leistenden Aufstockungsbetrages 
bei Verzicht auf die Rentenversicherungsfreiheit), der Beiträge zur Unfallversicherung, der Um- 
lagen zum Ausgleich der Arbeitgeberaufwendungen bei Krankheit und Mutterschaft und ggf. der 
einheitlichen 2 %igen Pauschsteuer zu erteilen. 

Hierzu kann das im Internet von der Minijob-Zentrale bereitgestellte Formular verwendet wer- 
den (s.a. Vordruck im Anhang). Die Einzugsermächtigung braucht nicht bei jeder Entgeltzahlung, 
sondern nur bei der erstmaligen Verwendung des Haushaltsschecks oder bei Änderungen der 
Bankverbindung erteilt zu werden. 

7. Vergabe der Betriebsnummer 

Die Minijob -Zentrale vergibt im Auftrag der Bundesagentur für Arbeit die Betriebsnummer des 55 
privaten Arbeitgebers, sofern für den Privath aushalt eine solche noch nicht existiert (§ 28h Abs. 3 
Satz 1 Halbsatz 1 SGB IV). Die von der Minijob-Zentrale für diese Arbeitgeber vergebenen Be- 
triebsnummern beginnen mit den Ziffern 571 bis 573, 574, 977 bis 979 und 981 bis 984. 

IV. Kurzfristige Beschäftigungen 

1 . Voraussetzungen für eine sozialversicherungsfreie 

Beschäftigung 

Eine kurzfristige Beschäftigung liegt nach § 8 Abs. 1 Nr. 2 SGB IV vor, wenn die Beschäftigung für 56 
eine Zeitdauer ausgeübt wird, die im Laufe eines Kalenderjahres auf nicht mehr als 

■ zwei Monate oder 

■ insgesamt 50 Arbeitstage 

nach ihrer Eigenart begrenzt zu sein pflegt oder im Voraus vertraglich (z.B. durch einen auf läng- 
stens ein Jahr befristeten Rahmenarbeitsvertrag) begrenzt ist. Dies gilt auch dann, wenn die kurz- 
fristige Beschäftigung die Voraussetzungen einer geringfügig entlohnten Beschäftigung erfüllt. 
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Q Beispiel: 

Eine Hausfrau wird ausschließlich in der Zeit vom 01 .07. bis zum 31 .08. als Verkäufer in einem Supermarkt tätig. Sie erhält 
hierfür einen Monatslohn von 1 .500 Euro. Weitere Beschäftigungen übt sie im Kalenderjahr 2008 nicht aus. 

Da die Beschäftigung auf zwei Monate (Juli bis August) befristet ist, liegt eine kurzfristige Beschäftigung vor. Die Beschäf- 
tigung ist sozialversicherungsfrei; es fallen auch keine pauschalen Sozialversicherungsbeiträge an. 

Personengruppenschlüssel: 1 1 0 

Beitragsgruppenschlüssel: 0000 

Q Beispiel: 

Eine Verkäuferin nimmt am 14.07. eine bis zum 30.09. befristete Beschäftigung (Fünf-Tage-Woche) gegen ein monatli- 
ches Arbeitsentgelt von 1 .800 Euro auf. 

Die Verkäuferin ist versicherungspflichtig, weil die Beschäftigung von vornherein auf mehr als zwei Monate befristet und 
deshalb nicht kurzfristig ist. 

Personengruppenschlüssel: 101 

Beitragsgruppenschlüssel: 1111 



Die zeitliche Beschränkung einer kurzfristigen Beschäftigung kann sich - sofern keine schrift- 
lichen Vereinbarungen getroffen wurden - vorausschauend aus der Art, dem Wesen oder dem 
Umfang der zu verrichtenden Arbeit ergeben. 

Q Beispiel: 

a) Eine Hausfrau nimmt am 01 .05. eine Beschäftigung als Aushilfsverkäuferin (Fünf-Tage-Woche) gegen ein monatli- 
ches Arbeitsentgelt von 1 .800 Euro auf. Sie vertritt nacheinander zwei Verkäuferinnen während des Urlaubs. Da die 
Urlaubsvertretungen am 13.06. beendet sein sollen, wird zunächst eine kurzfristige Beschäftigung angenommen, 
die versicherungsfrei bleibt. 

Die zuletzt vertretene Verkäuferin teilt ihrem Arbeitgeber jedoch am 1 3.06. mit, dass sie die Arbeit erst am 01 .07. 
aufnehmen werde. Damit verlängert sich die Urlaubsvertretung bis zum 30.06. Da durch diese Verlängerung die 
Beschäftigung nicht über zwei Monate (01 .5. - 30.06.) ausgedehnt wird, gilt sie weiterhin als kurzfristige Beschäfti- 
gung und bleibt daher versicherungsfrei. 

Personengruppenschlüssel: 1 1 0 

Beitragsgruppenschlüssel: 0000 

b) Es liegt der gleiche Sachverhalt wie bei a) vor mit der Abweichung, dass die vertretene Verkäuferin entgegen der 
Mitteilung ihre Beschäftigung nicht am 01 .07., sondern tatsächlich erst am 05.07. wieder aufnimmt, so dass die 
Urlaubsvertretung bis zum 04.07. verlängert wird. Die Beschäftigung ist vom 01 .07. an nicht mehr als kurzfristige 
Beschäftigung anzusehen und unterliegt daher von diesem Zeitpunkt an der Versicherungspflicht. 

ab 01.07. 

Personengruppenschlüssel: 101 

Beitragsgruppenschlüssel: 1111 
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A. Versicherungsrecht 



Eine kurzfristige Beschäftigung liegt selbst bei Einhaltung der Zeitgrenzen nicht mehr vor, wenn 
die Beschäftigung berufsmäßig ausgeübt wird (s.a. nachfolgende Ausführungen unter Punkt 4.). 

Die Prüfung der Berufsmäßigkeit ist jedoch nicht erforderlich, wenn innerhalb einer kurzfristigen 
Beschäftigung die Entgeltgrenze von 400 Euro nicht überschritten wird. 

Um eine kurzfristige Beschäftigung handelt es sich grundsätzlich nicht, wenn die Zeitdauer von 58 
50 Arbeitstagen im Laufe eines Kalenderjahres innerhalb einer Dauerbeschäftigung oder einer 
regelmäßig wiederkehrenden Beschäftigung nicht überschritten wird. Ein während des ganzen 
Kalenderjahres beschäftigter Arbeitnehmer, mit nur wenigen Arbeitstagen pro Monat, ist deshalb 
nicht kurzfristig beschäftigt. 

Q Beispiel: 

Eine Hausfrau arbeitet während des ganzen Kalenderjahres jeweils an den letzten vier Arbeitstagen im Kalendermonat als 
Buchhalterin gegen ein monatliches Arbeitsentgelt von 450 Euro. 

Es ist unerheblich, dass die für die Kurzfristigkeit einer Beschäftigung maßgebende Zeitdauer von 50 Arbeitstagen (1 2 
Monate x 4 Arbeitstage = 48 Arbeitstage) im Laufe des Kalenderjahres nicht überschritten wird. Die Tatsache, dass die 
Buchhalterin eine Dauerbeschäftigung ausübt, schließt das Vorliegen einer kurzfristigen Beschäftigung aus. Eine ge- 
ringfügig entlohnte Beschäftigung liegt ebenfalls nicht vor, weil das Arbeitsentgelt 400 Euro im Monat übersteigt. Die 
Beschäftigung unterliegt somit der Versicherungspflicht. 
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Personengruppenschlüssel: 101 

Beitragsgruppenschlüssel: 1111 



2. Zeitraum von zwei Monaten oder 50 Arbeitstage 

a) Allgemein 

Von dem Zweimonatszeitraum ist nur dann auszugehen, wenn die Beschäftigung an mindestens 59 
fünf Tagen in der Woche ausgeübt wird. Bei Beschäftigungen von regelmäßig weniger als fünf 
Tagen in der Woche ist bei der Beurteilung auf den Zeitraum von 50 Arbeitstagen abzustellen. 

Q Beispiel: 

Ein Arbeitgeber stellt in seinem Betrieb für saisonale Aushilfstätigkeiten von kurzer Dauer mehrere Hausfrauen mit fol- 
genden regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeiten ein: 

a) sechs Tage 

b) fünf Tage und 

c) vier Tage. 

Da in den Fällen a) und b) die Beschäftigung an mindestens fünf Tagen in der Woche ausgeübt wird, ist bei der Feststel- 
lung, ob die Zeitdauer von zwei Monate oder 50 Arbeitstage überschritten wird, von der Zweimonatsfrist auszugehen. Im 
Fall c) hingegen ist auf den Zeitraum von 50 Arbeitstagen abzustellen, weil die Beschäftigung an weniger als fünf Tage in 
der Woche ausgeübt wird. 

Bei einer Zusammenrechnung von mehreren Beschäftigungszeiten treten an die Stelle des 
Zweimonatszeitraums 60 Kalendertage; das gilt nicht, wenn es sich bei den einzelnen Beschäfti- 
gungszeiten jeweils um volle Kalendermonate handelt. Sind bei einer Zusammenrechnung Zei- 
ten, in denen die Beschäftigung regelmäßig an mindestens fünf Tagen in der Woche ausgeübt 
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wurde, und Beschäftigungszeiten mit einer Arbeitszeit an weniger als fünf Tagen in der Woche 
zu berücksichtigen, dann ist einheitlich von dem Zeitraum von 50 Arbeitstagen auszugehen. Ein 
Nachtdienst, der sich über zwei Kalendertage erstreckt, gilt als ein Arbeitstag. 
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b) Überschreitung der Zeitgrenzen 

60 Überschreitet eine Beschäftigung, die als kurzfristige Beschäftigung angesehen wird, entgegen der 
ursprünglichen Erwartung die angegebene Zeitdauer, so tritt vom Tage des Überschreitens an 
Versicherungspflicht ein, es sei denn, dass die Merkmale einer geringfügig entlohnten Beschäfti- 
gung vorliegen. 

Q Beispiel: 

Eine familienversicherte Verkäuferin arbeitet befristet 

vom 02.05. bis zum 28.06. (Sechs-Tage-Woche) = 58 Kalendertage 

gegen ein monatliches Arbeitsentgelt von 720 Euro 

vom 03.08. bis zum 30.09. (Sechs-Tage-Woche) = 59 Kalendertage 

gegen ein monatliches Arbeitsentgelt von 400 Euro 

Die zweite Beschäftigung ist keine sozialversicherungsfreie kurzfristige Beschäftigung, weil zu ihrem Beginn feststeht, 
dass sie zusammen mit der ersten Beschäftigung die Grenze von zwei Monaten (60 Kalendertagen) überschreitet. 

Die zweite Beschäftigung stellt jedoch eine geringfügig entlohnte Beschäftigung dar und ist damit versicherungsfrei, 
weil das monatliche Arbeitsentgelt 400 Euro nicht übersteigt. Der Arbeitgeber hat deshalb für die zweite Beschäftigung 
Pauschalbeiträge zur Kranken- und Rentenversicherung zu zahlen. 

Personengruppenschlüssel: 109 

Beitragsgruppenschlüssel: 6500 

61 Stellt sich im Laufe einer kurzfristigen Beschäftigung heraus, dass sie die zeitlichen Grenzen über- 
schreiten wird, beginnt die Versicherungspflicht bereits mit dem Tage, an dem das Überschreiten 
der Zeitdauer erkennbar wird, also nicht erst nach Ablauf der zwei Monate bzw. 50 Arbeitstage. 
Für die zurückliegende Zeit verbleibt es bei der Versicherungsfreiheit. 

Q Beispiel: 

Eine Hausfrau nimmt am 01 .05. eine Beschäftigung als Aushilfsverkäuferin (Sechs-Tage-Woche) gegen ein monatliches Ar- 
beitsentgelt von 1.800 Euro auf. Sievertritt nacheinander zwei Verkäuferinnen während des Urlaubs. Da die Urlaubsvertre- 
tung am 16.06. beendet sein soll, wird zunächst eine kurzfristige Beschäftigung angenommen, die versicherungsfrei bleibt. 
Die vertretene Verkäuferin teilt ihrem Arbeitgeber am 16.06. mit, dass sie ihre Beschäftigung erst am 09.07. aufnehmen 
werde. In diesem Falle gilt die Urlaubsvertretung schon vom 16.06. an nicht mehr als kurzfristige Beschäftigung, da zu 
diesem Zeitpunkt das Überschreiten der Zeitgrenze für den Arbeitgeber bereits erkennbar war. Die Versicherungsfreiheit 
endet daher am 15.06. 



ab 16.06. 

Personengruppenschlüssel: 101 

Beitragsgruppenschlüssel: 1111 
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A. Versicherungsrecht 



Sofern ein zunächst auf ein fahr oder weniger befristeter Rahmenarbeitsvertrag mit Arbeitsein- 62 
Sätzen bis zu maximal 50 Arbeitstagen auf eine Dauer von über einem Jahr verlängert wird, liegt 
vom Zeitpunkt der Vereinbarung der Verlängerung an eine regelmäßige Beschäftigung vor. Wird 
ein Rahmenvertrag zunächst auf ein Jahr begrenzt und im unmittelbaren Anschluss daran ein 
neuer Rahmenarbeitsvertrag abgeschlossen, ist vom Beginn des neuen Rahmenarbeitsvertrags 
an von einer regelmäßig ausgeübten Beschäftigung auszugehen, wenn zwischen den beiden Rah- 
menarbeitsverträgen kein Zeitraum von mindestens zwei Monaten liegt (s.a. nachfolgende Aus- 
führungen unter Punkt 5.). Auch in diesen Fällen ist allerdings zu prüfen, ob die Merkmale einer 
geringfügig entlohnten Beschäftigung vorliegen. 
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3. Zusammenrechnung mehrerer Beschäftigungen 

Bei der Prüfung, ob die Zeiträume von zwei Monaten oder 50 Arbeitstagen überschritten werden, 63 
sind die Zeiten mehrerer aufeinander folgender kurzfristiger Beschäftigungen zusammenzurech- 
nen, unabhängig davon, ob sie geringfügig entlohnt oder mehr als geringfügig entlohnt sind. Dies 
gilt auch dann, wenn die einzelnen Beschäftigungen bei verschiedenen Arbeitgebern ausgeübt 
werden. 

Es ist jeweils bei Beginn einer neuen Beschäftigung zu prüfen, ob diese zusammen mit den schon 
im laufenden Kalenderjahr ausgeübten Beschäftigungen die maßgebende Zeitgrenze überschrei- 
tet. Wird durch eine Zusammenrechnung mehrerer kurzfristiger Beschäftigungen die Grenze von 
zwei Monaten oder 50 Arbeitstagen überschritten, handelt es sich um eine regelmäßig ausgeübte 
Beschäftigung, die der Sozialversicherungspflicht unterliegt. In diesem Fall ist gegebenenfalls zu 
prüfen, ob eine geringfügig entlohnte Beschäftigung vorliegt. 

Q Beispiel: 

Eine Hausfrau nimmt am 02.05. eine Beschäftigung als Aushilfsverkäuferin (Urlaubsvertretung) auf, die von vornherein 
bis zum 18.06. befristet ist und wöchentlich sechs Arbeitstage umfassen soll. Die Hausfrau war im laufenden Kalenderjahr 
wie folgt beschäftigt: 

a) vom 02.01. bis 25.01. (Fünf-Tage-Woche) = 24 Kalendertage 

b) vom 31.03. bis 15.04. (Sechs-Tage-Woche) = 16 Kalendertage 

c) vom02.05. bis 18.06. (Sechs-Tage-Woche) = 48 Kalendertage 

insgesamt 88 Kalendertage 

Die Beschäftigung vom 02.05. - 1 8.06. ist versicherungspflichtig, weil zu ihrem Beginn feststeht, dass sie zusammen mit 
den im laufenden Kalenderjahr bereits verrichteten Beschäftigungen die Grenze von zwei Monaten (60 Kalendertagen) 
überschreitet. Stehen bereits bei Aufnahme der ersten Beschäftigung (am 02.01.) die gesamten folgenden Beschäfti- 
gungszeiten fest, so unterliegen alle Beschäftigungen der Versicherungspflicht. 

Personengruppenschlüssel: 101 

Beitragsgruppenschlüssel: 1111 

Die vorstehenden Ausführungen gelten auch für Beschäftigungen, die über den Jahreswechsel 64 
hinausgehen; d. h., beginnt eine Beschäftigung in einem Kalenderjahr, in dem die Dauer von 
zwei Monaten bzw. 50 Arbeitstagen zusammen mit Vorbeschäftigungen erreicht ist, liegt für die 
gesamte Dauer der Beschäftigung keine Kurzfristigkeit vor, und zwar auch insoweit, als die zu 
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beurteilende Beschäftigung in das neue Kalenderjahr hineinreicht. Eine nach Kalenderjahren ge- 
trennte versicherungsrechtliche Beurteilung dieser Beschäftigung erfolgt nicht. 

Q Beispiel: 

Eine Hausfrau nimmt am 01 .12. eine Beschäftigung als Aushilfsverkäuferin gegen ein monatliches Arbeitsentgelt von 
1 .000 Euro auf. Die Beschäftigung ist von vornherein bis zum 31 .01 . des Folgejahres befristet. Die Hausfrau hat im lau- 
fenden Kalenderjahr bereits vom 01 .07. bis zum 31 .08. eine kurzfristige Beschäftigung ausgeübt. 

Die am 01 .12. aufgenommene Beschäftigung ist nicht kurzfristig und daher versicherungspflichtig, weil zu ihrem Beginn 
feststeht, dass die Beschäftigungsdauer im laufenden Kalenderjahr unter Berücksichtigung der Vorbeschäftigung mehr 
als zwei Monate beträgt. 

Die Beschäftigung bleibt auch über den Jahreswechsel hinaus weiterhin versicherungspflichtig, weil bei Kalenderjahr 
überschreitenden Beschäftigungen eine getrennte versicherungsrechtliche Beurteilung nicht in Betracht kommt. 



Personengruppenschlüssel: 101 

Beitragsgruppenschlüssel: 1111 

65 Ist die Dauer von zwei Monaten bzw. 50 Arbeitstagen bei Beginn einer Kalenderjahr überschrei- 
tenden Beschäftigung unter Hinzurechnung von Vorbeschäftigungen noch nicht erreicht, bleibt 
die Kalenderjahr überschreitende Beschäftigung versicherungsfrei, wenn sie auf nicht mehr als 
zwei Monate bzw. 50 Arbeitstage befristet ist. 

Q Beispiel: 

Eine Hausfrau nimmt am 01 .12. eine Beschäftigung als Aushilfsverkäuferin gegen ein monatliches Arbeitsentgelt von 
1 .200 Euro auf. Die Beschäftigung ist von vornherein bis zum 31 .01 . des Folgejahres befristet. Die Hausfrau hat im lau- 
fenden Kalenderjahr bereits vom 01 .08. bis zum 3 1 .08. eine Beschäftigung ausgeübt. 

Die am 01 .12. aufgenommene Beschäftigung ist kurzfristig und damit versicherungsfrei, weil zu ihrem Beginn feststeht, 
dass die Beschäftigungsdauer im laufenden Kalenderjahr unter Berücksichtigung der Vorbeschäftigung nicht mehr als 
zwei Monate beträgt. 

Oie Beschäftigung bleibt auch über den Jahreswechsel hinaus weiterhin versicherungsfrei, weil bei Kalenderjahr über- 
schreitenden Beschäftigungen eine getrennte versicherungsrechtliche Beurteilung nicht in Betracht kommt. 



Personengruppenschlüssel: 1 1 0 

Beitragsgruppenschlüssel: 0000 

Werden Arbeitnehmer wiederholt von ein und demselben Arbeitgeber beschäftigt, ohne dass ein 
Rahmenarbeitsvertrag besteht, liegt eine regelmäßige Beschäftigung so lange nicht vor, als im lau- 
fenden Kalenderjahr die Zeitgrenze von 50 Arbeitstagen nicht überschritten wird. 



4. Prüfung der Berufsmäßigkeit 

66 Eine kurzfristige Beschäftigung erfüllt nicht mehr die Voraussetzungen einer sozialversiche- 
rungsfreien Beschäftigung, wenn die Beschäftigung berufsmäßig ausgeübt. Die Prüfung der Be- 
rufsmäßigkeit ist dann nicht erforderlich, wenn das erzielte monatliche Arbeitsentgelt 400 Euro 
nicht überschreitet. Außerdem braucht die Berufsmäßigkeit nicht geprüft zu werden, wenn die 
Beschäftigung die Zeitgrenze von zwei Monaten bzw. 50 Arbeitstagen überschreitet und deshalb 
als nicht geringfügig anzusehen ist. 



70 



2 
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Q Praxishinweis: 

Berufsmäßigkeit liegt nicht vor, wenn die kurzfristige Beschäftigung neben einer Hauptbeschäftigung oder beispielsweise von 

Hausfrauen, Altersrentnern, Schülern und Studenten ausgeübt wird. 

Der Begriff der „Berufsmäßigkeit“ ist gesetzlich nicht definiert. Nach ständiger Rechtsprechung 
wird eine Beschäftigung dann berufsmäßig ausgeübt, wenn sie für die in Betracht kommende Per- 
son nicht von untergeordneter wirtschaftlicher Bedeutung ist. Beschäftigungen, die nur gelegent- 
lich (z.B. zwischen Schulabschluss und beabsichtigter Fachschulausbildung bzw. beabsichtigtem 
Studium, auch wenn die Fachschulausbildung oder das Studium durch gesetzliche Dienstpflicht 
hinausgeschoben wird) ausgeübt werden, sind grundsätzlich von untergeordneter wirtschaftli- 
cher Bedeutung und daher als nicht berufsmäßig anzusehen.^ Ebenfalls keine Berufsmäßigkeit 
hegt vor, wenn Schüler oder Studenten während der Schul- bzw. Semesterferien eine kurzfristige 
Beschäftigung ausüben. 
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Q Beispiel: 

Ein Schüler eines Gymnasiums übt während seiner Schulferien eine vom 04.08. bis 12.09. befristete kurzfristige Beschäfti- 
gung aus. In dieser Beschäftigung erzielt er ein monatliches Arbeitsentgelt von 1 .500 Euro. 

Die ausschließliche Beschäftigung in den Schulferien ist für den Schüler nicht als berufsmäßig anzusehen und deshalb - 
unter Beachtung der Zeitgrenze von zwei Monaten - versicherungsfrei. 



Personengruppenschlüssel: 110 

Beitragsgruppenschlüssel: 0000 



Nimmt ein Abiturient nach erfolgreichem Schulabschluss eine befristete Aushilfstätigkeit bis zu 
zwei Monaten auf, so ist diese Aushilfstätigkeit versicherungsfrei, wenn anschließend ein Studium 
aufgenommen wird. Entscheidet sich der Abiturient dagegen nach Beendigung der Schule ein 
Ausbildungsverhältnis aufzunehmen, wird Berufsmäßigkeit angenommen, so dass selbst eine auf 
zwei Monate befristete kurzfristige Beschäftigung versicherungspflichtig wird. 

Berufsmäßigkeit einer kurzfristigen Beschäftigung ist weiterhin nicht gegeben, die neben einer 68 
Beschäftigung mit einem Arbeitsentgelt über 400 Euro (ffauptbeschäftigung) ausgeübt wird sowie 
für kurzfristige Beschäftigungen neben dem Bezug von Vorruhestandsgeld. 

Q Beispiel: 

Ein Kraftfahrer übt beim Arbeitgeber A eine Dauerbeschäftigung gegen ein monatliches Arbeitsentgelt von 2.800 Euro 
aus. Am 01 .07. nimmt er zusätzlich eine Beschäftigung beim Arbeitgeber B als Kellner auf, die von vornherein bis zum 
31 .08. befristet ist. In dieser Beschäftigung erzielt er ein monatliches Arbeitsentgelt von 800 Euro. 

Die (Haupt-)Beschäftigung beim Arbeitgeber A unterliegt der Versicherungspflicht. Dagegen bleibt die Beschäftigung 
beim Arbeitgeber B versicherungsfrei, weil sie von vornherein auf nicht mehr als zwei Monate befristet ist und auch nicht 
berufsmäßig ausgeübt wird. 



Arbeitgeber A 

Personengruppenschlüssel: 101 

Beitragsgruppenschlüssel: 1111 



7 BSG, Urteil vom 11.06.1980, 12 RK 30/79 -,USK 80106 
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§ 2 Geringfügige Beschäftigungsverhältnisse im Sozialversicherungsrecht 

Arbeitgeber B 

Personengruppenschlüssel: 1 1 0 

ßeitragsgruppenschlüssel: 0000 

Kurzfristige Beschäftigungen zwischen Schulentlassung und Ableistung eines freiwilligen sozi- 
alen oder ökologischen Jahres werden dagegen berufsmäßig ausgeübt. Dies gilt auch, wenn nach 
der Ableistung des freiwilligen sozialen oder ökologischen Jahres voraussichtlich ein Studium auf- 
genommen wird. 

Folgt eine kurzfristige Beschäftigung auf bereits ausgeübte Beschäftigungen, ist Berufsmäßigkeit 
ohne weitere Prüfung anzunehmen, wenn die Beschäftigungszeiten im Laufe eines Kalenderjah- 
res insgesamt mehr als zwei Monate oder 50 Arbeitstage betragen. Dabei können nur solche Be- 
schäftigungen berücksichtigt werden, in denen die monatliche Arbeitsentgeltgrenze von 400 Euro 
überschritten wird. 

69 Bei Personen, die aus dem Berufsleben ausgeschieden sind (z.B. Bezieher einer Vollrente wegen 
Alters), können nur Beschäftigungszeiten nach dem Ausscheiden angerechnet werden. 

Q Beispiel: 

Eine Verkäuferin hat ihre iangjährige Beschäftigung (das Arbeitsentgeit betrug zuietzt 2.500 Euro) wegen Aitersrenten- 
bezuges zum 31.03. aufgegeben. Am 01.08. nimmt sie eine Beschäftigung ais Aushiifsverkäuferin auf, die von vornherein 
bis zum 31.08. befristet ist. 

Bei der Prüfung der Berufsmäßigkeit bieibt die bis zum 31 .03. ausgeübte Beschäftigung außer Betracht. Die am 01 .08. 
aufgenommene Beschäftigung wird mithin nicht berufsmäßig ausgeübt und bieibt daher versicherungsfrei. 

Personengruppenschiüssei: 1 1 0 

Beitragsgruppenschiüssei: 0000 

70 Bei Beschäftigungen von Saisonarbeitskräften aus einem EU-Mitgliedstaat,® sind zur Prüfung der 
Berufsmäßigkeit auch Beschäftigungszeiten in anderen EU-Mitgliedstaaten zu berücksichtigen, 
wobei allerdings die Höhe des in den anderen Staaten erzielten Arbeitsentgelts unmaßgeblich ist. 
Folglich werden in diesem Zusammenhang auch Beschäftigungszeiten in anderen EU-Mitglied- 
staaten (sowie der Schweiz und Norwegen) mit einem Arbeitsentgelt bis zu 400 Euro im Monat 
angerechnet. Dem liegt die Ansicht zu Grunde, dass die Berufsmäßigkeit einer Beschäftigung 
nicht allein vom Erwerbsverhalten in Deutschland bestimmt wird, sondern vom allgemeinen Er- 
werbsleben des Beschäftigten. 

Arbeitnehmer, deren Beschäftigungsverhältnis durch den Wehr- oder Zivildienst unterbrochen 
wird und die während der gesetzlichen Dienstpflicht eine auf zwei Monate bzw. 50 Arbeitstage 
befristete Beschäftigung ausüben und mehr als 400 Euro im Monat verdienen, üben diese Be- 
schäftigung berufsmäßig aus. Dabei spielt es keine Rolle, ob die befristete Beschäftigung beim 
bisherigen Arbeitgeber oder bei einem anderen Arbeitgeber ausgeübt wird. Dies gilt auch für 
Beschäftigungen, die während der Elternzeit oder eines unbezahlten Urlaubs ausgeübt werden. 

71 Üben Personen, die beschäftigungslos und bei der Arbeitsagentur als Arbeitsuchende gemeldet 
sind, eine Beschäftigung aus, so ist diese als berufsmäßig anzusehen und daher ohne Rücksicht 
auf ihre Dauer versicherungspflichtig. Sie sind unabhängig von der Dauer der Beschäftigung ver- 
sicherungspflichtig, sofern das monatliche Arbeitsentgelt über 400 Euro im Monat liegt. 

8 sowie der Schweiz und Norwegen, für die nach Artikel 13 Abs. 2 Buchst, a der Verordnung (EWG) Nr. 1408/7 1 die 
deutschen Rechtsvorschriften über soziale Sicherheit gelten 
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A. Versicherungsrecht 



Q Beispiel: 

Ein Bezieher von Arbeitslosengeld vereinbart mit einem Arbeitgeber eine auf zwei Tage befristete Beschäftigung über das 
Wochenende zu je sieben Stunden. Das Arbeitsentgelt beträgt pro Tag 70 Euro. 

Da der Arbeitnehmer als Bezieher von Arbeitslosengeld als berufsmäßig Beschäftigter anzusehen ist und das Arbeitsent- 
gelt für den Beschäftigungszeitraum (140 Euro) die anteilige Arbeitsentgeltgrenze von (400 Euro : 30 Tage x 2 Tage =) 
26,67 Euro übersteigt, liegt unabhängig von der Dauer keine versicherungsfreie kurzfristige Beschäftigung vor. 
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5. Befristung durch Rahmenarbeitsvertrag 

Eine kurzfristige Beschäftigung wird regelmäßig ausgeübt und damit nicht als sozialversiche- 72 
rungsfrei angesehen, wenn sie von vornherein auf ständige Wiederholung gerichtet ist und über 
einen längeren Zeitraum ausgeübt wird. Es besteht allerdings die Möglichkeit, eine Beschäftigung 
für maximal ein Jahr zu befristen und damit die Voraussetzungen für einen kurzfristigen Mi- 
nijob zu erfüllen, wenn dies über einen Rahmenarbeitsvertrag erfolgt, der einen Arbeitseinsatz 
von insgesamt maximal 50 Arbeitstagen vorsieht. 

Q Praxishinweis: 

Auf diese Weise besteht die Möglichkeit, innerhalb eines Rahmenarbeitsvertrages mehrere kurzfristige Arbeitseinsätze (bis 
insgesamt höchstens 50 Arbeitstage) zu vereinbaren, ohne dass dadurch Versicherungspflicht eintritt. Es können grundsätz- 
lich auch kürzere, als auf ein Jahr befristete Rahmenarbeitsverträge geschlossen werden. 

Sofern ein zunächst auf ein Jahr oder weniger befristeter Rahmenarbeitsvertrag mit Arbeitseinsät- 
zen bis zu maximal 50 Arbeitstagen auf eine Dauer von über einem Jahr verlängert wird, liegt vom 
Zeitpunkt der Vereinbarung der Verlängerung an eine regelmäßige Beschäftigung vor. Ab diesem 
Zeitpunkt besteht Versicherungspflicht. 

Wird ein Rahmenarbeitsvertrag zunächst auf ein Jahr begrenzt und im unmittelbaren Abschluss 73 
daran ein neuer Rahmenarbeitsvertrag abgeschlossen, ist vom Beginn des neuen Rahmenarbeits- 
vertrags an von einer versicherungspflichtigen Beschäftigung auszugehen, wenn zwischen den 
beiden Rahmenarbeitsverträgen kein Zeitraum von mindestens zwei Monaten liegt. 

Q Praxishinweis: 

Es ist daraufzu achten, dass zwischen den Abschluss eines - auf maximal ein Jahr begrenzten - Rahmenarbeitsvertrags 
mindestens ein Zeitraum von zwei Monaten eingehalten wird. In diesem fall kann vom Beginn des neuen Rahmenarbeitsver- 
trages an wiederum von einer sozialversicherungs freien kurzfristigen Beschäftigung ausgegangen werden. 

Q Beispiel: 

Ein Arbeitgeber schließt mit einer Verkäuferin einen vom 01 .01 . bis 31 .12.2008 befristeten Arbeitsvertrag, der verschie- 
dene Arbeitseinsätze von kurzfristiger Dauer vorsieht. Die Arbeitseinsätze beschränken sich insgesamt auf eine Zeitdauer 
von 50 Arbeitstagen. 

Möchte der Arbeitgeber mit der Verkäuferin auch für das anschließende Kalenderjahr 2009 einen befristeten Arbeitsver- 
trag gleichen Inhalts schließen, ist dies erst nach einer Unterbrechung von zwei Monaten und somit erst ab 01 .03.2009 
bis zum 28.02.2010 möglich. 
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§ 2 Geringfügige Beschäftigungsverhältnisse im Sozialversicherungsrecht 



V. Beschäftigung von Schülern, Studenten und Praktikanten 

1. Allgemein 

Der Gesetzgeber hat für die Beschäftigung von Schülern, Studenten und Praktikanten eine Viel- 
zahl von Sonderregelungen aufgestellt, die zu den Regelungen der geringfügigen Beschäftigung 
hinzutreten und zu beachten sind. Dies trifft v.a. auf die Beschäftigung von Studenten und Prak- 
tikanten zu. Die Spitzenverbände der Sozialversicherung haben für den Personenkreis der Stu- 
denten, Praktikanten und ähnliche Personen ein eigenes, umfangreiches Rundschreiben'^ ver- 
öffentlicht, auf das an dieser Stelle zu verweisen ist. Nachfolgend wird ein kurzer Überblick über 
die wichtigsten Beschäftigungsmöglichkeiten und deren sozialversicherungs- und beitragsrecht- 
lichen Auswirkungen gegeben. 

2. Beschäftigung von Schülern 

Für Schüler allgemein bildender Schulen, die lediglich in den Schulferien für einige Wochen einen 

Ferienjob ausüben oder während des Schulbesuchs regelmäßig nebenher im geringfügigen Um- 
fang arbeiten, besteht die Möglichkeit die Tätigkeit im Rahmen einer sozialversicherungsfreien 
geringfügigen Beschäftigung auszuüben. Wie für alle anderen Arbeitnehmer auch, kommt für 
eine - während der Schulzeit - ausgeübten Nebenbeschäftigung die geringfügig entlohnte Be- 
schäftigung (400 Euro-fob) und bei einem mehrwöchigen Ferienjob, die kurzfristig Beschäftigung 
in Frage. 

Übt der Schüler eine geringfügig entlohnte Beschäftigung aus, sind vom Arbeitgeber Pauschalbei- 
träge zur Krankenversicherung in Höhe von 13 % und zur Rentenversicherung in Höhe von 15 % 
des Arbeitsentgelts zu entrichten. Soweit die geringfügig entlohnte Beschäftigung ausschließlich 
in einem Privath aushalt ausgeübt wird, sind Pauschalbeiträge in Höhe von jeweils 5 % zu entrich- 
ten 

Q Beispiel: 

Ein bei seinem Vater in der gesetzlichen Krankenversicherung familienversicherter Gymnasiast arbeitet regelmäßig als 
Regalauffüller in einem Supermarkt. Sein monatliches Arbeitsentgelt beträgt 350 Euro. 

Der Schüler übt eine versicherungsfreie geringfügig entlohnte Beschäftigung aus, weil das Arbeitsentgelt 400 Euro im 
Monat nicht übersteigt. Der Arbeitgeber hat den Pauschalbeitrag zur Kranken- und Rentenversicherung zu zahlen. 

Eine mehrwöchige in den Schulferien ausgeübte Tätigkeit eines Schülers, kann als versicherungs- 
freie kurzfristige Beschäftigung (§ 8 Abs. 1 Nr. 2 SGB IV) ausgeübt werden. 

Q Beispiel: 

Ein Schüler geht während der Sommerferien einem vom 01 .08.-31 .08.2008 befristeten Ferienjob nach. Er erhält hierfür 
ein Arbeitsentgelt von 1.200 Euro. 

Der Ferienjob ist als kurzfristig ausgeübte Beschäftigung in allen Zweigen der Sozialversicherung versicherungs- und 
beitragsfrei. 



9 Rundschreiben der Sozialversicherungsträger, Bekanntmachung vom 27.07.2004 
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A. Versicherungsrecht 



Dagegen ist eine zeitlich befristete Beschäftigung, mit der die Zeit zwischen der Schulentlassung 
und der ersten Aufnahme einer Dauerbeschäftigung oder eines Berufsausbildungsverhältnisses 
überbrückt werden soll, als berufsmäßige Beschäftigungen anzusehen. Versicherungsfreiheit 
kommt für diese Beschäftigungen grundsätzlich nicht in Betracht. Vielmehr fallen die regulären 
Sozialversicherungsbeiträge an. 

Die Eigenschaft als Schüler endet mit dem Bestehen der Abschlussprüfung des Ausbildungsab- 
schnitts oder, wenn eine solche nicht vorgesehen ist, mit der tatsächlichen planmäßigen Beendi- 
gung des Ausbildungsabschnitts. Wird ein Prüfungs- oder Abschlusszeugnis erteilt, dann lässt 
sich der Zeitpunkt der Beendigung der Ausbildung aus dem Datum dieses Zeugnisses herleiten. 
Außerdem endet die Schülereigenschaft mit dem Abbruch der Schulausbildung. 

Beschäftigungen, die zwischen Schulabschluss und beabsichtigtem Studium ausgeübt werden, sind 
grundsätzlich von untergeordneter wirtschaftlicher Bedeutung und daher als nicht berufsmäßig 
anzusehen. Beschäftigungen, die nicht berufsmäßig ausgeübt werden, bleiben versicherungsfrei 
in der Kranken-, Pflege-, Renten- und Arbeitslosenversicherung, wenn sie auf nicht mehr als zwei 
Monate oder 50 Arbeitstage im Kalenderjahr begrenzt sind. 

3 . Beschäftigung von Studenten 

a) Werkstudentenprivielg 

Beschäftigungsverhältnisse von Studenten, die neben dem Studium gegen Arbeitsentgelt ausgeübt 78 
werden, sind versicherungspfhchtig. Von diesem Grundsatz werden in der Kranken-, Pflege- und 
Arbeitslosenversicherung unter bestimmten Voraussetzungen Beschäftigungen von Studenten 
ausgenommen, ln der Rentenversicherung besteht für Studenten hingegen Versicherungspflicht, 
wenn eine mehr als geringfügige Beschäftigung ausgeübt wird. Man spricht in diesem Fall vom 
sog. Werkstudentenprivileg. 

Voraussetzung für die Anwendung der Versicherungsfreiheit in der Kranken-, Pflege- und Ar- 
beitslosenversicherung ist, dass es sich bei den Studenten sozialversicherungsrechtlich um einen 
„ordentlich Studierenden“ handelt. Um einen „ordentlich Studierenden“ im Sinne der Sozialver- 
sicherung handelt es sich dann, wenn der Student an einer Hochschule oder einer sonstigen der 
wissenschaftlichen oder fachlichen Ausbildung dienenden Schule immatrikuliert ist. Die Imma- 
trikulation ist allerdings nicht die einzige Voraussetzung. Daneben wird verlangt, dass das Studi- 
um, die Zeit und Arbeitskraft des Studierenden überwiegend in Anspruch nimmt. Das Studium 
an einer Hochschule ist mit der Immatrikulationsbescheinigung nachzuweisen. 

Q Praxishinweis: 

Eine Immatrikulation ist regelmäßig nur an einer Hochschule möglich und führt neben der Eintragung in das Studentenver- 
zeichnis zur Aushändigung des Studentenausweises und der Immatrikulationsbescheinigung. Die Immatrikulationsbescheini- 
gung ist vom Arbeitgeber als Nachweis der Studenteneigenschaft zu den Lohnunterlagen zu nehmen. 

Zu den Hochschulen gehören zum Beispiel: 79 

Universitäten, Technische Hochschulen/Universitäten, Pädagogische Hochschulen, Bergakademien, 
Tierärztliche Hochschulen, Landwirtschaftliche Hochschulen, Wirtschaftshochschulen, Kunst- und 
Musikhochschulen, Kirchliche/Philosophisch-Theologische Hochschulen, Fachhochschulen. 
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§ 2 Geringfügige Beschäftigungsverhältnisse im Sozialversicherungsrecht 
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Die Hochschulausbildung endet mit dem Tag der Exmatrikulation, wenn das Studium abgebro- 
chen, unterbrochen oder in sonstigen Fällen durch Exmatrikulation ohne Prüfung beendet wird. 
Hat der Studierende die von der Hochschule für den jeweiligen Studiengang nach den maßge- 
benden Prüfungsbestimmungen vorgesehene Abschlussprüfung abgelegt (z.B. Diplomprüfung, 
Staatsexamen), so endet die Hochschulausbildung mit dieser Abschlussprüfung. Zu welchem 
Zeitpunkt das Prüfungszeugnis ausgehändigt wird, ist unbeachtlich. 



b) Beschäftigung von Studenten während der Vorlesungszeit 

80 Das Bundessozialgericht hat in ständiger Rechtsprechung festgestellt, dass Personen, die neben 
ihrem Studium wöchentlich mehr als 20 Stunden beschäftigt sind, ihrem Erscheinungsbild nach 
grundsätzlich als (versicherungspflichtige) Arbeitnehmer anzusehen sind. Studenten, die neben 
ihrem Studium eine Beschäftigung ausüben, um beispielsweise ihr Studium zu finanzieren, sind 
deshalb nur dann versicherungsfrei in der Kranken-, Pflege- und Arbeitslosenversicherung, wenn 
sie wöchentlich nicht mehr als 20 Stunden arbeiten. Die Höhe des Arbeitsentgelts ist dabei ohne 
Bedeutung. In der Rentenversicherung besteht allerdings Versicherungspflicht auch wenn die 20- 
Stunden-Grenze eingehalten wird. 

Q Beispiel: 

Ein Student übt während der Vorlesungszeit eine unbefristete Beschäftigung als Taxifahrer aus. Die wöchentliche Arbeits- 
zeit beträgt 19 Stunden. Das monatliche Arbeitsentgelt beträgt 700 Euro. 

Es besteht Versicherungsfreiheit in der Kranken-, Pflege- und Arbeitslosenversicherung, da die Arbeitszeit nicht mehr als 
20 Stunden in der Woche beträgt. In der Rentenversicherung besteht Versicherungspflicht. 

Bei Beschäftigungen, die ausschließlich während der vorlesungsfreien Zeit (Semesterferien) aus- 
geübt werden, ist davon auszugehen, dass Zeit und Arbeitskraft in der Gesamtbetrachtung den- 
noch überwiegend durch das Studium in Anspruch genommen werden. Unabhängig von der wö- 
chentlichen Arbeitszeit und der Höhe des Arbeitsentgelts besteht unter der Voraussetzung, dass 
die Beschäftigung ausschließlich auf die vorlesungsfreie Zeit (Semesterferien) begrenzt ist, daher 
Versicherungsfreiheit in der Kranken-, Pflege- und Arbeitslosenversicherung. In der Rentenver- 
sicherung besteht Versicherungspflicht, sofern die Voraussetzungen für eine sozialversicherungs- 
freie kurzfristige Beschäftigung nicht gegeben sind. 

81 Wird eine Beschäftigung mit einer wöchentlichen Arbeitszeit von nicht mehr als 20 Stunden ledig- 
lich in der vorlesungsfreien Zeit (Semesterferien) auf mehr als 20 Stunden ausgeweitet, so ist auch für 
diese Zeit Versicherungsfreiheit in der Kranken-, Pflege- und Arbeitslosenversicherung gegeben. 

Q Beispiel: 

Ein Student übt während des Studiums eine unbefristete Beschäftigung aus. Die wöchentliche Arbeitszeit beträgt wäh- 
rend der Vorlesungszeit 20 Stunden bei einem monatlichen Entgelt von 900 Euro. Während der Semesterferien stockt der 
Student seine Arbeitszeit auf 38 Stunden in der Woche auf und erhält ein Arbeitsentgelt von 1 .400 Euro im Monat. 

Es besteht während der Vorlesungszeit Versicherungsfreiheit in der Kranken-, Pflege- und Arbeitslosenversicherung, 
da die Beschäftigung den Studenten nicht mehr als 20 Stunden in der Woche in Anspruch nimmt. Die Ausweitung der 
wöchentlichen Arbeitszeit auf 38 Stunden ausschließlich in den Semesterferien ist unschädlich und deshalb ebenfalls 
in der Kranken-, Pflege- und Arbeitslosenversicherung, versicherungsfrei. In der Rentenversicherung besteht dagegen 
durchgehend Versicherungspflicht. Arbeitgeber und Student haben sich den regulären Rentenversicherungsbeitrag (Jahr 
2008:19,9%) zu teilen. 
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Versicherungsfreiheit besteht auch für solche Studenten, die während der Vorlesungszeit zwar 
mehr als 20 Stunden wöchentlich arbeiten, deren Beschäftigungsverhältnis aber von vornherein 
auf nicht mehr als zwei Monate befristet ist; auch in diesen Fällen spielt die Höhe des Arbeits- 
entgelts keine Rolle. In der Rentenversicherung besteht Versicherungsfreiheit, da es sich um eine 
kurzfristig ausgeübte Tätigkeit handelt. 

Q Beispiel: 

Ein Student übt während der Vorlesungszeit eine befristete Beschäftigung vom 01.1 0.-30. 1 1 . aus. Die wöchentliche 
Arbeitszeit beträgt 25 Stunden. Das Arbeitsentgelt beträgt 1.000 Euro im Monat. 

Es besteht Versicherungsfreiheit in der Kranken-, Pflege- und Arbeitslosenversicherung, da die Beschäftigung auf nicht 
mehr als zwei Monate befristet ist. In der Rentenversicherung besteht ebenfalls Versicherungsfreiheit, weil es sich um 
eine kurzfristige Beschäftigung handelt. 
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c) Beschäftigung von Studenten während der vorlesungsfreien Zeit 
(Semesterferien) 

Unabhängig von der wöchentlichen Arbeitszeit und der Höhe des Arbeitsentgelts besteht unter 82 
der Voraussetzung, dass die Beschäftigung ausschließlich auf die vorlesungsfreie Zeit (Semesterfe- 
rien) begrenzt ist, Versicherungsfreiheit in der Kranken-, Pflege- und Arbeitslosenversicherung. 

Q Beispiel: 

Ein Student übt eine befristete Beschäftigung in den Semesterferien aus. Die Semesterferien beginnen am 1 . Juli und 
enden am 15. Oktober. Der Student arbeitet vom 01.08.-10.10. Die wöchentliche Arbeitszeit beträgt 25 Stunden in der 
Woche. Der Student erhält ein monatliches Arbeitsentgelt von 1 .000 Euro. 

Es besteht Versicherungsfreiheit in der Kranken-, Pflege- und Arbeitslosenversicherung, da die Beschäftigung ausschließ- 
lich während der Semesterferien ausgeübt wird. In der Rentenversicherung besteht Versicherungspflicht, da die Beschäf- 
tigung auf mehr als zwei Monate befristet und nicht kurzfristig ist. 

Grundsätzlich besteht für Studenten auch die Möglichkeit ihre Tätigkeit nicht nach den Regelun- 
gen des Werkstudentenprivilegs, sondern im Rahmen einer gewöhnlichen geringfügigen Beschäf- 
tigung auszuüben. Wie für alle anderen Arbeitnehmer auch, kommt für eine regelmäßig ausge- 
übte Nebentätigkeit die geringfügig entlohnte Beschäftigung (400 Euro-Minijob) und bei einem 
mehrwöchigen Arbeitsverhältnis in den Semesterferien, die kurzfristige Beschäftigung in Frage. 

Wird ein Student als 400 Euro-Minijobber beschäftigt, ist der Pauschalbeiträge zur Krankenver- 83 
Sicherung (sofern eine Versicherung in der gesetzlichen Krankenversicherung besteht) und der 
Pauschalbeitrag zur Rentenversicherung zu zahlen. Die besondere Werkstudentenregelung, also 
Versicherungsfreiheit in der Kranken-, Pflege- und Arbeitslosenversicherung findet in diesem 
Fall keine Anwendung. Auch bei der kurzfristigen Beschäftigung (Tätigkeit ist auf längstens zwei 
Monate oder 50 Arbeitstage begrenzt) sind die allgemein gültigen Voraussetzungen zu beachten. 
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Q Beispiel: 

Ein gesetzlich krankenversicherter Student übt seit dem 01 .05. während seines Studiums eine Beschäftigung gegen ein 
monatliches Arbeitsentgelt von 400 Euro aus. Die wöchentliche Arbeitszeit beträgt 15 Stunden. 

Der Student ist als Werkstudent versicherungsfrei in der Kranken-, Pflege- und Arbeitslosenversicherung, weil die wö- 
chentliche Arbeitszeit nicht mehr als 20 Stunden beträgt. In der Rentenversicherung besteht Versicherungsfreiheit, weil 
das Arbeitsentgelt 400 Euro nicht überschreitet. Der Arbeitgeber hat den Pauschalbeitrag zur Kranken- und Rentenversi- 
cherung zu zahlen, da die Merkmale einer geringfügig entlohnten Beschäftigung vorliegen. 

Personengruppenschlüssel: 109 

Beitragsgruppenschlüssel: 6500 

Q Beispiel: 

Ein gesetzlich krankenversicherter Student arbeitet 

■ unbefristet beim Arbeitgeber A wöchentlich 10 Stunden gegen ein monatliches Arbeitsentgelt von 350 Euro 

■ seit 01 .07. beim Arbeitgeber B wöchentlich 9 Stunden gegen ein monatliches Arbeitsentgelt von 300 Euro 

Die Beschäftigung beim Arbeitgeber A wird bis zum 30.06. geringfügig entlohnt ausgeübt, da die Entgeltgrenze von 400 
Euro nicht überschritten wird. Mit Aufnahme der Beschäftigung beim Arbeitgeber B ab 01 .07. wird die Entgeltgrenze von 
400 Euro durch die notwendige Zusammenrechnung von A und B überschritten. 

Der Student informiert rechtzeitig Arbeitgeber A sowie Arbeitgeber B über die Aufnahme bzw. den Bestand der jeweils 
anderen für sich gesehen geringfügig entlohnten Beschäftigung. Da die 20-Stunden-Grenze ab 01.07. nicht überschritten 
wird, besteht auch nach Aufnahme der Beschäftigung beim Arbeitgeber B Versicherungsfreiheit in der Kranken-, Pflege- 
und Arbeitslosenversicherung. Aufgrund der Werkstudentenregelung tritt jedoch ab 01.07. Rentenversicherungspflicht in 
beiden Beschäftigungen ein. 

Pauschalbeiträge zur Krankenversicherung sind ab 01 .07. weder von Arbeitgeber A noch von Arbeitgeber B zu zahlen, da 
durch die Zusammenrechnung der beiden Beschäftigungen die Merkmale einer geringfügig entlohnten Beschäftigung ab 
01 .07. nicht mehr vorliegen, sondern die Werkstudentenregelung anzu wenden ist. 

Arbeitgeber A (bis 30.06.) 

Personengruppenschlüssel: 109 

Beitragsgruppenschlüssel: 6500 

Einzugsstelle: Minijob-Zentrale 

Arbeitgeber A (ab 01.07.) 

Personengruppenschlüssel: 106 

Beitragsgruppenschlüssel: 0100 

Einzugsstelle: zuständige Krankenkasse 

Arbeitgeber B 

Personengruppenschlüssel: 106 

Beitragsgruppenschlüssel: 0100 

Einzugsstelle: zuständige Krankenkasse 
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4. Beschäftigung von Praktikanten 



a) Allgemein 



2 



Praktikanten sind Personen, die sich im Zusammenhang mit einer schulischen Ausbildung prak- 84 
tische Kenntnisse in einem Unternehmen aneignen, die der Vorbereitung, Unterstützung oder 
Vervollständigung der Ausbildung für den künftigen Beruf dienen. Bei der Beschäftigung von 
Praktikanten sind zahlreiche Besonderheiten zu beachten. Auf das umfangreiche Rundschreiben 
der Spitzenorganisationen der Sozialversicherungsträger'“ mit zahlreichen Hinweisen und Be- 
rechnungsbeispielen zu den verschiedenen Möglichkeiten der Beschäftigung von Praktikanten 
wird hingewiesen. An dieser Stelle kann lediglich ein Überblick über die grundsätzlichen Fallkon- 
stellationen gegeben werden. 

Q Praxishinweis: 

Hinsichtlich der versicherungsrechtlichen Beurteilung von Praktikanten ist zu unterscheiden, in welcher Phase der Ausbildung 
(Vor-, Zwischen- oder Nachpraktikum) das Praktikum abgeleistet wird und, ob das Praktikum in einer Prüfungs- oder Studi- 
enordnung vorgeschrieben ist. Darüber hinaus kommt der Zahlung von Entgelt Bedeutung zu. 



b) Vorgeschhebene Pflichtpraktika 

Pflichtpraktika liegen nur dann vor, wenn sie in einer Ausbildungs-, Studien- oder Prüfungsord- 85 
nung festgeschrieben sind. Die Verpflichtung zur Ableistung des Praktikums ist nachzuweisen. 

Als Nachweis, dass es sich um ein vorgeschriebenes Praktikum handelt, sollte der Arbeitgeber den 
Lohnunterlagen eine Kopie des einschlägigen Auszugs aus der Prüfungs- oder Studienordnung 
der Hochschule beifügen. 

Bei den in einer Ausbildungs-, Studien- oder Prüfungsordnung vorgeschriebenen Praktika ist 
weiterhin zwischen 

■ Zwischenpraktika, 

■ Vor- und Nachpraktika 
zu unterscheiden. 

c) Vorgeschhebene Zwischenpraktika 

Für Personen, die während ihres Studiums ein vorgeschriebenes Praktikum (sog. Zwischenprak- 86 
tikum) im Rahmen eines Beschäftigungsverhältnisses ausüben, besteht Versicherungsfreiheit in 
der Kranken-, Pflege-, Arbeitslosen- und Rentenversicherung. Die Dauer des Praktikums, die 
wöchentliche Arbeitszeit sowie die Höhe des während des Praktikums erzielten Arbeitsentgelts 
spielen dabei keine Rolle. 

Q Beispiel: 

Ein Student übt während des Studiums ein in der Prüfungsordnung vorgeschriebenes Zwischenpraktikum aus. Das Prak- 
tikum dauert 3 Monate. Die wöchentliche Arbeitszeit beträgt 35 Stunden. Der Praktikant erhält einen Monatslohn von 
1.000 Euro. 

10 Rundschreiben vom 27.07.2004 
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Der Student unterliegt während des Pflichtpraktikums der Versicherungsfreiheit in der Kranken-, Pflege-, Arbeitslosen- 
und Rentenversicherung. 



2 



d) Vorgeschriebenes Vor- und Nachpraktikum 

87 Personen, die ein in der Studien- oder Prüfungsordnungen vorgeschriebenes Praktikum vor oder 
nach ihrem Studium ausüben, unterliegen der Versicherungspflicht in der Kranken- und Pflege- 
versicherung als zur Berufsausbildung Beschäftigte. Dabei ist zu unterscheiden, ob das Praktikum 
mit oder ohne Arbeitsentgelt ausgeübt wird. Wird während des Pflichtpraktikums Arbeitsentgelt 
erzielt, besteht Versicherungspflicht in der Kranken- und Pflegeversicherung wie bei „normalen“ 
Arbeitnehmern, die gegen Arbeitsentgelt beschäftigt sind. Wird das vorgeschriebene Praktikum 
ohne Arbeitsentgelt ausgeübt, besteht zwar ebenfalls Versicherungspflicht in der Kranken- und 
Pflegeversicherung, aber nach anderen Vorschriften. 

Praktikanten, die ein in einer Studien- oder Prüfungsordnung vorgeschriebenes Vor- oder Nach- 
praktikum absolvieren, unterliegen als zu ihrer Berufsausbildung Beschäftigte der Versicherungs- 
pflicht in der Rentenversicherung und in der Arbeitslosenversicherung, unabhängig davon, ob 
Arbeitsentgelt bezogen wird oder nicht. 

88 Da es sich bei einem Praktikum um eine Beschäftigung im Rahmen einer betrieblichen Berufs- 
bildung bzw. Berufsausbildung handelt, dürfen die Regelungen über die Versicherungsfreiheit ge- 
ringfügiger Beschäftigungen nicht angewendet werden, selbst wenn das Arbeitsentgelt 400 Euro 
im Monat nicht übersteigt. 

Q Beispiel: 

Vor Aufnahme des Studiums wird ein dafür vorgeschriebenes Praktikum in der Zeit vom 01 .03.-31 .05.2008 abgeleistet. Es 
wird ein Arbeitslohn von 380 Euro im Monat gezahlt. Die wöchentliche Arbeitszeit beträgt 25 Stunden. 

Der Vorpraktikant ist versicherungspflichtig in der Kranken-, Pflege, Renten- und Arbeitslosenversicherung. Da das 
Vorpraktikum als Beschäftigung im Rahmen einer betrieblichen Berufsausbildung gilt, kommt Versicherungsfreiheit im 
Rahmen einer geringfügig entlohnten Beschäftigung (400 Euro-Job) nicht in Betracht. 



e) Nicht vorgeschriebenes Zwischenpraktikum 

89 Für die versicherungsrechtliche Beurteilung nicht vorgeschriebener Zwischenpraktika, die gegen 
Arbeitsentgelt ausgeübt werden, gilt die Werkstudentenregelung. Versicherungsfreiheit kommt 
für die Studierenden in Betracht, deren Zeit und Arbeitskraft überwiegend durch das Studium in 
Anspruch genommen werden. Dies ist immer dann der Fall, wenn die wöchentliche Arbeitszeit 
nicht mehr als 20 Stunden beträgt. 

In der Rentenversicherung besteht keine besondere Regelung für nicht vorgeschriebene Zwi- 
schenpraktika. Danach unterliegen Zwischenpraktika der Versicherungspflicht in der Renten- 
versicherung. Versicherungsfreiheit besteht nur dann, wenn die Beschäftigung im Rahmen einer 
geringfügigen Beschäftigung (400 Euro-Job) oder kurzfristig ausgeübt wird. 
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Q Beispiel: 

Eine Studentin übt in einem Betrieb ein nicht in der Prüfungsordnung vorgeschriebenes Zwischenpraktikum in der Zeit 
vom 01 .07.-30.09.2008 aus. Sie erhäit ein monatiiches Entgeh von 600 Euro. Die Arbeitszeit beträgt 20 Stunden in der 
Woche. 

Für das nicht vorgeschriebene Zwischenpraktikum besteht Versicherungsfreiheit in der Kranken-, Pflege- und Arbeits- 
iosenversicherung auf Grund der Werkstudenten-Regeiung (20 Stunden-Regeiung). in der Rentenversicherung besteht 
Versicherungspflicht, da das monatiiche Entgeit die Geringfügigkeitsgrenze von 400 Euro übersteigt und keine kurzfristige 
Beschäftigung voriiegt. 
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f ) Nicht vorgeschriebene Vor- und Nachpraktika 

Im Gegensatz zu den in Studien- oder Prüfungsordnungen vorgeschriebenen Vor- oder Nach- 90 
praktika bestehen für nicht vorgeschriebene Vor- oder Nachpraktika hinsichtlich der versiche- 
rungsrechtlichen Beurteilung keine Sonderregelungen. Personen, die nicht vorgeschriebene Vor- 
oder Nachpraktika gegen Arbeitsentgelt ausüben, sind deshalb als Beschäftigte grundsätzlich ver- 
sicherungspflichtig in der Kranken-, Pflege-, Renten- und Arbeitslosenversicherung. 

Da freiwillige Vor- und Nachpraktika nicht zu den Beschäftigungen im Rahmen betrieblicher 
Berufsbildung gehören, kann Versicherungsfreiheit nur dann in Betracht kommen, wenn es sich 
um eine geringfügige Beschäftigung, also um einen 400 Euro-Minijob oder um eine kurzfristige 
Beschäftigung handelt. 

VI. Feststellung von Mehrfachbeschäftigungen 

1 . Pflichten des Arbeitgebers 

Der Arbeitgeber hat nach § 28a SGB IV versicherungspflichtige und geringfügig Beschäftigte zu 91 
melden und nach § 28e SGB IV den Gesamtsozialversicherungsbeitrag zu zahlen. Hieraus er- 
wächst für den Arbeitgeber die Verpflichtung, das Versicherungsverhältnis des jeweiligen Arbeit- 
nehmers zu beurteilen, die Sozialversicherungsbeiträge zu berechnen und gegebenenfalls vom 
Arbeitsentgelt einzubehalten und abzuführen. 

Ungeachtet dessen hat der Arbeitgeber nach § 8 Abs. 1 Satz 1 Nr. 9 Beitragsverfahrensverordnung 
(BVV) die für die Versicherungsfreiheit oder die Befreiung von der Versicherungspflicht maßge- 
benden Angaben auch für den Personenkreis der geringfügig Beschäftigten zu den Lohnunterla- 
gen zu nehmen. Verstöße gegen das Beitrags- und Meldeverfahren können nach § 1 1 1 SGB IV als 
Ordnungswidrigkeit mit einem Bußgeld bis zu 50.000 Euro geahndet werden. 

2. Mitwirkungspflichten des Arbeitnehmers 

Neben dem Arbeitgeber treffen auch den geringfügig Beschäftigten Mitwirkungspflichten. Ar- 92 
beitnehmer sind nach § 28o SGB IV grundsätzlich verpflichtet, gegebenenfalls allen beteiligten 
Arbeitgebern (bei mehreren Beschäftigungsverhältnissen), die zur Durchführung des Meldever- 
fahrens und der Beitragszahlung erforderlichen Angaben zu machen und die erforderlichen Un- 
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terlagen vorzulegen. Hierzu gehört insbesondere auch, dass der Arbeitnehmer seine Arbeitgeber 
über eventuelle Vorbeschäftigungen oder über bestehende weitere Beschäftigungen bei anderen 
Arbeitgebern informiert. Hierdurch kann der jeweilige Arbeitgeber die Kurzfristigkeit einer Be- 
schäftigung korrekt beurteilen oder prüfen, ob eine geringfügig entlohnte Beschäftigung mit an- 
deren geringfügig entlohnten Beschäftigungen oder mit einer versicherungspflichtigen (Haupt-) 
Beschäftigung zusammenzurechnen ist. 

Q Praxishinweis: 

Für den Arbeitgeber empfiehlt es sich, die notwendigen Angaben zur versicherungsrechtlichen Beurteilung der Beschäftigung 
- insbesondere über eventuelle Vorbeschäftigungen oder weiteren Beschäftigungen bei anderen Arbeitgebern - vor Beginn 
der Beschäftigung zu erfragen und schriftlich festzuhalten. 

3. Beginn der Versicherungspflicht 

a) Allgemein 

Sofern ein Sozialversicherungsträger im Nachhinein (z.B. durch Datenabgleich bei der Minijob- 
Zentrale oder im Rahmen einer Betriebsprüfung) feststellt, dass 

■ mehrere kurzfristige Beschäftigungen oder 

■ mehrere geringfügig entlohnte Beschäftigungen oder 

■ bei mehreren geringfügig entlohnten Beschäftigungen ein Minijob mit einer versicherungs- 
pflichtigen Beschäftigung zusammenzurechnen und 

dadurch Sozialversicherungsversicherungspflicht gegeben ist, tritt die Versicherungspflicht nach 
§ 8 Abs. 2 Satz 3 SGB IV mit der Bekanntgabe dieser Feststellung durch die Einzugsstelle oder 
durch einen Rentenversicherungsträger ein. 

Q Beispiel: 

Eine Raumpflegerin arbeitet beim Arbeitgeber A gegen ein monatliches Arbeitsentgelt von 300 Euro und ist als geringfü- 
gig entlohnte Beschäftigte bei der Minijob-Zentrale gemeldet. 

Am 01 .08. nimmt sie zusätzlich eine weitere Beschäftigung gegen ein monatliches Arbeitsentgelt von 200 Euro beim 
Arbeitgeber B auf. Die Raumpflegerin hat die Frage des Arbeitgebers B nach dem Vorliegen einer weiteren Beschäftigung 
verneint. Arbeitgeber B meldet die Arbeitnehmerin somit ebenfalls im Rahmen einer geringfügig entlohnten Beschäfti- 
gung bei der Minijob-Zentrale an. 

Die Minijob-Zentrale stellt im Oktober desselben Jahres fest, dass die Raumpflegerin in beiden Beschäftigungen versiche- 
rungspflichtig ist, weil das Arbeitsentgelt aus beiden Beschäftigungen 400 Euro übersteigt. 

Mit Bescheid vom 13.10. informiert die Minijob-Zentrale die beiden Arbeitgeber A und B darüber, dass die Arbeitneh- 
merin zum 15.10. als geringfügig Beschäftigte bei der Minijob-Zentrale ab- und zum 16.10. als versicherungspflichtig 
Beschäftigte bei der zuständigen Krankenkasse anzumelden ist. 



2 



A. Versicherungsrecht 



b) Verschulden des Arbeitgebers 



Der Eintritt der Versicherungspflicht erst nach Bekanntgabe der Einzugsstelle nach § 8 Abs. 2 94 

Satz 3 SGB IV gilt jedoch dann nicht, wenn der Arbeitgeber es vorsätzlich oder grob fahrlässig 
versäumt hat, den Sachverhalt für die versicherungsrechtliche Beurteilung aufzuklären. Vorsatz 
ist das Wissen und Wollen des rechtswidrigen Erfolgs. Grobe Fahrlässigkeit liegt vor, wenn die Be- 
teiligten die verkehrsübliche Sorgfalt in besonders grobem Maße verletzt haben, also einfachste, 
jedem einleuchtende Überlegungen nicht angestellt wurden. 

Von einem Vorsatz ist z.B. dann auszugeben, wenn der Arbeitgeber Hinweise des Beschäftigten 
oder anderer Personen, die zwangsläufig zu einer anderen versicherungsrechtlichen Beurteilung 
der Beschäftigung hätten führen müssen, bewusst ignoriert hat. Vorsätzlich werden Sozialversi- 
cherungsbeiträge schon dann vorenthalten, wenn der Beitragsschuldner die Beitragspflicht für 
möglich hielt, die Nichtabführung des Beitrags aber billigend in Kauf nahm. Grobe Fährlässigkeit 
liegt z.B. dann vor, wenn der Arbeitgeber nichts unternommen hat, um den Sachverhalt zu ermit- 
teln. 

Die Minijob-Zentrale bzw. der zuständige Rentenversicherungsträger wird dem Arbeitgeber in 95 
dem Bescheid über die festgestellte Versicherungspflicht definitiv den Tag des Beginns der Versi- 
cherungspflicht mitteilen und den bzw. die Arbeitgeber auffordern, die entsprechenden Meldun- 
gen vorzunehmen. 

Die Ausführungen gelten sinngemäß auch bei der Prüfung der Berufsmäßigkeit und unter der 
Voraussetzung, dass die Versicherungspflicht durch Zusammenrechnung von Beschäftigungszei- 
ten ausgelöst wurde. Liegen die Gründe für das Vorliegen von Berufsmäßigkeit im Status des 
Arbeitnehmers (z.B. weil er arbeitsuchend und beschäftigungslos ist), findet der Grundsatz der 
Versicherungspflicht erst nach Bekanntgabe durch die zuständige Einzugsstelle nach § 8 Abs. 2 
Satz 3 SGB IV keine Anwendung. 

Stellt der Versicherungsträger im Nachhinein fest, dass fälschlicherweise von einer selbständigen 96 
Tätigkeit ausgegangen wurde, tatsächlich aber eine abhängige Beschäftigung vorliegt, tritt nach 
§ 7b SGB IV die Versicherungspflicht mit Zustimmung des Beschäftigten erst mit dem Tag der Be- 
kanntgabe der Entscheidung des Versicherungsträgers ein. Dies gilt nicht, wenn der Arbeitgeber 
vorsätzlich oder grob fahrlässig von einer selbständigen Beschäftigung ausgegangen ist. Obwohl 
sich die Vorschrift des § 7b SGB IV nur auf versicherungspflichtige Beschäftigungen bezieht, fin- 
det sie analog Anwendung, wenn der Versicherungsträger das Vorliegen einer geringfügig ent- 
lohnten Beschäftigung im Sinne des § 8 Abs. f Nr. f SGB IV festgestellt hat. Einer Absicherung 
gegen das finanzielle Risiko von Krankheit und zur Altersvorsorge - wie nach § 7b Nr. 2 SGB IV 
gefordert - bedarf es hierbei nicht. 
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c) Aktuelle Rechtsprechung zur rückwirkenden Versicherungspflicht 

Nach einem aktuellen Urteil des Landessozialgerichts Baden -Württemberg vom 09.04.2008 (Az. 97 
LSR 2125/07) muss ein Arbeitgeber nicht rückwirkend Sozialversicherungsbeiträge nachzahlen, 
wenn eine bei ihm auf geringfügiger Basis beschäftigte Aushilfskraft bei anderen Arbeitgebern 
noch weitere geringfügige Beschäftigungen ausübt und daher die gesetzliche Versicherungspflicht 
wegen Überschreitens der Geringfügigkeitsgrenze eintritt. 

Dem Urteil lag der Sachverhalt zu Grunde, dass eine Studentin als geringfügig Beschäftigte mit 
bis zu 350 Euro monatlich in einem Architekturbüro beschäftigt war. Daneben hatte sie bei einem 
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anderen Arbeitgeber zusätzlich für einige Monate noch eine weitere Beschäftigung mit einem 
monatlichen Arbeitsentgelt von 114 Euro aufgenommen. Beide Beschäftigungsverhältnisse waren 
von dem jeweiligen Arbeitgeber der Minijob-Zentrale, gemeldet worden. 

Als die Doppelbeschäftigung aufgefallen war, stellte die Minijob -Zentrale rückwirkend die Ver- 
sicherungspflicht der Studentin für den Zeitraum der Doppelbeschäftigung von September 2004 
bis Januar 2005 fest und forderte unter anderem auch von dem Architekturbüro Sozialversiche- 
rungsbeiträge nach. Dieses habe grob fahrlässig die Überprüfung versäumt, ob ihre Aushilfskraft 
noch weitere Beschäftigungsverhältnisse ausübe. Hat der Arbeitgeber - wie zuvor ausgeführt - es 
vorsätzlich oder grob fahrlässig versäumt, den Sachverhalt für die versicherungsrechtliche Beur- 
teilung aufzuklären, hat dies den rückwirkenden Eintritt der Versicherungspflicht und demzufol- 
ge auch die rückwirkende Inanspruchnahme des Arbeitgebers zu Folge. 

Das LSG Baden -Württemberg hat hierzu entschieden, dass der rückwirkende Eintritt der Ver- 
sicherungspflicht ausgeschlossen ist. Die Versicherungspflicht beginnt erst mit dem Tag der Be- 
kanntgabe des die Versicherungspflicht feststehenden Bescheids durch die Einzugsstelle oder ei- 
nen Träger der Rentenversicherung. Das gilt nach Ansicht des LSG Baden-Württemberg selbst 
dann, wenn dem Arbeitgeber vorsätzliches oder grob fahrlässiges Verhalten vorzuwerfen sein 
sollte. Die eine rückwirkende Versicherungspflicht anordnenden amtlichen Geringfügigkeits- 
Richtlinien sind nach Ansicht des LSG mit der gesetzlichen Regelung in § 8 Abs. 2 Satz 3 SGB IV 
nicht vereinbar und von den Gerichten deshalb nicht anzuwenden. 



Q Praxishinweis: 

Da die aktuelle Entscheidung des LSG Baden-Württemberg im direkten Widerspruch zu den entsprechenden Regelungen in 
den Geringfügigkeits-Richtlinien steht, wurde die Revision zum Bundessozialgericht (anhängig dort unter Az. BUR 1/08 Rj 
zugelassen. Bis zu einer abschließenden Entscheidung des BSG sollten jedoch weiterhin, die in den Geringfügigkeits-Richtli- 
nien festgelegten Grundsätze der Spitzen verbände der Sozialversicherungsträger beachtet werden, nach denen bei vorsätz- 
lichem oder grob fahrlässigem Verhalten des Arbeitgebers eine rückwirkende Inanspruchnahme möglich ist. 



B. Beitragsrecht 

I. Beitragsrechtliche Regelungen 

1 . Beitragspflicht trotz Sozialversicherungsfreiheit 

99 Wie bereits zuvor in Kapitel A ausgeführt ist die Sozialversicherungsfreiheit von geringfügigen 
Beschäftigungen nicht mit der Beitragsfreiheit gleichzusetzen. Vielmehr sind vom Arbeitgeber 
pauschale Sozialversicherungsbeiträge vom Arbeitsentgelt des versicherungsfreien geringfügigen 
Beschäftigten zu ermitteln und an die Minijob-Zentrale abzuführen. Für den Personenkreis der 
geringfügig entlohnten Beschäftigten wird damit von dem sonst für das Sozialversicherungsrecht 
gültigen Grundsatz abgewichen, dass Arbeitsentgelt aus einer versicherungsfreien Beschäftigung 
nicht zur Beitragsberechnung herangezogen wird. 
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2. Pauschalbeiträge für geringfügig entlohnte Beschäftigte 

Für versicherungsfreie geringfügig entlohnte Beschäftigungen hat der Arbeitgeber, sofern be- 
stimmte Voraussetzungen erfüllt sind, Pauschalbeiträge zur Kranken- und Rentenversicherung 
zu zahlen. Zur Pflege- und Arbeitslosenversicherung fallen solche Pauschalbeiträge generell nicht 
an. Auch für versicherungsfreie kurzfristige Beschäftigungen sind keine Pauschalbeiträge zu zah- 
len, und zwar auch dann nicht, wenn die kurzfristige Beschäftigung gleichzeitig die Voraussetzun- 
gen einer geringfügig entlohnten Beschäftigung erfüllt. 

Werden neben einer nicht geringfügigen versicherungspflichtigen Beschäftigung mehrere gering- 
fügig entlohnte Beschäftigungen ausgeübt, sind Pauschalbeiträge zur Kranken- und Rentenversi- 
cherung auch für diejenige geringfügig entlohnte Beschäftigung zu zahlen, die nicht mit der mehr 
als geringfügigen versicherungspflichtigen Beschäftigung zusammengerechnet wird und damit 
versicherungsfrei bleibt. 

Soweit geringfügig entlohnte Beschäftigungen durch Zusammenrechnung mit versicherungs- 
pflichtigen Beschäftigungen der Versicherungspflicht in der Kranken-, Pflege- und Rentenversi- 
cherung unterliegen, besteht zu diesen Versicherungszweigen auch Beitragspflicht, ln diesem Fall 
gelten die allgemeinen beitragsrechtlichen Regelungen, mit der Folge, dass die Beitragsermittlung 
und -abführung analog der Grundsätze für versicherungspflichtig Beschäftigte zu erfolgen hat. 
Überschreiten die Arbeitsentgelte aus den einzelnen Beschäftigungen insgesamt die jeweiligen 
Beitragsbemessungsgrenzen, sind die Beiträge nach § 22 Abs. 2 Satz 1 SGB IV von den Arbeit- 
gebern lediglich anteilmäßig entsprechend der in den geringfügig entlohnten Beschäftigungsver- 
hältnisse erzielten Arbeitsentgelte zu zahlen. 

3. Pauschalbeitrag zur Krankenversicherung 

a) Allgemein 

Arbeitgeber von geringfügig entlohnten Beschäftigten, die in dieser Beschäftigung versicherungs- 102 
frei oder nicht versicherungspflichtig sind, haben einen Pauschalbeitrag zur Krankenversicherung 
in Höhe von 13 % des Arbeitsentgelts aus dieser Beschäftigung zu zahlen (§ 249b Satz 1 SGB V). 

Wird die geringfügig entlohnte Beschäftigung ausschließlich im Privathaushalt (§ 8a SGB IV) 
ausgeübt, beträgt der Pauschalbeitrag zur Krankenversicherung lediglich 5 % des Arbeitsentgelts 
(§ 249b Satz 2 SGB V). 

o Praxishinweis: 

Die Zahlung des Pauschalbeitrags zur Krankenversicherung setzt voraus, dass der geringfügig Beschäftigte in der gesetzlichen 
Krankenversicherung versichert ist. 

b) Versicherung in der gesetzlichen Krankenversicherung 

Der Pauschalbeitrag zur Krankenversicherung in Höhe von 13 % bzw. 5 % (Minijob im Privat- 103 
haushalt) fällt nur an, wenn der geringfügig entlohnte Beschäftigte in der gesetzlichen Kranken- 
versicherung versichert ist. Dabei ist unerheblich, ob es sich bei dieser Versicherung um 
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§ 2 Geringfügige Beschäftigungsverhältnisse im Sozialversicherungsrecht 

■ eine Pflichtversicherung (z.B. als Rentner oder als Leistungsbezieher nach dem Zweiten und 
Dritten Buch Sozialgesetzbuch), 

■ eine freiwillige Versicherung oder 

■ um eine Familienversicherung 

handelt. Es spielt auch keine Rolle, ob und inwieweit aufgrund der Pflichtversicherung oder der 
freiwilligen Versicherung bereits Beiträge zur Krankenversicherung gezahlt werden. 

Im Übrigen ist der Pauschalbeitrag nur für solche Zeiten zu zahlen, für die tatsächlich eine Ver- 
sicherung in der gesetzlichen Krankenversicherung besteht. Endet z.B. die Familienversicherung, 
weil der Stammversicherte aus der Versicherung ausscheidet, entfällt die Zahlung des Pauschal- 
beitrags. Für geringfügig Beschäftigte, die privat krankenversichert oder gar nicht krankenversi- 
chert sind, fällt kein Pauschalbeitrag zur Krankenversicherung an. 

Q Beispiel: 

Eine privat krankenversicherte Raumpflegerin führt zwei Beschäftigungen 

beim Arbeitgeber A gegen ein monatliches Arbeitsentgelt von 200 Euro 
beim Arbeitgeber B gegen ein monatliches Arbeitsentgelt von 1 50 Euro 

aus. Weitere Beschäftigungen bestehen nicht. Die Raumpflegerin ist in beiden geringfügigen Beschäftigungen versiche- 
rungsfrei, weil das zusammengerechnete Arbeitsentgelt aus diesen Nebentätigkeiten 400 Euro nicht übersteigt. Da die 
Raumpflegerin privat krankenversichert ist, haben beide Arbeitgeber A und B lediglich den Pauschalbeitrag zur Renten- 
versicherung zu zahlen. Der Pauschalbeitrag zur Krankenversicherung fällt nicht an. 

Personengruppenschlüssel: 109 

Beitragsgruppenschlüssel: 0500 

c) Versicherungsfreie oder nicht versicherungspflichtige 
geringfügig Beschäftigte 

105 Der Pauschalbeitrag zur Krankenversicherung kommt nicht nur für geringfügig entlohnte Be- 
schäftigte in Betracht, die nach § 7 SGB V krankenversicherungsfrei sind, sondern fällt auch für 
solche geringfügig entlohnte Arbeitnehmer an, die z.B. aus einem der in § 6 SGB V genannten 
Gründe krankenversicherungsfrei sind. Der Pauschalbeitrag ist deshalb z.B. auch für 

■ nach § 6 Abs. 1 Nr. 1 SGB V wegen Überschreitens der Jahresarbeitsentgeltgrenze krankenver- 
sicherungsfreie Arbeitnehmer,“ 

■ nach § 6 Abs. 1 Nr. 2 SGB V krankenversicherungsfreie Beamte sowie für 

■ nach § 6 Abs. 1 Nr. 3 SGB V krankenversicherungsfreie Werkstudenten 

zu zahlen, die eine geringfügig entlohnte Beschäftigung ausüben und gesetzlich krankenversi- 
chert sind. Für Werkstudenten, die einer mehr als geringfügig entlohnten Beschäftigung nach- 
gehen, aber gleichwohl nach § 6 Abs. 1 Nr. 3 SGB V krankenversicherungsfrei sind, weil sie wö- 
chentlich nicht mehr als 20 Stunden arbeiten, braucht hingegen der Pauschalbeitrag zur Kranken- 
versicherung nicht gezahlt zu werden. 
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11 BSG, Urteil vom 25.01.2006, B 12 KR 27/04 R - USK 2006-3 
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B. Beitragsrecht 



Q Beispiel: 

Ein Programmierer arbeitet beim Arbeitgeber A gegen ein monatliches Arbeitsentgelt von 4.500 Euro. Er ist wegen 
Überschreitens der Jahresarbeitsentgeltgrenze krankenversicherungsfrei und in der gesetzlichen Krankenversicherung 
freiwillig versichert. Die Beiträge zur Krankenversicherung werden vom Arbeitgeber im Rahmen des Gesamtsozialversi- 
cherungsbeitrags überwiesen (sog. Firmenzahler). 

Am 01 .07.2008 nimmt er eine zweite Beschäftigung beim Arbeitgeber B gegen ein monatliches Arbeitsentgelt von 200 
Euro auf 

Da das Arbeitsentgelt 400 Euro nicht übersteigt, hat Arbeitgeber B den Pauschalbeitrag zur Krankenversicherung zu 
zahlen. 
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Für Studenten, die ein in ihrer Studien- oder Prüfungsordnung vorgeschriebenes Zwischenprak- 106 
tikum ausüben, fallen Pauschalbeiträge zur Krankenversicherung selbst dann nicht an, wenn die 
Kriterien einer geringfügig entlohnten Beschäftigung erfüllt sind. Wird neben einem vorgeschrie- 
benen Zwischenpraktikum eine geringfügig entlohnte Beschäftigung ausgeübt, hat der Arbeitge- 
ber der geringfügig entlohnten Beschäftigung den Pauschalbeitrag zur Krankenversicherung zu 
zahlen, wenn der Praktikant in der gesetzlichen Krankenversicherung versichert ist. 

Entsprechendes gilt für Absolventen vorgeschriebener Vor- und Nachpraktika, die kein Arbeits- 
entgelt beziehen. Erhalten diese Praktikanten jedoch Arbeitsentgelt, unterliegen sie als Arbeit- 
nehmer grundsätzlich der Krankenversicherungspflicht, so dass für eine daneben ausgeübte ge- 
ringfügig entlohnte Beschäftigung ein Pauschalbeitrag zu zahlen ist. Werden weitere geringfügig 
entlohnte Beschäftigungen ausgeübt, sind dagegen aus den weiteren Beschäftigungen individuelle 
Beiträge zu zahlen. 

Für Personen, die ein nicht in der Studien- oder Prüfungsordnung vorgeschriebenes Praktikum 107 
ableisten, fallen Pauschalbeiträge zur Krankenversicherung an, wenn das Praktikum die Kriterien 
einer geringfügig entlohnten Beschäftigung erfüllt und der Arbeitnehmer gesetzlich krankenver- 
sichert ist. 

Darüber hinaus kommt der Pauschalbeitrag zur Krankenversicherung für (freiwillig krankenver- 
sicherte) hauptberuflich selbständig Erwerbstätige im Sinne des § 5 Abs. 5 SGB V in Betracht, die 
neben ihrer selbständigen Tätigkeit eine geringfügig entlohnte Beschäftigung ausüben. 



d) Versicherung in der landwirtschaftlichen Krankenversicherung 

Sofern eine bei einer landwirtschaftlichen ICrankenkasse versicherte Person eine geringfügige Be- 108 
schäftigung im Sinne des § 8 Abs. 1 Nr. 1 SGB IV ausübt, die krankenversicherungsfrei oder nicht 
krankenversicherungspflichtig ist, hat der Arbeitgeber den pauschalen Krankenversicherungsbei- 
trag in Höhe von 13 % des Arbeitsentgelts aus der geringfügigen Beschäftigung an die Minijob- 
Zentrale zu zahlen.'^ 

Die Zahlung des pauschalen Krankenversicherungsbeitrags kommt insbesondere für versiehe- 109 
rungspflichtige landwirtschaftliche Unternehmer (Nebenerwerbslandwirte, die wegen § 5 Abs. 5 
SGB V nicht als Arbeitnehmer nach § 5 Abs. 1 Nr. 1 SGB V versicherungspflichtig sind, oder 
Vollerwerbslandwirte), mitarbeitende Familienangehörige, Altenteiler, Studenten oder Leistungs- 
bezieher nach dem Zweiten und Dritten Buch Sozialgesetzbuch, für freiwillig Versicherte und für 
Familienversicherte in Betracht. 



12 § 48 Abs. 6 KVLG 1989 in Verbindung mit § 249b SGB V 
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§ 2 Geringfügige Beschäftigungsverhältnisse im Sozialversicherungsrecht 



4. Pauschalbeitrag zur Rentenversicherung 

a) Allgemein 

Der Arbeitgeber eines gewerblich geringfügig entlohnten Beschäftigten hat einen Pauschalbeitrag 
zur Rentenversicherung in Höhe von 15 % des Arbeitsentgelts aus dieser Beschäftigung zu zahlen 
(§ 172 Abs. 3 Satz 1 SGB VI). Dies gilt auch für Versicherte der knappschaftlichen Rentenversiche- 
rung. Wird die geringfügig entlohnte Beschäftigung ausschließlich im Privathaushalt nach § 8a 
SGB IV ausgeübt, beträgt der Pauschalbeitrag lediglich 5 % des Arbeitsentgelts (§ 172 Abs. 3a SGB 
VI). Voraussetzung für die Zahlung des Pauschalbeitrags ist, dass der geringfügig Beschäftigte 

■ in der geringfügigen Beschäftigung rentenversicherungsfrei, 

■ von der Rentenversicherungspflicht befreit oder 

■ nach § 5 Abs. 4 SGB VI rentenversicherungsfrei 

ist. Für Beamte, die neben ihrer Beamtenbeschäftigung eine geringfügig entlohnte Beschäftigung 
ausüben, auf die die Gewährleistung einer Versorgungsanwartschaft erstreckt worden ist, ist kein 
Pauschalbeitrag zur Rentenversicherung zu zahlen. 

b) Rentenversicherungsfreie geringfügig Beschäftigte 

Der Pauschalbeitrag zur Rentenversicherung ist für geringfügig entlohnte Beschäftigte zu zahlen, 
wenn in der geringfügigen Beschäftigung Rentenversicherungsfreiheit nach § 5 Abs. 2 Satz 1 er- 
ster Halbsatz SGB VI besteht. 

Hat der geringfügig entlohnte Beschäftigte auf die Rentenversicherungsfreiheit verzichtet, ist an- 
statt des Pauschalbeitrags von 15 % bzw. 5 % (Privathaushalte) der reguläre Beitrag zur Renten- 
versicherung (Jahr 2008: 19,9 %) zu zahlen. In diesem Fall hat der Arbeitgeber auch weiterhin den 
pauschalen Arbeitgeberbeitrag zur Rentenversicherung in Höhe von 15 % bzw. bei Beschäftigun- 
gen im Privathaushalt in Höhe von 5 % des aus der geringfügig entlohnten Beschäftigung erzielten 
Arbeitsentgelts zu tragen. Die Differenz zum regulären Beitragssatz von 19,9 % (Jahr 2008) ist 
allein vom Arbeitnehmer aufzubringen. 

Q Beispiel: 

Eine privat krankenversidierte Raumpflegerin nimmt am 01 .07.2008 eine Beschäftigung auf. Sie arbeitet gegen ein 
monatliches Arbeitsentgelt von 350 Euro. Am 04.07.2008 gibt sie gegenüber ihrem Arbeitgeber eine schriftliche Erklärung 
ab, dass sie vom Beginn der Beschäftigung an auf die Rentenversicherungsfreiheit verzichtet. 

Die Raumpflegerin ist in der Kranken-, Arbeitslosen- und Pflegeversicherung versicherungsfrei, weil das monatliche 
Arbeitsentgelt 350 Euro nicht übersteigt. 

Der Pauschalbeitrag zur Krankenversicherung fällt nicht an, weil die Raumpflegerin privat krankenversichert ist. In der 
Rentenversicherung besteht durch den Verzicht auf die Versicherungsfreiheit vom Beginn der Beschäftigung an Versiche- 
rungspflicht, mit der Folge, dass der reguläre Rentenversicherungsbeitrag in Höhe von 19,9 % (Jahr 2008) zu zahlen ist. 
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B. Beitragsrecht 



Zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmerin ergibt sich folgende Verteilung der Beiträge zur Rentenversicherung: 

Arbeitgeber (15 % von 350 Euro =) 52,50 Euro 

Arbeitnehmer (4,9 % von 350 Euro =) 1 7,1 5 Euro 

insgesamt 69,65 Euro 

Personengruppenschlüssel: 109 

Beitragsgruppenschlüssel: 0100 
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c) Von der Rentenversicherungspflicht befreite Personen 

Ferner ist der Pauschalbeitrag zur Rentenversicherung aus einer geringfügig entlohnten Beschäf- 112 
tigung für Personen zu zahlen, die nach § 6 SGB VI oder nach § 229 Abs. 6 SGB VI von der 
Rentenversicherungspflicht befreit worden sind oder die am 31. Dezember 1991 von der Renten- 
versicherungspflicht befreit waren und dies auch über diesen Zeitpunkt hinaus nach den §§ 231 
und 23 la SGB VI geblieben sind. 

Bei den nach § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGB VI von der Rentenversicherungspflicht befreiten Mit- 
gliedern berufsständischer Versorgungswerke erhält im Übrigen - auch wenn die geringfügig 
entlohnte Beschäftigung in einem Beruf ausgeübt wird, für den die Befreiung erfolgt ist - nicht 
das berufsständische Vers orgungs werk, sondern über die Minijob-Zentrale die Deutsche Renten- 
versicherung die Pauschalbeiträge. Dies setzt allerdings voraus, dass der Arbeitnehmer nicht auf 
die Versicherungsfreiheit in der Rentenversicherung verzichtet hat. 

d) Rentenversicherungsfreie Personen nach § 5 Abs. 4 SGB VI 

Nach den gesetzlichen Bestimmung in § 172 Abs. 3 Satz 1 SGB VI bzw. § 172 Abs. 3a SGB VI fällt 113 
der Pauschalbeitrag von 15 % bzw. 5 % des Arbeitsentgelts aus einer geringfügig entlohnten Be- 
schäftigung auch für diejenigen Personen an, die nach § 5 Abs. 4 SGB VI rentenversicherungsfrei 
sind. Hierunter fallen 

■ Bezieher einer Vollrente wegen Alters (§ 5 Abs. 4 Nr. 1 SGB VI), 

■ Bezieher einer Versorgung nach Erreichen einer Altersgrenze, also Ruhestandsbeamte und 
gleichgestellte Personen sowie Bezieher einer berufsständischen Altersversorgung (§ 5 Abs. 4 
Nr. 2 SGB VI) und 

■ Personen nach Vollendung des 65. Lebensjahres, die bis zur Vollendung des 65. Lebensjahres 
nicht versichert waren oder nach Vollendung des 65. Lebensjahres aus ihrer Versicherung eine 
Beitragserstattung erhalten haben (§ 5 Abs. 4 Nr. 3 SGB VI). 

e) Praktikanten 

Praktikanten, die ein in ihrer Studien- oder Prüfungsordnung vorgeschriebenes Praktikum ab- 114 
leisten, unterliegen als zur Berufsausbildung Beschäftigte grundsätzlich der Rentenversicherungs- 
pflicht, für die die Versicherungsfreiheit aufgrund einer geringfügigen Beschäftigung grundsätz- 
lich ausgeschlossen ist (§ 5 Abs. 2 Satz 3 SGB VI). 
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§ 2 Geringfügige Beschäftigungsverhältnisse im Sozialversicherungsrecht 



Für vorgeschriebene Zwischenpraktika besteht zudem nach § 5 Abs. 3 SGB VI Versicherungs- 
freiheit. Pauschalbeiträge sind demnach für vorgeschriebene Praktika nicht zu zahlen. Pauschale 
Beitragspflicht besteht jedoch für eine daneben ausgeübte geringfügig entlohnte Beschäftigung, 
da nach § 8 Abs. 2 Satz 1 SGB IV in Verbindung mit § 5 Abs. 2 Satz I zweiter Halbsatz SGB VI 
eine versicherungspflichtige Beschäftigung (vorgeschriebenes Vor- und Nachpraktikum) nicht 
mit einer (ersten) geringfügig entlohnten Beschäftigung bzw. eine versicherungsfreie Beschäfti- 
gung (vorgeschriebenes Zwischenpraktikum) nicht mit geringfügig entlohnten Beschäftigungen 
zusammenzurechnen ist. 

115 Werden weitere geringfügig entlohnte Beschäftigungen neben einem vorgeschriebenen Vor- oder 
Nachpraktikum ausgeübt, sind für diese dagegen individuelle Sozialversicherungsbeiträge zu lei- 
sten. Werden weitere geringfügig entlohnte Beschäftigungen neben einem vorgeschriebenen Zwi- 
schenpraktikum ausgeübt fallen reguläre Sozialversicherungsbeiträge jedoch erst dann an, wenn 
die Arbeitsentgelte aus mehreren ausgeübten geringfügig entlohnten Beschäftigungen die Summe 
400 Euro im Monat überschreiten. 

Nach § 172 Abs. 3 Satz 2 SGB VI gilt die Regelung über den Pauschalbeitrag zur Rentenversiche- 
rung nicht für Studierende, die während der Dauer eines Studiums als ordentlich Studierende 
einer Fachschule oder Hochschule ein Praktikum ableisten (Zwischenpraktikum), das nicht in ih- 
rer Studien- oder Prüfungsordnung vorgeschrieben ist und die Kriterien für eine geringfügig ent- 
lohnte Beschäftigung erfüllt. Für diese Praktikanten sind Pauschalbeiträge daher nicht zu zahlen. 

116 Für eine daneben ausgeübte geringfügig entlohnte Beschäftigung hat der Arbeitgeber jedoch den 
Pauschalbeitrag zu zahlen, sofern die Arbeitsentgelte insgesamt den Betrag von 400 Euro im Mo- 
nat nicht überschreiten. Sofern ein Praktikant, der ein geringfügig entlohntes nicht vorgeschrie- 
benes Zwischenpraktikum absolviert, auf die Rentenversicherungsfreiheit verzichtet, hat der Ar- 
beitgeber jedoch seinen Beitrags anteil in Höhe von 15 % zu tragen. Werden nicht vorgeschriebene 
Vor- oder Nachpraktika geringfügig entlohnt ausgeübt, gelten die allgemeinen Regelungen. Pau- 
schalbeiträge sind daher zur Rentenversicherung zu zahlen. 

5. Beiträge zur Rentenversicherung 

bei Verzicht auf die Versicherungsfreiheit 

a) Allgemein 

117 Arbeitnehmer, die eine geringfügig entlohnte Beschäftigung ausüben und rentenversicherungs- 
frei sind, können nach § 5 Abs. 2 Satz 2 erster Halbsatz SGB VI auf die Rentenversicherungs- 
freiheit verzichten. Dies gilt auch für Praktikanten, die ein nicht vorgeschriebenes geringfügig 
entlohntes Praktikum absolvieren. Sofern ein Arbeitnehmer hiervon Gebrauch macht, sind für 
ihn Rentenversicherungsbeiträge unter Zugrundelegung des aktuellen Beitragssatzes von derzeit 
19,9 % (Jahr 2008) zu zahlen. 

b) Verteilung der Beitragslast 

118 In den Fällen, in denen ein Arbeitnehmer auf die Rentenversicherungsfreiheit verzichtet hat, erfolgt 
keine hälftige Beitragslastverteilung zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer. Der Arbeitgeber hat 
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vielmehr den Pauschbetrag in Höhe von 15 % bzw. 5 % (Privathaushalt) des der Beschäftigung 
zugrunde liegenden Arbeitsentgelts als Beitrag zu tragen (§ 168 Abs. 1 Nr. Ib oder Ic SGB VI). 
Der danach verbleibende Restbeitrag, also derzeit (Jahr 2008) 4,9 %. bzw. 14,9 % hat der gering- 
fügig entlohnte Beschäftigte aufzubringen. Da andererseits aber mindestens ein Beitrag in Höhe 
von 30,85 Euro (19,9 % von 155 Euro) zu zahlen ist, bedeutet dies, dass der geringfügig Beschäf- 
tigte bei einem monatlichen Arbeitsentgelt unterhalb von 155 Euro den vom Arbeitgeber in Höhe 
von 15 % bzw. 5 % (Privathaushalt) zu tragenden Beitragsanteil auf 30,85 Euro selbst aufstocken 
muss. 

Ein Mindestbeitrag fällt in einer geringfügig entlohnten Beschäftigung allerdings dann nicht an, 
wenn diese neben einer weiteren geringfügig entlohnten Beschäftigung bzw. einer versicherungs- 
pflichtigen (Haupt)Beschäftigung ausgeübt wird und das insgesamt erzielte Arbeitsentgelt die 
Mindestbeitragsbemessungsgrundlage übersteigt. 

Im Übrigen ist im Gegensatz zu dem vom Arbeitgeber zu leistenden Pauschalbeitrag zur Renten- 
versicherung, der Aufstockungsbetrag vom Arbeitsentgelt des geringfügig Beschäftigten einzu- 
behalten. Reicht das Arbeitsentgelt des Arbeitnehmers hierfür gegebenenfalls nicht aus, hat der 
geringfügig Beschäftigte dem Arbeitgeber den Restbetrag zu erstatten. 
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c) Mindestbeitragsbemessungsgrundlage 

Im Falle eines Verzichts auf die Rentenversicherungsfreiheit ist, wie bereits ausgeführt wurde, 120 
als Mindestbeitragsbemessungsgrundlage ein Betrag in Höhe von 155 Euro zu Grunde zu legen 
(§ 163 Abs. 8 SGB VI). Für Personen, die mehrere geringfügig entlohnte Beschäftigungen oder 
eine geringfügig entlohnte Beschäftigung neben einer versicherungspflichtigen (Haupt-)Beschäf- 
tigung ausüben, sind die Arbeitsentgelte für die Prüfung der Mindestbeitragsbemessungsgrund- 
lage aus allen Beschäftigungen zusammenzurechnen. 

Sofern das Beschäftigungsverhältnis im Laufe eines Monats beginnt oder endet, kommt ein antei- 
liger Mindestbeitrag in Betracht. Entsprechendes gilt im Falle von Arbeitsunterbrechungen (z.B. 
wegen Ablaufs der Entgeltfortzahlung bei Arbeitsunfähigkeit). Die anteilige Mindestbeitragsbe- 
messungsgrundlage ist wie folgt zu ermitteln: 

Euro — ^ Kalendertage = anteilige Mindestbeitragsbemessungsgrundlage 



Q Beispiel: 

Eine privat krankenversicherte Raumpflegerin arbeifef in einem privafen Haushalf gegen ein monafliches Arbeifsentgelf 
von 90 Euro. Sie haf auf die Renfenversicherungsfreiheif verzichfet. Das Beschäftigungsverhälfnis endet am 20.06.2008. 
Für den Monat Juni 2008 erhält sie ein Arbeitsentgelt von 60 Euro. 

Da das Beschäftigungsverhältnis während des Monats endet, ergibt sich für den Monaf Juni 2008 für die Berechnung der 
Rentenversicherungsbeifräge eine monafliche Mindesfbeifragsbemessungsgrundlage von 

155 Euro : 30x20 Kalenderfage = 103,33 Euro 

Es ergibf sich somit ein Mindestbeitrag zur Rentenversicherung von 

19,9 % von 103,33 Euro = 20,56 Euro 
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Diesen Mindestbeitrag teiien sich Arbeitgeber und Arbeitnehmer wie foigt: 

Mindestbeitrag 20,56 Euro 

abz. Arbeitgeberbeitragsanteii (5 % von 60 Euro) 3,00 Euro 

Arbeitnehmerbeitragsanteii 17,56 Euro 

Personengruppenschiüssei: 109 

ßeitragsgruppenschiüssel: 0100 

Während der private Arbeitgeber iedigiich den Pauschaibeitrag zur Rentenversicherung in Höhe von 5 % des tatsäch- 
iichen Arbeitsentgeits (= 3 Euro) zu ieisten hat, muss die geringfügig entiohnte Beschäftigte, die Differenz zum anteiiigen 
Mindestbeitrag (20,56 Euro), aiso einen Betrag in Höhe von 1 7,56 Euro seihst aufwenden. 

121 Ein unbezahlter Urlaub von nicht mehr als einem Monat führt dagegen nicht zu einer Kürzung 
der Mindestbeitragsbemessungsgrundlage. Dauert der unbezahlte Urlaub länger als einen Monat, 
ist die Mindestbeitragsbemessungsgrundlage allerdings entsprechend zu kürzen. Für Kalender- 
monate, in denen tatsächliches Arbeitsentgelt nicht erzielt wird, ist allerdings kein Mindestbeitrag 
zu zahlen, so dass eine Aufstockung entfällt. 

II. Minijobs in Privathaushalten 

1 . Höhe der Pauschalbeiträge zur Sozialversicherung 

122 Der Arbeitgeber einer geringfügig entlohnten Beschäftigung im Privathaushalt (§ 8a SGB IV) hat 
für Minijobber, die in dieser Beschäftigung versicherungsfrei oder von der Versicherungspflicht 
befreit oder nicht versicherungspflichtig sind, einen Pauschalbeitrag zur Krankenversicherung in 
Höhe von 5 % des Arbeitsentgelts zu zahlen. Voraussetzung für die Zahlung des Pauschalbeitrags 
zur Krankenversicherung ist, dass der geringfügig Beschäftigte in der gesetzlichen Krankenversi- 
cherung versichert ist.'^ 

In der Rentenversicherung beläuft sich der vom Privathaushalt zu zahlende Pauschalbeitrag 
ebenfalls auf 5 % des Arbeitsentgelts aus der Beschäftigung, sofern der Beschäftigte eine versiche- 
rungsfreie oder wegen des Verzichts auf die Rentenversicherungsfreiheit versicherungspflichtige 
geringfügig entlohnte Beschäftigung ausübt. Entsprechendes gilt für Beschäftigte, die von der 
Rentenversicherungspflicht befreit sind. 

2. Beiträge zur Unfallversicherung 

123 Beschäftigte im Privathaushalt sind bei allen hauswirtschaftlichen Tätigkeiten und den damit 
zusammenhängenden Wegen gesetzlich unfallversichert. Träger der Unfallversicherung für 
Haushaltshilfen ist die jeweilige Unfallkasse oder der Gemeindeunfallversicherungsverband des 
Wohnorts. 

13 §§ 249b Satz 2 SGB V, 48 Abs. 6 KVLG 1989 

14 §§ 172 Abs. 3a Satz 1, 168 Abs. 1 Nr. Ic SGB VI 
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B. Beitragsrecht 



Nach § 185 Abs. 4 Satz 3 SGB VII beträgt der Beitragsatz zur Unfallversicherung für geringfügig 
Beschäftigte, die im Haushaltsscheckverfahren gemeldet werden, bundeseinheitlich 1,6 %. Die 
Minijob-Zentrale wurde von den kommunalen Unfallversicherungsträgern beauftragt, die Un- 
fallversicherungsbeiträge für die am Haushaltsscheckverfahren teilnehmenden Arbeitgeber zu 
berechnen und zusammen mit den übrigen Abgaben einzuziehen. 
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3. Erhebung und Weiterleitung der Pauschsteuer 

Die Minijob-Zentrale ist weiterhin für die Erhebung der einheitlichen Pauschsteuer nach § 40a 124 

Abs. 2 EStG zuständig (2 % des Arbeitsentgelts), sofern die Lohnsteuer nicht individuell nach 
den Merkmalen der Lohnsteuerkarte erhoben wird. Die Minijob -Zentrale ist zudem berechtigt, 
die Pauschsteuer zusammen mit den übrigen Abgaben beim privaten Arbeitgeber einzuziehen. 

Zu den Einzelheiten der lohnsteuerlichen Behandlung geringfügiger Beschäftigungsverhältnisse 
siehe Kapitel § 3 Lohnsteuerrecht. 



4. Beiträge zum Ausgleichsverfahren 
der Arbeitgeberaufwendungen 

Der Ausgleich der Arbeitgeberaufwendungen wird seit dem 01.01.2006 durch das Gesetz über 125 
den Ausgleich der Arbeitgeberaufwendungen (AAG) geregelt. Arbeitnehmer, die infolge Krank- 
heit oder wegen der Teilnahme an einer medizinischen Vorsorge- bzw. Rehabilitationsmaßnahme 
arbeitsunfähig sind, haben im Umlageverfahren Ul für längstens 6 Wochen (42 Tage) wegen der- 
selben Erkrankung Anspruch auf Entgeltfortzahlung (§ 3 Abs. 1 EFZG). 

Im Umlageverfahren U2 sind Arbeitgeber im Rahmen der Regelungen des Mutterschutzgesetzes 
verpflichtet, der Beschäftigten während der Zeit von Beschäftigungsverboten sowie der Zeit der 
Mutterschutzfristen nach dem Mutterschutzgesetz Entgelt fortzuzahlen. 

Die Minijob-Zentrale ist zuständig für den Ausgleich der Arbeitgeberaufwendungen im Zusam- 126 
menhang mit geringfügigen Beschäftigungsverhältnissen, unabhängig davon, bei welcher Kran- 
kenkasse der Minijobber krankenversichert ist. Die für die Durchführung des Erstattungsverfah- 
rens erforderlichen Mittel werden durch Umlagen von den am Ausgleich beteiligten Arbeitgebern 
aufgebracht: 

■ Umlage 1 (Ul): 

Die Ul ist für den Ausgleich der Arbeitgeberaufwendungen bei Krankheit bzw. Kur zu ent- 
richten. Für das Jahr 2008 beträgt der vom Arbeitgeber zu leistende Beitragssatz 0,1 %. 

■ Umlage 2 (U2): 

Die U2 ist für den Ausgleich der Aufwendungen nach dem Mutterschutzgesetz (MuSchG) zu 
entrichten. Sie wird - bei unverminderten Leistungsansprüchen - zurzeit nicht erhoben (0 %). 

Die Erstattung im Umlageverfahren Ul, die der Arbeitgeber beanspruchen kann, beträgt derzeit 
80 % des während der Arbeitsunfähigkeitszeit fortgezahlten Arbeitsentgelts ohne Einmalzahlun- 
gen. Die Erstattung im Umlageverfahren U2 beträgt 

■ 100 % des Arbeitgeberzuschusses zum Mutterschaftsgeld während der Schutzfristen vor und 
nach der Entbindung, 
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■ 100 % des fortgezahlten Entgelts für die Dauer von Beschäftigungsverboten zuzüglich der dar- 
auf entfallenden pauschalen Kranken- und Rentenversicherungsbeiträge. 

Die Erstattung wird dem Arbeitgeber auf Antrag gewährt und kann sofort nach geleisteter Ent- 
geltfortzahlung bzw. geleistetem Arbeitgeberzuschuss zum Mutterschaftsgeld erfolgen. 

Q Beispiel: 

Eine bei ihrem Ehemann in der gesetzlichen Krankenversicherung familienversicherte Arbeitnehmerin arbeitet als Putz- 
frau in einem Privathaushalt. Das regelmäßige Arbeitsentgelt beträgt 400 Euro im Monat. Die Arbeitnehmerin legt keine 
Lohnsteuerkarte vor. Der private Arbeitgeber erhebt die Lohnsteuer zulässigerweise mit dem Pauschsteuersatz von 2 %. 
Für den Privathaushalt ergibt sich folgende monatliche Abgabenbelastung: 



Pauschsteuer 2 % 8,00 Euro 

Krankenversicherung pauschal 5 % 20,00 Euro 

Rentenversicherung pauschal 5 % 20,00 Euro 

Umlage Ul (Jahr 2008: 0,1 %) 0,40 Euro 

Umlage U2 (Jahr 2008: 0 %) 0 Euro 

Beitrag zur Unfallversicherung (Jahr 2008: 1,6 %) 6,40 Euro 

Abgaben insgesamt 54,80 Euro 



5. Verzicht auf die Versicherungsfreiheit 
in der Rentenversicherung 

128 Arbeitnehmer, die eine rentenversicherungsfreie geringfügig entlohnte Beschäftigung im Privat- 
haushalt ausüben, haben nach § 5 Abs. 2 Satz 2 SGB VI ebenfalls die Möglichkeit, auf die Ren- 
tenversicherungsfreiheit zu verzichten, um dadurch volle Leistungsansprüche in der Rentenver- 
sicherung zu erwerben. Der Verzicht muss, wie für Minijobs im gewerblichen Bereich schriftlich 
gegenüber dem Arbeitgeber bzw. bei mehreren Beschäftigungen gegenüber allen Arbeitgebern 
erklärt werden. 

Q Praxishinweis: 

Geringfügig entlohnte Beschäftigte in Privathaushalten können ihren Verzicht auf die Rentenversicherungsfreiheit auf dem 
Haushaitsscheck erklären. Maßgebend für den Beginn der Versicherungspflicht ist das Datum der Unterschrift des Arbeitneh- 
mers, wenn er nicht ausdrücklich einen späteren Zeitpunkt angibt. Eine gegenüber dem Arbeitgeber abzugebende Verzichts- 
erklärung ist in diesen Fällen entbehrlich. 

129 Sofern ein Arbeitnehmer hiervon Gebrauch macht, sind für ihn Rentenversicherungsbeiträge 
unter Zugrundelegung des vollen Beitragssatzes in der Rentenversicherung zu zahlen. Den Auf- 
stockungsbetrag zwischen den vom Arbeitgeber zu zahlenden Pauschalbetrag zur Rentenversi- 
cherung in Höhe von 5 % und dem vollen Beitragssatz (Jahr 2008: 19,9 %) trägt der geringfügig 
Beschäftigte und ist vom Arbeitsentgelt einzubehalten. 



15 s.a. Abdruck der Erstattungsanträge Ul und U2 im Anhang 
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Q Beispiel: 

Eine geringfügig Beschäftigte im Privathaushalt hat ein regelmäßiges Arbeitsentgelt von 400 Euro im Monat. Sie hat 
gegenüber ihrem privaten Arbeitgeber wirksam auf die Versicherungsfreiheit zur Rentenversicherung verzichtet, um das 
volle Leistungsspektrum der gesetzlichen Rentenversicherung nutzen zu können. 

Die Arbeitnehmerin hat im Kalenderjahr 2008 einen Eigenbeitrag von (19,9 % - 5 % = 14,9 % von 400 Euro =) 59,60 
Euro im Monat als Aufstockungsbetrag aufzubringen. Dieser Aufstockungsbetrag ist der Arbeitnehmerin vom Arbeitsent- 
gelt einzubehalten. 

Zu beachten ist ebenso, wie bei gewerblichen Minijobs, dass im Falle des Verzichts auf die Ren- 
tenversicherungsfreiheit als monatliche Mindestbeitragsbemessungsgrundlage nach § 163 Abs. 8 
SGB VI ein Betrag in Höhe von 155 Euro zu Grunde zu legen ist. 
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6. Berechnung und Einzug der Beiträge und Umlagen 

Die Minijob-Zentrale berechnet bei Verwendung des Haushaltsschecks*'* den Gesamtsozialversi- 130 
cherungsbeitrag und die Umlagen zum Ausgleich der Arbeitgeberaufwendungen bei Krankheit 
und Mutterschaft und zieht die errechneten Beträge am Fälligkeitstag im Wege des Lastschrift- 
verfahrens ein. 

Beiträge, die im Rahmen des Haushaltsscheckverfahrens berechnet werden, sind für das in den 
Monaten Januar bis Juni erzielte Arbeitsentgelt am 15. Juli des laufenden Jahres und für das in den 
Monaten Juli bis Dezember erzielte Arbeitsentgelt am 15. Januar des folgenden Jahres fällig (§ 23 
Abs. 2a SGB IV). Gleiches gilt für die Umlagen zum Ausgleich der Arbeitgeberaufwendungen bei 
Krankheit und Mutterschaft. 




16 s.a. Vordruck des Haushaltsschecks im Anhang 
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IN. Berechnung und Abführung der Beiträge 
1. Allgemein 



131 Die Pauschalbeiträge zur Kranken- und Rentenversicherung sind grundsätzlich aus dem tatsäch- 
lich erzielten Arbeitsentgelt zu berechnen, also gegebenenfalls auch aus einem 400 Euro über- 
steigenden Betrag, z.B. bei schwankenden Arbeitsentgelten, bei unvorhersehbarem Überschreiten 
oder bei Gewährung von Einmalzahlungen. 

Wie zuvor beschreiben sind in den Fällen der Aufstockung der Rentenversicherungsbeiträge die 
Beiträge mindestens aus der Mindestbeitragsbemessungsgrundlage von 155 Euro zu berechnen. 
Sofern eine geringfügig entlohnte Beschäftigung im Laufe eines Monats beginnt oder endet oder 
die Krankenversicherung nur für Teile eines Monats besteht, sind Pauschalbeiträge nur für den 
entsprechenden Teilmonat zu zahlen. Entsprechendes gilt im Falle von Arbeitsunterbrechungen 
(z.B. wegen Ablaufs der Entgeltfortzahlung bei Arbeitsunfähigkeit). 

132 Die Pauschalbeiträge für geringfügige Beschäftigungen sind als Gesamtsozialversicherungsbei- 
trag anzusehen und damit im Rahmen des allgemeinen Beitragsverfahrens zu entrichten. Auch 
die Rentenversicherungsbeiträge bei Verzicht auf die Rentenversicherungsfreiheit gehören zum 
Gesamtsozialversicherungsbeitrag. Die Pauschalbeiträge sowie die Rentenversicherungsbeiträge 
bei Verzicht auf die Rentenversicherungsfreiheit sind an die Mini) ob -Zentrale im Beitragsnach- 
weis für geringfügig entlohnte Beschäftigte nachzuweisen, und zwar unter 

■ 6000 Pauschalbeitrag zur Krankenversicherung, 

■ 0100 voller Beitrag zur Rentenversicherung bei Verzicht auf die Rentenversicherungsfreiheit, 

■ 0500 Pauschalbeitrag zur Rentenversicherung. 



2. Zuständige Einzugsstelle der Pauschalbeiträge 

133 Zuständige Einzugsstelle für geringfügig Beschäftigte (auch für geringfügig Beschäftigte im Pri- 
vathaushalt) ist allein die Mini) ob -Zentrale in 45115 Essen. Sie nimmt die vom Arbeitgeber zu 
zahlenden Pauschalbeiträge für geringfügig entlohnte Beschäftigte entgegen und zieht auch die 
Rentenversicherungsbeiträge für geringfügig entlohnte Beschäftigte ein, die auf die Rentenversi- 
cherungsfreiheit verzichtet haben. Darüber hinaus sind zudem sämtliche Meldungen für gering- 
fügig entlohnte Beschäftigte gegenüber der Mini) ob -Zentrale zu erstatten. Entsprechendes gilt für 
die Meldungen für kurzfristig Beschäftigte. 

In den Fällen, in denen in der geringfügig entlohnten Beschäftigung aufgrund der Zusammen- 
rechnung mit einer nicht geringfügigen versicherungspflichtigen Beschäftigung Versicherungs- 
pflicht besteht, sind Meldungen und Beiträge aus der versicherungspflichtigen Beschäftigung an 
die Krankenkasse zu entrichten, bei der der geringfügig Beschäftigte krankenversichert ist oder 
- bei privat Krankenversicherten - zuletzt krankenversichert war. Sofern in anderen Fällen als bei 
einem Verzicht auf die Rentenversicherungsfreiheit für ein und dieselbe Beschäftigung in einem 
Versicherungszweig Versicherungsfreiheit vorliegt und damit Pauschalbeiträge zu zahlen sind, 
während in (einem) anderen Versicherungszweig(en) Versicherungspflicht besteht und individu- 
elle Beiträge anfallen, dürfen nur die Pauschalbeiträge an die Minijob-Zentrale abgeführt werden; 
die individuellen Beiträge erhält stets die zuständige Krankenkasse. 
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IV. Entgeltunterlagen für geringfügige Beschäftigungen 

Die Regelungen der Beitragsverfahrensverordnung (BVV) über die Führung von Entgeltunter- 134 
lagen gelten uneingeschränkt auch für geringfügig Beschäftigte. Der Arbeitgeber hat die für die 
Versicherungsfreiheit maßgebenden Angaben in den Entgeltunterlagen aufzuzeichnen und Nach- 
weise, aus denen die erforderlichen Angaben ersichtlich sind, zu den Entgeltunterlagen zu neh- 
men. Hierzu gehören insbesondere Angaben und Unterlagen über 

■ das monatliche Arbeitsentgelt, 

■ die Beschäftigungsdauer, 

■ die regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit und die tatsächlich geleisteten Arbeitsstunden, 

■ das Vorliegen weiterer Beschäftigungen (z.B. Erklärungen des Beschäftigten), 

■ die Feststellung Minijob-Zentrale/ des Rentenversicherungsträgers über das Vorliegen von So- 
zialversicherungspflicht, 

■ die Niederschrift nach § 2 NachwG, aus der hervorgeht, dass der Beschäftigte auf die Möglich- 
keit des Verzichts auf die Rentenversicherungsfreiheit hingewiesen wurde, 

■ die schriftliche Erklärung des Beschäftigten über den Verzicht auf die Rentenversicherungs- 
freiheit nach § 5 Abs. 2 Satz 2 SGB VI, 

■ Bescheide der zuständigen Einzugsstelle über die Feststellung des Bestehens oder Nichtbeste- 
hens von Versicherungspflicht, 

■ die Bescheinigung ElOl für Aushilfsbeschäftigungen von Saisonarbeitskräften aus einem EU- 
Mitgliedstaat (sowie der Schweiz und Norwegen), 

■ die Erklärung des Beschäftigten über die Befreiung von der Versicherungspflicht. 

Bei kurzfristig Beschäftigten sind zusätzlich Nachweise oder Erklärungen über 135 

■ eventuelle weitere kurzfristige Beschäftigungen im Kalenderjahr vor Beginn der zu beurtei- 
lenden Beschäftigung, 

■ den Status (z.B. Hausfrau, Schüler, Student, Wehr- oder Zivildienstleistender, Arbeitsloser, 
Rentner) des Beschäftigten 

den Entgeltunterlagen beizufügen. 

C. Meldungen für geringfügige Beschäftigungen 

I. Melderechtliche Grundsätze 

1. Allgemein 

Für geringfügig Beschäftigte gilt das Meldeverfahren nach der Datenerfassungs- und -übermitt- 136 
lungsverordnung (DEÜV). Dies bedeutet, dass nicht nur An- und Abmeldungen, sondern grund- 
sätzlich auch alle anderen Meldungen zu erstatten sind. Seit dem 1. Januar 2006 dürfen Meldungen 
und Beitragsnachweise nur noch durch Datenübertragung mittels zugelassener systemgeprüfter 
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Programme oder maschinell erstellter Ausfüllhilfen übermittelt werden. Geringfügig Beschäftigte 
in Privathaushalten sind jedoch auch weiterhin per Beleg in dem vereinfachten Haushaltsscheck- 
verfahren, zu melden. 

Arbeitgeber, die im privaten Bereich nichtgewerbliche Zwecke oder mildtätige, kirchliche, religi- 
öse, wissenschaftliche bzw. gemeinnützige Zwecke im Sinne des § 10b EStG verfolgen, und einen 
Arbeitnehmer geringfügig beschäftigen, können auf Antrag bei der Minijob-Zentrale Meldungen 
auf Vordrucken erstatten, wenn sie glaubhaft machen, dass ihnen eine Meldung auf maschinell 
verwertbaren Datenträgern oder durch Datenübertragung nicht möglich ist (§ 28a Abs. 6a SGB 
IV). 

2. Personen- und Beitragsgruppenschlüssel 
für geringfügige Beschäftigungen 

137 Die folgenden beiden Personengruppenschlüssel sind für geringfügig Beschäftigte zu verwen- 
den: 

109 geringfügig entlohnte Beschäftigte nach § 8 Abs. 1 Nr. 1 SGB IV 

110 kurzfristig Beschäftigte nach § 8 Abs. 1 Nr. 2 SGB IV 

Bei den geringfügig entlohnten Beschäftigungen (Personengruppenschlüssel „109“) hat der Ar- 
beitgeber die 

■ Beitragsgruppe zur Krankenversicherung mit „6“ und 

■ die Beitragsgruppe zur Rentenversicherung mit „5“ 

zu schlüsseln. Wird auf die Rentenversicherungsfreiheit verzichtet, ist trotzdem der Personen- 
gruppenschlüssel „109“ zu verwenden, aber zur Rentenversicherung die Beitragsgruppe „1“ zu 
schlüsseln. Die Beitragsgruppen zur Arbeitslosen- und Pflegeversicherung sind mit „0“ anzuge- 
ben. 

138 Sofern für eine geringfügig entlohnte Beschäftigung weder Pauschalbeiträge zur Krankenversi- 
cherung (z.B. wegen einer privaten Krankenversicherung) noch Beiträge zur Rentenversicherung 
(z.B. wegen Beitragszahlung an ein berufständisches Versorgungswerk) anfallen, sind keine Mel- 
dungen zur Sozialversicherung zu erstatten. 

Als beitragspflichtiges Arbeitsentgelt ist in den Meldungen das Arbeitsentgelt einzutragen, von 
dem Pauschalbeiträge oder - bei Verzicht auf die Rentenversicherungsfreiheit - reguläre Ren- 
tenversicherungsbeiträge gezahlt worden sind, wobei bei einem Verzicht auf die Rentenversiche- 
rungsfreiheit die Mindestbeitragsbemessungsgrundlage von monatlich 155 Euro zu beachten ist. 

139 Der Wechsel von einer versicherungsfreien geringfügig entlohnten Beschäftigung zu einer ver- 
sicherungspflichtigen Beschäftigung oder umgekehrt bei demselben Arbeitgeber ist mit den Ab- 
gabegründen „31“ und „11“ (Wechsel der Einzugsstelle) zu melden. Dies gilt z.B. auch in den 
Fällen, in denen während der Elternzeit eine geringfügig entlohnte Beschäftigung beim bisherigen 
Arbeitgeber ausgeübt wird. 

Bei Unterbrechungen der Entgeltzahlung von länger als einem Monat (z.B. unbezahlter Urlaub 
oder im Falle der Arbeitsunfähigkeit nach einem Monat nach Ablauf der Entgeltfortzahlung) ist 
eine Abmeldung mit Abgabegrund „34“ bzw. bei Bezug von Verletztengeld, Übergangsgeld oder 
Versorgungskrankengeld eine Unterbrechungsmeldung mit Abgabegrund „51“ zu erstatten. 
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3. Geringfügig entlohnte Beschäftigungen neben 
versicherungspflichtiger Beschäftigung 

Wird die geringfügig entlohnte Beschäftigung neben einer versicherungspflichtigen (Haupt-) 140 
Beschäftigung ausgeübt, ist für die geringfügig entlohnte Beschäftigung grundsätzlich der Per- 
sonengruppenschlüssel „109“ zu verwenden. Für die zweite und jede weitere für sich gesehen 
geringfügig entlohnte Beschäftigung neben einer versicherungspflichtigen Beschäftigung ist der 
Personengruppenschlüssel „101“ oder - falls ein Beschäftigungsverhältnis Besonderheiten auf- 
weist - ein anderer Personengruppenschlüssel maßgebend. 

4. Kurzfristige Beschäftigungen 

Für kurzfristig Beschäftigte (Personengruppenschlüssel „110“) sind grundsätzlich die gleichen 141 
Meldungen zu erstatten, wie für versicherungspflichtig Beschäftigte, wobei jedoch keine Unter- 
brechungsmeldungen und keine Jahresmeldungen und auch keine Meldungen über einmalig ge- 
zahltes Arbeitsentgelt abzugeben sind. 

Sämtliche Beitragsgruppen sind bei den versicherungsfreien kurzfristig Beschäftigten mit „0“ zu 
verschlüsseln, und als beitragspflichtiges Arbeitsentgelt sind sechs Nullen anzugeben. 

Bei Rahmenarbeitsverträgen ist eine Anmeldung mit dem Tag der Aufnahme der Beschäftigung 142 
und eine Abmeldung mit dem letzten Tag der Beschäftigung abzugeben. Wird eine kurzfristige 
Beschäftigung auf der Basis eines Rahmenarbeitsvertrags für länger als einen Monat unterbro- 
chen, ist nach Ablauf dieses Monats eine Abmeldung mit Abgabegrund „34“ und bei Wiederauf- 
nahme der Beschäftigung eine Anmeldung mit Abgabegrund „13“ zu erstatten. 

Bei Abmeldungen für kurzfristig Beschäftigte mit einem Beschäftigungszeitraum über den Jah- 
reswechsel hinaus sind als Beginn der Beschäftigung der 01.01. sowie das Jahr des Endes der 
kurzfristigen Beschäftigung anzugeben. 

II. Eigenständiges Meldeverfahren für 

geringfügig Beschäftigte in Privathaushalten 

1. Das Haushaltsscheckverfahren 

Geringfügig Beschäftigte in Privathaushalten sind im Rahmen des eigenständigen Haushalts- 143 
Scheckverfahrens bei der Minijob-Zentrale zu melden. Der Haushaltsscheck*^ enthält gegenüber 
der Meldung nach § 28a Abs. 3 SGB IV reduzierte Angaben. Die Teilnahme am Haushaltsscheck- 
verfahren ist obligatorisch. Der private Arbeitgeber kann somit nicht alternativ das für gering- 
fügig Beschäftigte im gewerblichen Bereich übliche Melde- und Beitragsverfahren nutzen. Die 
Teilnahme am Haushalsscheckverfahren entbindet die Privathaushalte von der Verpflichtung, bei 
der Minijob-Zentrale rechtzeitig einen Beitragsnachweis einzureichen, zumal die anfallenden Ab- 
gaben bei diesem Verfahren von der Minijob-Zentrale berechnet werden. 

17 s.a. Abdruck des Haushaltsschecks im Anhang 
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144 Die Anwendung des Haushaltsscheckverfahrens ist u.a. daran gebunden, dass der private Arbeit- 
geber der Minijob-Zentrale eine Ermächtigung zum Einzug der 

■ der Gesamtsozialversicherungsbeiträge, 

■ der Beiträge zur Unfallversicherung, 

■ der Umlagen zum Ausgleich der Arbeitgeberaufwendungen bei Krankheit und Mutterschaft 
sowie 

■ ggf zu zahlender Pauschsteuern 
erteilt. 

Q Praxishinweis: 

Der Haushaltsscheck und die Einzugsermächtigung werden im Internet unter www.minijob-zentrale.de zur Verfügung 
gestellt. Diese können dann vom privaten Arbeitgeber direkt am Bildschirm fehlergeprüft ausgefüllt und anschiießend ausge- 
druckt werden. 

2. Form und Inhalt des Haushaltsschecks 

145 Für Privath aushalte ohne Internetanschluss werden die Haushaltsscheck-Vordrucke in Papier- 
form von der Minijob -Zentrale auf Anforderung zur Verfügung gestellt. Der Haushaltsscheck 
besteht aus drei Belegen, jeweils ein Formular für die Minijob-Zentrale, den Arbeitgeber und die/ 
den Beschäftigte/n. Die Belege sind vom Arbeitgeber und vom Arbeitnehmer zu unterschreiben. 
Der Beleg für die Minijob-Zentrale ist bei der Deutschen Rentenversicherung Knappschaft-Bahn- 
See, Minijob-Zentrale in 451 15 Essen einzureichen. Der Haushaltsscheck ist der Minijob -Zentrale 
vom Privathaushalt unverzüglich zu übersenden (§ 28i Satz 5 SGB IV). Dies gilt auch für jeden 
Meldeanlass, d.h., bei Beginn der Beschäftigung, bei Änderungen im laufenden Beschäftigungs- 
verhältnis (z.B. Änderung des Ärbeitsentgelts, Verzicht auf die Versicherungsfreiheit oder Ände- 
rung der Ädressen) und bei Beendigung der Beschäftigung. 

Die Einzugs ermächtigung ist bei der erstmaligen Verwendung des Haushaltsschecks sowie bei 
Änderung der Bankverbindung zusätzlich vom Ärbeitgeber auszufüllen und zu unterschreiben. 

146 Der Haushaltsscheck enthält folgende Ängaben: 

■ Familienname, Vorname, ggf Vorsatzwörter, Namenszusätze und Titel, Anschrift, Betriebs- 
nummer und Steuernummer des Arbeitgebers, 

■ Familienname, Vorname, ggf Vorsatzwörter, Namenszusätze und Titel, Anschrift und Ver- 
sicherungsnummer bzw, wenn diese nicht bekannt ist, Geburtsdatum, Geburtsname, Ge- 
schlecht und Geburtsort des Arbeitnehmers, 

■ Kennzeichnung über die Zahlung von Pauschsteuer, 

■ Steuernummer des Arbeitgebers, 

■ Kennzeichnung über Mehrfachbeschäftigung des Arbeitnehmers, 

■ Kennzeichnung über die Versicherung in einer gesetzlichen Krankenkasse, 

■ Kennzeichnung über die Zahlung voller Rentenversicherungsbeiträge bei Verzicht auf die 
Versicherungsfreiheit in der gesetzlichen Rentenversicherung, 

■ Datum und Unterschrift des Arbeitgebers und Arbeitnehmers. 
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Zusätzlich sind anzugeben bei Abgabe des Haushaltsschecks nach 

■ § 28a Abs. 8 Nr. 4 Buchstabe a SGB IV (diskontinuierliche Entgeltzahlung) der Zeitraum der 
Beschäftigung, das Arbeitsentgelt für diesen Zeitraum sowie am Ende der Beschäftigung der 
Zeitpunkt der Beendigung, 

■ § 28a Abs. 8 Nr. 4 Buchstaben b bis d SGB IV (kontinuierliche Entgeltzahlung) 

■ bei einer Meldung zu Beginn der Beschäftigung deren Beginn und das monatliche Arbeits- 
entgelt, 

■ bei einer Meldung wegen Änderung des Arbeitsentgelts den neuen Betrag und den Zeit- 
punkt der Änderung und 

■ bei einer Meldung am Ende der Beschäftigung den Zeitpunkt der Beendigung. 

Das Arbeitsentgelt ist in Euro ohne Cent anzugeben. Centbeträge von mehr als 49 sind nach oben, 
von weniger als 50 nach unten auf volle Euro-Beträge zu runden. 

Q Praxishinweis: 

Private Arbeitgeber, die ausschließlich einen geringfügigen Minijobber im Privathaushalten beschäftigten, unterfallen nicht 
der Betriebsprüfungspflicht (§ 28p Abs. W5GB IV). Darüber hinaus sind Privathaushalte im Gegensatz zu gewerblichen 
Arbeitgebern von der Führung von Lohnunterlagen freigestellt (§ 28fAbs. 7 Satz 2 SGB IV). 

3. Verfahren bei der Minijob-Zentrale 

Die Minijob-Zentrale prüft, ob die Arbeitsentgeltgrenze für eine geringfügige Beschäftigung im 149 
Privathaushalt eingehalten wird. Kann eine entsprechende Prüfung aufgrund der Angaben im 
Haushaltsscheck nicht abschließend erfolgen, kann die Minijob-Zentrale auch direkt beim Ar- 
beitnehmer die erforderlichen Auskünfte einholen und sich ggf erforderliche Unterlagen vorle- 
gen lassen. Der Arbeitnehmer ist nach § 28o Abs. 2 SGB IV zur Auskunft bzw. zur Vorlage von 
Unterlagen verpflichtet. 

Bei Verwendung des Haushaltsschecks als Meldung im Sinne von § 28a Abs. 8 Nr. 4 Buchstabe a 
SGB IV (diskontinuierliche Entgeltzahlung) wird mit dem letzten Tag der gemeldeten entgeltli- 
chen Beschäftigung das Ende der Beitragspflicht unterstellt, wenn auf diesen Tag ein voller Kalen- 
dermonat folgt, für den kein Haushaltsscheck ausgestellt wurde. 

Stellt die Mini) ob -Zentrale fest, dass das Haushaltsscheckverfahren keine Anwendung finden 150 
kann, informiert sie den Arbeitgeber und bittet ihn, sich umgehend an die für den Arbeitnehmer 
zuständige Krankenkasse zu wenden. Sofern der Minijob-Zentrale die zuständige Krankenkasse 
bekannt ist, wird diese ebenfalls informiert. 

Stellt die Mini) ob -Zentrale die Voraussetzungen zur Anwendung des Haushaltsscheckverfahrens 
fest, vergibt sie im Auftrag der Bundesagentur für Arbeit die Betriebsnummer des Arbeitgebers, 
sofern für den Privath aushalt eine solche noch nicht existiert. Die von der Mini) ob -Zentrale für 
diese Arbeitgeber vergebenen Betriebsnummern beginnen mit den Ziffern 571 bis 573, 574, 977 
bis 979 und 981 bis 984. 

Die Minijob-Zentrale berechnet bei Verwendung eines Haushaltsschecks den Gesamtsozialversi- 151 
cherungsbeitrag und die Umlagen zum Ausgleich der Arbeitgeberaufwendungen bei Krankheit 
und Mutterschaft. Sie zieht die errechneten Beträge am Fälligkeitstag im Wege des Lastschriftver- 
fahrens ein (§ 28h Abs. 3 Satz 1 SGB IV). 
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Der Arbeitnehmer erhält von der Minijob-Zentrale eine Bescheinigung über die an die Renten- 
versicherung gemeldeten Zeiten und Arbeitsentgehe. Die Bedeutung der Bescheinigung muss für 
den Arbeitnehmer erkennbar sein. Die Bescheinigung ist mindestens einmal jährlich bis zum 30. 
April eines jeden Jahres für alle im Vorjahr gemeldeten Daten auszustellen. Im Falle der Auflösung 
des Arbehsverhältnisses ist die Bescheinigung unverzüglich nach Abgabe der letzten Meldung für 
den Arbeitnehmer auszustellen. 

Nach § 28h Abs. 4 SGB IV bescheinigt die Minijob-Zentrale dem Arbeitgeber zum Jahresen- 
de den Zeitraum, für den Beiträge zur Rentenversicherung gezahlt wurden, und die Höhe des 
Arbeitsentgelts sowie der von ihm getragenen Gesamtsozialversicherungsbeiträge und Umlagen. 
Zusätzlich wird in der Bescheinigung die Höhe der einbehaltenen Unfallversicherungsbeiträge 
und Pauschsteuer beziffert. 



4. Neuer Halbjahresscheck 

bei monatlich schwankendem Arbeitsentgelt 

152 Leitgedanke des neu eingeführten Halbjahresschecks ist der weitere Abbau von Bürokratie, weil 
der Privathaushalt als Arbeitgeber eines geringfügig entlohnten Beschädigten von weiteren Ver- 
waltungspflichten befreit wird. Durch die Verwendung des Halbjahresschecks wird dem privaten 
Arbeitgeber, der eine Haushaltshilfe mit monatlich schwankendem Arbeitsentgelt beschäftigt, die 
Zusendung von Haushaltsschecks für die jeweiligen Beschähigungsmonate an die Minijob-Zen- 
trale erspart. 

Q Praxishinweis: 

Der Halbjahresscheck ergänzt den normalen Haushaltsscheck und wird von der Minijob-Zentrale automatisch den Haushalten 
zur Verfügung gestellt, die Arbeitnehmer mit schwankenden Arbeitsentgelten melden. Er stellt lediglich ein zusätzliches 
Angebot zum normalen Haushaltsscheck dar, die Nutzung steht dem Arbeitgeber frei. 

153 Vor der Nutzung des Halbjahresschecks ist allerdings erforderlich, dass der Arbeitgeber zunächst 
einen Haushaltsscheck mit schwankenden Bezügen (Angabe eines monatlich wechselnden Ar- 
beitsentgelts unter Ziffer 12 des Haushaltsschecks) einreicht. Nach Verarbeitung dieses Haus- 
haltsschecks innerhalb der Minijob-Zentrale werden dem Arbeitgeber dann automatisch mehrere 
Halbjahresschecks mit einem entsprechenden Merkblatt übersandt. In den maschinell vorgefer- 
tigten Schecks sind bereits 

■ die Personalien und die Betriebsnummer des Arbeitgebers, 

■ die Personalien der Haushaltshilfe und deren Versicherungsnummer sowie 

■ je nach Sachlage die halbjährlichen Beschähigungszeiträume 

enthalten. Diese vorbereiteten Schecks sind nur noch um das insgesamt erziehe Arbeitsentgelt 
für das jeweilige Kalenderhalbjahr sowie gegebenenfalls den Beschähigungszeitraum zu ergänzen 
und rechtzeitig vor den Terminen für die Beitragsfälligkeit vom Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
unterschrieben bei der Minijob -Zentrale einzureichen. Nach Eingang dieses Halbjahresschecks 
laufen bei der Minijob-Zentrale die gleichen Prozesse ab, wie sie für den Haushaltsscheck gelten. 
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C. Meldungen für geringfügige Beschäftigungen 



IN. Zuständige Meldestelle 

für geringfügige Beschäftigungsverhältnisse 

1. Allgemein 



2 



Zuständige für den Empfang der Meldungen für geringfügig Beschäftigte ist allein die Minijob- 154 
Zentrale mit Sitz in Essen. Sämtliche Meldungen für geringfügig entlohnte Beschäftigte sind ge- 
genüber der Minijob-Zentrale zu erstatten. Entsprechendes gilt für die Meldungen für kurzfristig 
Beschäftigte. Geringfügig Beschäftigte in Privathaushalten sind im sog. Haushaltsscheckverfahren 
der Minijob-Zentrale zu melden. 

Meldungen dürfen nur durch gesicherte und verschlüsselte Datenübertragung aus systemgeprüf- 
ten Programmen bzw. Ausfüllhilfen abgegeben werden. Meldungen, die jedoch ausschließlich 
Zeiträume vor dem 1. April 2003 betreffen, sind in jedem Fall gegenüber der damals zuständigen 
Krankenkasse zu erstatten. 

In den Fällen, in denen in der geringfügig entlohnten Beschäftigung aufgrund der Zusammen- ISS 
rechnung mit einer nicht geringfügigen versicherungspflichtigen Beschäftigung Versicherungs- 
pflicht besteht, sind Meldungen und Beiträge aus der versicherungspflichtigen Beschäftigung an 
die Krankenkasse zu entrichten, bei der der geringfügig Beschäftigte krankenversichert ist oder 
- bei privat Krankenversicherten - zuletzt krankenversichert war. 

Sofern in anderen Fällen als bei einem Verzicht auf die Rentenversicherungsfreiheit für ein und 
dieselbe (für sich allein gesehen geringfügige) Beschäftigung in einem Versicherungszweig Versi- 
cherungsfreiheit vorliegt und damit Pauschalbeiträge zu zahlen sind, während in (einem) ande- 
ren Versicherungszweig(en) Versicherungspflicht besteht und individuelle Beiträge anfallen, sind 
Meldungen sowohl gegenüber der Minijob-Zentrale (mit den Beitragsgruppen 6000 oder 0500) 
als auch gegenüber der für die Durchführung der Pflichtversicherung zuständigen Krankenkasse 
(mit den Beitragsgruppen für die individuellen Beiträge) zu erstatten. 



2. Meldesachverhalte und Meldefristen 

Für geringfügig entlohnte Beschäftigte sind neben An- und Abmeldungen darüber hinaus Unter- 156 
brechungsmeldungen, Jahresmeldungen und gegebenenfalls Sondermeldungen für die Meldung 
von einmalig gezahltem Arbeitsentgelt zu erstatten. Auf den Meldungen sind neben den persön- 
lichen Merkmalen noch folgende Angaben zu machen: 

■ Grund der Abgabe, 

■ Personengruppen, 

■ Beitragsgruppen, 

■ Beitragspflichtiges Bruttoarbeitsentgelt. 

Für geringfügig entlohnte Beschäftigte sind folgende Beitragsgruppen zu verwenden: 157 

■ „6“ Pauschalbeitrag zur Krankenversicherung, 

■ „5“ Pauschalbeitrag zur Rentenversicherung, 

■ „1“ Pflichtbeitrag zur Rentenversicherung, wenn auf die Rentenversicherungsfreiheit verzich- 
tet wurde. 
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Für kurzfristig Beschäftigte ist als Beitragsgruppenschlüssel stets 0000 anzugeben. 

Als beitragspflichtiges Arbeitsentgelt ist in den Meldungen das Arbeitsentgelt einzutragen, von 
dem die Pauschalbeiträge entrichtet wurden. Hat ein Arbeitnehmer, der auf die Rentenversiche- 
rungsfreiheit verzichtet hat, ein Arbeitsentgelt unter der Mindestbemessungsgrundlage, dann ist 
für die Meldung die Mindestbemessungsgrundlage von 155 Euro monatlich zu berücksichtigen. 
Für die Meldungen für geringfügig Beschäftigte sind dieselben Abgabegründe, die auch für ver- 
sicherungspflichtig Beschäftigten Schlüssel zu verwenden. So sind z.B. „10” für eine Anmeldung, 
„30” für eine Abmeldung usw. anzugeben. Auch für geringfügig entlohnte Beschäftigte sind Jah- 
resmeldungen (Abgabegrund „50“) zu erstellen. Jahresmeldungen sind immer dann erforderlich, 
wenn der geringfügig entlohnte Beschäftigte über den Jahreswechsel hinaus weiterbeschäftigt 
wird. Bei Unterbrechungen der Entgeltzahlung von länger als einem Monat (z.B. unbezahlter Ur- 
laub oder im Falle der Arbeitsunfähigkeit nach einem Monat nach Ablauf der Entgeltfortzahlung) 
ist eine Abmeldung mit Abgabegrund „34“ zu erstatten. 



Meldesachverhalte 


Art der Meldung 


Abgabegrund 


Abgabefrist 


Beginn einer 

geringfügigen Beschäftigung 


Anmeldung 


10 


Möglichst umgehend, 
spätestens innerhalb von 
sechs Wochen 


Ende einer 

geringfügigen Beschäftigung 


Abmeldung 


30 


Mit der nächsten folgen- 
den Lohnabrechnung, 
spätestens innerhalb von 
sechs Wochen 


Wechsel in der Art 
der geringfügigen Beschäftigung 
(§ 8 Abs. 1 Nr. 1 SGB IV nach § 8 
Abs. 1 Nr. 2 SGB IV oder umgekehrt) 


1. Meldung: 
Abmeldung 

2. Meldung: 
Anmeldung 


30/10 


Mit der ersten folgenden 
Lohnabrechnung, späte- 
stens innerhalb von sechs 
Wochen 


Beginn und Ende 

einer geringfügigen Beschäftigung 


An- und Abmeldung 


40 


Mit der ersten folgenden 
Lohnabrechnung, späte- 
stens innerhalb von sechs 
Wochen 


Arbeitsentgelt im vorangegangenen 
Kalenderjahr bei Beschäftigung über 
den Jahreswechsel hinaus 


Jahresmeldung 


50 


Mit der nächsten folgen- 
den Lohnabrechnung, 
spätestens bis zum 15.04. 
des Folgejahres 



159 Für kurzfristig Beschäftigte (Personengruppenschlüssel 110) sind keine Jahresmeldungen zu er- 
stellen. Wurde bei kurzfristig Beschäftigten ein Rahmenarbeitsvertrag geschlossen, hat eine An- 
meldung mit dem Tag der Aufnahme der Beschäftigung und eine Abmeldung mit dem letzten Tag 
der Beschäftigung zu erfolgen. Wird die kurzfristige Beschäftigung mit Rahmenarbeitsvertrag für 
länger als einen Monat unterbrochen, ist nach Ablauf dieses Monats eine Abmeldung mit Abga- 
begrund „34” und bei Wiederaufnahme der Beschäftigung eine Anmeldung mit Abgabegrund 
„31” zu erstatten. 
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D. Verfahren zum Ausgleich der Arbeitgeberaufwendungen für Entgeltfortzahlung 



D. Verfahren zum Ausgleich der 

Arbeitgeberaufwendungen für Entgeltfortzahlung 

I. Grundsätze des Ausgleichsverfahrens 



2 



Der Ausgleich der Arbeitgeberaufwendungen wurde seit dem Jahr 1969 durch das Lohnfortzah- 160 
lungsgesetz (LFZG) geregelt. Zum 01.01.2006 wurde das Lohnfortzahlungsgesetz durch das Ge- 
setz über den Ausgleich der Arbeitgeberaufwendungen (AAG) abgelöst. Mit dem Aufwendungs- 
ausgleichsgesetz wurde die festgestellte Verfassungswidrigkeit des damaligen Ausgleichsverfah- 
rens nach dem LFZG der Arbeitgeberaufwendungen ab dem 01.01.2006 beseitigt. Darüber hinaus 
erfolgte eine Angleichung und Weiterentwicklung des Ausgleichsverfahrens der Arbeitgeberauf- 
wendungen an die aktuellen Strukturen der Sozialversicherung. 

Die Verpflichtung des Arbeitgebers zur Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall besteht sowohl ge- 
genüber versicherungspflichtig als auch gegenüber den geringfügig beschäftigten Arbeitnehmern. 
Geringfügig Beschäftigte, die infolge Krankheit oder einer medizinischen Vorsorge- bzw. Reha- 
bilitationsmaßnahme arbeitsunfähig sind, haben somit Anspruch auf Entgeltfortzahlung. Der 
Anspruch auf Entgeltfortzahlung - für längstens 42 Tage wegen derselben Erkrankung - entsteht 
nach vierwöchiger ununterbrochener Dauer des Beschäftigungsverhältnisses. Darüber hinaus be- 
steht für Arbeitgeber die Verpflichtung, einer geringfügig beschäftigten Arbeitnehmerin während 
der Zeit von Beschäftigungsverboten sowie der Zeit der Mutterschutzfristen nach dem Mutter- 
schutzgesetz Entgelt im Rahmen der Regelungen des Mutterschutzgesetzes fortzuzahlen. 

Als Ausgleich für die Verpflichtung zur Entgeltfortzahlung bei Arbeitsunfähigkeit und für Mutter- 161 
Schaftsleistungen hat der Gesetzgeber für kleine bis mittlere Betriebe eine Erstattung der Arbeitge- 
beraufwendungen vorgesehen (§ 1 AAG). Die Mittel zur Durchführung des Ausgleichs der Arbeit- 
geberaufwendungen werden durch zwei gesonderte Umlagen (Ul und U2) von den am Ausgleich 
beteiligten Arbeitgebern aufgebracht. Der Umlagesatz für die Ul wird für die Entgeltzahlung bei 
Arbeitsunfähigkeit, der Umlagesatz für die U2 wird für Mutterschaftsleistungen erhoben. 

Q Praxishinweis: 

Die Umlagen UVU2 entrichtet der Arbeitgeber zusammen mit den übrigen pauschalen Sozialabgaben an die Minijob- 

Zentrale. 



II. Kreis der abgabepflichtigen Arbeitgeber 

1. Allgemein 

Am Ausgleichsverfahren bei Arbeitsunfähigkeit (Ul -Verfahren) nehmen grundsätzlich alle Ar- 162 
beitgeber mit maximal 30 Beschäftigten teil. Die Grenze von 30 Arbeitnehmern ist seit dem 01. 

Januar 2006 vorgeschrieben. Ein Arbeitgeber beschäftigt in der Regel nicht mehr als 30 Arbeit- 
nehmer, wenn er im Vorjahr des zu beurteilenden Kalenderjahres für mindestens acht Monate 
nicht mehr als 30 Mitarbeiter beschäftigt hat. 
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Falls ein Betrieb nicht das ganze maßgebliche Kalenderjahr bestanden hat, nimmt der Arbeitge- 
ber am Ausgleich der Arbeitgeberaufwendungen bei Krankheit teil, wenn während des Zeitraums 
des Bestehens des Betriebes in der überwiegenden Zahl der Kalendermonate nicht mehr als 30 
Mitarbeiter bei ihm beschäftigt waren. 

Am Ausgleichsverfahren für Mutterschaftsaufwendungen (U2) nehmen seit dem 01. Januar 2006 
alle Arbeitgeber teil. Ausnahmen sind damit grundsätzlich nicht mehr vorgesehen. 



Q Praxishinweis: 

Der Umlagebeitrag Ul fällt für eine kurzfristige Beschäftigung nur dann an, wenn die Beschäftigung länger als vier Wochen 
dauert. Zur Umlage U2 sind kurzfristige Beschäftigungen uneingeschränkt umlagepflichtig. 



Für geringfügige Beschäftigungen ist die Minijob-Zentrale grundsätzlich die zuständige Stelle für 
den Ausgleich dieser Arbeitgeberaufwendungen, unabhängig davon, ob und bei welcher Kran- 
kenkasse eine Krankenversicherung durchgeführt wird. 



2. Ermittlung der Anzahl der Mitarbeiter 

164 Bei der Berechnung der Zahl der Mitarbeiter im Betrieb werden 

■ Auszubildende, gleichgestellt sind Volontäre und Praktikanten 

■ schwerbehinderte Menschen 

■ Bezieher von Vorruhestandsgeld und 

■ Wehr- und Zivildienstleistende 
nicht mitgezählt. 

165 Für die Ermittlung der Anzahl der Mitarbeiter im Betrieb, gilt für Teilzeitbeschäftigte eine be- 
sondere Regelung. Sie werden bei der Feststellung der Gesamtzahl der Arbeitnehmer und Arbeit- 
nehmerinnen entsprechend ihrer Arbeitszeit berücksichtigt. Nach § 3 Abs. 1 Satz 6 AAG werden 
Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen, 

■ die wöchentlich regelmäßig nicht mehr als 10 Stunden zu leisten haben, mit dem Faktor 0,25, 

■ die wöchentlich regelmäßig nicht mehr als 20 Stunden zu leisten haben, mit dem Faktor 0,5 
und 

■ die wöchentlich regelmäßig nicht mehr als 30 Stunden zu leisten haben, mit dem Faktor 0,75 

angesetzt. Dabei ist stets von der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit auszugehen. Schwankt 
die Arbeitszeit von Woche zu Woche, dann ist die regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit für die 
einzelnen Kalendermonate im Wege einer Durchschnittsberechnung zu ermitteln. 

166 Wir bereits ausgeführt werden Arbeitnehmer, die zu ihrer Berufsausbildung beschäftigt werden 
nicht mitgezählt. Zu den Auszubildenden gehören auch Praktikanten und Volontäre. Bei der Er- 
mittlung der Gesamtzahl der beschäftigten Arbeitnehmer bleiben nach § 3 Abs. 1 Satz 5 AAG 
auch schwerbehinderte Menschen im Sinne des Neunten Buches Sozialgesetzbuch außer Ansatz. 
Hierunter fallen nicht nur die in § 2 Abs. 2 SGB IX genannten schwerbehinderten Menschen, 
sondern auch die ihnen nach § 2 Abs. 3 SGB IX gleichgestellten Personen. 
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Q Beispiel: 

In einem Betrieb waren im Kalenderjahr 2007 folgende Arbeitnehmer beschäftigt. 



Beschäftigte 


Wöchentliche Arbeitszeit 


Anrechenbare Arbeitnehmer 


2 Meister 


40 Stunden 


2 


4 Büroangestellte 


40 Stunden 


4 


12 Gesellen 


40 Stunden 


12 


5 Auszubildende 


40 Stunden 


- 


2 schwerbehinderte Arbeitnehmer 


40 Stunden 


- 


1 Teilzeitbeschäftigter 


32 Stunden 


1 


1 Teilzeitbeschäftigter 


24 Stunden 


0,75 


3 Teilzeitbeschäftigte 


18 Stunden 


1,50 


1 Teilzeitbeschäftigter 


8 Stunden 


0,25 


31 Beschäftigte gesamt 




21,50 



Der Arbeitgeber nimmt im Kalenderjahr 2008 am Umlageverfahren Ul teil, da er im Vorjahr nicht mehr als 30 anrechen- 
bare Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen beschäftigt hat. 

Weitere Einzelheiten zum Erstattungsverfahren zum Ausgleich der Arbeitgeberaufwendungen bei 
Krankheit und Muttschaft s.a. Kapitel § 4, B, VI. 

IN. Höhe der Umlagebeiträge 

Die für die Durchführung des Erstattungsverfahrens erforderlichen Mittel werden durch Umlagen 167 
von den am Ausgleich beteiligten Arbeitgebern aufgebracht. Diese Umlagen sind grundsätzlich 
sowohl für geringfügig entlohnte Beschäftigte als auch für kurzfristige Minijobber zu entrichten. 

Q Praxishinweis: 

Für geringfügig entlohnte und kurzfristig Beschäftigte, deren Beschäftigungsverhältnis bei einem Arbeitgeber von vornherein 
auf bis zu vier Wochen befristet ist und deshalb kein Anspruch auf Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall entstehen kann, sind 
keine Umlagebeträge Ui zu entrichten. 

Der prozentuale Umlagesatz für die Umlage Ul beträgt 0,1 % bei einem Erstattungssatz von 80 % 
der erstattungsfähigen Aufwendungen. Der Umlagesatz für die Umlage U2 ist derzeit ausgesetzt 
(0 %), der Erstattungsbetrag für die erstattungsfähigen Aufwendungen beträgt hier 100 Prozent. 
Umlagebeträge sind auch bei geringfügig Beschäftigten nur vom laufenden Arbeitsentgelt zu be- 
rechnen. Einmalig gezahltes Arbeitsentgelt nach § 23a SGB IV ist bei der Berechnung der Umlage 
nicht zu berücksichtigen, es ist demzufolge von der Erstattung ausgeschlossen. 

IV. Erstattungsansprüche bei Krankheit und Mutterschaft 

Die Arbeitgeberaufwendungen bei Krankheit und Mutterschaft der geringfügig Beschäftigten, 168 
werden ausschließlich auf Antrag nach geleisteter Entgeltfortzahlung erstattet. Für Arbeitsentgelt, 
das der Arbeitgeber auf freiwilliger Basis zahlt, erfolgt keine Erstattung. Das Antragsformular ist 
bei der Minijob-Zentrale erhältlich (s.a. Vordruck im Anhang). 



107 




2 



§ 2 Geringfügige Beschäftigungsverhältnisse im Sozialversicherungsrecht 

1 . Aufwendungen bei Krankheit 

Zu den erstattungsfähigen Aufwendungen, die der Arbeitgeber beanspruchen kann, gehört das 
im Krankheitsfall oder bei medizinischen Vorsorge- und Rehabilitationsmaßnahmen fortgezahlte 
Arbeitsentgelt. Seit dem 1. Januar 2006 werden auch die für kaufmännische Angestellte erbrach- 
ten Aufwendungen erstattet. 

Die Erstattung beträgt 80 % des unter vorgenannten Voraussetzungen fortgezahlten Arbeitsent- 
gelts abzüglich von einmalig gezahlten Sonderzuwendungen. Nicht erstattet werden insbesondere 
Aufwendungen, welche der Arbeitgeber für die ersten 28 Tage eines Beschäftigungsverhältnisses 
und für mehr als 42 Tage der Arbeitsunfähigkeit wegen derselben Krankheit erbracht hat. 
Ebenfalls nicht erstattet werden die auf die Arbeitgeberaufwendung entfallenden Sozialversi- 
cherungsbeiträge sowie freiwillige Leistungen des Arbeitgebers. Die Sozialversicherungsbeiträge 
werden im Rahmen der 80 %igen Erstattung des Bruttoarbeitsentgelts pauschal abgegolten. 

2. Erstattungsanprüche bei Mutterschaft 

a) Mutterschutzlohn 

170 Werdende Mütter dürfen nicht mehr beschäftigt werden, wenn für die ausgeübte Beschäftigung 
ein Verbot nach dem Mutterschutzgesetz vorliegt. Für diese Zeit zahlt der Arbeitgeber Mutter- 
schutzlohn. 

Die Erstattung beträgt 100 % des durch den Arbeitgeber fortgezahlten Arbeitsentgelts während 
der Zeit von Beschäftigungsverboten bis zum Beginn der Schutzfrist nach dem Mutterschutzge- 
setz zuzüglich der darauf entfallenden pauschalen Kranken- und Rentenversicherungsbeiträge. 

b) Zuschuss zum Mutterschaftsgeld 

171 Werdende Mütter dürfen in den letzten sechs Wochen vor der Entbindung nicht beschäftigt werden, 
es sei denn, dass sie sich zur Arbeitsleistung ausdrücklich bereit erklären. Die Schutzfrist nach der 
Entbindung beträgt in der Regel acht Wochen, bei Früh- oder Mehrlingsgeburten zwölf Wochen 
und beginnt am Tag nach der Entbindung. Es handelt sich um ein absolutes Beschäftigungsverbot; 
eine Beschäftigung ist ausgeschlossen. Für die Zeit der Mutterschutzfristen nach dem Mutterschutz- 
gesetz ist der Arbeitgeber zur Zahlung des Zuschusses zum Mutterschaftsgeld verpflichtet. 

Der Zuschuss zum Mutterschaftsgeld entspricht dem Differenzbetrag zwischen dem Mutter- 
schaftsgeldhöchstanspruch für Mitglieder der gesetzlichen Krankenversicherung (13,00 Euro je 
Kalendertag) und dem durchschnittlichen kalendertäglichen Nettoarbeitsentgelt der Arbeitneh- 
merin. Eine Erstattung der Arbeitgeberaufwendungen kommt daher nur bei Frauen zum Tra- 
gen, die regelmäßig ein Nettoarbeitsentgelt von mehr als 390 Euro monatlich erhalten. Bei einer 
Minijobberin, die monatlich 400 Euro verdient, beträgt der Zuschuss im Regelfall (400 Euro : 30 
Kalendertage - 13 Euro =) 0,33 Euro je Kalendertag 

1 72 Die Erstattung durch die Minijob-Zentrale beträgt 100 % des Arbeitgeberzuschusses zum Mutter- 
schaftsgeld während der Schutzfristen vor und nach der Entbindung. Darüber hinaus erbrachte 
Aufwendungen des Arbeitgebers werden nicht erstattet. 
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§ 3 Geringfügige Beschäftigungen 
im Lohnsteuerrecht 
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A. Besteuerung nach Lohnsteuerkarte 

I. Individuelle Lohnbesteuerung oder Pauschalbesteuerung 

Bereits seit dem 1. April 2003 ist die Steuerfreiheit des Arbeitslohns für geringfügig ausgeübte 1 
Arbeitsverhältnisse weggefallen. Der Arbeitslohn für geringfügige Beschäftigungsverhältnisse ist 
seit diesem Zeitpunkt stets steuerpflichtig. Häufig gehen Minijobber aber auch Arbeitgeber davon 
aus, dass die Besteuerung des Arbeitsentgelts aus einem geringfügigen Beschäftigungsverhältnis 
zwingend und analog der Erhebung der Sozialversicherungsbeiträge und damit pauschal durch 
den Arbeitgeber erfolgen muss; dies ist aber nicht der Fall. 

Durch die Besteuerung nach der vom Arbeitnehmer vorgelegten Lohnsteuerkarte ergibt sich für 
den Arbeitgeber der Vorteil, dass er - anders als bei der Pauschalbesteuerung - nicht mit der 
Pauschsteuer belastet wird. Insbesondere bei der Beschäftigung von Schülern oder Studenten soll- 
te die Besteuerung des Arbeitslohns regelmäßig individuell nach der Lohnsteuerkarte erfolgen. 

Die in den Lohnsteuertarif eingearbeiteten Freibeträge sind zumindest für aushilfsweise Beschäf- 
tigte relativ hoch (Lohnsteuerklasse L 10.783 Euro/fahr bzw. 898 Euro/Monat). Selbst wenn zu- 
nächst Steuerabzugsbeträge anfallen, weil beispielsweise in den Schul- bzw. Semesterferien eine 
mehrwöchige Beschäftigung ausgeübt wird, besteht die Möglichkeit der i.d.R. vollständigen Rück- 
erstattung der einbehaltenen Steuerabzugsbeträge im Rahmen der persönlichen Einkommensteu- 
ererklärung. 

Für eine korrekte Besteuerung des geringfügigen Arbeitslohns ist, wie für den Bereich der Sozi- 2 
alversicherung danach zu unterscheiden, ob es sich um eine geringfügig entlohnte Beschäftigung 
oder um eine kurzfristige Beschäftigung handelt. Die Lohnbesteuerung von geringfügig entlohn- 
ten 400 Euro-Minijobs unterscheidet sich erheblich von den steuerlichen Regelungen für kurzfri- 
stig Beschäftigte. 

Trotz unterschiedlicher, lohnsteuerlicher Einzelregelungen gilt für beide Formen der geringfügi- 
gen Beschäftigung, dass die Lohnsteuer für 400-Euro-Minijobs und für kurzfristige Arbeitsver- 
hältnisse (§ 8 Abs. 1 Nr. 2 SGB IV) entweder 

■ individuell nach den Merkmalen der Lohnsteuerkarte des Arbeitnehmers oder 

■ pauschal durch den Arbeitgeber nach den in § 40a Abs. 1, 2 und 2a EStG genannten Regelun- 
gen 

erhoben werden kann. 

Bei der pauschalen Lohnbesteuerung des Arbeitslohns aus einer geringfügigen Beschäftigung 3 
handelt es sich nach den ausdrücklichen gesetzlichen Regelungen in § 40 Abs. 1, 2 und 2a EStG 
um eine „Kann-Vorschrift“. Das bedeutet, dass anstelle der individuellen Lohnsteuererhebung 
nach der vom Arbeitnehmer vorzulegenden Lohnsteuerkarte, der Arbeitgeber die Lohnsteuer 
auch pauschal erheben „kann“. 
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I §3 Geringfügige Beschäftigungen im Lohnsteuerrecht 
Q Praxishinweis: 

Grundsätzlich besteht für den Arbeitgeber deshalb keine Pflicht die Lohnsteuererhebung pauschal vorzunehmen und die 
anfallenden Pauschalsteuern zu übernehmen. Vielmehr kann und sollte der Arbeitgeber eines geringfügig Beschäftigten 
zuerst prüfen, ob die Besteuerung nicht individuell nach Lohnsteuerkarte erfolgen kann. Kommt eine individuelle Besteuerung 
nicht in Frage, ist die Pauschalbesteuerung durchzuführen. 
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4 Die Lohnsteuerpauschalierung des Arbeitslohns muss auch nicht für alle geringfügig Beschäftig- 
ten im Unternehmen einheitlich gewählt werden. Weiterhin ist es möglich während eines Kalen- 
derjahres zwischen der individuellen Besteuerung nach der Lohnsteuerkarte des Arbeitnehmers 
und der Lohnsteuerpauschalierung zu wechseln. Voraussetzung hierfür ist jedoch, dass dadurch 
nicht steuerliche Vorteile (Ausnutzung der mit Einkünften aus nichtselbständiger Arbeit verbun- 
denen Frei- und Pauschbeträge) erreicht werden soll (H 40a. 2 LStR 2008). 

Q Praxishinweis: 

Der nach § 40a Abs. 1, 2 oder 2a EStG pauschal versteuerte Arbeitslohn für geringfügige Beschäftigungen bleibt bei der 
Veranlagung des Arbeitnehmers zur Einkommensteuer grundsätzlich außer Ansatz. 

II. Vorteilhafte Besteuerung nach Lohnsteuerkarte 

5 Erfolgt die Lohnbesteuerung für geringfügig Beschäftigte nicht pauschal nach § 40a Abs. 1, 2 oder 
2a EStG, ist die Lohnsteuer nach Maßgabe der vorgelegten Lohnsteuerkarte des Arbeitnehmers zu 
erheben. Die Höhe eines eventuellen Lohnsteuerabzugs hängt dann von den Eintragungen (insb. 
der Lohnsteuerklasse) auf der Lohnsteuerkarte des Minijobbers ab. 

Legt ein geringfügig entlohnter Beschäftigter eine Lohnsteuerkarte mit der Steuerklasse I (Allein- 
stehend), II (Alleinerziehend mit Kind), III oder IV (Verheiratete) vor, fällt bei einem Arbeitsent- 
gelt von bis zu 400 Euro im Monat (noch) keine Lohnsteuer an. Trotzdem ist der Arbeitslohn steu- 
erpflichtig und auf der Lohnsteuerkarte des Arbeitnehmers bzw. im Rahmen des elektronischen 
Lohnsteuer-Bescheinigungsverfahrens dem Finanzamt mitzueilen. Im Rahmen der persönlichen 
Einkommensteuerveranlagung wird auch der nicht lohnsteuerbelastete Arbeitslohn, als Einkünf- 
te aus nichtselbständiger Arbeit angesetzt. Bei der im Rahmen der Einkommensteuerveranlagung 
vorzunehmenden Gesamtbetrachtung, kann sich durch die Zusammenrechnung mit weiteren 
Einkünften im Einzelfall gegebenenfalls noch nachträglich eine Steuerbelastung ergeben. 

6 Für das Kalenderjahr 2008 betragen die monatlichen Eingangsbeträge, bis zu denen noch keine 
Lohnsteuer anfällt: 



Lohnsteuerklasse 


Eingangsbeträge nach der allgemeinen Monatslohnsteuertabelle 


I 


898 Euro 


II 


I.03I Euro 


III 


I.70I Euro 


IV 


898 Euro 


V 


77 Euro 
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A. Besteuerung nach Lohnsteuerkarte 



Q Beispiel: 

Ein Student arbeitet als geringfügig entlohnter Beschäftigter regelmäßig in einem Supermarkt. Der monatliche Arbeits- 
lohn beträgt 400 Euro. Der Student hat dem Arbeitgeber zu Beginn seiner Tätigkeit eine Lohnsteuerkarte mit der Steuer- 
klasse I vorgelegt. 

Der Arbeitgeber hat die Lohnsteuer nach den Merkmalen der Lohnsteuerkarte zu erheben. Bei dem Arbeitslohn von 
400 Euro im Monat fällt bei der Lohnsteuerklasse I keine Lohnsteuer an. Der Arbeitgeber erspart sich in diesem Fall die 
Pauschalsteuer. Der Arbeitslohn ist am Jahresende oder bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses auf der elektronischen 
Lohnsteuerbescheinigung des Studenten zu bescheinigen. 
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Bei Vorlage der Lohnsteuerkarte mit der eingetragenen Lohnsteuerklasse V (Verheiratete) kann 7 
es bereits bei einem Arbeitslohn bis 400 Euro zu einem individuellen Lohnsteuerabzug kommen. 
Arbeitnehmer, die mehrere geringfügige Beschäftigungen ausüben oder neben einer Hauptbe- 
schäftigung einer geringfügigen Nebenbeschäftigung nachgehen, können eine zweite Lohnsteu- 
erkarte mit der Lohnsteuerklasse VI erhalten. Zur Vermeidung des Lohnsteuerabzugs nach der 
Steuerklasse VI besteht die Möglichkeit, einen Freibetrag eintragen zu lassen (vgl. nachfolgend 
unter IIL). 

Q Praxishinweis: 

Grundsätzlich kann festgehalten werden, dass die Versteuerung des Aushilfslohns nach der Lohnsteuerkarte des Arbeitneh- 
mers immer dann sinnvoll ist, wenn der Arbeitslohn aus dem Minijob nach Abschluss der persönlichen Einkommensteuerer- 
klärung steuerlich unbelastet bleibt. 



IN. Eintragung eines Freibetrags bei Steuerklasse VI 

Personen, die auf Grund mehrerer Beschäftigungen keine erste Lohnsteuerkarte mit der darauf 8 
eingetragenen Lohnsteuerklasse I, II, III, IV oder V vorlegen können und für die auch keine Lohn- 
steuerpauschalierung nach 40a Abs. 1, 2 oder 2a EStG durchgeführt werden kann oder soll, haben 
dem Arbeitgeber für die Besteuerung des Arbeitslohns eine zweite (oder weitere) Lohnsteuerkarte 
mit der Lohnsteuerklasse VI vorzulegen. 

Dadurch ergibt sich jedoch selbst bei einem geringen Arbeitslohn ein Lohnsteuerabzug. Um die- 
se Wirkung abzumildern, kann sich der Arbeitnehmer, der Arbeitslohn aus einem zweiten oder 
weiteren Dienstverhältnis bezieht, nach § 39a Abs. 1 Nr. 7 EStG auf der Lohnsteuerkarte mit der 
Steuerklasse VI einen Freibetrag eintragen lassen. Dadurch lässt sich vermeiden, dass im zweiten 
oder weiteren Beschäftigungsverhältnis - trotz insgesamt geringer Gesamteinkünfte im laufenden 
fahr - zunächst Lohnsteuer einbehalten wird. Voraussetzung für die Eintragung eines Freibetrags 
ist, dass 

■ der voraussichtliche fahresarbeitslohn aus dem ersten Dienstverhältnis so gering ist, dass da- 
für nach der fahreslohnsteuertabelle keine Lohnsteuer zu erheben ist und 

■ im Gegenzug auf der Steuerkarte des ersten Dienstverhältnisses ein so genannter Hinzurech- 
nungsbetrag (in Höhe des Freibetrags) eingetragen wird. 

Es wird somit im Gegenzug zur Freibetragseintragung auf der Lohnsteuerkarte mit der Steuer- 9 
Masse VI, auf der Lohnsteuerkarte des ersten Dienstverhältnisses in gleicher Höhe ein so genann- 
ter Hinzurechnungsbetrag eingetragen. Dieser Hinzurechnungsbetrag wird bei der Ermittlung 
der Lohnsteuer aus dem ersten Dienstverhältnis als fiktiver Arbeitslohn dem tatsächlich gezahlten 
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§ 3 Geringfügige Beschäftigungen im Lohnsteuerrecht 
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Lohn hinzugerechnet. Durch ihn wird letztlich sichergestellt, dass es zu einem für den gesamten 
Arbeitslohn zutreffenden Lohnsteuerabzug kommt. 

Die Eintragung des Hinzurechnungsbetrags auf der Lohnsteuersteuerkarte für das erste Dienst- 
verhältnis ist Voraussetzung für die Eintragung eines Freibetrags auf der Steuerkarte mit der Steu- 
erklasse VI. Um zu vermeiden, dass es im ersten Dienstverhältnis auf Grund des Hinzurech- 
nungsbetrages zu einem Lohnsteuerabzug kommt, sollte der Freibetrag auf der Steuerklasse VI 
möglichst auf den Teil des lohnsteuerlich frei bleibenden Betrages begrenzt werden, der im ersten 
Dienstverhältnis nicht ausgeschöpft wird. 

Q Beispiel: 

Ein Rentner ist aus dem aktiven Berufsleben ausgeschieden und bezieht von seinem ehemaligen Arbeitgeber, eine Be- 
triebspension (Versorgungsbezüge) in Höhe von monatlich 900 Euro. Der Rentner hat dem ehemaligen Arbeitgeber zur 
Besteuerung der Betriebspension seine Lohnsteuerkarte mit der Steuerklasse III vorgelegt. Seine steuerpflichtigen Versor- 
gungsbezüge aus diesem Dienstverhältnis werden im Jahr 2008 voraussichtlich (12 x 900 Euro =) 10.800 Euro betragen. 
Daneben geht der Rentner seit seinem Ausscheiden aus dem aktiven Arbeitsleben einer geringfügig entlohnten Beschäf- 
tigung bei einem anderen Arbeitgeber nach. Sein monatlicher Arbeitslohn aus dieser Tätigkeit beträgt 380 Euro. Für die 
Besteuerung des Arbeitslohns aus der geringfügigen Beschäftigung hat sich der Rentner eine zweite Lohnsteuerkarte mit 
der Steuerklasse VI ausstellen lassen. 

Der Rentner ist mit seinen Versorgungsbezügen nach der Lohnsteuertabelle„B"zu besteuern. Für das Jahr 2008 fällt in der 
Steuerklasse IN bis zu einem Jahresarbeitslohn von 18.601,99 Euro keine Lohnsteuer an. Auf Antrag des Rentners kann auf 
seiner zweiten Lohnsteuerkarte mit der Steuerklasse VI ein Freibetrag eingetragen werden, dessen Höhe er dem Grunde 
nach selbst bestimmen kann. Auf der Steuerkarte mit der Steuerklasse III wird gleichzeitig ein Hinzurechnungsbetrag ein- 
getragen, dessen Höhe dem Freibetrag entspricht, der auf der Lohnsteuerkarte mit der Steuerklasse VI bescheinigt wird. 
Die Eintragung eines korrespondierenden Frei- und Hinzurechnungsbetrag beispielsweise in Höhe von 4.800 Euro führt 
dazu, dass in beiden Beschäftigungsverhältnissen keine Lohnsteuerbeträge anfallen. 



10 Zuständig für die Eintragung eines Freibetrags auf der zweiten Lohnsteuerkarte und des entspre- 
chenden Hinzurechnungsbetrags auf der ersten Lohnsteuerkarte ist das für den Arbeitnehmer 
zuständige Wohnsitzfinanzamt. In dem amtlichen Lohnsteuerermäßigungs-Antragsvordruck ist 
hierfür ein besonderer Abschnitt E für die korrespondierende Eintragung von Freibeträgen und 
Hinzurechnungsbeträgen vorgesehen. 
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B. Pauschalbesteuerung von geringfügigen Beschäftigungen 



B. Pauschalbesteuerung 

von geringfügigen Beschäftigungen 

I. Grundsätze der Pauschalbesteuerung 
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1 . Anknüpfung an das Sozialversicherungsrecht 
bei 400-Euro-Jobs 

Die Möglichkeit der Pauschalbesteuerung des Arbeitslohns einer geringfügigen Beschäftigung ist 11 
seit dem 01.04.2003 nicht mehr ausschließlich davon abhängig, dass die 400-Euro-Monatslohn- 
grenze eingehalten wird. Die Möglichkeit zur Pauschalierung der Lohnsteuer knüpft vielmehr 
daran an, ob im sozialversicherungsrechtlichen Sinne ein geringfügiges Beschäftigungsverhält- 
nis vorhegt. Zwar gilt über die analoge Anwendung der sozialversicherungsrechtlichen Rege- 
lungen weiterhin die Geringfügigkeitsgrenze von monatlich 400 Euro, allerdings handelt es sich 
hierbei nicht mehr um eine „harte“ Grenze, bei deren Überschreiten in jedem Fall eine Pauscha- 
lierung der Lohnsteuer ausscheidet. Solange also ein Arbeitsverhältnis als geringfügig im Sinne 
der Sozialversicherung einzustufen ist, kommt auch eine Pauschalierung der Lohnsteuer nach den 
in § 40 a EStG festgelegten Grundsätzen in Betracht. 

Für den Regelfall der Pauschalbesteuerung von geringfügig entlohnten Beschäftigten mit dem 
einheitlichen Pauschsteuersatz von 2 % sind in § 40a Abs. 2 EStG folgende sozialversicherungs- 
rechtlichen Anknüpfungspunkte enthalten. 

O§40a EStG 



(2) Der Arbeitgeber kann unter Verzicht auf die Vorlage einer Lohnsteuerkarte die Lohnsteuer einschließlich Solida- 
ritätszuschlag und Kirchensteuern (einheitliche Pauschsteuer) für das Arbeitsentgelt aus geringfügigen Beschäf- 
tigungen im Sinne des § 8 Abs. 1 Nr. 1 oder des § 8a des Vierten Buches Sozialgesetzbuch, für das er Beiträge 
nach § 168 Abs. 1 Nr. Ib oder Ic (geringfügig versicherungspflichtig Beschäftigte) oder nach § 172 Abs. 3 oder 3a 
(versicherungsfrei geringfügig Beschäftigte) des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch zu entrichten hat, mit einem 
einheitlichen Pauschsteuersatz in Höhe von insgesamt 2 Prozent des Arbeitsentgelts erheben. 

Die in § 40a Abs. 2 EStG enthaltenen Regelungen zur Pauschalbesteuerung mit 2 % knüpfen damit 12 
unmittelbar an die sozialversicherungsrechtliche Beurteilung als geringfügige entlohnte Beschäf- 
tigung an. Die Pauschalierung mit dem einheitlichen Pauschsteuersatz von 2 % kann somit nur 
dann erfolgen, wenn der Arbeitgeber pauschale Rentenversicherungsbeiträge von 15 % bzw. 5 % 
(Minijob im Privathaushalt) zu entrichten hat. 

Der ehemals für Teilzeitbeschäftigte allgemein geltende Pauschalsteuersatz in Höhe von 20 % ist 
zwar in § 40a Abs. 2a EStG beibehalten worden, er findet in der Praxis aber nur noch in wenigen 
Ausnahmefällen Anwendung. 



113 



§ 3 Geringfügige Beschäftigungen im Lohnsteuerrecht 



2. Pauschalbesteuerung kurzfristiger 
Beschäftigungsverhältnisse 

13 Die Pauschalbesteuerung für kurzfristige Beschäftigungsverhältnisse nach §40a Abs. 1 EStG hat 
keine Änderungen durch die grundlegende Reform der Minijobs im Jahr 2003 erfahren. Die Pau- 
schalbesteuerung von kurzfristigen Beschäftigungen ist auch weiterhin ausschließlich nach steu- 
erlichen Kriterien zu beurteilen. Ob sozialversicherungsrechtlich eine kurzfristige Beschäftigung 
i.S. des § 8 Abs. 1 Nr. 2 SGB IV vorliegt oder nicht, ist für die Pauschalierung der Lohnsteuer nach 
§ 40a Abs. 1 EStG ohne Bedeutung. Vielmehr sind für die Pauschalbesteuerung von kurzfristigen 
Beschäftigungen vom Sozialversicherungsrecht erheblich abweichende Zeit- und Entgeltgrenzen 
zu beachten. Für kurzfristige Beschäftigungsverhältnisse kommt demnach eine Pauschalierung 
der Lohnsteuer mit 25 % nur dann in Frage, sofern die in § 40a Abs. 1 EStG genannten Tatbe- 
standsmerkmale kumulativ vorliegen. 

O§40a EStG 

(1) Der Arbeitgeber kann unter Verzicht auf die Vorlage einer Lohnsteuerkarte bei Arbeitnehmern, die nur kurzfristig 

beschäftigt werden, die Lohnsteuer mit einem Pauschsteuersatz von 25 Prozent des Arbeitslohns erheben. Eine 
kurzfristige Beschäftigung liegt vor, wenn der Arbeitnehmer bei dem Arbeitgeber gelegentlich, nicht regelmäßig 
wiederkehrend beschäftigt wird, die Dauer der Beschäftigung 18 zusammenhängende Arbeitstage nicht über- 
steigt und 

1 . der Arbeitslohn während der Beschäftigungsdauer 62 Euro durchschnittlich je Arbeitstag nicht übersteigt 
oder 

2. die Beschäftigung zu einem unvorhersehbaren Zeitpunkt sofort erforderlich wird. 

3. Möglichkeit der Abwälzung der Pauschalsteuer 
auf den Arbeitnehmer 

14 Nach § 40 Abs. 3 Satz 1 EStG hat der Arbeitgeber che pauschale Lohnsteuer zu übernehmen; er 
ist Schuldner der pauschalen Lohnsteuer. Die nach § 40a Abs. 1, 2 oder 2a EStG ermittelte Pau- 
schalsteuer kann jedoch im Innenverhältnis vom Arbeitgeber auf den Arbeitnehmer abgewälzt 
werden (§ 40a Abs. 5 i.V.m. § 40 Abs. 3 Satz 2 EStG). Im Fall der Abwälzung bleibt zwar der 
Arbeitgeber Schuldner der pauschalen Lohnsteuer, im wirtschaftlichen Ergebnis wird sie jedoch 
vom Arbeitnehmer getragen. Die auf den Arbeitnehmer abgewälzte pauschale Lohnsteuer min- 
dert jedoch nicht die Bemessungsgrundlage, d.h. die abgewälzte ist stets vom Auszahlungsbetrag 
einzubehalten. 

Eine Abwälzung der pauschalen Lohnsteuer kann sich beispielsweise aus dem Arbeitsvertrag 
selbst, aus einer Zusatzvereinbarung zum Arbeitsvertrag ergeben oder aus dem wirtschaftlichen 
Ergebnis einer Gehaltsumwandlung oder Gehaltsänderungsvereinbarung. Das ist der Fall, wenn 
die pauschale Lohnsteuer als Abzugsbetrag in der Gehaltsabrechnung ausgewiesen wird. 
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Q Beispiel: 

Eine gesetzlich krankenversicherte Raumpflegerin erhält ein monatliches Arbeitsentgelt von 400 Euro. Der Arbeitgeber 
vereinbart mit der Raumpflegerin, die Abwälzung der 2 %igen Pauschalsteuer. Es ergibt sich folgende Lohnabrechnung: 



Arbeitsentgelt (ßemessungsgrundlage für die pauschalen Sozial- 
versicherungsbeiträge von 13 % und 15 % und der Pauschalsteuer) 400 Euro 

vorläufiger Nettobetrag 400 Euro 

abzüglich abgewälzte Pauschsteuer von 2 % 8 Euro 

tatsächlicher Auszahlungsbetrag 392 Euro 



Die abgewälzte 2 %ige Pauschsteuer mindert lediglich den Auszahlungsbetrag der Arbeitnehmerin. Die pauschalen 
Sozialversicherungsbeiträge zur Kranken- und Rentenversicherung von 13 % und 15 % sind ebenso wie die 2 %ige 
Pauschsteuer von 400 Euro zu berechnen. 

Für im Zusammenhang mit der Pauschalierung der Lohnsteuer (nach § 40 Abs. 2a EStG mit 20 %) 15 

ebenfalls pauschal erhobenen und auf den Arbeitnehmer abgewälzten Annexsteuern (Kirchen- 
steuer, Solidaritätszuschlag) gelten die vorgenannten Ausführungen entsprechend. Daher ist auch 
hinsichtlich der abgewälzten Annexsteuern zu beachten, dass diese die Bemessungsgrundlage für 
die Lohnsteuer und Sozialversicherungsbeiträge nicht mindern. 

Q Praxishinweis: 

Die Möglichkeit zur Abwälzung von Pauschalabgaben bei geringfügigen Beschäftigungen besteht ausschließlich für die 
Pauschalsteuer und nicht für die Pauschalbeiträge zur Sozialversicherung (Kranken- und Rentenversicherung ). ' 

II. Pauschalbesteuerung geringfügig entlohnter 

Beschäftigungen 

1 . Pauschalbesteuerung mit dem einheitlichen 

Pauschsteuersatz von 2 % 

a) Allgemein 

Seit der grundlegenden Reform der Minijobs im Jahr 2003 stellt § 40a Abs. 2 EStG die neue Pau- 16 
schalierungsvorschrift für 400-Euro-Jobs dar. Danach kann der Arbeitgeber unter Verzicht auf 
die Vorlage einer Lohnsteuerkarte die Lohnsteuer einschließlich des Solidaritätszuschlags und 
der Kirchensteuer für Arbeitsentgelt aus einer geringfügigen Beschäftigung i.S. des § 8 Abs. 1 Nr. 
lSGB IV bzw. § 8a SGB IV (Minijobs in Privathaushalten) mit einem einheitlichen Pauschsteu- 
ersatz von 2 % erheben. 

In dieser einheitlichen Pauschsteuer ist neben der Lohnsteuer auch der Solidaritätszuschlag und 
die Kirchensteuer enthalten. Der einheitliche Pauschsteuersatz von 2 % ist auch anzuwenden, 
wenn der Arbeitnehmer keiner erhebungsberechtigten Religionsgemeinschaft angehört. 

1 AG Kassel, Urteil vom 13.01.2000, 6 Ca 513/99 
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Geringfügige Beschäftigungen im Lohnsteuerrecht 



Die Möglichkeit zur Pauschalbesteuerung mit 2 % gilt auch für nach § 6 Abs. 1 Nr. 1 SGB VI von 
der Rentenversicherungspflicht befreite Mitglieder berufsständischer Versorgungswerke, die die 
Rentenversicherungsbeiträge für eine nicht berufsfremde geringfügig entlohnte Beschäftigung 
wegen Verzichts auf die Rentenversicherungsfreiheit nach § 5 Abs. 2 Satz 2 SGB VI an das berufs- 
ständische Vers orgungs werk zahlen. 
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b) Pauschalbeiträge zur Rentenversicherung 

17 Der Arbeitgeber kann nach § 40a Abs. 2 EStG ohne Vorlage einer Lohnsteuerkarte des Arbeit- 
nehmers, die Lohnsteuer für einen 400 Euro-fob, für den er pauschale Beiträge zur gesetzli- 
chen Rentenversicherung (15 % bzw. 5 % für Beschäftigte in Privathaushalten) zu entrichten 
hat, mit einem einheitlichen Pauschalsteuersatz in Höhe von 2 % des Arbeitsentgelts erheben. 
Voraussetzung für die 2 %ige Pauschalbesteuerung ist somit stets, dass der Arbeitgeber für diese 
Beschäftigung den Pauschalbeitrag zur Rentenversicherung mit oder ohne Aufstockungsbetrag 
des Arbeitnehmers zahlt. 

Q Beispiel: 

Eine bei ihrem Ehemann familienversicherte Hausfrau ist regelmäßig als Verkäuferin tätig. Ihr monatlicher Arbeitslohn 
beträgt 400 Euro. Weitere Beschäftigungsverhältnisse hat sie nicht. 

Da das regelmäßige Arbeitsentgelt 400 Euro im Monat nicht übersteigt und keine weiteren ßeschäftigungsverhältnisse 
ausgeübt werden, liegt eine geringfügig entlohnte Beschäftigung vor. Der Arbeitgeber hat pauschale Rentenversiche- 
rungsbeiträge von 15 % und pauschale Krankenversicherungsbeiträge in Höhe von 13 % zu entrichten. Da der Arbeitge- 
ber den Pauschalbeitrag zur Rentenversicherung entrichten muss, kann die Lohnsteuer nach § 40a Abs. 2 EStG pauschal 
mit 2 % erhoben werden. 

Mit dem Pauschalsteuersatz von 2 % sind neben der Lohnsteuer auch die Kirchensteuer und der 
Solidaritätszuschlag abgegolten. Dabei erfolgt keine Prüfung der Religionszugehörigkeit der je- 
weils betroffenen Arbeitnehmer. Der Steuersatz von 2 % verringert sich demnach nicht, wenn der 
Arbeitnehmer nachweislich keiner erhebungsberechtigten Religionsgemeinschaft angehört. 

18 Die Lohnsteuerpauschaliemng mit 2 % des Arbeitsentgelts kommt auch dann in Frage, wenn das 
Arbeitsentgelt aus nicht vorhersehbaren Umständen 400 Euro im Monat gelegentlich überschrei- 
tet. Nach den sozialversicherungsrechtlichen Regelungen ist ein gelegentliches Überschreiten 
noch bei einem Zeitraum von bis zu zwei Monaten innerhalb eines Jahres anzunehmen. 

Q Beispiel: 

Eine familienversicherte Hausfrau ist als Verkäuferin beschäftigt. Ihr monatlicher Arbeitslohn beträgt 400 Euro. Im Juli 
2008 fällt ihre in Vollzeitkraft beschäftigte Kollegin unvorhergesehen krankheitsbedingt für 2 Wochen aus. Die Hausfrau 
übernimmt in dieser Zeit teilweise die Krankheitsvertretung und bezieht dafür im Monat Juli einen Arbeitslohn von insge- 
samt 1.000 Euro. 

Es liegt weiterhin ein geringfügiges entlohntes Beschäftigungsverhältnis vor. Die Überschreitung der Lohngrenze im Juli 
ist unschädlich, da es sich um ein gelegentliches und nicht vorhersehbares Überschreiten handelt. Der Arbeitgeber hat 
auch für den Monat Juli pauschale Rentenversicherungsbeiträge von 15 % und pauschale Krankenversicherungsbeiträge 
von 1 3 % zu entrichten. Die Lohnsteuer kann für den Monat Juli 2008 weiterhin mit 2 % pauschal erhoben werden; dann 
allerdings für den Arbeitslohn in Höhe von 1 .000 Euro. 
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B. Pauschalbesteuerung von geringfügigen Beschäftigungen 



Sind dagegen vom Arbeitgeber keine pauschalen Beiträge zur Rentenversicherung zu entrichten, 
kann die Lohnsteuer für ein Arbeitsverhältnis, das für sich betrachtet die Voraussetzungen für ein 
geringfügig entlohntes Beschäftigungsverhältnis (§§ 8, 8a SGB IV) erfüllt, mit einem Pauschsteuer- 
satz von 20 % erhoben werden. 

Die Pauschalierung mit 20 % kommt in der Praxis nur noch in Ausnahmefällen zur Anwendung. 19 
Sie ist insbesondere dann von Bedeutung, wenn der Arbeitnehmer ein zweite geringfügig ent- 
lohnte Beschäftigung aufnimmt und durch die notwendige Zusammenrechnung der Beschäfti- 
gungsverhältnisse, die Summe der Arbeitslöhne insgesamt 400 Euro im Monat überschreitet und 
die Beschäftigungsverhältnisse somit sozialversicherungspflichtig werden. Daneben besteht die 
Möglichkeit, sofern die Pauschalbesteuerung mit 2 % ausscheidet, die Besteuerung für die einzel- 
nen geringfügigen Beschäftigungsverhältnisse nach Lohnsteuerkarte durchzuführen. 
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Q Praxishinweis: 

Durch die sozialverskherungsrechtikh gebotene Zusammenrechnung der Arbeitsentgelte aus mehreren geringfügig ent- 
lohnten Beschäftigungen und dem ggf hieraus folgenden Überschreiten der monatlichen 400-Euro-Grenze, entfällt die Mög- 
lichkeit zur Lohnsteuerpauschalierung mit 2% (s.a. nachfolgende Ausführungen). 



c) Mehrere geringfügig entlohnte Beschäftigungen 

übt ein Arbeitnehmer gleichzeitig mehrere geringfügig entlohnte Beschäftigungen bei verschie- 20 
denen Arbeitgebern nebeneinander aus, sind für die sozialversicherungsrechtliche Beurteilung 
die Arbeitsentgelte aus den einzelnen Beschäftigungen zusammenzurechnen. Übersteigen die zu- 
sammengerechneten Arbeitsentgelte aus allen Beschäffigungsverhältnissen nicht die monatliche 
400 Euro-Grenze, kann jeder Arbeitgeber die Lohnsteuer mit 2 % pauschal erheben. 

Q Beispiel: 

Ein gesetzlich krankenversicherter Rentner ist an 6 Tagen im Monat als Nachtwächter bei Arbeitgeber A tätig. Sein Ar- 
beitslohn beträgt monatlich 200 Euro. Daneben führt er für einen Privathaushalt (B) Gartenpflegearbeiten aus, gegen 
einen monatlichen Arbeitslohn von 150 Euro. 

Bei Zusammenrechnung der Arbeitsentgelte aus beiden Beschäftigungsverhältnissen wird die Grenze von 400 Euro im 
Monat nicht überschritten. Es handelt sich in beiden Fällen um eine versicherungsfreie geringfügig entlohnte Beschäfti- 
gung, für die pauschale Renten- und Krankenversicherungsbeiträge abzuführen sind. 

In beiden geringfügig entlohnten Beschäftigungsverhältnissen kann die Lohnsteuer mit 2 % pauschal erhoben werden, 
da pauschale Rentenversicherungsbeiträge (Arbeitgeber A: 15 % und Privathaushalt B: 5 %) zu erheben sind. 

Übersteigen allerdings die zusammengerechneten Arbeitsentgelte die 400-Euro-Grenze, tritt So- 
zialversicherungspflicht ein, mit der Folge, dass die Lohnsteuerpauschalierung mit 2 % ausschei- 
det. 

d) Anmeldung und Abführung der Pauschalsteuer von 2 % 

Um den Verwaltungsaufwand für die Arbeitgeber geringfügiger Beschäftigter zu minimieren, 21 
ist die mit 2 % ermittelte Pauschsteuer, abweichend von den allgemeinen Regelungen, nicht an 
das zuständige Betriebsstättenfinanzamt, sondern zusammen mit den pauschalen Sozialversiche- 
rungsbeiträgen an die Minijob-Zentrale als zentrale Einzugsstelle abführen. 
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Die Minijob-Zentrale verteilt die Pauschsteuern an die zuständigen Bundesländer und Kirchen- 
körperschaften. Bei geringfügig entlohnten Beschäftigten in Privathaushalten (§ 8a SGB IV) er- 
folgt der Einzug der Pauschalsteuer ebenfalls in dem für diesen Beschäftigtenbereich zwingend 
vorgeschriebenen Haushaltsscheckverfahren. 

2. Pauschalbesteuerung mit 20 % nach § 40a Abs. 2a EStG 



a) Allgemein 

22 Sind für ein geringfügig entlohntes Beschäftigungsverhältnis keine pauschalen Rentenversiche- 
rungsbeiträge (15 % bzw. 5 % für Beschäftigte in Privathaushalten) abzuführen, sondern der regu- 
läre Rentenversicherungsbeitrag (Jahr 2008: 19,9 %) zu zahlen oder fallen überhaupt keine Ren- 
tenversicherungsbeiträge an, weil der Arbeitnehmer z.B. nicht der Rentenversicherungspflicht 
unterliegt, scheidet die Lohnsteuerpauschalierung mit 2 % nach § 40a Abs. 2 EStG aus. Stattdessen 
kann der Arbeitgeber an Stelle der individuellen Besteuerung nach den Merkmalen einer Lohn- 
steuerkarte, die Lohnsteuer mit 20 % pauschal erheben (§ 40a Abs. 2a EStG). 

Q § 40a Abs. 2a EStG 

(2a) Hat der Arbeitgeber in den Fällen des Absatzes 2 keine Beiträge nach § 1 68 Abs. 1 Nr. 1 b oder 1 c oder nach § 1 72 
Abs. 3 oder 3a des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch zu entrichten, kann er unter Verzicht auf die Vorlage einer Lohnsteu- 
erkarte die Lohnsteuer mit einem Pauschsteuersatz in Höhe von 20 Prozent des Arbeitsentgelts erheben. 

Anders als bei der Pauschalierung mit 2 % ist durch den Pauschalsteuersatz von 20 % nur die 
Lohnsteuer abgegolten. Zusätzlich fällt im Fall der 20 %igen Pauschalbesteuerung, die in den ein- 
zelnen Bundesländern unterschiedlich hohe pauschale Kirchensteuer und der Solidaritätszuschlag 
mit 5,5 % an. Für die Kirchensteuer gilt in diesem Fall, dass eine Erhebung nicht erfolgt, wenn 
der betreffende Arbeitnehmer nachweislich keiner erhebungsberechtigten Religionsgemeinschaft 
angehört. 

23 Die Pauschalierung der Lohnsteuer mit 20 % kommt in der Praxis vor allem in folgenden Fällen 
in Betracht: 

■ Durch die Zusammenrechnung des Arbeitsentgelts aus mehreren geringfügigen Beschäfti- 
gungsverhältnissen tritt Rentenversicherungspflicht ein, mit der Folge, dass die Arbeitgeber 
den Regelbeitrag und nicht den Pauschalbeitrag zur Rentenversicherung zu leisten haben. 

Q Beispiel: 

Ein gesetzlich krankenversicherter Rentner ist an 8 Tagen im Monat als Nachtwächter tätig. Sein Arbeitslohn beträgt 350 
Euro im Monat. Daneben geht er einen weiteren geringfügigen Nebenjob als Zeitungszusteller nach, für den er einen 
monatlichen Arbeitslohn von 150 Euro erhält. 

Da das regelmäßige Arbeitsentgelt durch die Zusammenrechnung der Arbeitsentgelte regelmäßig 400 Euro im Monat 
übersteigt, tritt in beiden Beschäftigungsverhältnissen Sozialversicherungspflicht ein. 

Beide Arbeitgeber haben nicht den pauschalen Rentenversicherungsbeitrag von 15 %, sondern den Regelbeitrag zur 
Rentenversicherung (Jahr 2008: 19,9 %) zu entrichten. Die Pauschalbesteuerung des Arbeitslohns mit 2 % nach § 40a 
Abs. 2 EStG ist nicht möglich. Beide Arbeitgeber können aber die Lohnsteuer nach § 40a Abs. 2a EStG mit 20 % zuzüglich 
pauschaler Kirchensteuer und Solidaritätszuschlag pauschalieren. 



118 



3 



B. Pauschalbesteuerung von geringfügigen Beschäftigungen 



■ Durch das Zusammenrechnen des Arbeitsentgelts aus einer Hauptbeschäftigung mit mehr 
als einer geringfügigen Beschäftigung tritt für die zweite und eventuelle weitere geringfügig 
entlohnte Beschäftigung Rentenversicherungspflicht ein, mit der Folge, dass der jeweilige Ar- 
beitgeber auch den Regelbeitrag zur Rentenversicherung zu leisten hat und nicht den Pau- 
schalbeitrag in Höhe von 15 % bzw. 5 % (Privathaushalt). 

Q Beispiel: 

Eine Verkäuferin übt eine versicherungspflichtige Beschäftigung bei Arbeitgeber A aus und erhält hierfür einen Monats- 
lohn von 1 .500 Euro. Um ihr Einkommen aufzubessern, führt sie ab 01 .05.2008 Haushaltstätigkeiten im Privathaushalt bei 
B durch und erhält hierfür ein monatliches Arbeitsentgelt von 250 Euro. Ab dem 01 .07.2008 nimmt sie bei Arbeitgeber C 
eine weitere geringfügige Beschäftigung auf und erhält hierfür 200 Euro im Monat. 

Die Tätigkeit bei Arbeitgeber A wird nicht geringfügig ausgeübt und unterliegt damit der Sozialversicherungspflicht. Eine 
Pauschalierung der Lohnsteuer kommt insoweit nicht in Betracht. 

Die Lohnsteuer aus der geringfügigen Beschäftigung bei Arbeitgeber B kann mit 2 % pauschal erhoben werden, da für 
diese Beschäftigung der Pauschalbeitrag zur Rentenversicherung zu leisten ist. 

Die zeitlich später aufgenommene weitere Aushilfsbeschäftigung bei Arbeitgeber C wird dagegen mit der Hauptbeschäf- 
tigung zusammengerechnet. Für diese Tätigkeit fallen keine Pauschalbeiträge, sondern der Regelbeitrag zur Rentenversi- 
cherung an. Die Pauschalierung der Lohnsteuer mit 2 % ist nicht möglich. Da die Tätigkeit bei isolierter Betrachtung aber 
eine geringfügig entlohnte Beschäftigung darstellt, kann der Arbeitgeber C die Lohnsteuer pauschal mit 20 % zuzüglich 
Kirchensteuer und Solidaritätszuschlag erheben und abführen. 

Da die Voraussetzungen für die 20 %ige Pauschalbesteuemng grundsätzlich für jedes einzelne 
geringfügig entlohnte Beschäftigungsverhältnis getrennt anzuwenden sind, kann die Lohnsteuer- 
pauschalierung mit 20 % für jedes - für sich betrachtet - geringfügig entlohnte Beschäftigungs- 
verhältnis in Anspruch genommen werden. Die Pauschalbesteuerung mit 20 % (zuzügl. pauscha- 
ler Zuschlagssteuern) kann deshalb für mehrere nebeneinander ausgeübte geringfügig entlohnte 
Tätigkeiten angewandt werden. 
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b) Wechsel der Pauschalbesteuerung von 2 % zu 20 % 

Da dem Arbeitgeber weitere Arbeitsverhältnisse seines geringfügig entlohnten Beschäftigten häu- 24 
fig nicht bekannt sind, kann er die Pauschalierung der Lohnsteuer mit 2 % so lange vornehmen, 
bis die Einzugsstelle (Minijob-Zentrale) oder der Rentenversicherungsträger dem Arbeitgeber 
das Vorliegen mehrerer geringfügiger Beschäftigungsverhältnisse anzeigt. Ab diesem Zeitpunkt 
kommt dann nur noch die individuelle Besteuerung nach den Merkmalen der Lohnsteuerkarte 
oder die Pauschalbesteuerung der jeweils für sich betrachtet geringfügig entlohnten Beschäfti- 
gungen mit 20 % in Betracht. 



c) Abwälzung der Pauschalsteuer von 20 % 

Wie bereits zuvor ausgeführt, besteht auch für die 20 %ige Pauschalbesteuerung nach § 40 Abs. 2a 25 
EStG, für den Arbeitgeber die Möglichkeit, die pauschale Lohnsteuer zuzüglich der Annexsteuern 
(Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag) auf den geringfügig Beschäftigten abzuwälzen. Hinsichtlich 
der arbeitsrechtlich wirksam abgewälzten Pauschalsteuern ist zu beachten, dass diese die Bemes- 
sungsgrundlage für die Lohnsteuer und Sozialversicherungsbeiträge nicht mindern dürfen. 
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d) Anmeldung und Abführung der Pauschalsteuer von 20 % 
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Die Pauschalsteuer in Höhe von 20 % sowie die darauf entfallende Kirchensteuer und der Solida- 
ritätszuschlag sind stets bei dem für den Arbeitgeber zuständigen Betriebsstätten-Finanzamt und 
nicht bei der Minijob-Zentrale anzumelden. Die Anmeldung erfolgt in diesem Fall mit der regu- 
lären Lohnsteuer- Anmeldung. Ist der Arbeitgeber ein Privathaushalt, ist die Lohnsteuer- Anmel- 
dung an das für die Veranlagung zur Einkommensteuer zuständige Finanzamt zu übermitteln. 



Q Beispiel: 

Eine Raumpflegerin geht mehreren geringfügig entlohnten Beschäftigungen bei verschiedenen Arbeitgebern nach. Durch 
die notwendige Zusammenrechnung wird die 400-Euro-Grenze überschritten. Arbeitgeber C erthält von der Minijob-Zen- 
trale die Benachrichtigung, dass die bei ihm beschäftigte Raumpflegerin ab 01 .07.2008 nicht mehr die Voraussetzungen 
für eine geringfügig entlohnte Beschäftigung erfüllt und somit Sozialversicherungspflicht besteht. 

Da die Arbeitnehmerin keine Lohnsteuerkarte vorlegen will, vereinbart der Arbeitgeber mit ihr, dass er die Lohnbesteue- 
rung nach § 40a Abs. 2a EStG mit 20 % pauschal vornimmt und die pauschalen Steuerbeträge im Innenverhältnis von der 
Raumpflegerin getragen werden. Die Arbeitnehmerin erhält für den Monat Juli 2008 einen Arbeitslohn von 350 Euro. 



Monatslohn 350,00 Euro 

pauschale Lohnsteuer 20 % 70,00 Euro 

Solidaritätszuschlag (5,5 % von 70 Euro) 3,85 Euro 

Kirchensteuer (z.B. 7 % von 70 Euro) 4,90 Euro 

Summe abgewälzte Pauschalsteuern 78,75 Euro 



Von dem Auszahlungsbetrag der Raumpflegerin ist - ungeachtet ggf. weiterer einzubehaltender Sozialversicherungsbei- 
träge - ein Betrag von 78,75 Euro für die abgewälzten Pauschalsteuern einzubehalten und an das zuständige Betriebs- 
stättenfinanzamt des Arbeitgebers und nicht an die Minijob-Zentrale abzuführen. Der Betrag von 78,75 Euro darf die 
Bemessungsgrundlage für die Lohnsteuer und Sozialversicherungsbeiträge nicht mindern. 
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3. Übersicht: Lohnsteuerliche Behandlung 
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§ 3 Geringfügige Beschäftigungen im Lohnsteuerrecht 



IN. Pauschalbesteuerung kurzfristiger Beschäftigungen 
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1. Allgemein 

Im Gegensatz zu den geringfügig entlohnten Beschäftigungen (400-Euro-Minijobs) gilt es bei den 
kurzfristigen Beschäftigungen zu beachten, dass sich die steuerlichen Voraussetzungen deutlich 
und von den sozialversicherungsrechtlichen Regelungen unterscheiden. Ob sozialversicherungs- 
rechtlich eine kurzfristige Beschäftigung vorliegt oder nicht, ist für die Pauschalierung dieser Be- 
schäftigungsverhältnisse nach § 40a Abs. 1 EStG ohne Bedeutung. 

Der Arbeitgeber kann nach § 40a Abs. 1 EStG bei kurzfristig beschäftigten Arbeitnehmern die 
Lohnsteuer ohne Vorlage der Lohnsteuerkarte mit einem Pauschalsteuersatz von 25 % erheben. 
Die Pauschalbesteuerung mit 25 % kommt immer dann in Frage, wenn die kurzfristig ausgeübte 
Beschäftigung nicht nach den Merkmalen der Lohnsteuerkarte versteuert werden soll. 



2. Voraussetzungen für die Pauschalbesteuerung mit 25 % 

29 Für die 25 %ige Pauschalbesteuerung von kurzfristig ausgeübten Beschäftigungen müssen die in 
§ 40a Abs. 1 EStG genannten drei Tatbestandsmerkmale vorliegen. Eine Pauschalierung mit 25 % 
ist demnach möglich, wenn der Arbeitnehmer gelegentlich, nicht regelmäßig wiederkehrend be- 
schäftigt wird und 

■ der Arbeitslohn täglich 62 Euro nicht übersteigt, 

■ die Beschäftigung über 18 zusammenhängende Arbeitstage nicht hinausgeht und 

■ der Stundenlohn höchstens 12 Euro beträgt. 

Daneben sieht § 40a Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 EStG die Möglichkeit vor, dass der tägliche Arbeitslohn 62 
Euro ausnahmsweise dann übersteigen kann, wenn die Beschäftigung zu einem unvorhersehbaren 
Zeitpunkt sofort erforderlich wird. Der Einsatz von kurzfristig Beschäftigten, deren Einsatzzeit- 
punkt bereits längere Zeit vorher feststeht, z.B. bei Volksfesten oder Messen, kann grundsätzlich 
nicht als unvorhersehbar und sofort erforderlich angesehen werden. Eine andere Beurteilung ist 
aber z.B. hinsichtlich solcher Aushilfskräfte möglich, deren Einstellung entgegen dem vorherseh- 
baren Bedarf an Arbeitskräften notwendig geworden ist. 

Q Beispiel: 

Ein Gastwirt benötigt für die Osterfeiertage eine zusätzliche Servicekraft. In diesem Fall liegt keine unvorhersehbar not- 
wendige Beschäftigung vor, da der erhöhte Bedarf an Arbeitskräften absehbar ist. Fällt allerdings am Ostersonntag eine 
oder mehrere Servicekräfte kurzfristig wegen Krankheit aus, liegt bei der hierfür eingestellten Ersatzkraft eine unvorher- 
sehbare Beschäftigung vor. In diesem Fall kann der Arbeitslohn pro Arbeitstag 62 Euro übersteigen. 

30 Eine kurzfristige Beschäftigung im Sinne des § 40a Abs. 1 EStG liegt vor, wenn der Arbeitnehmer 
nur eine gelegentliche (nicht regelmäßig wiederkehrende) Tätigkeit ausübt, die über 18 zusam- 
menhängende Arbeitstage nicht hinausgeht. Eine gelegentliche, nicht regelmäßig wiederkehren- 
de Beschäftigung ist dann nicht mehr gegeben, wenn von Anfang an ein wiederholter Einsatz 
vereinbart ist. Besteht keine Wiederholungsabsicht von Anfang an, kann die Beschäftigung auch 
öfter für den gleichen Arbeitgeber ausgeübt werden, ohne dass eine laufende Beschäftigung an- 
genommen wird. 
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B. Pauschalbesteuerung von geringfügigen Beschäftigungen 



Für den 18-Tage-Zeitraum zählen als Arbeitstage nur die Tage, an denen der Arbeitnehmer tat- 
sächlich tätig ist. Sowohl für die Frage des zusammenhängenden Einsatzes als auch des Zeitraums 
von 18 Tagen bleiben Sonn- und Feiertage, Samstage ohne Arbeitsleistung sowie einzelne Freizeit- 
tage und unbezahlte Krankheits- und Urlaubstage außer Betracht. 

Q Beispiel: 

Ein Arbeitnehmer wird für drei Wochen vom 02.07. - 20.07.2008 gelegentlich, nicht regelmäßig wiederkehrend beschäf- 
tigt. Er arbeitet an fünf Tagen in der Woche jeweils sechs Stunden (wöchentlich 30 Stunden). Der Arbeitslohn beträgt 
wöchentlich 300 Euro. Für die gesamte Beschäftigungszeit (3 x 300 Euro =) 900 Euro. 

Eine Pauschalierung der Lohnsteuer mit 25 % ist möglich, da die Beschäftigungszeit vom 02.07. - 20.07.2008 lediglich 
15 Arbeitstage beträgt. Der Arbeitslohn übersteigt nicht 62 Euro je Arbeitstag (900 Euro : 15 = 60 Euro). Der Stundenlohn 
übersteigt nicht 12 Euro (30 x 3 Wochen = 90 Stunden insgesamt; 900 Euro : 90 Std. = 10 Euro/Std.). 

Der Arbeitgeber hat folgende pauschale Steuerbeträge abzuführen: 



Pauschale Lohnsteuer (25 % aus 900 Euro =) 225,00 Euro 

pauschale Kirchensteuer (z.B. 7 % der Lohnsteuer) 15,75 Euro 

Solidaritätszuschlag (5,5 % aus 225 Euro) 12,37 Euro 

Steuerbelastung insgesamt 253,12 Euro 



Die Pauschalbesteuerung mit 25 % ist nicht zulässig, wenn der auf einen Stundenlohn umge- 
rechnete Arbeitslohn 12 Euro übersteigt. Bei gelegentlichen, kurzfristigen Beschäftigungen wer- 
den zum Teil schwankende Arbeitszeiten mit unterschiedlichen Stundenlöhnen vereinbart. Der 
durchschnittliche Stundenlohn ist dann aus der Zahl der tatsächlichen Arbeitsstunden und dem 
Gesamtlohn während der gesamten Beschäftigungsdauer zu errechnen. 
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3. Anmeldung und Abführung der Pauschalsteuer von 25 % 

Die Pauschalsteuer in Höhe von 25 % für kurzfristige Beschäftigungen sowie die darauf entfal- 31 
lende pauschale Kirchensteuer und der Solidaritätszuschlag sind bei dem zuständigen Betriebs- 
stättenftnanzamt mit einer Lohnsteuer- Anmeldung anzumelden. Die 25 %ige Pauschalsteuer und 
die Annexsteuern sind demnach nicht gegenüber der Minijob -Zentrale anzumelden und abzu- 
führen. 



4. Übersicht: Möglichkeiten der Besteuerung 
geringfügiger Beschäftigungen 



Möglichkeiten 
der Besteuerung 


Gewerblicher 

400-Euro-Minijob 


400-Euro-Minijob 
im Privathaushalt 


Kurzfristige 

Beschäftigung 


Nach Lohnsteuerkarte 


la 


la 


la 


Pauschal mit 2 % 


la 


la 


Nein 


Pauschal mit 20 % 


la 


la 


Nein 


Pauschal mit 25 % 


Nein 


Nein 


la 
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§ 3 Geringfügige Beschäftigungen im Lohnsteuerrecht 



IV. Aushilfskräfte in der Land- und Forstwirtschaft 

33 Für Aushilfskräfte in der Land- und Forstwirtschaft gibt es für den Lohnsteuerabzug eine Ausnah- 
meregelung. Nach § 40a Abs. 3 EStG kann der Arbeitslohn für Aushilfskräfte in der Land- und 
Forstwirtschaft mit 5 % pauschal besteuert werden. Voraussetzung hierfür ist u.a., dass es sich bei 
dem Arbeitgeber um einen land- und forstwirtschaftlichen Betrieb im Sinne des § 13 Abs. 1 EStG 
handelt. Weitere Voraussetzungen für die Pauschalbesteuerung mit 5 % sind, dass die Aushilfs- 
kraft 

■ ausschließlich typische land- und forstwirtschaftliche Tätigkeiten ausübt, 

■ nicht mehr als 180 Tage für den Arbeitgeber tätig wird, 

■ keine land- und forstwirtschaftliche Fachkraft ist, 

■ nur Arbeiten ausführt, die nicht ganzjährig anfallen (eine Beschäftigung mit anderen land- 
und forstwirtschaftlichen Arbeiten ist unschädlich, wenn die Dauer dieser Arbeiten 25 % der 
Gesamtbeschäftigungsdauer nicht überschreitet) und 

■ der Arbeitslohn während der Beschäftigungsdauer durchschnittlich 12 Euro je Arbeitsstunde 
nicht übersteigt. 

Werden Aushilfskräfte zwar in einem land- und forstwirtschaftlichen Betrieb im Sinne des § 13 
Abs. 1 EStG beschäftigt, üben sie aber keine typische land- und forstwirtschaftliche Tätigkeit aus, 
z.B. Blumenbinder, Verkäufer, oder sind sie abwechselnd mit typisch land- und forstwirtschaftli- 
chen und anderen Arbeiten betraut, z.B. auch im Gewerbebetrieb oder Nebenbetrieb desselben 
Arbeitgebers tätig, ist eine Pauschalierung der Lohnsteuer nach § 40a Abs. 3 EStG unzulässig. 

34 Zu den „typisch land- und forstwirtschaftlichen Arbeiten“ zählen alle anfallenden Arbeiten, die 
der ordnungsgemäßen Bewirtschaftung bzw. Produktion von land- und forstwirtschaftlichen 
Produkten dienen. Hierzu rechnen alle in diesem Bereich anfallenden Arbeiten bis zur Verkaufs- 
reife des Produkts. 

Die Aushilfskräfte dürfen neben den Saisonarbeiten, auch land- und forstwirtschaftliche Tätigkei- 
ten ausführen die das ganze Jahr anfallen, wenn diese Arbeiten nicht mehr als 25 % der gesamten 
Beschäftigungsdauer in Anspruch nehmen. Weitere Voraussetzung für die Pauschalierung der 
Lohnsteuer mit 5 % ist, dass der durchschnittliche Stundenlohn 12 Euro nicht übersteigt. Die 
Einhaltung einer wöchentlichen Stundengrenze oder einer arbeitstäglichen oder monatlichen Ar- 
beitslohngrenze sind dagegen nicht erforderlich. 

Q Beispiel: 

Mehrere Aushilfskräfte werden für vier Wochen ausschließlich zur Weinlese in einem Weinbaubetrieb beschäftigt. Sie 
erhalten als Arbeitslohn den höchst zulässigen Stundenlohn von 1 2 Euro. Die Arbeitszeit beträgt 39 Stunden in der Woche. 
Der Wochenlohn beträgt somit (39 Stunden x 12 Euro =) 468 Euro. Es ergibt sich ein Monatslohn von 1.872 Euro. 

Da die in § 40a Abs. 3 EStG genannten Voraussetzungen erfüllt sind, kann der Arbeitgeber die Lohnsteuer ohne Vorlage 
einer Lohnsteuerkarte mit 5 % pauschalieren. Da es sich bei Tätigkeit auch im Sinne der Sozialversicherung um eine 
kurzfristige Beschäftigung handelt, ist die für vier Wochen ausgeübte Tätigkeit versicherungsfrei, sofern die übrigen 
sozialversicherungsrechtlichen Voraussetzungen gegeben sind. 

35 Um die zahlreichen Voraussetzungen für die Pauschalierung mit 5 % gegenüber dem Finanzamt 
nachweisen zu können, sind sowohl die Art der Beschäftigung (z.B. Erntehelfer) als auch die ge- 
naue zeitliche Dauer in den Lohnunterlagen festgehalten wird. 
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B. Pauschalbesteuerung von geringfügigen Beschäftigungen 



V. Aufzeichnungspflichten bei Lohnsteuerpauschalierung 

Erhebt der Arbeitgeber die Lohnsteuer nach § 40a EStG pauschal, hat er nach § 4 Abs. 2 Nr. 8 Satz 36 
4 Lohnsteuer-Durchführungsverordnung folgende Aufzeichnungen zu führen, aus denen folgen- 
de Mindestangaben ersichtlich sein müssen: 

■ Name und Anschrift des Arbeitnehmers, 

■ Dauer der Beschäftigung im Lohnzahlungszeitraum, 

■ Tag der Zahlung, 

■ Höhe des Arbeitslohns, 

■ Verteilung des Arbeitslohns und die 

■ Art der Beschäftigung bei Aushilfskräften in der Land- und Forstwirtschaft. 

Wurde keine pauschale Kirchensteuer erhoben, so ist zusätzlich der fehlende Kirchensteuerabzug 
aufzuzeichnen und auf die als Beleg aufzubewahrende Unterlage hinzuweisen, aus der hervorgeht, 
dass der Arbeitnehmer keiner kirchensteuerpflichtigen Religionsgemeinschaft angehört. Bei feh- 
lenden oder fehlerhaften Aufzeichnungen ist die Pauschalbesteuerung nach § 40a EStG nur zuläs- 
sig, wenn die Pauschalierungsvoraussetzungen auf andere Weise nachgewiesen oder zumindest 
glaubhaft gemacht werden (z.B. durch Arbeitsnachweise). 

Bei der Pauschalbesteuerung mit 25 % von kurzfristigen Beschäftigungen nach § 40a Abs. 1 EStG, 37 
sind Aufzeichnungen derart zu führen, dass eine Überprüfung der steuerlichen Voraussetzungen 
für die 25 %ige Pauschalbesteuerung (18 zusammenhängende Arbeitstage, durchschnittlicher Ar- 
beitslohn nicht mehr als 62 Euro je Tag, Stundenlohn höchstens 12 Euro) erfolgen kann. 

VI. Auswirkung der Pauschalbesteuerung 
auf die Einkommensteuerveranlagung 

Bei allen Formen der pauschalen Besteuerung nach § 40a EStG bleibt sowohl der Arbeitslohn als 38 
auch die hierauf entfallende pauschale Lohn- und Kirchensteuer sowie der Solidaritätszuschlag 
bei der persönlichen Einkommensteuerveranlagung des Arbeitnehmers unberücksichtigt. Der 
Arbeitnehmer kann deshalb Aufwendungen, die mit dem pauschal besteuerten Arbeitslohn Zu- 
sammenhängen, nicht als Werbungskosten abziehen. 
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I §3 Geringfügige Beschäftigungen im Lohnsteuerrecht 

VII. Übersicht 



39 



3 



Lohnsteuerliche Behandlung geringfügiger Beschäftigungsverhältnisse 



Geringfügig entlohnte 
Beschäftigung im 
Privathaushalt nach 
§ 8a SGB IV 



Gewerbliche 
geringfügig entlohnte 
Beschäftigung nach 
§ 8 Abs. 1 Nr. 1 SGB 
IV 



400-Euro-Minijobs 



Kurzfristige 
Beschäftigung nach 
§ 8 Abs. 1 Nr. 2 SGB 
IV 



Der Arbeitgeber führt pauschale Beiträge zur 
Rentenversicherung von 15 % bzw. 5 % an die 
Minijob-Zentrale ab? 



I I 




Arbeitgeber erhebt die Lohnsteuer 
pauschal mit 

25 % nach § 40a Abs. 1 EStG, max. 
18 zusammenhängende Arbeitstage 
max. 62 Euro je Arbeitstag und max. 
12 Euro/Std. 



i 



nein 



i 



Besteuerung nach Vorlage der 
Lohnsteuersteuerkart c, 
ggf. Vorlage einer 
2. Lohnsteuerkarte 
mit Steuerklasse VI. 



♦ 



Die pauschale Lohnsteuer kann auf 
den Arbeitnehmer abgewälzt 
werden. Der Arbeitslohn bleibt 
bei der persönlichen 
Einkommensteuerveranlagung 
außer Ansatz. 



Die Pauschalsteuem können auf den 
Arbeitnehmer abgewälzt werden 
Der Arbeitslohn bleibt 
bei der persönlichen 
Einkommensteuerveranlagung 
außer Ansatz. 



Nach Ablauf des Kalenderjahres 
kann die Erstattung der evtl zuviel 
einbchaltcnen Steuerbeträge im 
Rahmen der persönlichen 
Einkommensteuerveranlagung 
beantragt werden 
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C. Gewährung steuerfreier Arbeitgeberleistungen 



C. Gewährung steuerfreier Arbeitgeberleistungen 

I. Unschädliche Aufstockung der 400-Euro-Grenze 

Grundsätzlich unterliegen Zuwendungen an Arbeitnehmer innerhalb eines abhängigen Beschäf- 40 
tigungsverhältnisses der Lohnsteuerpflicht. Dabei kommt es nicht darauf an, ob der Arbeitgeber 
die Leistungen in Form von Barbezügen oder als Sachbezug gewährt. Obwohl der Gesetzgeber 
in den letzten Jahren zahlreiche Möglichkeiten gestrichen hat, Zuwendungen an Arbeitnehmer 
Steuer- und in der Folge sozialversicherungsfrei zu gewähren, gibt es dennoch eine Reihe von 
Leistungen, die nicht der Lohnsteuerpflicht unterliegen. Der überwiegende Teil der steuerfreien 
Leistungen sind in § 3 EStG geregelt. Näher ausgeführt werden die einzelnen Leistungen in den 
Lohnsteuer- Richtlinien 2008. 

Grundsätzlich kann der Arbeitgeber steuerfreie und steuerbegünstigte Vergütungsbestandteile 41 
an alle abhängig beschäftigte VoUzeit- und Teilzeitarbeitskräfte gewähren. Die Möglichkeit be- 
steht darüber hinaus auch für die Gruppe der geringfügig beschäftigten Arbeitnehmer. Bei der 
Prüfung der 400-Euro-Grenze bleibt ein nach den Bestimmungen des Einkommensteuerrechts 
lohnsteuerfreier Arbeitslohn außer Betracht, wenn die Steuerfreiheit auch Beitragsfreiheit in der 
Sozialversicherung auslöst. 

Q Praxishinweis: 

Nach § 7 Abs. 7 Nr. 7 Sozialversicherungs-Entgeltverordnung (SvEV) gehören einmalige Einnahmen, laufende Zulagen, 

Zuschläge, Zuschüsse sowie ähnliche Einnahmen, die zusätzlich zu Löhnen oder Gehältern gewährt werden und soweit sie 
lohnsteuerfrei sind, nicht zum sozialversicherungsrechtlichen Arbeitsentgelt. Ebenfalls kein sozialversicherungspflichtiges 
Arbeitsentgelt stellt nach §1 Abs. I Nr. 3 SvEV pauschal besteuerte Leistungen des Arbeitgebers nach § 40 Abs. 2 EStG dar. 

Dies bedeutet, dass lohnsteuerfreie bzw. pauschal besteuerte Zuwendungen des Arbeitgebers ohne Anrechnung auf die 400- 
Euro-Grenze und damit zusätzlich gewährt werden können. 

Für die Personengruppe der geringfügig entlohnten Beschäftigten sollte allerdings beachtet wer- 
den, dass eine fehlerhaft angewandte Steuerfreiheit erhebliche negative Konsequenzen zur Folge 
haben kann. Stellt sich beispielsweise bei einem geringfügig entlohnten Beschäftigten im Rahmen 
einer Außenprüfung nachträglich heraus, dass die Voraussetzungen für die Gewährung von steu- 
erfreien Leistungen nicht Vorgelegen haben, droht durch die Anrechnung ein Überschreiten der 
400 Euro-Geringfügigkeitsgrenze und u.U. der Verlust der Sozialversicherungsfreiheit. In diesem 
Fall wären anstelle der Pauschalabgaben zur Sozialversicherung, die regulären Arbeitgeber- und 
Arbeitnehmerbeiträge zu erheben und abzuführen. 



127 



3 



§ 3 Geringfügige Beschäftigungen im Lohnsteuerrecht 



II. Steuerfreie Arbeitgeberleistungen 

ohne Anrechnung auf die 400-Euro-Grenze 



3 



1. Entlassungsabfindungen 



42 Als Entschädigung für den Verlust des Arbeitsplatzes und zur Abmilderung zukünftiger wirt- 
schaftlicher Nachteile gewähren Arbeitgeber ausscheidenden Mitarbeitern häufig Entlassungsab- 
ftndungen. Die Steuerfreiheit für Abfindungen wegen einer vom Arbeitgeber veranlassten oder 
gerichtlich ausgesprochenen Auflösung des Arbeitsverhältnisses ist jedoch seit dem Jahr 2006 
weggefallen. 

Arbeitgeber konnten die nach Alter des Arbeitnehmers und Dienstjahren gestaffelten Steuerfrei- 
beträge jedoch weiterhin anwenden, wenn der Anspruch auf die Abfindung bis zum 31.12.2005 
entstanden ist. Entsprechendes galt für Abfindungen wegen einer bis 31.12.2005 getroffenen Ge- 
richtsentscheidung oder einer zu diesem Zeitpunkt anhängigen Klage. Voraussetzung für die 
Anwendung dieser Übergangsregelung war jedoch, dass die Abfindung dem Arbeitnehmer bis 
spätestens 31.12.2007 ausgezahlt wurde. Durch diese ab 01.01.2008 auslaufende Übergangsrege- 
lung sollte ein Vertrauensschutz für diejenigen Arbeitnehmer geschaffen werden, die bereits bis 
zum 31.12.2005 einen persönlichen Anspruch auf eine Abfindungszahlung erlangt haben. Ent- 
lassungsabftndungen des Arbeitgebers gehören damit bei Auszahlung ab 01.01.2008 in vollem 
Umfang zum steuerpflichtigen Arbeitslohn 

43 Bei Gewährung einer Entlassungsabftndung an 400 Euro-Beschäftigte stellt sich nach dem Weg- 
fall der Steuerfreiheit die Frage, ob und wie eine Abfindungszahlung steuerlich und sozialversi- 
cherungsrechtlich zu berücksichtigen ist. 

Grundsätzlich gilt auch für geringfügig entlohnte Beschäftigte, dass Abfindungszahlungen wegen 
Entlassung aus dem Dienstverhältnis nicht zum Arbeitsentgelt im Sinne der Sozialversicherung 
gehören. Da für die steuerrechtliche Behandlung von 400 Euro-Jobs und hier insbesondere für die 
Pauschalierung der Lohnsteuer mit 2 % der sozialversicherungsrechtliche Arbeitsentgeltbegriff 
heranzuziehen ist, könnte die Schlussfolgerung gezogen werden, dass Abfindungszahlungen auf- 
grund der Sozialversicherungsfreiheit nicht dem Lohnsteuerabzug zu unterwerfen sind. 

Im Rahmen der Überarbeitung der Lohnsteuer-Richtlinien 2008 wurde diesbezüglich eine Klar- 
stellung in R 40a.2 Satz 4 LStR 2008 aufgenommen. Diese sieht vor, dass eine Lohnsteuerpauscha- 
lierung bei geringfügig Beschäftigten nicht zulässig ist, wenn Lohnbestandteile gezahlt werden, 
die nicht zum sozialversicherungsrechtlichen Arbeitsentgelt (z.B. Entlassungsabftndungen) ge- 
hören. 

44 Die Besteuerung ist in diesem Fall nach den allgemeinen Regelungen vorzunehmen. Die auf 400 
Euro-Basis beschäftigte Aushilfskraft hat somit für die Besteuerung der Abfindungszahlung dem 
Arbeitgeber eine Lohnsteuerkarte vorzulegen; eine Pauschalbesteuerung mit 2 % oder in Ausnah- 
mefällen mit 20 % scheidet damit aus. Wird keine Lohnsteuerkarte vorgelegt, hat der Arbeitgeber 
die Lohnsteuer nach der Lohnsteuerklasse VI zu erheben. 
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C. Gewährung steuerfreier Arbeitgeberleistungen 



Q Beispiel: 

Ein Arbeitgeber kündigt einer langjährig beschäftigten 400-Euro-ßeschäftigten mit Wirkung zum 30.06.2008 und zahlt 
ihr neben dem monatlichen Aushilfslohn von 400 Euro eine einmalige Entlassungsabfindung von 1 .000 Euro. 

Die Entlassungsentschädigung für den Verlust des Arbeitsplatzes stellt kein sozialversicherungspflichtiges Arbeitsentgelt 
dar und ist deshalb nicht auf die 400 Euro-Grenze anzurechnen. Durch die Abfindungszahlung wird der 400-Euro-Minijob 
nicht sozialversicherungspflichtig. 

Da es sich bei der Entlassungsentschädigung nicht um sozialversicherungsrechtliches Arbeitsentgelt handelt, scheidet 
nach R 40a.2 Satz 4 LStR 2008 eine Pauschalbesteuerung durch den Arbeitgeber mit 2 % oder mit 20 % grundsätzlich aus. 
Die Arbeitnehmerin hat dem Arbeitgeber für die Besteuerung der Abfindungszahlung eine Lohnsteuerkarte vorzulegen. 
Ohne Vorlage einer Lohnsteuerkarte ist der Lohnsteuerabzug nach der Lohnsteuerklasse VI vorzunehmen. 
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2. Aufmerksamkeiten 

Bei Aufmerksamkeiten handelt es sich um Zuwendungen von geringfügigem Wert (R 19.6 LStR 45 
2008). Sofern diese vom Arbeitgeber als Sachleistungen (z.B. Blumen, Tonträger, Genussmittel) 
anlässlich eines besonderen persönlichen Ereignisses des Arbeitnehmers bzw. des geringfügig 
Beschäftigten hingegeben werden, besteht weder Lohnsteuer- noch Sozialversicherungspflicht. 

Der Wert für solche Sachgeschenke darf allerdings den Betrag von 40 Euro (inkl. Mehrwertsteuer) 
nicht überschreiten. Geldzuwendungen gehören dagegen stets zum Steuer- und beitragspflichti- 
gen Arbeitslohn auch wenn der Wert gering ist. 

Q Beispiel: 

Ein geringfügig entlohnter Beschäftigter erhält von seinem Arbeitgeber anlässlich seines Geburtstags einen Blumen- 
strauß und eine Flasche Wein im Gesamtwert von insgesamt 38 Euro. 

Die beiden Sachgeschenke sind lohnsteuerfrei und nicht auf die 400-Euro-Grenze anzurechnen, da sie anlässlich eines 
persönlichen Ereignisses des Arbeitnehmers als Sachbezug hingegeben werden und die Grenze von 40 Euro nicht über- 
schritten wird. 

Interessant sind Aufmerksamkeiten auch deshalb, weil in Abhängigkeit von den persönlichen Er- 46 
eignissen des Arbeitnehmers Sachzuwendungen gegebenenfalls mehrfach im Jahr gewährt wer- 
den können (z.B. Geburtstag und Heirat). Es ist zu beachten, dass es sich bei dem Betrag von 40 
Euro um eine Freigrenze handelt. Wird diese Grenze nur geringfügig überschritten, ist nicht nur 
der 40 Euro übersteigende sondern der gesamte Betrag steuerpflichtig und damit auf die 400- 
Euro-Grenze anzurechnen. 

3. Auslagenersatz 

Als Auslagenersatz bezeichnet man Ausgaben (z.B. Park- oder Telefongebühren), die der Arbeit- 47 
nehmer auf Rechnung des Arbeitgebers trägt. Sofern ausschließlich betriebliche Auslagen ersetzt 
werden, handelt es sich nicht um steuerpflichtigen Arbeitslohn. Nach R 3.50 Abs. 1 LStR 2008 
liegt Auslagenersatz vor, wenn der Arbeitnehmer die Ausgaben für die Rechnung des Arbeitge- 
bers tätigt, wobei es gleichgültig ist, ob das im Namen des Arbeitgebers oder im eigenen Namen 
geschieht, und über die Ausgaben grundsätzlich im Einzelnen abgerechnet wird. 
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Ein pauschaler Auslagenersatz (ohne Einzelnachweis) führt dagegen regelmäßig zu steuerpflichti- 
gen Arbeitslohn. Ausnahmsweise kann dieser steuerfrei bleiben, wenn er regelmäßig wiederkehrt 
und der Arbeitnehmer die entstandenen Aufwendungen für einen repräsentativen Zeitraum von 
drei Monaten im Einzelnen nachweist. Aufgrund dieses Einzelnachweises kann der pauschale 
Auslagenersatz des Arbeitgebers so lange steuerfrei bleiben, bis sich die Verhältnisse wesentlich 
ändern. 

Q Beispiel: 

Ein Rentner ist auf 400-Euro-Basis für seinen Arbeitgeber als Bote im gesamten Stadtgebiet tätig. Er hat im Jahr 2007 
jeden Monat beruflich bedingte Parkgebühren in Höhe von mindestens 20 Euro nachgewiesen. 

Der Arbeitgeber kann dem Rentner ab dem Jahr 2008 die Parkgebühren pauschal bis zu einem Betrag von 20 Euro steuer- 
frei erstatten, da die Pauschale den tatsächlichen Aufwendungen im Großen und Ganzen entspricht. 

4. Teilnahme an Betriebsveranstaltungen 

48 Betriebsveranstaltungen sind Veranstaltungen auf betrieblicher Ebene, die gesellschaftlichen Cha- 
rakter haben und bei denen die Teilnahme allen Betriebsangehörigen und damit auch gering- 
fügig Beschäftigten offen steht, z.B. Betriebsausflüge, Weihnachtsfeiern oder Pensionärstreffen. 
Betriebsveranstaltungen sollen in erster Linie dazu beitragen, das soziale Klima innerhalb des 
Unternehmens positiv zu beeinflussen. Führt ein Unternehmen für seine Mitarbeiter einschließ- 
lich der geringfügig Beschäftigten eine Betriebsveranstaltung durch, gehören die Aufwendungen 
des Arbeitgebers als Leistungen im ganz überwiegenden eigenbetrieblichen Interesse nicht zum 
steuerpflichtigen Arbeitslohn. 

Neben der Voraussetzung, dass die Teilnahme an der Betriebsveranstaltung allen Mitarbeitern 
des Betriebs offen stehen muss, ist die Steuerfreiheit der Leistungen im Wesentlichen von den drei 
Hauptkriterien Häufigkeit und Dauer der Betriebsveranstaltung sowie der Höhe der üblichen 
Zuwendungen je Teilnehmer abhängig. 

49 Die Höhe der üblichen Zuwendungen ist dabei auf einen Betrag von 110 Euro (inkl. Mehrwert- 
steuer) je Teilnehmer und Veranstaltung beschränkt (R 19.5 Abs. 4 Satz 2 LStR 2008). In Bezug 
auf die Häufigkeit ist eine Betriebsveranstaltung üblich, wenn nicht mehr als zwei Veranstaltun- 
gen jährlich durchgeführt werden. Dabei kommt es auf die Dauer der einzelnen Veranstaltung 
nicht an. Ab der dritten und für jede weitere Betriebsveranstaltung steht für die teilnehmenden 
Arbeitnehmer der Entlohnungscharakter im Vordergrund. Die Zuwendungen stellen in diesem 
Fall Steuer- und in der Folge sozialversicherungspflichtigen Arbeitslohn dar. 

5. Leistungen zur betrieblichen Altersversorgung 

50 Die Steuerfreiheit von Beiträgen zur betrieblichen Altersversorgung (Direktversicherungen, Pen- 
sionskassen und Pensionsfonds) nach § 3 Nr. 63 EStG bis zu 4 % der Beitragsbemessungsgrenze 
in der gesetzlichen Rentenversicherung (Jahr 2008: 2.544 Euro/Jahr) setzt voraus, dass es sich bei 
dem 400-Euro-Job um das erste Dienstverhältnis handelt. Bei einem pauschal mit 2 % versteu- 
erten 400-Euro-fob ist diese Voraussetzung erfüllt, wenn der 400-Euro-Job das einzige Dienstver- 
hältnis des Arbeitnehmers ist. 
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Anstelle einer Erhöhung des Barlohns kann der Arbeitgeber dem geringfügig entlohnten Beschäf- 
tigten auch eine betriebliche Altersversorgung anbieten. Arbeitgeberbeiträge zu Gunsten einer 
Direktversicherung, Pensionskasse oder eines Pensionsfonds, die im Rahmen eines ersten Dienst- 
verhältnisses jährlich bis zu 4 % der Beitragsbemessungsgrenze der gesetzlichen Rentenversiche- 
rung West geleistet werden, sind Steuer- und sozialabgabenfrei und haben somit keinen Einfluss 
auf die 400-Euro-Geringfügigkeitsgrenze. 

Entgeltansprüche aus einem geringfügigen Beschäftigungsverhältnis können grundsätzlich zur 51 
Finanzierung von Leistungen der betrieblichen Altersversorgung verwendet werden. In der So- 
zialversicherung haben Entgeltumwandlungen zu Gunsten einer betrieblichen Altersversorgung 
zur Folge, dass die verwendeten Entgeltbestandteile nicht zum beitragspflichtigen Arbeitsentgelt 
gehören, soweit sie 4 % der Beitragsbemessungsgrenze in der gesetzlichen Rentenversicherung 
nicht übersteigen. Es verringert sich also die Bemessungsgrundlage für die pauschalen Beiträge 
zur Kranken- und Rentenversicherung. 



3 



Q Praxishinweis: 

Im Übrigen führen nur künftige Entgeltumwandlungen zur Beitragsfreiheit, rückwirkende Vereinbarungen für bereits 
abgerechnete Lohnabrechnungszeiträume verringern nicht nachträglich das beitragspflichtige Arbeitsentgelt. Für Entgeltan- 
sprüche, die auf einem Tarifvertrag beruhen, kann eine Entgeltumwandlung nur vorgenommen werden, soweit dies durch 
Tarifvertrag vorgesehen oder zugelassen ist. 



Die Spitzenorganisationen der Sozialversicherung haben klargestellt, dass bei arbeitsrechtlich zu- 
lässigen Entgeltumwandlungen zu Gunsten einer betrieblichen Altersversorgung die Minderung 
des beitragspflichtigen Arbeitsentgelts selbst dann nicht ausgeschlossen ist, wenn das monatliche 
Arbeitsentgelt nach der Entgeltumwandlung die Geringfügigkeitsgrenze von 400 Euro nicht mehr 
übersteigt und der Arbeitnehmer dadurch in der Kranken-, Pflege-, Renten- und Arbeitslosen- 
versicherung versicherungsfrei wird. Weder das Steuerrecht noch das Sozialversicherungsrecht 
schließen für diese Fallkonstellation eine Entgeltumwandlung aus. 

Q Beispiel: 

Das monatliche Brutto-Arbeitsentgelt beträgt 450 Euro. Es wird eine monatliche Entgeltumwandlung zu Gunsten einer 
betrieblichen Altersversorgung in Höhe von 60 Euro durchgeführt. 

Es verbleibt ein beitragspflichtiges monatliches Arbeitsentgelt von 390 Euro. Damit besteht wegen des geringfügigen 
Arbeitsentgelts Versicherungsfreiheit in der Kranken-, Pflege-, Renten- und Arbeitslosenversicherung. Der Arbeitgeber 
hat für das Arbeitsentgelt von 390 Euro Pauschalbeiträge zur Renten- und ggf. Krankenversicherung nach § 172 Abs. 3 
oder 3 a SGß VI bzw. § 249 b SGB V zu zahlen. 



Eine Entgeltumwandlung zu Gunsten einer betrieblichen Altersversorgung ist auch dann zuläs- 52 
sig, wenn das Arbeitsentgelt von vornherein die Geringfügigkeitsgrenze nicht überschreitet, der 
Arbeitnehmer also auch ohne Entgeltumwandlung bereits wegen geringfügiger Entlohnung ver- 
sicherungsfrei ist. Entsprechende Vereinbarungen führen dann zur Minderung der Bemessungs- 
grundlage für die Pauschalbeiträge des Arbeitgebers zur Renten- und gegebenenfalls Kranken- 
versicherung. 
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Q Beispiel: 

Ein geringfügig entlohnter Arbeitnehmer enthält ein monatliches Arbeitsentgelt von 400 Euro. Mit Wirkung ab 
01 .07.2008 wird zukünftig eine Entgeltumwandlung zu Gunsten einer betrieblichen Altersversorgung in flöhe von 50 
Euro monatlich vereinbart. 

Durch die zulässige Entgeltumwandlung verbleibt ein Arbeitsentgelt von 350 Euro monatlich. Der Arbeitgeber hat auf das 
verminderte Arbeitsentgelt in Höhe von 350 Euro im Monat die Pauschalbeiträge zur Renten- und ggf. zur Krankenversi- 
cherung zu entrichten. 

Versicherungsfreie geringfügig Beschäftigte haben jedoch grundsätzlich keinen Rechtsanspruch 
auf Entgeltumwandlung zu Gunsten einer betrieblichen Altersversorgung gegenüber ihrem Ar- 
beitgeber. Ein solcher Anspruch besteht nach § 17 Abs. 1 i. V. m. § 1 a BetrAVG ausdrücklch nur 
für Arbeitnehmer, die dem Grunde nach in der gesetzlichen Rentenversicherung pflichtversichert 
sind. Für geringfügig Beschäftigte, die nach § 5 Abs. 2 SGB VI auf die Versicherungsfreiheit ver- 
zichtet haben, ist der Rechtsanspruch auf Entgeltumwandlung gegeben. 



6. Kindergartenzuschüsse 

53 Bar- oder Sachleistungen des Arbeitgebers zur Unterbringung von nicht schulpflichtigen Kin- 
dern in Kindergärten oder vergleichbaren Einrichtungen zählen nach § 3 Nr. 33 EStG nicht 
zum lohnsteuerpflichtigen Arbeitslohn und werden somit nicht auf die 400 -Euro -Grenze ange- 
rechnet. Die Betreuung im Haushalt des Steuerpflichtigen, z.B. durch Kinderpflegerinnen, Haus- 
gehilfinnen oder Familienangehörige, ist dagegen nicht nach § 3 Nr. 33 EStG begünstigt. 

Bei den Leistungen des Arbeitgebers muss es sich grundsätzlich um Zuwendungen handeln, die 
zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn erbracht werden. Die Steuerfreiheit gilt auch für 
Leistungen, wenn der nicht beim Arbeitgeber beschäftigte Elternteil die Aufwendungen trägt. 

Q Beispiel: 

Ein Arbeitgeber vereinbart mit einer geringfügig entlohnten Beschäftigten, dass er neben dem Arbeitslohn von regelmä- 
ßig 400 Euro im Monat, bereit ist, die Kosten für die Unterbringung des Kindes im örtlichen Kindergarten zusätzlich zu 
gewähren. Die Kindergartenbeiträge betragen 120 Euro im Monat. 

Der Kindergartenzuschuss von 120 Euro im Monat kann steuerfrei gewährt werden, da der Zuschuss zusätzlich zum 
ohnehin geschuldeten Arbeitslohn erbracht wird. Die Arbeitnehmerin hat dem Arbeitgeber einen Nachweis über die 
Kindergartenbeiträge zu übergeben. Die Gewährung des Kindergartenzuschusses führt nicht zu einer Überschreitung der 
400-Euro-Grenze. Es handelt sich weiterhin um eine sozialversicherungsfreie geringfügige Beschäftigung. 

54 Begünstigt sind nur Leistungen zur Unterbringung und Betreuung von nicht schulpflichtigen 
Kindern. Ob ein Kind schulpflichtig ist, richtet sich nach dem jeweiligen landesrechtlichen Schul- 
gesetz. Die Schulpflicht ist nach R 3.33 Abs. 3 LStR 2008 aus Vereinfachungsgründen nicht zu 
prüfen bei Kindern, die 

■ das 6. Lebensjahr noch nicht vollendet haben oder 

■ im laufenden Kalenderjahr das 6. Lebensjahr nach dem 30. Juni vollendet haben, es sei denn, 
sie sind vorzeitig eingeschult worden, oder 

■ im laufenden Kalenderjahr das 6. Lebensjahr vor dem 1. Juli vollendet haben, in den Monaten 
Januar bis Juli dieses Jahres. 
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Den nicht schulpflichtigen Kindern stehen schulpflichtige Kinder gleich, solange sie mangels 
Schulreife vom Schulbesuch zurückgestellt sind. Der Arbeitnehmer hat dem Arbeitgeber die 
zweckentsprechende Verwendung der Mittel nachzuweisen. Um zu verhindern, dass beide El- 
ternteile einen steuerfreien Zuschuss erhalten, ist der Arbeitgeber verpflichtet den Originalbeleg 
als Nachweis zum Lohnkonto zu nehmen. 

7. Fahrtkostenersatz für Fahrten 

zwischen Wohnung und Arbeitsstätte 

Erstattet der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer Aufwendungen für Fahrten zwischen Wohnung und 55 
Arbeitsstätte oder leistet er hierfür Zuschüsse, gehören diese grundsätzlich zum steuerpflichtigen 
Arbeitslohn des Arbeitnehmers. Auch die Steuerfreiheit der Nutzung öffentlicher Verkehrsmitteln 
- für Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte - ist bereits seit dem Jahr 2004 weggefallen. 
Gewährte der Arbeitgeber bis 31.12.2006 einen Fahrtkostenzuschuss für die Fahrten zwischen 
Wohnung und Arbeitsstätte, konnte der steuerpflichtige Zuschuss ab dem ersten Entfernungski- 
lometer nach § 40 Abs. 2 Satz 2 EStG mit 15 % pauschal besteuert werden. Durch die steuerlich 
zulässige Pauschalbesteuerung unterlag der Fahrkostenzuschuss nicht der Sozialversicherungs- 
pflicht und wurde somit nicht auf die 400-Euro-Geringfügigkeitsgrenze angerechnet. 

Durch das Steueränderungsgesetz 2007 wurden jedoch die Aufwendungen, die den Steuerpflich- 56 
tigen für Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte entstehen, nicht mehr als beruflich be- 
dingte Werbungskosten angesehen, sondern gelten als privat veranlasst. Lediglich für Fernpend- 
ler, bleibt der Abzug der Entfernungspauschale von 0,30 Euro je Kilometer für eine Entfernung ab 
dem 21. Kilometer erhalten. 

Q Praxishinweis: 

Die A bzugsbeschränkung der ersten 20 Entfernungskilometer bedeutet, dass Fahrtkostenzuschüsse seit 01.012007 für die er- 
sten 20 Entfernungskilometer dem regulären Lohnsteuerabzug unterliegen. Die Pauschalbesteuerung nach § 40 Abs. 2 Satz 2 
EStG scheidet damit für die ersten 20 Entfernungskilometer aus. Fahrtkostenzuschüsse für die ersten 20 Entfernungskilometer, 
die an geringfügig entlohnte Beschäftigte gewährt werden, sind somit grundsätzlich auf die 400-Euro-Grenze anzurechnen 
und führen bei einer zusätzlichen Gewährung zu einem Überschreiten der Geringfügigkeitsgrenze. 

Überlässt ein Arbeitgeber seinen Arbeitnehmern Fahrausweise für den öffentlichen Nahverkehr 
für die Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte, so sind diese Sachzuwendungen, soweit der 
Wert der Zuwendung die Sachbezugsfreigrenze von 44 Euro (nach § 8 Abs. 2 Satz 9 EStG) nicht 
übersteigt. Für die Anwendung der 44 Euro-Sachbezugsfreigrenze bei Überlassung sog. Jobtickets 
knüpft die Finanzverwaltung allerdings strenge Anforderungen. Eine wichtige Voraussetzung bei 
der Überlassung von Fahrberechtigung für öffentliche Verkehrsmittel ist, dass die Fahrkarten dem 
Arbeitnehmer monatlich überlassen oder freigeschaltet werden müssen. Die Abgabe eines Jah- 
resfahrscheins erfüllt nicht die Voraussetzungen für die Steuerfreiheit, da dem Arbeitnehmer der 
geldwerte Vorteil sofort zufließt und der 44 Euro-Sachbezugsfreibetrag dadurch überschritten 
wird. 
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8. Steuerfreie Belegschaftsrabatte bei Personaleinkauf 
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überlässt der Arbeitgeber seinen Arbeitnehmern eigene Waren oder Dienstleistungen unent- 
geltlich oder gewährt er hierauf einen Rabatt, ergibt sich für den Arbeitnehmer ein Steuer- und 
sozialversicherungspflichtiger geldwerter Vorteil. Sofern die in § 8 Abs. 3 EStG genannten Voraus- 
setzungen zur Anwendung des Rabattfreibetrags gegeben sind, unterliegen die vom Arbeitgeber 
gewährten Preisnachlässe bis zu einem Betrag von 1.080 Euro im Jahr nicht der Lohnsteuerpflicht. 
Die unter die Rabattregelung fallenden Waren oder Dienstleistungen, können geringfügig Be- 
schäftigten ohne Anrechnung auf die 400 -Euro -Grenze gewährt werden. 



Q Praxishinweis: 

Voraussetzung für die Anwendung des Rabattfreibetrags ist, dass es sich um Waren oder Dienstleistungen handelt, die vom 
Arbeitgeber nicht überwiegend für den Bedarf seiner Arbeitnehmer hergestellt werden. 



58 Der Rabatt muss dem Arbeitnehmer auf Grund seines Dienstverhältnisses zufließen. Rabatte 
durch Dritte fallen nicht unter die Rabattfreibetragsregelung. Zu den Waren gehören alle Wirt- 
schaftsgüter, die im Wirtschaftsverkehr wie Sachen behandelt werden, also beispielsweise auch 
elektrischer Strom. Als Dienstleistungen kommen alle anderen Leistungen in Betracht, die üb- 
licherweise gegen Entgelt erbracht werden. Hierzu zählen auch Vermittlungsleistungen, wie z.B. 
Vermittlung von Versicherungsverträgen und Darlehen durch Banken oder von Reisen durch 
Reisebüros. Weitere Beispiele für Dienstleistungen sind: 

■ Beförderungsleistungen, 

■ Beratung, 

■ Datenverarbeitung, 

■ Kontenführung, 

■ Werbung. 

Maßgebend für die steuerliche Bewertung des eingeräumten Rabatts ist der um vier Prozent ge- 
minderten Endpreis, zu denen der Arbeitgeber die Waren oder Dienstleistungen fremden End- 
verbrauchern im allgemeinen Geschäftsverkehr anbietet. Gibt der Arbeitgeber die Waren nicht 
direkt ab, ist der Preis maßgebend, den der nächstansässige Abnehmer des Arbeitgebers von frem- 
den Letztverbrauchern fordert. 

59 Eine gegebenenfalls vom Arbeitnehmer geleistete Eigenbeteiligung ist in Abzug zu bringen. Bei 
dem Rabattfreibetrag handelt sich um einen echten Freibetrag, d.h. nur die den Betrag von 1.080 
Euro übersteigenden Vorteile sind der Besteuerung zu unterwerfen. 

Q Beispiel: 

Eine geringfügig entlohnte Beschäftigte ist als Verkäuferin in einem Möbelhaus tätig. Ihr regelmäßiges Arbeitsentgelt 
beträgt 400 Euro im Monat. Das Möbelhaus überlässt der geringfügig Beschäftigten eine Schrankwand zu einem Preis von 
1 .000 Euro. Der durch Preisauszeichnung im Geschäft angegebene Endpreis der Schrankwand beträgt 2.000 Euro. 

Zur Ermittlung des geldwerten Vorteils ist der Endpreis von 2.000 Euro um 4 % (= 80 Euro) zu kürzen (= 1 .920 Euro). 

Unter Anrechnung der von der Arbeitnehmerin geleisteten Eigenbeteiligung von 1 .000 Euro verbleibt ein geldwerter 
Vorteil in Höhe von 920 Euro (1.920 Euro - 1.000 Euro). Dieser Betrag überschreitet nicht den Rabattfreibetrag von 1.080 
Euro. Der vom Arbeitgeber gewährte Preisnachlass für die eigene Schrankwand, hat keine Auswirkungen auf die 400- 
Euro-Geringfügigkeitsgrenze; es findet keine Anrechnung statt. 
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9. Überlassung eines Computer und Zubehör 

Die private Nutzung eines betrieblichen - also im Eigentum des Arbeitgebers verbleibenden - 60 

Computers einschließlich des Zubehörs durch den Arbeitnehmer ist steuerfrei (§ 3 Nr. 45 EStG). 

Die Steuerfreiheit ist unabhängig von der Höhe und dem Verhältnis von beruflicher und privater 
Nutzung. Sie gilt auch für betriebliche Personalcomputer mit Internet- Verbindung in der Woh- 
nung des Arbeitnehmers. In diesen Fällen sind auch die vom Arbeitgeber getragene Verbindungs- 
entgelte für die Telekommunikation (Grundgebühr und sonstige laufende Kosten) steuerfrei. 

Q Beispiel: 

Ein Arbeitgeber überlässt einem geringfügig Beschäftigten einen betrieblichen Personalcomputer. Der Arbeitgeber 
vereinbart mit dem Arbeitnehmer schriftlich, dass der Computer beruflich als auch privat genutzt werden darf. Sie verein- 
baren weiterhin, dass das betriebliche Gerät nach Ablauf der voraussichtlichen Nutzungsdauer oder bei Beendigung des 
Arbeitsverhältnisses wieder an den Arbeitgeber zurückzugeben ist. 

Die Überlassung des betrieblichen PCs an den Arbeitnehmer ist steuerfrei. Durch die Steuerfreiheit nach § 3 Nr. 45 EStG 
erfolgt keine Anrechnung auf die 400-Euro-Grenze. 

Q Praxishinweis: 

Überträgt dagegen der Arbeitgeber einen Computer oder Zubehör in das Eigentum des Arbeitnehmers (z.B. durch Schenkung), 
liegt in Höhe des ortsüblichen Preises Steuer- und sozialversicherungspflichtiger Arbeitslohn vor. Das ist auch dann der Fall, 
wenn es sich um einen gebrauchten Computer handelt, den der Arbeitgeber bereits vollständig abgeschrieben hat. 

1 0. Reisekosten und Mehraufwendungen 
bei doppelter Haushaltsführung 

Unter dem Begriff Reisekosten werden alle Kosten zusammengefasst, che durch eine vorüberge- 61 
hende beruflich veranlasste auswärtige Tätigkeit unmittelbar verursacht werden. Hierzu zählen 

■ Fahrtkosten, 

■ Kosten für Übernachtung, 

■ Verpflegungsmehraufwendungen sowie 

■ bestimmte Reisenebenkosten. 

Die im Rahmen einer beruflichen Auswärtstätigkeit anfallenden Reisekostenaufwendungen sind 
nicht im Einkommensteuergesetz (EStG) gesetzlich definiert. Höhe, Umfang und Dauer der er- 
stattungsfähigen Reisekosten ergeben sich vielmehr aus den Lohnsteuer- Richtlinien 2008 (R 9.4 
-9.10LStR 2008). 

Für eine steuerfreie Erstattung von Reisekosten ist es erforderlich, dass der Arbeitnehmer vor- 62 
übergehend außerhalb seiner Wohnung und seiner regelmäßigen Arbeitsstätte beruflich tätig 
wird und nach Ende dieser Tätigkeit wieder an seine regelmäßige Arbeitsstätte zurückkehrt, um 
seine Arbeit dort fortzusetzen. Die Möglichkeit zur Erstattung steuerfreier Reisekosten besteht 
unabhängig davon, ob es sich um einen versicherungspflichtigen Mitarbeiter oder um einem so- 
zialversicherungsfreien geringfügig entlohnten Beschäftigten handelt. Eine Anrechnung steuer- 
freier Reisekostenaufwendungen auf die 400-Euro-Grenze erfolgt nicht. 
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Q Beispiel: 

Ein Rentner ist im Rahmen eines geringfügigen Beschäftigungsverhältnisses als Auslieferungsfahrer von Medikamenten 
tätig. Er erhält einen regelmäßigen Arbeitslohn von 400 Euro im Monat. Für die Kurierfahrten nutzt der Rentner seinen 
privaten Pkw. Der Arbeitgeber erstattet dem Arbeitnehmer neben dem monatlichen Arbeitslohn von 400 Euro die Fahrt- 
kosten für die ausschließlich beruflichen Fahrten. Mehraufwendungen für Verpflegung werden nicht erstattet, da der 
Rentner die tägliche Mindestabwesenheitsdauer von 8 Stunden nicht erreicht. 

Für die beruflichen Fahrten mit dem Privat-Pkw kann der Arbeitgeber die Fahrtkosten in Höhe der zutreffenden amtlichen 
Kilometerpauschale von 0,30 Euro je tatsächlich beruflich gefahrenen Kilometer steuerfrei erstatten. Der Fahrtkostener- 
satz für die beruflich veranlassten Fahrten ist nicht in die Überprüfung der 400-Euro-Geringfügigkeitsgrenze einzubezie- 
hen. 



1 1 . Überlassung betrieblicher Telekommunikationsgeräte 

63 Nach § 3 Nr. 45 EStG ist neben der Überlassung von betrieblichen Personalcomputern auch die 
Zurverfügungstellung von arbeitgebereigenen Telekommunikationsgeräten, wie z.B. Telefone, 
Handys oder Faxgeräte im vollem Umfang lohnsteuerfrei. Dabei gilt die Steuerfreiheit nicht nur 
für die Privatnutzung des Telefons im Betrieb, sondern auch, wenn dem Arbeitnehmer beispiels- 
weise ein Handy zur ständigen privaten Nutzung überlassen wird. 

Die Steuerfreiheit erstreckt sich sowohl auf den Vorteil der Gerätenutzung als auch auf die damit 
verbundenen Grundkosten und Verbindungsentgelte. Die Steuerfreiheit setzt aber - wie bei der 
Überlassung von Personalcomputern - grundsätzlich voraus, dass die Geräte nicht in das Eigen- 
tum des Arbeitnehmers übergehen, es sich also um betriebliche Geräte handelt. Die Geräte dürfen 
nur leihweise an Arbeitnehmer überlassen werden. 

Q Beispiel: 

Ein Arbeitgeber überlässt einer geringfügig Beschäftigten ein firmeneigenes Handy, das diese sowohl beruflich als auch 
privat nutzen darf. Dem Arbeitgeber entstehen hierdurch monatliche Kosten der Handy-Nutzung in Höhe von durch- 
schnittlich 50 Euro, die er trägt. 

Trotz der überwiegenden Privatnutzung des Handys, ist der daraus resultierende geldwerte Vorteil für die geringfügig 
Beschäftigte steuerfrei. Die vom Arbeitgeber übernommenen Kosten haben keinen Einfluss auf die 400-Euro-Grenze. 
Wichtige Voraussetzung ist, dass es sich um ein arbeitgebereigenes Gerät handelt. Das Handy darf also nicht durch Schen- 
kung in das Eigentum der Arbeitnehmerin übergehen. 

12. Warengutscheine 

64 Für die Frage, ob es sich bei der Hingabe von Warengutscheinen um steuerpflichtigen Barlohn 
oder um einen Sachbezug handelt, für den ggf der Rabattfreibetrag oder die 44 Euro-Sachbe- 
zugsfreigrenze (§ 8 Abs. 2 Satz 9 EStG) Anwendung finden kann, ist darauf abzustellen, ob der 
Warengutschein beim Arbeitgeber oder bei einem Dritten einzulösen ist. 

Warengutscheine die beim eigenen Arbeitgeber einzulösen sind, stellen auch dann einen Sach- 
bezug und keinen steuerpflichtigen Barlohn dar, wenn der Gutschein nur auf einen Euro-Betrag 
lautet. Es ist die monatliche 44 Euro-Sachbezugsfreigrenze (§ 8 Abs. 2 Satz 9 EStG) oder der Ra- 
battfreibetrag (§ 8 Abs. 3 EStG) i.H. von jährlich 1.080 Euro anwendbar. Die Abgabe von Waren- 
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gutscheine an geringfügig Beschäftigte ist unter denselben steuerlichen Voraussetzungen, wie für 
versicherungspflichtige Arbeitnehmer möglich. 

Zu bewerten sind Warengutscheine, die zum Einkauf beim eigenen Arbeitgeber berechtigen, zum 
Zeitpunkt wenn der Arbeitnehmer den Gutschein tatsächlich einlöst. Warengutscheine, die der 
Arbeitnehmer bei einem Dritten einlösen kann, unterliegen strengeren Anforderungen. Bei ei- 
nem Warengutschein, auf dem sich ein Dritter verpflichtet, einen Euro-Betrag beim Kauf seiner 
Ware auf den Kaufpreis anzurechnen, kommt dem Gutschein die Funktion eines Zahlungsmittels 
zu. In diesem Fall handelt es sich bei dem Gutschein um einen (steuerpflichtigen) Barlohn und 
nicht um einen steuerbegünstigten Sachbezug. Die 44 Euro-Sachbezugsfreigrenze (§ 8 Abs. 2 Satz 
9 EStG) ist in diesem Fall nicht anwendbar. 

Anders verhält es sich, wenn auf dem Warengutschein eine bestimmte, der Art und Menge nach 65 
konkret bezeichneten Ware oder Dienstleistung ohne einen anzurechnenden Betrag oder Höchst- 
betrag angegeben ist. In diesem Fall handelt es sich um einen Sachbezug, der dem Arbeitnehmer 
im Zeitpunkt der Hingabe des Warengutscheins zufließt. Zu welchem Zeitpunkt der Arbeitneh- 
mer den Gutschein tatsächlich einlöst ist unerheblich. 
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Q Beispiel: 

Der Arbeitgeber übergibt einem Arbeitnehmer am 01 .07.2008 einen Gutschein über 28 Liter Super Benzin, der bei einer 
bestimmten Tankstelle einzulösen ist. Der Preis pro Liter Super Benzin beträgt am Tag der Hingabe des Gutscheins bei der 
Tankstelle 1,55 Euro. 

Da die Ware konkret bezeichnet ist und die Freigrenze von 44 Euro (28 Liter x 1,55 Euro = 43,40 Euro) am Ausgabetag 
nicht überschritten wird, handelt es sich bei dem Benzingutschein um einen Sachbezug auf dem die 44 Euro-Sachbe- 
zugsfreigrenze anwendbar ist. Der Arbeitgeber sollte im Lohnkonto des Arbeitnehmers dem am Ausgabetag (01 .07.2008) 
maßgeblichen Preis je Liter dokumentieren. 



Würde der Warengutschein jedoch neben der bezeichneten Ware oder Dienstleistung einen an- 66 
zurechnenden Betrag oder Höchstbetrag enthalten, liegt kein steuerbegünstigter Sachbezug, son- 
dern ein steuerpflichtiger Barlohn vor. Dies schließt die Anwendung der 44-Euro-Sachbezugsfrei- 
grenze grundsätzlich aus. 

Q Beispiel: 

Der Arbeitgeber übergibt einem geringfügig Beschäftigten monatlich einen Gutschein über 25 Liter Super Benzin auf dem 
zusätzlich vermerkt ist „bis zu einem Wert von höchstens 44 Euro". 

Da der Gutschein neben der bezeichneten Ware einen Höchstbetrag enthält, handelt es sich in diesem Fall um steuer- 
pflichtigen Barlohn und nicht um einen Sachbezug. In diesem Fall ist der Wert des Gutscheins auf die 400-Euro-Grenze 
anzurechnen. 



Bei der 44 Euro-Sachbezugsfreigrenze handelt es sich um eine echte Freigrenze. Wird die Grenze 
auch nur geringfügig überschritten, ist der gesamte Vorteil und nicht nur der übersteigende Be- 
trag steuerpflichtig. In einem Monat nicht ausgenutzte Teile der Freigrenze dürfen zudem nicht 
auf andere Zeiträume verteilt werden. 
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13. Zuschläge für Sonntags-, Feiertags- und Nachtarbeit 



67 
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Durch die in § 3b EStG geregelte Steuerfreiheit von Sonntags-, Feiertags- und Nachtarbeitszu- 
schlägen, soll die Bereitschaft der Arbeitnehmer erhöht werden, zu diesen ungünstigen Arbeits- 
zeiten tätig zu werden. Die sozialversicherungsrechtliche Behandlung folgte in der Vergangenheit 
den für die Steuerfreiheit der Lohnzuschläge maßgeblichen Voraussetzungen (§ 3b EStG). Seit 
01.07.2006 sind jedoch steuerfreie Sonntags-, Feiertags- und Nachtarbeitszuschläge sozialversi- 
cherungspflichtig, soweit das Arbeitsentgelt, auf dem sie berechnet werden, mehr als 25 Euro die 
Stunde beträgt. 

Grundvoraussetzungen für die Gewährung steuerfreier Zuschläge an versicherungspflichtige Ar- 
beitnehmer und geringfügig Beschäftigte sind, dass die Zuschläge 

■ für Arbeit in den begünstigten Zeiten, 

■ für tatsächlich geleistete Arbeit sowie 

■ neben dem Grundlohn und 

somit zusätzlich zum regulären Arbeitsentgelt geleistet werden. 

Welche Arbeitszeiten im Einzelnen zu den begünstigten Sonntags-, Feiertags- und Nachtarbeit 
zählen und welche maximalen Zuschlagssätze hierfür steuerfrei gezahlt werden können, sehen 
Sie nachfolgend; 

■ für Nachtarbeit 25 % (von 20 Uhr bis 6 Uhr) bzw. 40 % (von 0 Uhr bis 4 Uhr, bei Arbeitsbeginn 
vor 0 Uhr); 

■ für Sonntagsarbeit 50 % (als Sonntagsarbeit gilt auch die Arbeit am Montag von 0 Uhr bis 4 
Uhr, wenn die Arbeit vor 0 Uhr aufgenommen wurde); 

■ für Arbeit an den gesetzlichen Feiertagen 125 % (als Feiertagsarbeit gilt auch die Arbeit des auf 
den Feiertag folgenden Tages von 0 Uhr bis 4 Uhr, wenn die Arbeit vor 0 Uhr aufgenommen 
wurde); 

■ für Arbeit am 24. Dezember ab 14 Uhr, am 25. und 26. Dezember sowie am 1. Mai 150 %. 

Die tatsächlich geleistete Sonntags-, Feiertags- oder Nachtarbeit ist grundsätzlich anhand von 
Einzelaufstellungen nachzuweisen (R 3b Abs. 6 Satz 3 LStR 2008). Eine bestimmte Form für die 
Nachweisführung ist zwar nicht ausdrücklich vorgeschrieben, um die Steuerfreiheit nicht zu ge- 
fährden, empfiehlt sich allerdings die Führung von schriftlichen Einzelaufzeichnungen. Als geeig- 
nete Nachweise kommen hierfür in Betracht: 

■ Stundenzettel, 

■ Stechkarten, 

■ Fahrtenschreiber oder 

■ detaillierte Schichtpläne. 

Die Einzelnachweise sind fortlaufend zu führen. Es reicht nicht aus, dass Aufzeichnungen ledig- 
lich für einen repräsentativen Zeitraum erstellt werden. Aus den Aufzeichnungen sollten sich 
nach Arbeitnehmer und Abrechnungszeitraum getrennt, mindestens folgende Angaben entneh- 
men lassen: 

■ Datum und Wochentag, 

■ Beginn und Ende der Tätigkeit sowie 

■ die tatsächlich geleisteten Arbeitsstunden je Arbeitstag. 
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C. Gewährung steuerfreier Arbeitgeberleistungen 



Können die tatsächlich geleisteten Arbeitsstunden vom Arbeitgeber nicht einzeln nachgewiesen 70 
werden, kommt eine steuerfreie Gewährung nicht in Betracht. Fehlende Einzelnachweise über 
die tatsächlich zu den begünstigten Zeiten erbrachte Arbeitsleistung kann auch durch eine vom 
Arbeitgeber aufgestellte Modellrechnung nicht ersetzt werden. 

Q Beispiel: 

Ein Arbeitnehmer ist im Rahmen eines geringfügigen Beschäftigungsverhältnisses gelegentlich als Nachtportier in einem 
Hotel tätig. Seine Arbeitszeit beträgt jeweils 0.00 Uhr bis 6.00 Uhr. Neben dem regelmäßigen Arbeitslohn von 400 Euro 
zahlt der Arbeitgeber einen Zuschlag für Nachtarbeit in Höhe von 25 % des Grundlohns. 

Der vom Arbeitgeber gezahlte Nachtzuschlag ist steuerfrei, da dieser neben dem vereinbarten Arbeitslohn von 400 Euro 
gezahlt wird und der Rahmen der Steuerfreiheit (bei Nachtzuschlägen bis zur Höhe von 25 % des Grundlohns) nicht 
überschritten wird. Die Zahlung des steuerfreien Nachtzuschlags hat keinen Einfluss auf die Geringfügigkeitsgrenze. Der 
Nachtarbeitszuschlag kann deshalb zusätzlich zu den 400 Euro gezahlt werden. 
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14. Übungsleiter- und Ehrenamtsfreibetrag 

Wird ein Übungsleiter, Ausbilder, Erzieher oder Betreuer für eine begünstigte Institution neben- 71 
beruflich tätig, sind die aus dieser Tätigkeit erzielten Einnahmen bis zu 2.100 Euro (bis 31.12.2006: 

1.848 Euro) im fahr steuerfrei (§ 3 Nr. 26 EStG). Wichtige Voraussetzungen für die Steuerfreiheit 
sind, dass 

■ die Tätigkeit nebenberuflich ausgeübt wird, 

■ die Tätigkeit der Förderung gemeinnütziger, mildtätiger oder kirchlicher Zwecke dient und 

■ die nebenberufliche Tätigkeit im Dienst oder Auftrag einer inländischen juristischen Person 
des öffentlichen Rechts oder einer gemeinnützigen, mildtätigen oder kirchlichen Zwecken 
dienenden Einrichtung ausgeübt wird. 

Nebenberuflichkeit ist anzunehmen, wenn die zusätzlich ausgeübte Tätigkeit - bezogen auf ein 
fahr - nicht mehr als ein Drittel eines vergleichbaren Vollzeiterwerbs in Anspruch nimmt. 

Q Beispiel: 

Ein für einen eingetragenen Sportverein tätiger Fußballtrainer erhält vom Verein ein regelmäßiges Arbeitsentgelt von 400 
Euro im Monat. Zusätzlich erhält der Trainer eine Übungsleiterpauschale von 175 Euro im Monat. Hauptberuflich ist der 
Fußballtrainer bei einer Bank angestellt. 

Da die Trainertätigkeit für eine begünstigte Institution nebenberuflich ausgeübt wird, ist die Übungsleiterpauschale in 
Höhe von 175 Euro im Monat steuerfrei. Die Geringfügigkeitsgrenze von 400 Euro wird durch die Zahlung der Übungslei- 
terpauschale nicht überschritten. Der Verein kann somit dem Fußballtrainer insgesamt 575 Euro im Monat auszahlen. 

Durch das Gesetz zur weiteren Stärkung des bürgerschaftlichen Engagements vom 10.10.2007^ 72 

wurde rückwirkend zum 01.01.2007 ein neuer Freibetrag für nebenberufliche Tätigkeiten im ge- 
meinnützigen Bereich in Höhe von 500 Euro jährlich eingeführt. Der neue sog. Ehrenamtsfreibe- 
trag von 500 Euro im fahr ist für diejenigen Personen gedacht, die sich zwar für einen gemeinnüt- 
zigen Verein oder Organisation engagieren, die aber für diese Tätigkeit nicht den sog. Übungs- 
leiterfreibetrag von 2.100 Euro im fahr erhalten können, weil sie keine pädagogisch ausgerichtete 
Tätigkeit als Übungsleiter, Ausbilder, Betreuer o.Ä. ausüben. Den neuen Ehrenamtsfreibetrag 
können somit insbesondere 

2 BGBl. I S. 2332 
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■ Vereinsvorstände, 

■ Kassierer, 

■ Geräte- und Platzwarte, 

■ Ordner, 
erhalten. 

73 Der neue Ehrenamtsfreibetrag von 500 Euro zählt ebenso wie der Übungsleiterfreibetrag nicht 
zum lohnsteuerpflichtigen Arbeitslohn (§ 3 Nr. 26a EStG). Der Freibetrag wird demzufolge auch 
nicht auf die 400 Euro-Geringfügigkeitsgrenze angerechnet. Der Ehrenamtsfreibetrag kann somit 
zusätzlich gewährt werden, ohne dass dadurch die 400 Euro-Grenze überschritten wird. 

Q Beispiel: 

Ein Rentner wird von einem Sportverein ganzjährig als Platzwart beschäftigt. Er erhält hierfür einen regelmäßigen Ar- 
beitslohn von 400 Euro im Monat. Für den Verein besteht die Möglichkeit zusätzlich zum Aushilfslohn den Ehrenamtsfrei- 
betrag in Höhe von 500 Euro im Jahr zusätzlich zu gewähren. Der Verein könnte dem Rentner insgesamt einen Betrag von 
441,67 Euro im Monat auszahlen. Die Gewährung des zusätzlichen Ehrenamtsfreibetrag von (500 Euro : 12 =) 41,67 Euro 
im Monat führt nicht zu einer Überschreitung der 400-Euro-Grenze. 

1 5. Kombination mehrerer Leistungen 

74 Die vorgenannten Möglichkeiten steuerfreier Arbeitgeberleistungen machen deutlich, dass eine 
unschädliche Aufstockung der 400-Euro-Geringfügigkeitsgrenze durchaus möglich ist. Es ist so- 
gar zulässig, mehrere dieser Leistungen innerhalb desselben Dienstverhältnisses nebeneinander 
zu gewähren (z.B. steuerfreier Kindergartenzuschuss und Überlassung eines firmeneigenen Han- 
dys) ohne das dadurch die Versicherungsfreiheit der geringfügigen Beschäftigung verloren geht. 

D. Steuerermäßigung für haushaltsnahe Beschäftigungen 

und Dienstleistungen 

I. Haushaltsnahe Beschäftigungsverhältnisse oder 

Dienstleistungen 

1. Allgemein 

75 Die sozialversicherungsrechtliche Privilegierung der geringfügigen Beschäftigung in Privathaus- 
halten durch ermäßigte Sozialabgaben hat zum Ziel, diese Mini-Jobs in die „legale Beschäftigung” 
zu überführen. Um einen zusätzlichen Anreiz für die Einrichtung von geringfügigen Beschäfti- 
gungsverhältnissen in Privathaushalten zu schaffen, wurde neben niedrigeren Sozialabgaben eine 
besondere Steuerermäßigung eingeführt (§ 35a EStG). 
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D. Steuerermäßigung für haushaltsnahe Beschäftigungen und Dienstleistungen 



Auf Antrag können Steuerpflichtige Aufwendungen für haushaltsnahe Beschäftigungsverhältnis- 
se, die in einem in der Europäischen Union oder dem Europäischen Wirtschaftsraum liegenden 
Haushalt des Steuerpflichtigen ausgeübt werden, und für die Inanspruchnahme haushaltsnaher 
Dienstleistungen, eine Steuerermäßigung auf die tarifliche Einkommensteuer erhalten. Die Steue- 
rermäßigung besteht in einem Abzug, der unmittelbar von der festgesetzten Einkommensteuer 
erfolgt. § 35a EStG sieht dabei je nach der Art der Beschäftigung bzw. Dienstleistung eine Steue- 
rermäßigung in unterschiedlicher Höhe vor. Zu unterscheiden ist danach, ob die Tätigkeit in ei- 
nem Privathaushalt im Rahmen 

■ einer geringfügig entlohnten Beschäftigung (§ 8a SGB IV) 

■ eines sozialversicherungspflichtigen Beschäftigungsverhältnisses oder 

■ einer selbständigen Tätigkeit 

ausgeübt wird. Die Steuerermäßigung nach § 35a EStG wird auf Antrag bei der Veranlagung zur 
Einkommensteuer berücksichtigt und wirkt sich auch bei den Einkommensteuervorauszahlun- 
gen aus. Der jeweilige Antrag wird mit Abgabe der Einkommensteuererklärung beim Finanzamt 
gestellt. Die erforderlichen Belege und Nachweise sind beizufügen. Um eine Berücksichtigung 
bereits im Lohnsteuer- Ermäßigungsverfahren zu erreichen, wird die Steuerentlastung nach § 35a 
EStG durch Vervierfachung in einen Freibetrag umgerechnet und dieser Freibetrag vom Finanz- 
amt auf der Lohnsteuerkarte eingetragen (§ 39a Abs. 1 Nr. 5 Buchstabe c EStG). 

Ab dem Veranlagungszeitraum 2006 haben sich teilweise erhebliche Änderungen in Bezug auf die 76 
Art und den Umfang der begünstigten Leistungen ergeben. Auch der Kreis der Anspruchsberech- 
tigten hat Änderungen erfahren. Seit dem Jahr 2006 können auch Eigentümer im Rahmen einer 
Wohnungseigentümergemeinschaft und Mieter unter bestimmten Voraussetzungen anspruchs- 
berechtigt sein, selbst wenn nicht diese, sondern die Wohnungseigentümergemeinschaft oder der 
Vermieter im Rahmen seiner Vermietertätigkeit Arbeitgeber bzw. Auftraggeber ist. Ebenso kön- 
nen Mitglieder eines sog. Arbeitgeber- Pools anspruchsberechtigt sein. 

Mit dem fahressteuersteuergesetz 2008^ hat die steuerliche Förderung nach § 35a EStG weitere 
Änderungen erfahren. So wurde der Anspruchsrahmen für die Steuerermäßigungen erweitert, 
als nunmehr nicht nur Aufwendungen für Leistungen in „inländischen Haushalten” sondern Auf- 
wendungen für Leistungen in „in der Europäischen Union oder dem Europäischen Wirtschafts- 
raum liegenden Haushalten” des Steuerpflichtigen begünstigt sind. 

Daneben wurden die Nachweiserfordernisse praxisfreundlicher gestaltet. Demnach ist für die 77 
Steuerermäßigungen nach § 35a Abs. 2 EStG nicht mehr erforderlich ist, „dass der Steuerpflichtige 
die Aufwendungen durch Vorlage einer Rechnung und die Zahlung auf das Konto des Erbringers 
der haushaltsnahen Dienstleistung, der Handwerkerleistung oder der Pflege- und Betreuungslei- 
stung durch Beleg des Kreditinstituts nachweist” Es genügt nunmehr, wenn der Steuerpflichtige 
für die begünstigten Leistungen eine Rechnung erhalten hat und die Zahlung auf das Konto des 
Erbringers der Leistung erfolgt ist. 

Die Gesetzesänderung ist erstmals für den Veranlagungszeitraum 2008 anzuwenden. 
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2. Förderung einer abhängigen Beschäftigung 
im Privathaushalt 

78 Ob eine steuerbegünstigte Beschäftigung im Privathaushalt vorliegt, richtet sich auch für die Steu- 
ermäßigung nach § 35a EStG nach der sozialversicherungsrechtlichen Einstufung der Tätigkeit. 
Demnach kommt die Steuerermäßigung für solche Leistungen im Privathaushalt in Betracht, die 
gewöhnlich durch Mitglieder des Haushalts erledigt werden. Steuerlich begünstigt sind beispiels- 
weise folgende Tätigkeiten: 

■ Zubereitung von Mahlzeiten, 

■ Reinigungsarbeiten, 

■ Gartenarbeiten, 

■ Waschen, Bügeln etc. 

■ Kinderbetreuung, 

■ Betreuung von alten, kranken oder pflegebedürftigen Haushaltsmitgliedern. 

Die Steuerermäßigung nach § 35a Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EStG kann der Steuerpflichtige nur bean- 
spruchen, wenn es sich bei dem haushaltsnahen Beschäftigungsverhältnis um eine geringfügige 
Beschäftigung im Sinne des § 8a SGB IV handelt. Es handelt sich nur dann um ein geringfügiges 
Beschäftigungsverhältnis im Sinne dieser Vorschrift, wenn der Steuerpflichtige am Haushalts- 
scheckverfahren teilnimmt. 

79 Beschäftigungsverhältnisse, die ausschließlich Tätigkeiten zum Gegenstand haben, die außerhalb 
des Privathaushalts des Arbeitgebers ausgeübt werden, sind nicht begünstigt. Danach gehört z.B. 
die Tätigkeit einer Tagesmutter nur zu den begünstigten Tätigkeiten im Sinne des § 35a EStG, 
wenn die Betreuung im Haushalt des Arbeitgebers bzw. Auftraggebers erfolgt. Auch die Beglei- 
tung von Kindern, kranken, alten oder pflegebedürftigen Personen bei Einkäufen und Arztbesu- 
chen sowie kleine Botengänge usw. sind nur dann begünstigt, wenn sie zu den Nebenpflichten der 
Haushaltshilfe, des Pflegenden oder Betreuenden im Haushalt gehören. 

Werden für denselben Arbeitgeber neben einer Tätigkeit im Privathaushalt auch Arbeiten außer- 
halb des Privathaush altes ausgeübt, gilt die gesamte Tätigkeit nicht als Beschäftigung im Privat- 
haushalt. Damit scheidet eine Steuerermäßigung auch für den Kostenanteil aus, der auf den im 
Privathaushalt ausgeübten Teil der Tätigkeiten entfällt. 

Q Beispiel: 

Die Reinigungskraft ist für einen Architekten tätig. Sie reinigt für ein monatliches Arbeitsentgelt von 200 Euro dessen 
ßüroräume. Daneben reinigt sie für weitere 180 Euro auch die Privatwohnung des Architekten. 

Im vorliegenden Fall liegt eine einheitliche Beschäftigung vor. Die Tätigkeit gilt insgesamt nicht als Beschäftigung im 
Privathaushalt. Damit scheidet eine Steuerermäßigung auch für den Teil des Arbeitslohnes aus, der auf die Reinigung der 
Privatwohnung entfällt. 
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3. Höhe und Umfang der steuerlichen Förderung 

Die Höhe der Steuerentlastung für abhängige Beschäftigungsverhältnisse in Form eines Abzugs- 80 
Betrages von der Einkommensteuer beträgt: 

■ 10 % der Aufwendungen, höchstens jedoch 510 Euro jährlich bei einer geringfügigen Beschäf- 
tigung in Privathaushalten bis zu einem Monatslohn von 400 Euro; 

■ bei Beschäftigungsverhältnissen in privaten Haushalten, für die Pflichtbeiträge zur gesetzlichen 
Sozialversicherung entrichtet werden, beträgt der beim Arbeitgeber von der Einkommensteu- 
er abzuziehende Betrag 12 % der Aufwendungen, höchstens jedoch 2.400 Euro jährlich. 

Zu den begünstigten Aufwendungen des Steuerpflichtigen nach § 35a Abs. 1 EStG gehört der 81 

■ Brutto-Arbeitslohn oder das Arbeitsentgelt (bei Anwendung des Haushaltsscheckverfahrens 
und geringfügiger Beschäftigung im Sinne des § 8a SGB IV), 

■ die vom Steuerpflichtigen getragenen Sozialversicherungsbeiträge, 

■ die Lohnsteuer ggf zuzüglich Solidaritätszuschlag und Kirchensteuer, 

■ die Umlagen nach dem Aufwendungsausgleichsgesetz (U 1 und U 2) sowie 

■ die Unfallversicherungsbeiträge, die an die Minijob-Zentrale sind. 

Q Beispiel: 

Ein Privathaushalt beschäftigt im Jahr 2008 eine Reinigungskraft für regelmäßig 300 Euro im Monat. 

Es handelt sich um eine abhängige (geringfügig entlohnte) Beschäftigung in einem Privathaushalt i.S.d. § 8a SGB IV. Der 
Privathaushalt kann folgende Ermäßigung im Rahmen der Einkommensteuerveranlagung geltend machen: 



Lohnaufwand: 12 x 300 Euro 3.600,00 Euro 

pauschale Sozialversicherungsbeiträge (10 % von 3.600 Euro) 360,00 Euro 

pauschale Steuer (2 % v. 3.600 Euro) 72,00 Euro 

Umlagebeiträge Ul 0,1 % (U2 0 %) 3,60 Euro 

Beiträge zur Unfallversicherung 1,6 % 57,60 Euro 

Aufwendungen insgesamt 4.093,20 Euro 

Steuerermäßigung darauf 10 % (maximal 510 Euro) 409,32 Euro 



Der Privathaushalt kann im Rahmen der Einkommensteuerveranlagung für das Jahr 2008 eine Steuerermäßigung von 
409,32 Euro geltend machen. 

Besteht das geringfügig entlohnte Beschäftigungsverhältnis nicht während des ganzen Kalender- 82 
jahrs, so vermindert sich der Höchstbetrag von 510 Euro um ein Zwölftel für jeden vollen Kalen- 
dermonat an dem das Beschäftigungsverhältnis nicht bestand. 

Q Beispiel: 

Ein Privathaushalt beschäftigt vom 01 .07.- 31 .12.2008 eine Reinigungskraft für 400 Euro im Monat. Der Privathaushalt 
führt für das Beschäftigungsverhältnis neben den pauschalen Renten- und Krankenversicherungsbeiträgen von jeweils 
5 % auch die Steuer pauschal mit 2 % im Haushaltsscheckverfahren an die Minijob-Zentrale ab. 
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Der Privathaushalt kann im Kalenderjahr 2008 folgende Steuerermäßigung bei seiner Einkommensteuer geltend machen: 



6 Monate X 400 Euro 2.400,00 Euro 

Pauschale Sozialversicherungsbeiträge und Lohnsteuer (insg. 1 2 % von 2.400 Euro) 288,00 Euro 
Umlagebeiträge Ul 0,1 % (U2 0 %) 2,40 Euro 

Beiträge zur Unfallversicherung 1 ,6 % 38,40 Euro 

Aufwendungen insgesamt 2.728,80 Euro 

Steuerermäßigung darauf 10 % = 272,88 Euro 

maximal jedoch 6/12 von 510 Euro (Juli - Dez. 2008 =) 255,00 Euro 



Als Nachweis dient bei geringfügigen Beschäftigungsverhältnissen (§ 35a Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 
EStG), für die das Haushaltsscheckverfahren Anwendung findet, die dem Arbeitgeber von der 
Einzugstelle (Minijob-Zentrale) zum Jahresende erteilte Bescheinigung nach § 28h Abs. 4 SGB IV. 
Diese enthält den Zeitraum, für den Beiträge zur Rentenversicherung gezahlt wurden, die Höhe 
des Arbeitsentgelts sowie die vom Arbeitgeber getragenen Gesamtsozialversicherungsbeiträge 
und Umlagen. Zusätzlich wird in der Bescheinigung die Höhe der einbehaltenen Pauschsteuer 
beziffert. 

Das Haushaltsscheckverfahren können ausschließlich Privatpersonen als Arbeitgeber nutzen. 
Wohnungseigentümergemeinschaften und Vermieter im Rahmen ihrer Vermietertätigkeit sind 
vom Haushaltsscheckverfahren ausgeschlossen. Schließen sie in dieser Eigenschaft ein Arbeits- 
verhältnis mit einem geringfügig Beschäftigten ab, ist eine Steuerbegünstigung nach § 35a Abs. 1 
Satz 1 Nr. 1 EStG nicht möglich. Diese Beschäftigungsverhältnisse können jedoch ggf nach § 35a 
Abs. 2 Satz 1 EStG berücksichtigt werden.'* 

II. Selbständige Dienstleister und Handwerker 

1. Haushaltsnahe Dienstleistungen 

Soweit die haushaltsnahen Dienstleistungen nicht durch einen Arbeitnehmer im Zuge eines ab- 
hängigen Arbeits- bzw. Aushilfsarbeitsverhältnis durchgeführt werden, kommt nach § 35a Abs. 2 
EStG ebenfalls eine Steuerermäßigung in Betracht. Diese beträgt 20 % der Aufwendungen höch- 
stens jedoch 600 Euro bzw. 1.200 Euro jährlich bei Inanspruchnahme von Pflege- und Betreu- 
ungsleistungen. 

Damit sind vor allem auch Dienstleistungen im Haushalt oder für die Kanderbetreuung begün- 
stigt, die nicht durch eine als Arbeitnehmer beschäftigte Person, sondern durch einen Selbständi- 
gen oder durch ein gewerbliches Unternehmen erledigt werden. Hierbei handelt es sich z.B. um 
die Beschäftigung: 

■ selbständiger Unternehmer, 

■ Dienstleistungsagenturen, 

■ Reinigungsftrmen, 

■ Haushaltskräfte-Agenturen, 



4 vgl. BMF-Schreiben v. 26.10.2007, Randnummer 8 
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D. Steuerermäßigung für haushaltsnahe Beschäftigungen und Dienstleistungen 



■ selbständige Fensterputzer, 

■ Ich-AGs. 

Der Steuerpflichtige kann die Steuerermäßigung nach § 35a Abs. 1 oder 2 EStG grundsätzlich nur 85 
in Anspruch nehmen, wenn er Arbeitgeber oder in Fällen des § 35a Abs. 2 EStG Auftraggeber ist. 
Schließen sich mehrere Steuerpflichtige als Arbeitgeber für ein haushaltsnahes Beschäftigungs- 
verhältnis zusammen (sog. Arbeitgeber-Pool), kann jeder Steuerpflichtige die Steuerermäßigung 
für seinen Anteil an den Aufwendungen in Anspruch nehmen, wenn für die an dem Arbeitgeber- 
Pool Beteiligten eine Abrechnung über die im jeweiligen Haushalt ausgeführten Arbeiten vor- 
liegt. 

Zu den haushaltsnahen Dienstleistungen im Sinne des § 35a Abs. 2 Satz 1 EStG gehören nur 
Tätigkeiten, die nicht zu den handwerklichen Leistungen im Sinne des § 35a Abs. 2 Satz 2 EStG 
gehören, gewöhnlich durch Mitglieder des privaten Haushalts erledigt werden und für die eine 
Dienstleistungsagentur oder ein selbständiger Dienstleister in Anspruch genommen wird, wie 
z. B.; 

■ Reinigung der Wohnung (z.B. durch Angestellte einer Dienstleistungsagentur oder einen selb- 
ständigen Fensterputzer), 

■ Pflege von Angehörigen (z.B. durch Inanspruchnahme eines Pflegedienstes), 

■ Gartenpflegearbeiten (z.B. Rasenmähen, Heckenschneiden). 

Die Steuerermäßigung nach § 35a Abs. 2 EStG für haushaltsnahe Dienstleistungen, die nicht im 86 
Rahmen eines Arbeitsverhältnisses sondern als selbständige Tätigkeit erbracht werden beträgt 
20 % der Aufwendungen, höchstens jedoch 600 Euro jährlich. Der Steuerabzugsbetrag von 600 
Euro erhöht sich auf 1.200 Euro im fahr, wenn Pflege- und Betreuungsaufwendungen für pflege- 
bedürftige Personen (Pflegestufen I bis III) erbracht werden. 

Personenbezogene Dienstleistungen (z.B. Friseur- oder Kosmetikerleistungen) sind keine haus- 
haltsnahen Dienstleistungen, selbst wenn sie im Haushalt des Steuerpflichtigen erbracht werden. 

Bei Dienstleistungen, die sowohl auf öffentlichem Gelände als auch auf Privatgelände durchge- 
führt werden (z.B. Straßen- und Gehwegreinigung, Winterdienst), sind nur Aufwendungen für 
Dienstleistungen auf Privatgelände begünstigt. Dies gilt auch dann, wenn eine konkrete Verpflich- 
tung besteht (z.B. zur Reinigung und Schneeräumung von öffentlichen Gehwegen und Bürger- 
steigen). 

Umzugsdienstleistungen für Privatpersonen gehören - abzüglich Erstattungen Dritter - eben- 87 
falls zu den haushaltsnahen Dienstleistungen. Auch geringfügige Beschäftigungsverhältnisse, die 
durch Wohnungseigentümergemeinschaffen und Vermieter im Rahmen ihrer Vermietertätigkeit 
eingegangen werden, sind als haushaltsnahe Dienstleistungen zu berücksichtigen. 
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Q Beispiel: 

Ein Privathaushalt beauftragt das Dienstleistungsunternehmen „Die Haushaltshilfe" für die Durchführung von Haushalts- 
arbeiten. Das Unternehmen betraut daraufhin eine Arbeitnehmerin 3 x wöchentlich für je 2 Stunden die im Privathaus- 
halt anfallenden Arbeiten zu erledigen. Die Firma „Die Haushaltshilfe" stellt dem Privathaushalt dafür 20 Euro/Stunde in 
Rechnung, die auf das Geschäftskonto des Unternehmens überwiesen werden. 

Der Privathaushalt kann aufgrund der Rechnungen an das Unternehmen„Die Haushaltshilfe" folgende Ermäßigung bei 
seiner Einkommensteuer geltend machen: 
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§ 3 Geringfügige Beschäftigungen im Lohnsteuerrecht 



52 Wochen x 6 Stunden x 20 Euro 6.240 Euro 

Steuerermäßigung darauf 20 % 1.248 Euro 

maximal jedoch 600 Euro 

Die Steuerermäßigung für die Beauftragung des Dienstleistungsunternehmens beträgt somit 600 Euro. 
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Anders als bei den haushaltsnahen Beschäftigungsverhältnissen wird der Höchstbetrag von 600 
Euro nicht zeitanteilig gekürzt, wenn die haushaltsnahe Dienstleistung nicht jeden Monat anfällt. 

2. Inanspruchnahme von Handwerkerleistungen 
(§ 35a Abs. 2 Satz 2 EStG) 

88 Die steuerliche Förderung nach § 35a Abs. 2 Satz 2 EStG gilt für alle handwerklichen Tätigkeiten, 
wie z.B. für Renovierungs-, Erhaltungs- und Modernisierungsmaßnahmen, unabhängig davon, 
ob es sich um regelmäßig vorzunehmende Renovierungsarbeiten oder kleine Ausbesserungsar- 
beiten handelt, die gewöhnlich durch Mitglieder des privaten Haushalts erledigt werden, oder um 
Erhaltungs- und Modernisierungsmaßnahmen, die im Regelfall nur von Fachkräften durchge- 
führt werden. Zu den handwerklichen Tätigkeiten zählen u.a.: 

■ Arbeiten an Innen- und Außenwänden, 

■ Arbeiten am Dach, an der Fassade, an Garagen, o.Ä., 

■ Reparatur oder Austausch von Fenstern und Türen, 

■ Streichen/Lackieren von Türen, Fenstern (innen und außen), Wandschränken, Heizkörpern 
und -rohren, 

■ Reparatur oder Austausch von Bodenbelägen (z.B. Teppichboden, Parkett, Fliesen), 

■ Reparatur, Wartung oder Austausch von Heizungsanlagen, Elektro-, Gas- und Wasserinstal- 
lationen, 

■ Modernisierung oder Austausch der Einbauküche, 

■ Modernisierung des Badezimmers, 

■ Reparatur und Wartung von Gegenständen im Haushalt des Steuerpflichtigen (z.B. Waschma- 
schine, Geschirrspüler, Herd, Fernseher, Personalcomputer und andere Gegenstände, die in 
der Hausratversicherung mitversichert werden können), 

■ Maßnahmen der Gartengestaltung, 

■ Pflasterarbeiten auf dem Wohngrundstück, 

unabhängig davon, ob die Aufwendungen für die einzelne Maßnahme Erhaltungs- oder Herstel- 
lungsaufwand darstellen. Handwerkliche Tätigkeiten im Rahmen einer Neubaumaßnahme sind 
nicht begünstigt. Als Neubaumaßnahme gelten alle Maßnahmen, die im Zusammenhang mit ei- 
ner Nutz- oder Wohnflächenschaffung bzw. -erweiterung anfallen. 

89 Auch Aufwendungen zur Überprüfung von Anlagen (z.B. Gebühr für den Schornsteinfeger oder 
für die Kontrolle von Blitzschutzanlagen) sind begünstigt. Das Gleiche gilt für handwerkliche 
Leistungen für Hausanschlüsse (z.B. Kabel für Strom oder Fernsehen), soweit die Aufwendungen 
die Zuleitungen zum Haus oder zur Wohnung betreffen und nicht im Rahmen einer Neubaumaß- 
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D. Steuerermäßigung für haushaltsnahe Beschäftigungen und Dienstleistungen 



nähme anfallen. Aufwendungen im Zusammenhang mit Zuleitungen, die sich auf öffentlichen 
Grundstücken befinden, sind nicht begünstigt. Entsprechendes gilt für Ableitungen. 

Q Praxishinweis: 

Das beauftragte Unternehmen muss nicht in die Handwerksrolle eingetragen sein. Es können auch Kleinunternehmer im 
Sinne des §19 Abs. 1 Umsatzsteuergesetz mit der Leistung beauftragt werden. 
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3. Umfang und Nachweispflichten 
der begünstigten Aufwendungen 

Aufwendungen sind nur für die Inanspruchnahme der haushaltsnahen Tätigkeit selbst, für Pflege- 90 

und Betreuungsleistungen bzw. für Handwerkerleistungen einschließlich der in Rechnung gestell- 
ten Maschinen- und Fahrtkosten begünstigt. Materialkosten oder sonstige im Zusammenhang 
mit der Dienstleistung, den Pflege- und Betreuungsleistungen bzw. den Handwerkerleistungen 
gelieferte Waren bleiben außer Ansatz. Dies gilt nicht für Verbrauchsmittel (z.B. Schmier-, Reini- 
gungs- oder Spülmittel). 

Aufwendungen, bei denen die Entsorgung im Vordergrund steht, sind nicht begünstigt. Etwas 
anderes gilt, wenn die Entsorgung als Nebenleistung zur Hauptleistung anzusehen ist (z.B. Grün- 
schnittabfuhr bei Gartenpflege). Auch Aufwendungen, bei denen eine Gutachtertätigkeit im Vor- 
dergrund steht, sind nicht begünstigt. Das Gleiche gilt für Verwaltergebühren. 

Der Anteil der Arbeitskosten muss grundsätzlich anhand der Angaben in der Rechnung gesondert 91 

ermittelt werden können. Auch eine prozentuale Aufteilung des Rechnungsbetrages in Arbeits- 
kosten bzw. Materialkosten durch den Rechnungsaussteller ist zulässig. Bei Wartungsverträgen 
ist es nicht zu beanstanden, wenn der Anteil der Arbeitskosten, der sich auch pauschal aus einer 
Mischkalkulation ergeben kann, aus einer Anlage zur Rechnung hervorgeht. Abschlagszahlungen 
können nur dann berücksichtigt werden, wenn hierfür eine Rechnung vorliegt, welche die Vor- 
aussetzungen des § 35a EStG erfüllt. Ein gesonderter Ausweis der auf die Arbeitskosten entfallen- 
den Mehrwertsteuer ist nicht erforderlich. 

Aufwendungen für haushaltsnahe Dienstleistungen oder Handwerkerleistungen, die im Zusam- 
menhang mit Versicherungsschadensfällen entstehen, können nur berücksichtigt werden, soweit 
sie nicht von der Versicherung erstattet werden. 

Bei Wohnungseigentümern und Mietern ist erforderlich, dass die auf den einzelnen Wohnungsei- 92 
gentümer und Mieter entfallenden Aufwendungen für haushaltsnahe Beschäftigungsverhältnisse 
und Dienstleistungen sowie für Handwerkerleistungen entweder in der Jahresabrechnung geson- 
dert aufgeführt oder durch eine Bescheinigung des Verwalters oder Vermieters nachgewiesen 
sind. 

Die Steuerermäßigung war sowohl bei Aufwendungen im Rahmen einer haushaltsnahen Dienst- 
leistung als auch bei Handwerker- oder Pflege- und Betreuungsleistungen im Sinne des § 35a 
Abs. 2 EStG bis einschließlich des Veranlagungszeitraums 2007 davon abhängig, dass der Steu- 
erpflichtige die Aufwendungen durch Vorlage einer Rechnung und die Zahlung auf ein Konto 
des Erbringers der Leistung durch einen Beleg des Kreditinstituts nachweist (§ 35a Abs. 2 Satz 5 
EStG). Ab dem Jahr 2008 ist es nicht mehr erforderlich, dass die Belege dem Finanzamt mit der 
Steuererklärung eingereicht werden. Sie müssen nur noch auf Anforderung vorgelegt werden. 
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§ 4 Beschäftigungsverhältnisse in der Gleitzone 



A. Versicherungsrecht 

I. Versicherungspflicht in allen Zweigen 

der Sozialversicherung 

1 Neben der Neuregelung der geringfügigen Beschäftigungsverhältnisse wurde mit dem Zweiten 
Gesetz für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt ab 1. April 2003 auch eine neue Beschäf- 
tigungsform im Niedriglohnbereich eingeführt. Für Arbeitsverhältnisse mit einem regelmäßigen 
Arbeitsentgelt zwischen 400,01 und 800 Euro wurde eine spezielle „Gleitzone“ geschaffen. 

Bei diesen sog. Midi-Jobs handelt es sich nicht um versicherungsfreie geringfügige Beschäftigun- 
gen, sondern um reguläre, sozialversicherungspflichtige Arbeitsverhältnisse für die innerhalb der 
Gleitzone von 400,01 - 800 Euro ein besonderes Beitragsermittlungsverfahren anzuwenden ist. 
Die Arbeitsentgelte innerhalb der Gleitzone unterliegen damit der Versicherungspflicht in allen 
Zweigen der Sozialversicherung. Die Meldungen von Beschäftigungen in der Gleitzone sind dabei 
besonders zu kennzeichnen. 

2 Der Beitrag des Beschäftigten in der Gleitzone steigt dabei von derzeit ca. 10 % am Beginn der 
Gleitzone (400,01 Euro) auf den vollen Arbeitnehmerbeitrag bei 800 Euro an. Erst ab einem Ent- 
gelt von 800 Euro ist der Arbeitnehmeranteil am Gesamtsozialversicherungsbeitrag identisch mit 
dem des Arbeitgebers. Die Steigerung des Arbeitnehmeranteils zur Sozialversicherung wird über 
eine in § 163 Abs. 10 SGB VI enthaltenen Gleitzonenformel verminderte Beitragsbemessungs- 
grundlage gesteuert. 

Durch die Gleitzonenregelung soll die Niedriglohnschwelle zur Aufnahme einer sozialversiche- 
rungspflichtigen Beschäftigung beseitigt werden. Dieses Ziel wird dadurch erreicht, dass die Be- 
lastung des Beschäftigten mit Beitragszahlungen innerhalb der Gleitzone von 400,01 bis 800 Euro 
langsam ansteigt und nicht bereits bei einem geringfügigen Überschreiten der 400 -Euro -Grenze 
die unverminderten Arbeitnehmerbeiträge zur Sozialversicherung anfallen. Hierdurch sollen die 
im vollen Umfang abgesicherte Gleitzonen-Arbeitsverhältnisse im Niedriglohnbereich - im Ver- 
gleich zu den sozialversicherungsfreien Minijobs - an Attraktivität gewinnen. 

Q Praxishinweis: 

Im Gegensatz zu den geringfügigen Beschäftigungsverhältnissen ist bei den Midi-Jobs die Lohnsteuer zwingend nach den 
individuellen Merkmalen der Lohnsteuerkarte des Arbeitnehmers zu berechnen. Eine pauschale Lohnbesteuerung durch den 
Arbeitgeber ist für Beschäftigungsverhältnisse in der Gleitzone nicht möglich. 

3 Die besonderen Regelungen innerhalb der Gleitzone gelten ausdrücklich nicht, wenn die Beschäf- 
tigung im Rahmen der Berufsausbildung ausgeübt wird. Sie findet weiterhin keine Anwendung 
für Umschüler sowie Teilnehmer am freiwilligen sozialen oder freiwilligen ökologischen Jahr. 
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B. Beitragsrecht 

II. Beschäftigungsverhältnisse innerhalb der Gleitzone 

Ein Beschäftigungsverhältnis in der Gleitzone liegt nach § 20 Abs. 2 SGB IV vor, wenn das aus der 4 
Beschäftigung erzielte Arbeitsentgelt zwischen 400,01 Euro und 800,00 Euro im Monat liegt und 
die Grenze von 800 Euro im Monat regelmäßig nicht überschreitet. Werden mehrere Beschäfti- 
gungen ausgeübt, gelten die besonderen Regelungen zur Gleitzone, wenn das insgesamt erzielte 
Arbeitsentgelt innerhalb der Gleitzone liegt. 

Q Beispiel: 

Beschäftigung bei Arbeitgeber A: 

Arbeitsentgelt im Monat i.H. von 350,00 Euro 

Beschäftigung bei Arbeitgeber B: 

Arbeitsentgelt im Monat i.H. von 250,00 Euro 

Die monatlichen Arbeitsentgelte der beiden geringfügig entlohnten Beschäftigungen liegen zwar jeweils unterhalb 
der Gleitzone, da jedoch die Summe der monatlichen Arbeitsentgelte auf Grund der notwendigen Zusammenrechnung 
600,00 Euro beträgt und damit innerhalb der Gleitzone liegt, finden die besonderen Regelungen zur Gleitzone Anwen- 
dung. Es besteht Versicherungspflicht in allen Zweigen der Sozialversicherung. 

Q Beispiel: 

Beschäftigung bei Arbeitgeber A: 

Arbeitsentgelt im Monat i.H. von 450,00 Euro 

Beschäftigung bei Arbeitgeber B: 

Arbeitsentgelt im Monat i.H. von 500,00 Euro 

Die monatlichen Arbeitsentgelte der einzelnen Beschäftigungen liegen zwar jeweils innerhalb der Gleitzone, da jedoch 
die Summe der monatlichen Arbeitsentgelte 950 Euro beträgt und damit über der Gleitzonengrenze liegt, finden die 
besonderen Regelungen zur Gleitzone keine Anwendung. 

B. Beitragsrecht 

I. Grundsätze der Beitragserhebung in der Gleitzone 

Die Beiträge, die aufgrund einer versicherungspflichtigen Beschäftigung zur Kranken-, Pflege-, 5 
Renten- und Arbeitslosenversicherung zu zahlen sind, werden nach dem jeweiligen Beitragssatz 
von der Beitragsbemessungsgrundlage erhoben,' die jedoch nur bis zur Höhe der Beitragsbe- 
messungsgrenze berücksichtigt wird. Beitragsbemessungsgrundlage sind die beitragspflichtigen 
Einnahmen der versicherungspflichtig Beschäftigten.^ 



1 §§ 241 ff. SGB V, § 54 Abs. 2 SGB XI, § 157 SGB VI, § 341 Abs. 1 SGB III 

2 § 223 Abs. 2 SGB V, § 54 Abs. 2 SGB XI, § 161 Abs. 1 SGB VI, § 341 Abs. 3 SGB III 
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§ 4 Beschäftigungsverhältnisse in der Gleitzone 

Getragen werden die Beiträge je zur Hälfte von den versicherungspflichtig beschäftigten Arbeit- 
nehmern und den Arbeitgebern. Der zusätzliche Beitrag zur Krankenversicherung nach § 241a 
SGB V sowie der Beitragszuschlag zur Pflegeversicherung für Kinderlose nach § 55 Abs. 3 SGB XI 
sind von den Beschäftigten allein zu tragen.^ 

Für Beschäftigungen in der Gleitzone von 400,01 Euro bis 800,00 Euro hat der Arbeitnehmer nur 
einen reduzierten Beitragsanteil am Gesamtsozialversicherungsbeitrag zu zahlen. Der vom Ar- 
beitnehmer aufzubringende Beitrag steigt linear von derzeit rund 10 % am Anfang der Gleitzone 
bis zum vollen Arbeitnehmeranteil, d.h. bis zur Hälfte des individuellen Gesamtsozialversiche- 
rungsbeitrages, an. Der Arbeitgeber zahlt für das gesamte Arbeitsentgelt grundsätzlich den vollen 
Arbeitgeberanteil zur Sozialversicherung. 

Für die Fälligkeit der Gesamtsozialversicherungsbeiträge für Gleitzonenarbeitsverhältnisse gelten 
keine Besonderheiten, d. h. die allgemeinen Fälligkeitsregelungen in § 23 Abs. 1 SGB IV sind auch 
für Beschäftigungen in der Gleitzone anzuwenden. 

Die Gesamtsozialversicherungsbeiträge aus Gleitzonenarbeitsverhältnisse sind in voraussichtli- 
cher Höhe der Beitragsschuld am drittletzten Bankarbeitstag des Monats fällig, in dem die Be- 
schäftigung oder Tätigkeit, für die das Arbeitsentgelt gezahlt wird, ausgeübt worden ist. Ein sich 
eventuell ergebender Restbetrag ist am drittletzten Bankarbeitstag des Folgemonats fällig. Die 
voraussichtliche Höhe des Arbeitsentgelts ist vom Arbeitgeber so zu bemessen, dass der Restbei- 
trag, der im Folgemonat fällig wird, so gering wie möglich bleibt. 

II. Ermittlung des regelmäßigen Arbeitsentgelts 

1. Allgemein 

6 Die besonderen beitragsrechtlichen Regelungen zur Gleitzone finden Anwendung, wenn das mo- 
natliche Arbeitsentgelt aus der Beschäftigung bzw. bei Bestehen mehrerer Beschäftigungsverhält- 
nisse die hieraus insgesamt erzielten Arbeitsentgelte innerhalb der Gleitzone liegen. Dies ist der 
Fall, wenn das aus der Beschäftigung bzw. den Beschäftigungen erzielte monatliche Arbeitsentgelt 
(insgesamt) regelmäßig in der Gleitzone von 400,01 Euro bis 800,00 Euro liegt (§ 20 Abs. 2 SGB 
IV). Gleitzonenfälle liegen demnach nicht vor, wenn lediglich Teilarbeitsentgelte (z.B. wegen Ab- 
laufs der Entgeltfortzahlung bei Arbeitsunfähigkeit oder bei Beginn bzw. Ende der Beschäftigung 
im Laufe eines Kalendermonats) innerhalb der Gleitzone liegen. 

Bei der Prüfung der Frage, ob das Arbeitsentgelt in der Gleitzone liegt, ist vom regelmäßigen 
Arbeitsentgelt auszugehen. Dabei finden dieselben Grundsätze Anwendung, die auch für die 
Ermittlung des regelmäßigen Arbeitsentgelts bei geringfügig entlohnten Beschäftigungen gel- 
ten. Hiernach ist mindestens auf das Arbeitsentgelt abzustellen, auf das der Arbeitnehmer einen 
Rechtsanspruch hat (z.B. aufgrund eines Tarifvertrags, einer Betriebsvereinbarung oder einer 
Einzelabsprache). Somit kommt es auf die Höhe des tatsächlich gezahlten Arbeitsentgelts nicht 
an. Ein arbeitsrechtlich zulässiger schriftlicher Verzicht auf künftig entstehende Arbeitsentgeltan- 
sprüche mindert das zu berücksichtigende Arbeitsentgelt. 



3 § 249 Abs. 1 SGB V, § 58 Abs. 1 Satz 3 SGB XI 
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B. 



Beitragsrecht 




2. Einmalig gezahltes Arbeitsentgelt 

Einmalige Einnahmen, deren Gewährung mit hinreichender Sicherheit (z.B. aufgrund eines für 7 
allgemeinverbindlich erklärten Tarifvertrags oder aufgrund Gewohnheitsrechts wegen betriebli- 
cher Übung) mindestens einmal jährlich zu erwarten ist, sind bei der Ermittlung des Arbeitsent- 
gelts zu berücksichtigend So bleiben z.B. Jubiläumszuwendungen bei der Ermittlung des regelmä- 
ßigen Arbeitsentgelts unberücksichtigt, da es sich nicht um jährlich wiederkehrende Zuwendun- 
gen handelt. 

Q Beispiel: 

Ein Arbeitnehmer erhält ein regelmäßiges Arbeitsentgelt von 700 Euro im Monat. Im Arbeitsvertrag ist geregelt, dass der 
Arbeitnehmer im Juni ein Urlaubsgeld in Höhe eines halben Monatslohns und im November ein Weihnachtsgeld in Höhe 
eines vollen Monatslohns erhält. 

Regelmäßiges Arbeitsentgelt: 1 2 x 700 Euro = 8.400,00 Euro 

Juni: Urlaubsgeld 350,00 Euro 

November: Weihnachtsgeld 700,00 Euro 

Summe 9.450,00 Euro 

Das regelmäßige monatliche Arbeitsentgelt beträgt somit (9.450 Euro : 12 =) 787,50 Euro und liegt damit innerhalb der 
Gleitzone. 

Q Abwandlung: 

Anstelle eines halben Monatslohns ist im Arbeitsvertrag geregelt, dass der Arbeitnehmer ein Urlaubsgeld in Höhe eines 
vollen Monatslohns beanspruchen kann. Oer Anspruch auf Weihnachtsgeld im Monat November beträgt ebenfalls einen 
vollen Monatslohn. Es ergibt sich folgende Berechnung: 

Regelmäßiges Arbeitsentgelt: 1 2 x 700 Euro = 8.400,00 Euro 

Juni: Urlaubsgeld 700,00 Euro 

November: Weihnachtsgeld 700,00 Euro 

Summe 9.800,00 Euro 

Das regelmäßige monatliche Arbeitsentgelt beträgt somit (9.800 Euro : 12 =) 816,67 Euro und liegt damit außerhalb der 
Gleitzone. Die besonderen Gleitzonenregelungen dürfen deshalb ab Beginn der Beschäftigung nicht angewendet werden. 

Hat der Arbeitnehmer auf die Zahlung einer einmaligen Einnahme schriftlich verzichtet, kann 8 
die einmalige Einnahme - ungeachtet der arbeitsrechtlichen Zulässigkeit eines solchen Verzichts 
- vom Zeitpunkt des Verzichts an bei der Ermittlung des regelmäßigen Arbeitsentgelts unberück- 
sichtigt bleiben. Im Übrigen sind einmalige Einnahmen bei der Ermittlung des Arbeitsentgelts 
nur insoweit zu berücksichtigen, als sie aus der zu beurteilenden Beschäftigung resultieren. Soweit 
einmalige Einnahmen aus ruhenden Beschäftigungsverhältnissen (z.B. Elternzeit) gezahlt wer- 
den, bleiben sie außer Betracht. 



4 vgl. Urteil des BSG vom 28.02.1984 - 12 RK 21/83 
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§ 4 Beschäftigungsverhältnisse in der Gleitzone 

3. Schwankende Bezüge 

9 Bei schwankender Höhe des Arbeitsentgelts und in den Fällen, in denen im Rahmen eines Dau- 
erarbeitsverhältnisses saisonbedingt unterschiedliche Arbeitsentgelte erzielt werden, ist der re- 
gelmäßige Betrag nach denselben Grundsätzen zu ermitteln, die für die Schätzung des Jahresar- 
beitsentgelts in der Krankenversicherung bei schwankenden Bezügen gelten; diese Feststellung 
bleibt für die Vergangenheit auch dann maßgebend, wenn sie infolge nicht sicher voraussehbarer 
Umstände mit den tatsächlichen Arbeitsentgelten aus der Beschäftigung nicht übereinstimmt. 

4. Steuerfreie und pauschal besteuerte 
Arbeitgeberleistungen 

10 Bei der Prüfung, ob das regelmäßige Arbeitsentgelt des Arbeitnehmers innerhalb der Gleitzone 
liegt, bleibt nach den Regelungen des Einkommensteuerrechts steuerfreier Arbeitslohn außer Be- 
tracht, wenn die Steuerfreiheit auch die Beitragsfreiheit in der Sozialversicherung zur Folge hat. 
Dies gilt auch für pauschal versteuerte Arbeitgeberleistungen, wenn die Lohnsteuerpauschalie- 
rung Beitragsfreiheit in der Sozialversicherung auslöst. Insofern gelten die entsprechenden Aus- 
führungen zu den steuerfreien Arbeitgeberleistungen bei geringfügig Beschäftigten (vgl. Kapitel 
§ 3, C.) 

5. Mehrfachbeschäftigung 

11 Werden mehrere Beschäftigungen ausgeübt, sind für die Prüfung des Anwendungsbereichs der 
Gleitzonenregelung nur die Arbeitsentgelte zusammenzurechnen, die aus versicherungspflichti- 
gen Beschäftigungen erzielt werden (z.B. keine Berücksichtigung einer versicherungsfreien Be- 
schäftigung als Beamter). Geringfügig entlohnte Beschäftigungen, die nur in der gesetzlichen 
Rentenversicherung aufgrund des Verzichts auf die Rentenversicherungsfreiheit nach § 5 Abs. 2 
Satz 2 SGB VI versicherungspflichtig sind, werden jedoch nicht bei der Zusammenrechnung be- 
rücksichtigt. 

Bei der Zusammenrechnung der Arbeitsentgelte aus mehreren Beschäftigungen ist zu beachten, 
dass eine geringfügig entlohnte Beschäftigung, die neben einer versicherungspflichtigen (Haupt-) 
Beschäftigung ausgeübt wird, nach § 8 Abs. 2 Satz 1 SGB IV versicherungsfrei bleibt. Nach den 
von den Spitzenorganisationen der Sozialversicherung herausgegebenen Geringfügigkeits-Richt- 
linien vom 24. August 2006 handelt es sich hierbei um die zuerst aufgenommene geringfügige 
Beschäftigung. Diese Beschäftigung ist bei der Zusammenrechnung nicht zu berücksichtigen. 

Q Beispiel: 

Beschäftigung bei Arbeitgeber A: 

Arbeitsentgelt im Monat i.H. von 750,00 Euro 

Beschäftigung bei Arbeitgeber B: 

Arbeitsentgelt im Monat i.H. von 
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Da es sich bei der Beschäftigung bei Arbeitgeber B um eine in der Kranken-, Pflege- und Rentenversicherung versiche- 
rungsfreie„erste" geringfügige entlohnte Beschäftigung handelt, ist eine Zusammenrechnung der Arbeitsentgelte aus 
beiden Beschäftigungen nicht vorzunehmen. 

Das monatliche Arbeitsentgelt aus der Beschäftigung bei Arbeitgeber A liegt demnach in der Gleitzone. Die besonderen 
Regelungen zur Gleitzone finden daher auf die Beschäftigung bei Arbeitgeber A Anwendung. 

Q Beispiel: 

Beschäftigung bei Arbeitgeber A: 

Arbeitsentgelt im Monat i.H. von 750,00 Euro 

Beschäftigung bei Arbeitgeber B (ab 01.08.2008): 

Arbeitsentgelt im Monat i.H. von 220,00 Euro 

Beschäftigung bei Arbeitgeber C (ab 01 .09.2008): 

Arbeitsentgelt im Monat i.H. von 300,00 Euro 

Da es sich bei der Beschäftigung bei Arbeitgeber B um eine versicherungsfreie„erste" geringfügig entlohnte Beschäfti- 
gung handelt, ist in der Kranken-, Pflege- und Rentenversicherung eine Zusammenrechnung der Arbeitsentgelte aus den 
Beschäftigungen A und B nicht vorzunehmen. In der Arbeitslosenversicherung sind Zusammenrechnungen mit Hauptbe- 
schäftigungen generell ausgeschlossen. 

Das monatliche Arbeitsentgelt aus der Beschäftigung bei A liegt demnach zunächst weiterhin in der Gleitzone. Die beson- 
deren Regelungen zur Gleitzone finden daher vorerst auf die Beschäftigung bei Arbeitgeber A Anwendung. 

Mit Aufnahme der Beschäftigung bei Arbeitgeber C sind jedoch die Arbeitsentgelte aus der Beschäftigung bei A und C 
(750 Euro -i- 300 Euro) in der Kranken-, Pflege- und Rentenversicherung zusammenzurechnen. Da die Summe (= 1.050 
Euro) der Arbeitsentgelte aus den Beschäftigungsverhältnissen bei A und C die obere Gleitzonengrenze übersteigt, finden 
mit Wirkung ab 01 .09.2008 für die Kranken-, Pflege- und Rentenversicherung die besonderen Regelungen zur Gleitzone 
keine Anwendung mehr. Etwas anderes gilt jedoch für die Arbeitslosenversicherung, in der auch eine Zusammenrechnung 
der Nebenbeschäftigungen untereinander ausgeschlossen ist. Hier handelt es sich bei der Beschäftigung bei Arbeitgeber 
A auch über den 31 .08.2008 hinaus um einen Gleitzonenfall. 



III. Beitragsberechnung und Beitragstragung in der Gleitzone 

1. Besonderheiten 

Für die Beitragsberechnung und Beitragstragung bei Beschäftigungen mit einem regelmäßigen 
monatlichen Arbeitsentgelt innerhalb der Gleitzone gelten in der Kranken-, Pflege-, Renten- und 
Arbeitslosenversicherung besondere Regelungen. Im Ergebnis haben die Arbeitgeber ihren „vol- 
len“ Beitragsanteil zu den einzelnen Versicherungszweigen zu tragen. Die Arbeitnehmer tragen 
am Beginn der Gleitzone nur einen reduzierten Beitragsanteil. Der geringere Arbeitnehmeranteil 
ergibt sich durch die der Beitragsberechnung zu Grunde zu legende reduzierte beitragspflichtige 
Einnahme (Beitragsbemessungsgrundlage) und die besonderen Regelungen über die Beitragstra- 
gung. 



§ 4 Beschäftigungsverhältnisse in der Gleitzone 

2. Gleitzonenformel 

13 Bei Arbeitnehmern, die gegen ein regelmäßiges monatliches Arbeitsentgelt innerhalb der Gleit- 
zone beschäftigt sind, wird in der Kranken-, Pflege-, Renten- und Arbeitslosenversicherung für 
die Berechnung des Beitrags als beitragspflichtige Einnahme nicht das tatsächlich erzielte Arbeits- 
entgelt zu Grunde gelegt, sondern ein Betrag, der nach folgender Gleitzonenformel berechnet 
wird: 

F X 400 -H (2 - F) X (AE - 400) 

AE - Arbeitsentgelt 

F - sog. Gleitzonenfaktor; dieser beträgt 30 % 

geteilt durch den maßgeblichen Gesamtsozialversicherungsbeitragssatz 

Der Berechnung des Faktors F wird dabei der durchschnittliche Gesamtsozialversicherungsbei- 
tragssatz des Kalenderjahres zu Grunde gelegt, in dem der Anspruch auf das Arbeitsentgelt ent- 
standen ist. Der Faktor F ist auf vier Dezimalstellen zu runden. 

Der durchschnittliche Gesamtsozialversicherungsbeitragssatz eines Kalenderjahres ergibt sich 
aus der Summe der zum 1. Januar desselben Kalenderjahres geltenden Beitragssätze in der all- 
gemeinen Rentenversicherung, in der gesetzlichen Pflegeversicherung sowie in der Arbeitslosen- 
versicherung und des durchschnittlichen allgemeinen Beitragssatzes der Krankenkassen vom 1. 
März des Vorjahres. Der durchschnittliche Gesamtsozialversicherungsbeitragssatz und der Faktor 
F sind vom Bundesministerium für Arbeit und Soziales bis zum 31. Dezember eines Jahres für das 
folgende Kalenderjahr im Bundesanzeiger bekannt zu geben. 

14 Der Faktor F beträgt ab dem 01.01.2008 0,7732. Durch das Einsetzen des Wertes von 0,7732 kann 
die Gleitzonenformel umgestellt und wie folgt vereinfacht werden: 

Beitragspflichtige Einnahme = 1,2268 x AE - 181,44 

Q Beispiel: 

Ein Arbeitnehmer erhält ein regelmäßiges Arbeitsentgelt in Höhe von 600 Euro im Monat. Die ßeitragsbemessungsgrund- 
lage für den Arbeitnehmer errechnet sich nach der vereinfachten Gleitzonenformel wie folgt: 

Beitragspflichtige Einnahme = 1,2268 x 600 Euro - 181,44 
Beitragspflichtige Einnahme = 554,64 Euro 

Die für die Berechnung des Arbeitnehmeranteils maßgebende verminderte Bemessungsgrundlage beträgt 554,64 Euro. 
Die Arbeitgeberanteile zur Sozialversicherung sind von den ungeminderten Arbeitsentgelt in Höhe von 600 Euro 

3. Beitragspflichtige Einnahmen in Teilmonaten 

15 In den Fällen, in denen nur ein Teilarbeitsentgelt gezahlt wird (z.B. wegen Ablaufs der Entgelt- 
fortzahlung bei Arbeitsunfähigkeit oder bei Beginn bzw. Ende der Beschäftigung im Laufe eines 
Kalendermonats) ist - ausgehend von der monatlichen beitragspflichtigen Einnahme - die an- 
teilige beitragspflichtige Einnahme zu berechnen. Hierfür ist zunächst ausgehend vom anteiligen 
Arbeitsentgelt das monatliche Arbeitsentgelt zu berechnen, welches in diesen Fällen der monatli- 
chen beitragspflichtigen Einnahme entspricht. 
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, , ^ , , monatl. beitr.pfl. Einnahme x Kalendertage 

Anteilige beitragspflichtige Einnahme = — — 

Dabei ist unerheblich, ob das anteilige Arbeitsentgelt unterhalb der Gleitzone hegt. Für die An- 16 
Wendung der besonderen Regelungen zur Gleitzone ist allein auf das regelmäßige monatliche Ar- 
beitsentgelt abzustellen. 

Q Beispiel: 

Das reguläre monatliche Arbeitsentgelt beträgt 600 Euro. Das ßeschäftigungsverhältnis wir zum 12.06.2008 beendet. Das 
anteilige reguläre Arbeitsentgelt beträgt für den Monat 240 Euro. 

Beitragspflichtige Einnahme = 1,2268 x 600 Euro - 181,44 
Beitragspflichtige Einnahme = 554,64 Euro 

anteilige beitragspflichtige Einnahme 
vom 01.06.2008 -12.06.2008: 

554,64 Euro: 30x12 = 221,86 Euro 

4. Beitragsberechnung 

Die Höhe des vom Arbeitnehmer zu tragenden Beitragsanteils ergibt sich aus den besonderen Re- 17 
gelungen zur Beitragstragung bei Beschäftigungen innerhalb der Gleitzone.^ Hiernach sind vom 
Arbeitgeber die Beiträge in Höhe des Betrags zu tragen, der sich ergibt, wenn der halbe Beitrags- 
satz auf das der Beschäftigung zu Grunde hegende tatsächliche Arbeitsentgelt angewendet wird. 

Die von Arbeitnehmern allein zu tragenden Beitrags anteile zur Kranken- und ggf zur Pflegever- 
sicherung (zusätzlicher Beitragssatz in der Krankenversicherung nach § 24fa SGB V, Beitrags- 
zuschlag bei Kinderlosigkeit in der Pflegeversicherung nach § 55 Abs. 3 SGB XI) sind durch An- 
wendung des jeweiligen Beifragssatzes bzw. Beitragszuschlags auf die reduzierte beitragspflichtige 
Einnahme zu berechnen und dem nach den besonderen beitragsrechtlichen Regelungen für die 
Gleitzone ermittelten Arbeitnehmerbeitragsanteil hinzuzurechnen (§ 2 Abs. 2 Satz 5 BVV). 

Demnach berechnet sich der vom Arbeitnehmer zu tragende Beitragsanteil aus der Differenz des 18 
aus der reduzierfen beitragspflichtigen Einnahme berechneten vollen Beitrags zu dem jeweiligen 
Versicherungszweig und des vom Arbeitgeber zu tragenden regulären Beitragsanteils zuzüglich 
des vom Arbeitnehmer zu zahlenden zusätzlichen Beitrags zur Krankenversicherung und des ggf 
wegen Kinderlosigkeit zu entrichtenden Beitragszuschlags in der Pflegeversicherung. 

Die vom Arbeitgeber und vom Arbeitnehmer jeweils zu tragenden Beitragsanteile werden je Ver- 
sicherungszweig wie folgt ermittelt; 

Gesamt-Sozialversicherungsbeitrag auf Basis der reduzierten beitragspflichtigen Einnahmen 
abzüglich Arbeitgeber-Beitragsanteil auf Basis des tatsächlichen Arbeitsentgelts 
= Arbeitnehmer-Beitragsanteil zur Sozialversicherung 

Die Berechnung ist für jeden einzelnen Sozialversicherungszweig durchzuführen. 



5 § 249 Abs. 4 SGB V, § 58 Abs. 5 Satz 2 SGB XI, § 168 Abs. 1 Nr. Id SGB VI, § 346 Abs. la SGB III und § 2 Abs. 2 Satz 

2 und 3 BVV 
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Q Beispiel: 

Ein lediger Arbeitnehmer erhält ein regelmäßiges Arbeitsentgelt im Monat Juli 2008 in Höhe von 600,00 Euro. Der maß- 
gebende Beitragssatz zur Krankenversicherung beträgt 14,0 %. 

Berechnungsgrundlagen: 



Arbeitsentgelt (AE) 600 Euro 

Beitragssatz KV 14,0% 

Zusatzbeitrag KV 0,90 % 

Beitragssatz PV 1,95% 

Zusatzbeitrag PV 0,25 % 

Beitragssatz RV 19,9% 

Beitragssatz AV 3,3 % 



Beitragspflichtige Einnahme = 1,2268 x 600 Euro - 181,44 
Beitragspflichtige Einnahme = 554,64 Euro 





Arbeitnehmer 


Arbeitgeber 


Beiträge Gesamt 


Bemessungsgrundlage 


554,64 Euro 


600,00 Euro 




KV 


40,63 Euro 


42,00 Euro 


82,63 Euro 


PV 


6,36 Euro 


5,85 Euro 


12,21 Euro 


RV 


50,68 Euro 


59,70 Euro 


110,38 Euro 


AV 


8,40 Euro 


9,90 Euro 


18,30 Euro 


Summe 


106,07 Euro 


117,45 


223,52 Euro 



5. Versicherungsfreiheit in einzelnen Zweigen 
der Sozialversicherung 

19 Besteht nach besonderen Regelungen in einzelnen Zweigen der Sozialversicherung Versiche- 
rungsfreiheit (z.B. in der Krankenversicherung von Arbeitnehmern, die nach Vollendung des 
55. Lebensjahres eine dem Grunde nach versicherungspflichtige Beschäftigung aufnehmen; § 6 
Abs. 3a SGB V) oder liegt eine Befreiung von der Versicherungspflicht vor (z.B. in der Renten- 
versicherung wegen Mitgliedschaft in einer berufsständischen Versorgungseinrichtung nach § 6 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGB VI), sind zu den betreffenden Versicherungszweigen keine Beiträge zu 
zahlen. 

Insbesondere bei geringfügigen Nebenbeschäftigungen können die besonderen Vorschriften über 
die Zusammenrechnung mit der Hauptbeschäftigung in einzelnen Zweigen der Sozialversiche- 
rung zu verschiedenen versicherungs- und beitragsrechtlichen Beurteilungen der Haupt- und 
Nebenbeschäftigungen führen.'’ Soweit hiernach die Nebenbeschäftigung in einzelnen Versiche- 
rungszweigen versicherungsfrei bleibt, sind demnach zu den betreffenden Versicherungszweigen 
auch keine individuellen Beiträge aus der Nebenbeschäftigung zu zahlen. Dies gilt auch für den 
Arbeitgeber-Beitragsanteil zur Arbeitslosenversicherung, der nach § 421 k SGB III für zuvor Ar- 
beitslose, die das 55. Lebensjahr vollendet haben, nicht zu zahlen ist. 



6 § 8 Abs. 2 SGB IV i.V.m. § 7 Abs. 1 SGB V, § 5 Abs. 2 SGB VI und § 27 Abs. 2 SGB III 
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Der für Beschäftigte zu zahlende Arbeitgeb eranteil zur Rentenversicherung (§ 172 Abs. 1 SGB 20 
VI), die als Bezieher einer Altersvollrente bzw. Versorgung oder wegen Vollendung des 65. Le- 
bensjahres oder wegen einer Beitragserstattung aus eigener Versicherung rentenversicherungsfrei 
sind (§ 5 Abs. 4 SGB VI), ist hingegen auch in den Gleitzonenfällen zu zahlen. 

Für Beschäftigte, die aufgrund der Mitgliedschaft in einer berufsständischen Versorgungseinrich- 
tung rentenversicherungsfrei sind, ist zu beachten, dass der Arbeitgeber-Beitragsanteil nach § 172 
Abs. 2 SGB VI zur Versorgungseinrichtung zu zahlen ist. 

6. Ausübung mehrerer Beschäftigungen 

Werden mehrere (ggf durch Zusammenrechnung) versicherungspflichtige Beschäftigungen aus- 21 
geübt, deren Arbeitsentgelte in der Summe innerhalb der Gleitzone liegen, können die für die Be- 
rechnung der Arbeitnehmer-Beitragsanteile zu Grunde zu legenden reduzierten beitragspflichti- 
gen Einnahmen für die einzelnen Beschäftigungen nicht nach der allgemeinen Gleitzonenformel 
ermittelt werden. In diesen Fällen berechnet sich die beitragspflichtige Einnahme wie folgt: 

[F X 400 -h (2 - F) X (GAE - 400)] x EAE 
GAE 

F = 0,7732 (fahr 2008) 

GAE = Gesamt-Arbeitsentgelt 
EAE - Einzel-Arbeitsentgelt 

Die Formel lässt sich durch Einsetzen des Faktor F (0,7732) für das Kalenderjahr 2008 wir folgt 
vereinfachen 

EAE 

(1,2268 X GAE - 181,44) x 

GAE 

Das Ergebnis der Berechnung ist auf zwei Dezimalstellen zu runden, wobei die letzte Dezimalstel- 22 

le um 1 zu erhöhen ist, wenn sich in der folgenden Dezimalstelle eine der Zahlen 5 bis 9 ergeben 
würde. 

Q Beispiel: 

Ein Arbeitnehmer übt im Juli 2008 gleichzeitig folgende Beschäftigungen aus: 

■ bei Arbeitgeber A gegen ein monatliches Arbeitsentgelt von 350,00 Euro, 

■ bei Arbeitgeber B gegen ein monatliches Arbeitsentgelt von 370,00 Euro. 

Auf Grund der notwendigen Zusammenrechnung sind beide Beschäftigungen nicht geringfügig entlohnt und somit 
versicherungspflichtig. Da das zusammengerechnete Gesamtarbeitsentgelt in Höhe von (350 Euro + 370 Euro =) 720,00 
Euro innerhalb der Gleitzone liegt, ist die besondere Beitragsberechnung anzuwenden. 

Der Arbeitgeber A hat folgende Berechnung durchzuführen: 

350 Euro 

(1,2268 X GAE- 181,44) X =341,17 Euro 

720 Euro 



Das beitragspflichtige Arbeitsentgelt zur Berechnung der verminderten Arbeitnehmeranteile beträgt 341,17 Euro. Der 
Arbeitgeber-Beitragsanteil ist dagegen aus dem vollen Arbeitsentgelt von 350,00 Euro zu berechnen. 
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Für Arbeitgeber B ergibt sich folgende Berechnung: 

370 Euro 

(1,2268 X GAE- 181,44) X =360,68 Euro 

720 Euro 

Das beitragspflichtige Arbeitsentgelt zur Berechnung der verminderten Arbeitnehmeranteile beträgt 360,68 Euro. Der 
Arbeitgeber-Beitragsanteil ist dagegen aus dem vollen Arbeitsentgelt von 370,00 Euro zu berechnen. 

23 Der Arbeitnehmer hat gegenüber seinen Arbeitgebern die für die Beitragsberechnung erforderli- 
chen Angaben über che Höhe der jeweiligen monatlichen Arbeitsentgelte der einzelnen Beschäf- 
tigungen zu machen und, soweit erforderlich, Unterlagen (z.B. Entgeltabrechnungen) vorzulegen 
(§ 28o Abs. 1 SGB IV). Die nachfolgend dargestellten besonderen Regelungen bei Gleitzonenbe- 
schäftigungen mit Arbeitsentgelten außerhalb der Gleitzone - insbesondere die Beitragsberech- 
nung unter ausschließlicher Anwendung des Faktors F - gelten hier nicht. 

7. Beschäftigungen mit Arbeitsentgelten außerhalb 
der Gleitzone bzw. ohne laufendes Arbeitsentgelt 

24 Bei Beschäftigungen mit Arbeitsentgelten außerhalb der Gleitzone (z.B. schwankendes Arbeits- 
entgelt, Einmalzahlungen), in denen zwar das regelmäßige monatliche Arbeitsentgelt innerhalb 
der Gleitzone liegt, das tatsächliche monatliche Arbeitsentgelt jedoch die Gleitzonengrenzen 
über- oder unterschreitet, kann che für die Beitragsberechnung zu ermittelnde beitragspflichtige 
Einnahme nicht nach den o.a. Formeln berechnet werden. 

In diesen Fällen ist in den Monaten, in denen das Arbeitsentgelt die untere Gleitzonengrenze von 
400,01 Euro unterschreitet, für die Berechnung der beitragspflichtigen Einnahme das tatsächliche 
Arbeitsentgelt mit dem Faktor F (Jahr 2008: 0,7732) zu multiplizieren (§ 2 Abs. 2 Satz 4 BVV): 

Tatsächliches Arbeitsentgelt x F = Beitragspflichtige Einnahme 

25 Sofern auf Grund von Arbeitsunfähigkeit kein laufendes Arbeitsentgelt bezogen wird und der 
Arbeitnehmer eine Einmalzahlung (z.B. Urlaubsgeld oder Weihnachtsgeld) erhält, richtet sich die 
Anwendung der Gleitzonenregelung bei der Beitragsberechnung aus der Einmalzahlung danach, 
ob die Beschäftigung aufgrund der Höhe des ausgefallenen Arbeitsentgelts in der Gleitzone liegt. 
Ist dies der Fall und übersteigt das ausgefallene laufende Arbeitsentgelt zusammen mit der Ein- 
malzahlung die obere Gleitzonengrenze von 800 Euro nicht, sind die Gleitzonenregelungen auf 
die Einmalzahlung anzuwenden. Sofern der Betrag der Einmalzahlung dabei die untere Gleitzo- 
nengrenze von 400,01 Euro unterschreitet, ist die Einmalzahlung für die Ermittlung der reduzier- 
ten beitragspflichtigen Einnahme mit dem Faktor F (Jahr 2008: 0,7732) zu multiplizieren. 

Q Beispiel: 

Es wird eine Beschäftigung vom 01 .07.2008 - 31 . 1 2.2008 mit einem regelmäßigen Arbeitsentgelt von 600,00 Euro 
ausgeübt. Dem Arbeitnehmer steht arbeitsvertraglich im November ein Weihnachtsgeld in Höhe von 300 Euro zu. Der 
Arbeitnehmer ist längerfristig krank, so dass im Monat November nur das vereinbarte Weihnachtsgeld in Höhe 300 Euro 
ausgezahlt wird. 
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Da das voraussichtliche regelmäßiges monatliche Arbeitsentgelt (600,00 Euro x 6 Monate + 300,00 Euro : 6 Monate =) 

650,00 Euro beträgt, liegt grundsätzlich ein Gleitzonenfall vor. 

Da es sich um eine Gleitzonenbeschäftigung handelt und im November lediglich das Weihnachtsgeld zur Auszahlung 
kommt, sind die Beiträge im November aus der reduzierten beitragspflichtigen Einnahme von 

300,00 Euro x F (0,7732) = 231,96 Euro 

zu berechnen 

Dies gilt auch für Einmalzahlungen die nach § 23a Abs. 2 SGB IV dem letzten Entgeltabrech- 26 
nungszeitraum des laufenden Kalenderjahres zuzuordnen sind. Allerdings sind bei Beschäftigun- 
gen in der Gleitzone hierbei zur Beitragsberechnung die Gleitzonenformeln auf die Summe des 
Arbeitsentgelts des letzten Entgeltabrechnungszeitraums und der Einmalzahlung anzuwenden. 

Q Beispiel: 

Eine Beschäftigung wird am 01 .07.2008 begonnen und soll am 31 .12.2008 enden. Das regelmäßige monatliche Arbeits- 
entgelt beträgt 500 Euro. Es wird eine Weihnachtsgeld in Höhe von 250 Euro vereinbart, dass im Dezember ausgezahlt 
werden soll. 

Das Arbeitsverhältnis wird kurzfristig mit Wirkung zum 30.1 1 .2008 aufgelöst. Das für Dezember vorgesehene Weihnachts- 
geld soll in Höhe von lediglich 200 Euro nachgezahlt werden. 

Der Arbeitgeber ist zunächst von einer Beschäftigung bis Ende des Jahres ausgegangen und daher von einem regelmä- 
ßigen monatlichen Arbeitsentgelt von (500 Euro x 6 Monate -i- 250 Euro : 6 Monate =) 541 ,67 Euro. 

Da es sich um eine Gleitzonenbeschäftigung handelt und nach vorzeitiger Beendigung der Beschäftigung noch Weih- 
nachtsgeld zur Auszahlung kommt, ist die Beitragsberechnung für den Monat November zu berichtigen. Die Beiträge 
berechnen sich unter Berücksichtigung des Weihnachtsgeldes (i.H. von 200 Euro) aus der beitragspflichtigen Einnahme 
von 1 ,2268 X 700 Euro - 1 81 ,44 = 677,32 Euro. 



IV. Keine Anwendung der Gleitzonenregelung 

1 . Auszubildende und Teilnehmer 

am freiwilligen sozial/ökologischen Jahrs 

Die besonderen Regelungen zur Gleitzone gelten ausdrücklich nicht für Personen, die zu ihrer Be- 27 

rufsausbildung (z.B. Auszubildende, Praktikanten) beschäftigt sind. Dies gilt auch für Umschüler, 
die den zu ihrer Berufsausbildung Beschäftigten gleichgestellt sind, wenn die Umschulung für ei- 
nen anerkannten Ausbildungsberuf erfolgt und nach den Vorschriften des Berufsbildungsgesetzes 
(§ 1 Abs. 5 und § 60 BBiG) durchgeführt wird. 

Für Teilnehmer am freiwilligen sozialen oder freiwilligen ökologischen Jahr finden die Gleitzo- 
nenregelungen ebenfalls keine Anwendung, da für diese Personen der Arbeitgeber die Beiträge 
allein zu tragen hat. 
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2. Fiktive beitragspflichtige Einnahmen 

28 Darüber hinaus finden die Regelungen zur Gleitzone auch bei Beschäftigungen keine Anwen- 
dung, für deren Beitragsberechnung fiktive Arbeitsentgelte zu Grunde gelegt werden (z.B. bei 
der Beschäftigung behinderter Menschen in anerkannten Werkstätten für behinderte Menschen, 
bei Mitgliedern geistlicher Genossenschaften, Diakonissen und Angehörigen ähnlicher Gemein- 
schaften). 

3. Altersteilzeitbeschäftigung 

29 In den Fällen der Altersteilzeit oder bei sonstigen Vereinbarungen über flexible Arbeitszeiten, in 
denen das Arbeitsentgelt vor der Reduzierung nicht in der Gleitzone lag, sondern lediglich das 
reduzierte Arbeitsentgelt in die Gleitzone fällt, finden die besonderen Regelungen zur Gleitzone 
ebenfalls keine Anwendung. Dies gilt auch für Arbeitsentgelte aus Wiedereingliederungsmaßnah- 
men nach einer Arbeitsunfähigkeit. Maßgebend für die Beitragsberechnung sind in diesen Fällen 
die tatsächlich erzielten Arbeitsentgelte. Für Vorruhestandsgeldbezieher finden die Gleitzonen- 
regelungen ebenfalls keine Anwendung, wenn nicht das Arbeitsentgelt vor dem Vorruhestand, 
sondern lediglich das Vorruhestandsgeld in die Gleitzone fällt. 

4. Arbeitsausfall durch Kurzarbeit 

30 Die besonderen Regelungen zur Gleitzone gelten ebenfalls nicht für versicherungspflichtige Ar- 
beitnehmer, deren monatliches Arbeitsentgelt regelmäßig mehr als 800 Euro beträgt und nur 
wegen konjunktureller oder saisonaler Kurzarbeit so weit gemindert ist, dass das tatsächlich 
erzielte Arbeitsentgelt (Ist-Entgelt) die obere Gleitzonengrenze von 800 Euro unterschreitet. 

Nach § 20 Abs. 2 SGB IV ist u.a. Voraussetzung, dass das aus der Beschäftigung erzielte Arbeits- 
entgelt die Grenze von 800 Euro regelmäßig nicht überschreitet. Diese Voraussetzung ist bei Ar- 
beitsausfällen wegen Kurzarbeit und der daraus folgenden Entgeltminderung nicht gegeben, weil 
die Entgeltminderung nur vorübergehend ist und regelmäßig ein über 800 Euro hegendes Ar- 
beitsentgelt erzielt wird. 

Q Beispiel: 

Ein Arbeitnehmer erzielt ein regelmäßiges monatliches Arbeitsentgelt bei voller Arbeitszeit (40 Std. in der Woche) von 
2.500 Euro. Wegen Kurzarbeit vom 01 .09.2008 bis 30.09.2008 fallen wöchentlich 28 Stunden aus. Die tatsächlich geleiste- 
te Arbeitszeit beträgt somit lediglich 12 Stunden in der Woche. Das daraus erzieltetatsächliche Arbeitsentgelt beträgt 650 
Euro im Monat. 

Obwohl das monatliche Arbeitsentgelt während der Kurzarbeit 650 Euro beträgt und damit innerhalb der Gleitzone 
liegt, findet die Gleitzonenregelung keine Anwendung, weil das Arbeitsentgelt nur vorübergehend reduziert ist und die 
Gleitzonen-Entgeltgrenze im gesamten Kalenderjahr 2008 von 800 Euro regelmäßig überschritten wird. 

31 Eine andere Beurteilung ergibt sich dann, wenn für die Beschäftigung die Gleitzonenregelung des 
§ 20 Abs. 2 SGB IV bereits gilt, weil das Arbeitsentgelt (z.B. bei einer regelmäßigen Arbeitszeit von 
20 Std. wöchentlich) ohne Arbeitsausfälle durch Kurzarbeit innerhalb der Gleitzone von 400,01 
Euro bis 800,00 Euro hegt. In diesen Fällen ist bei den genannten Arbeitsausfällen und der Minde- 
rung des Arbeitsentgelts weiterhin die Gleitzonenregelung anzuwenden. Die Beitragsberechnung 
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erfolgt demnach aus der reduzierten beitragspflichtigen Einnahme auf der Basis des tatsächlich 
erzielten (Kurz-)Arbeitsentgelts. 

Q Beispiel: 

Eine teilzeitbeschäftigte Arbeitnehmerin erzielt ein regelmäßiges monatliches Arbeitsentgelt bei voller Arbeitszeit (20 
Std. in der Woche) von 750 Euro. Wegen Kurzarbeit vom 01.09.2008 bis 30.09.2008 fallen wöchentlich 10 Stunden aus. 

Das daraus erzielte tatsächliche Arbeitsentgelt beträgt auf Grund des Arbeitsausfalls wegen Kurzarbeit lediglich 360 Euro. 

Für die Beschäftigung ist durchgehend die Gleitzonenregelung anzu wenden, weil das Arbeitsentgelt bei voller Arbeitszeit 
bereits innerhalb der Gleitzone liegt. 

V. Verzicht auf die Reduzierung 

des Arbeitnehmerbeitrags zur Rentenversicherung 

In der Rentenversicherung richtet sich die Höhe der Rentenansprüche nach dem beitragspflich- 32 
tigen Arbeitsentgelt. Aufgrund der Reduzierung des beitragspflichtigen Arbeitsentgelts und dar- 
aus folgend des geminderten Arbeitnehmer-Beitragsanteils bei Beschäftigungen in der Gleitzone, 
werden der späteren Rentenberechnung für diese Zeit auch nur die reduzierten Arbeitsentgelte zu 
Grunde gelegt. Das heißt, aufgrund des reduzierten Arbeitnehmerbeitrags erwirbt der Beschäf- 
tigte reduzierte Rentenanwartschaften. 

Versicherungspflichtige Arbeitnehmer, die Beschäftigungen in der Gleitzone ausüben, haben in 
der Rentenversicherung die Möglichkeit, auf die Reduzierung des beitragspflichtigen Arbeitsent- 
gelts zu verzichten und den vollen Arbeitnehmerbeitrag zu zahlen (§ 163 Abs. 10 Satz 6 SGB VI). 
Durch den Verzicht auf die Anwendung der besonderen Regelungen zur Gleitzone können die 
damit verbundenen rentenmindernden Auswirkungen in der gesetzlichen Rentenversicherung 
vermieden werden. 

Hierzu muss der Arbeitnehmer gegenüber dem Arbeitgeber schriftlich erklären, dass der Bei- 33 
tragsberechnung als beitragspflichtige Einnahme das tatsächliche Arbeitsentgelt zu Grunde gelegt 
werden soll. Die Erklärung kann jedoch nur für die Zukunft und bei mehreren Beschäftigungen 
nur einheitlich abgegeben werden. 

o Praxishinweis: 

Geht die Verzichtserklärung innerhalb von zwei Wochen nach Aufnahme der Beschäftigung beim Arbeitgeber ein, wirkt sie 
auf den Beginn der Beschäftigung zurück, falls der Arbeitnehmer dies wünscht. Die Erklärung bleibt für die Dauer der Be- 
schäftigungen bindend (§ 163 Abs. 10 Satz 7 SGB VI) und ist zu den Entgeltunterlagen zu nehmen. 

VI. Umlage-Beiträge nach dem Aufwendungsausgleichsgesetz 

1. Allgemein 

Seit dem 01.01.2006 regelt das Gesetz über den Ausgleich der Arbeitgeberaufwendungen für Ent- 34 
geltfortzahlung (Aufwendungsausgleichsgesetz (AAG) das Erstattungsverfahren für Arbeitgeber. 



161 
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Es bestehen zwei getrennte Umlageverfahren: 

■ Umlage Ul: Für Aufwendungen des Arbeitgebers im Rahmen der Entgeltfortzahlung bei Ar- 
beitsunfähigkeit und bei Maßnahmen der medizinischen Vorsorge und Rehabilitation, und 
zum anderen 

■ Umlage U2: Für Aufwendungen im Rahmen des Mutterschutzgesetzes. 

Die Umlagen Ul und U2 nach dem Aufwendungsausgleichsgesetz ( AAG) sind in einem Prozentsatz 
nach dem Arbeitsentgelt zu berechnen, nach welchem die Beiträge zur gesetzlichen Rentenversiche- 
rung bemessen werden oder bei Versicherungspflicht zu bemessen wären (§ 7 Abs. 2 Satz 1 AAG). 

35 Nach § 1 Abs. 1 AAG nehmen nur solche Arbeitgeber am Umlageverfahren Ul teil und haben 
demzufolge einen Erstattungsanspruch, die in der Regel nicht mehr als 30 Arbeitnehmer und Ar- 
beitnehmerinnen beschäftigen. Zu den erstattungsberechtigten Arbeitgebern gehören auch sol- 
che, die nur Auszubildende und/oder schwerbehinderte Menschen im Sinne des Neunten Buches 
Sozialgesetzbuch beschäftigen. 

Q Praxishinweis: 

Die Krankenkassen haben gemäß §3Abs.l AAG die Teilnahme des Arbeitgebers am Ausgleich der Arbeitgeberaufwendungen 
jeweils zum Beginn eines Kalenderjahres für die Dauer dieses Kalenderjahres festzustellen. Wobei der Arbeitgeber der zustän- 
digen Krankenkasse die für die Durchführung des Ausgleichs erforderlichen Angaben zu machen hat. 

Der Arbeitgeber nimmt am Ausgleich der Arbeitgeberaufwendungen teil, wenn er in dem der 
Feststellung vorausgegangenen Kalenderjahr für einen Zeitraum von mindestens acht Kalen- 
dermonaten, der nicht zusammenhängend zu verlaufen braucht, nicht mehr als 30 Arbeitnehmer 
und Arbeitnehmerinnen beschäftigt hat. Bei dieser Feststellung ist jeweils von der Zahl der am 
Ersten des Kalendermonats beschäftigten Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen auszugehen. 
Zur Feststellung der Zahl der Mitarbeiter s.a. Kapitel § 2, D. 

36 Am U2- Ausgleichsverfahren bei Schwangerschaft bzw. Mutterschaft nehmen grundsätzlich alle 
Arbeitgeber - unabhängig von ihrer Betriebsgröße - teil. Deshalb nehmen auch solche Arbeitge- 
ber teil, die beispielsweise ausnahmslos Teilzeitbeschäftigte, Auszubildende oder schwerbehinder- 
te Menschen beschäftigen. Eine etwaige Differenzierung der Zählweise verschiedener Personen- 
gruppen wie bei der Feststellung der Teilnahme am Ausgleichsverfahren der Arbeitgeberaufwen- 
dungen bei Arbeitsunfähigkeit erfolgt hier nicht. 

Die Umlagebeträge für das Ausgleichsverfahren der Arbeitgeberaufwendungen bei Arbeitsunfä- 
higkeit sind im Beitragsnachweis unter der Gruppe Ul anzugeben. Entsprechendes gilt auch für 
die Umlagebeträge für das Ausgleichsverfahren der Arbeitgeberaufwendungen für Mutterschafts- 
leistungen. Diese werden der Gruppe U2 zugeordnet. Abzuführen sind die Umlagen an diejenige 
Krankenkasse, die nach § 2 Abs. 1 AAG die auch die Erstattung vorzunehmen hat. Dies gilt auch 
für den Fall, dass die Krankenkasse die Erstattung auf eine andere Stelle übertragen hat. 

2. Erstattungsfähige Aufwendungen 

37 Zu den erstattungsfähigen Aufwendungen gehören nach § 1 Abs. 1 Nr. 2 AAG auch die auf die an 
Arbeitnehmer/ Arbeitnehmerinnen fortgezahlten Arbeitsentgelte entfallenden und von den Ar- 
beitgebern zu tragenden Beitragsanteile 

■ zur Bundesagentur für Arbeit, 

■ zur gesetzlichen Krankenversicherung, 
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■ zur gesetzlichen Rentenversicherung, 

■ zur sozialen Pflegeversicherung 
und 

■ zu einer berufsständischen Versorgungseinrichtung gemäß § 172 Abs. 2 SGB VI sowie die 
Beitragszuschüsse 

■ nach § 257 SGB V und 

■ nach § 61 SGB XL 

Hat der Arbeitgeber die Beiträge für Auszubildende in voller Höhe zu tragen (so genannte 38 
Gering Verdiener)^, dann ist der Gesamtbetrag in die Erstattung einzubeziehen. Nicht erstattungs- 
fähig sind dagegen die vom Arbeitgeber alleine aufzubringenden Umlagebeträge nach § 7 AAG. 
Beginnt oder endet die Entgeltfortzahlung während eines Entgeltabrechnungszeitraums, sind die 
erstattungsfähigen Arbeitgeber-Beitragsanteile nach den Grundsätzen für die Beitragsberech- 
nung bei Teilentgeltzahlungszeiträumen zu ermitteln; insbesondere sind hierbei die Beitragsbe- 
messungsgrenzen zu beachten. 

Wird während der Arbeitsunfähigkeit eine Sonderzuwendung gewährt, so sind die darauf entfal- 39 
lenden Arbeitgeber-Beitragsanteile nicht erstattungsfähig. Die für die Erstattung zu berücksichti- 
genden Arbeitgeber-Beitragsanteile sind vielmehr aus dem ohne die Sonderzuwendung verblei- 
benden Arbeitsentgelt zu berechnen. 

Q Praxishinweis: 

Nach § 7 Abs. 7 AAG sind dem Arbeitgeber im Rahmen der Ul-Verfahrens 80 Prozent der erstattungsfähigen Aufwendungen 
zu erstatten. Die Satzung der Krankenkasse kann den Erstattungsanspruch jedoch nach §9 Abs. 2 Nr. 7 AAG beschränken. 

Im Rahmen des U2-Verfahrens sieht § 1 Abs. 2 Nr. 1 AAG eine Erstattung des vom Arbeitgeber 
gezahlten Zuschusses zum Mutterschaftsgeld vor. Erstattet werden kann nur der Zuschuss des 
Arbeitgebers aufgrund des § 14 Abs. 1 MuSchG für die Zeit der Schutzfristen des § 3 Abs. 2 und 
§ 6 Abs. 1 MuSchG. Hierbei handelt es sich um den Zuschuss zum Mutterschaftsgeld*, den der 
Arbeitgeber für die Dauer von 

■ sechs Wochen vor dem mutmaßlichen Tag der Entbindung, 

■ den Entbindungstag sowie 

■ für die Dauer von acht bzw. zwölf Wochen nach der Entbindung 

gezahlt hat. Darüber hinaus sieht § 1 Abs. 2 Nr. 2 AAG die Erstattung des vom Arbeitgeber nach 
§ 1 1 MuSchG gezahlten Arbeitsentgelts bei Beschäftigungsverboten vor. Hierbei handelt es sich 
um das Arbeitsentgelt, das der Arbeitgeber den Arbeitnehmerinnen fortzahlt, die wegen eines 
Beschäftigungsverbots nach § 3 Abs. 1, §§ 4, 6 Abs. 2 oder 3 MuSchG oder wegen eines Mehr-, 
Nacht- oder Sonntagsarbeitsverbots nach § 8 Abs. 1, 3 oder 5 MuSchG teilweise oder völlig mit 
der Arbeit aussetzen. 

Erstattungsfähig ist auch das Arbeitsentgelt, das Arbeitnehmerinnen erhalten, die wegen eines 40 
Beschäftigungsverbots die Beschäftigung oder die Entlohnungsart wechseln und dadurch einen 
geringeren Verdienst erzielen. Sonderzuwendungen, die während eines Beschäftigungsverbots 
zur Auszahlung kommen, können nicht erstattet werden. 



7 vgl. § 20 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 SGB IV 

8 nach § 200 RVO, § 29 KVLG oder § 13 Abs. 2 und 3 MuSchG 
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Erstattungsfähig ist das vom Arbeitgeber fortgezahlte Bruttoarbeitsentgelt. Mithin werden auch 
die Entgeltbestandteile ersetzt, die der Arbeitgeber für die Arbeitnehmerin an Dritte gezahlt hat, 
beispielsweise vermögenswirksame Leistungen oder Beiträge für betriebliche Versorgungsein- 
richtungen. Zu den erstattungsfähigen Aufwendungen gehören nach § 1 Abs. 2 Nr. 3 AAG auch 
die auf die an Arbeitnehmerinnen bei Beschäftigungsverboten fortgezahlten Arbeitsentgelte ent- 
fallenden und von den Arbeitgebern zu tragenden Beitragsanteile zur Sozialversicherung. 

3. Umlagepflichtiges Arbeitsentgelt in der Gleitzone 

41 Bei Arbeitnehmern mit einem Arbeitsentgelt in der Gleitzone gilt als umlagepflichtiges Arbeits- 
entgelt die nach § 163 Abs. 10 SGB VI ermittelte reduzierte beitragspflichtige Einnahme, es sei 
denn, auf die Reduzierung wurde verzichtet. 

Q Praxishinweis: 

Umlagebeträge sind nur vom laufenden Arbeitsentgeltzu berechnen. Einmalig gezahltes Arbeitsentgelt ist bei der Berechnung 
der Umlagen nicht zu berücksichtigen. Zwar sieht § 7 Abs. 2 Satz 2 AAG diese Nichtberücksichtigung nur im Zusammenhang 
mit der Umlage Ui vor; nach dem Willen des Gesetzgebers sollen einmalig gezahlte Arbeitsentgelte nach § 23a SGB IV aber 
sowohl beim Ui -Verfahren als auch beim U2-Verfahren außer Betracht bleiben. 

Die Umlagen sind demnach von der Beitragsbemessungsgrundlage zu erheben, von der die Beiträ- 
ge zur gesetzlichen Rentenversicherung berechnet werden, allerdings ohne Berücksichtigung von 
einmalig gezahltem Arbeitsentgelt. Dies bedeutet, dass in den Fällen, in denen das regelmäßige 
monatliche Arbeitsentgelt nur durch die Berücksichtigung von einmalig gezahltem Arbeitsentgelt 
die Grenze von 800 Euro überschreitet und damit kein Gleitzonenfall vorliegt, auch in Bezug auf 
die Umlagen nach dem Aufwendungsausgleichsgesetz nicht von einem Gleitzonenfall auszugehen 
ist. Die Umlagen sind allerdings nur aus dem laufenden Arbeitsentgelt zu berechnen. 

42 Andererseits sind bei Arbeitnehmern mit einem regelmäßigen Arbeitsentgelt in der Gleitzone 
in den Monaten, in denen die Grenze von 800 Euro nur durch einmalig gezahltes Arbeitsentgelt 
überschritten wird, die Umlagen - ebenso wie die Beiträge zur gesetzlichen Rentenversicherung 
- aus dem tatsächlichen Arbeitsentgelt zu berechnen, wobei allerdings auch hier das einmalig 
gezahlte Arbeitsentgelt für die Berechnung der Umlagen nicht herangezogen wird, sondern die 
Umlagen nur aus dem laufenden Arbeitsentgelt berechnet werden. 

Q Beispiel: 

Ein Arbeitnehmer nimmt am 01 .07.2008 eine Beschäftigung auf. Das regelmäßige monatliche Arbeitsentgelt beträgt 600 
Euro. Laut Arbeitsvertrag besteht im November Anspruch auf ein Weihnachtsgeld in Höhe von 300 Euro. 

Es ergibt sich ein regelmäßiges monatliches Arbeitsentgelt von (600 Euro x 6 Monate -i- 300 Euro : 6 Monate =) 650 Euro. 
Es handelt sich somit um einen Gleitzonenfall. 

Zeitraum vom 01 .07.2008 - 31 .10.2008 und 01 .12.2008 - 31 .12.2008 
Beitragspflichtige Einnahme: 1 ,2268 x 600 Euro - 1 81 ,44 = 554,64 Euro 

Die Umlagen Ul und U2 werden ebenfalls aus der reduzierten beitragspflichtigen Einnahme i.H. von 554,64 Euro berechnet. 
Zeitraum vom 01.11 .2008 - 30.1 1 .2008 

Beitragspflichtige Einnahme = 600 Euro -i- 300 Euro (Weihnachtsgeld) = 900 Euro 
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Da sich die besonderen Gleitzonenregelungen im November auf die beitragspflichtige Einnahme nicht auswirken, werden 
die Beiträge aus dem tatsächlichen Arbeitsentgelt i.H. von 900 Euro berechnet. Die Umlagen Ul und U2 werden jedoch 
lediglich aus dem laufenden Arbeitsentgelt i.H. von 600 Euro berechnet. 

C. Melderecht 

Für Beschäftigungsverhältnisse in der Gleitzone ist kein eigenständiges Meldeverfahren vorgese- 43 
hen. Bereits seit 01.01.2006 ist zu beachten, dass Meldungen zur Sozialversicherung ausschließ- 
lich im maschinellen Verfahren zu übermitteln sind. Einzugsstelle für die DEÜV-Meldungen ist 
die jeweilige Krankenkasse des Arbeitnehmers. 

Die besonderen beitragsrechtlichen Regelungen zur Gleitzone sind anzuwenden, wenn das mo- 
natliche Arbeitsentgelt aus der Beschäftigung bzw. bei Ausübung mehrerer Beschäftigungen 
die hieraus erzielten Arbeitsentgelte insgesamt regelmäßig innerhalb der Gleitzonengrenze von 
400,01 Euro bis 800,00 Euro liegen. Die Anwendung der Gleitzone ist in den Meldungen zur So- 
zialversicherung besonders kenntlich zu machen. 

Für Beschäftigungen in der Gleitzone gelten die bestehenden Personen- und Beitragsgruppen- 44 
Schlüssel. Die Meldungen für Beschäftigte in der Gleitzone sind mit dem Personengruppenschlüs- 
sel 101 abzugeben. 

In den Meldungen ist als beitragspflichtiges Bruttoarbeitsentgelt die reduzierte beitragspflichtige 
Einnahme einzutragen. Bei unterschiedlichen Anwendungen der Gleitzonenregelungen in ein- 
zelnen Zweigen der Sozialversicherung (z.B. beim Verzicht auf die Anwendung der Gleitzonenre- 
gelung in der Rentenversicherung) richtet sich die Kennzeichnung der Meldungen nach der versi- 
cherungs- und beitragsrechtlichen Beurteilung in der gesetzlichen Rentenversicherung. Dies gilt 
auch in den Fällen, in denen die Gleitzonenregelungen in der gesetzlichen Rentenversicherung 
nur deshalb keine Anwendung finden, weil beispielsweise aufgrund des Bezugs einer Vollrente 
wegen Alters Rentenversicherungsfreiheit besteht und lediglich der Arbeitgeber-Beitragsanteil 
nach § 172 Abs. 1 SGB VI zu zahlen ist. Auch in diesen Fällen ist die Meldung zu kennzeichnen 
und die reduzierte beitragspflichtige Einnahme vorzugeben. 

Sofern in einer vom Arbeitgeber vorzunehmenden Jahresmeldung, Abmeldung oder Unterbre- 45 
chungsmeldung das beitragspflichtige Arbeitsentgelt anzugeben ist, ist die Meldung mit dem 
besonderen Merkmal „Entgelt in der Gleitzone“ zu schlüsseln. Dieses Kennzeichen kann unter- 
schiedlich vergeben werden; 

0 = Keine Gleitzone bzw. Verzicht auf die Anwendung der Gieitzonenregeiungen in der gesetzlichen Rentenversicherung 

1 = Gleitzone; tatsächliche Arbeitsentgelte in allen Entgeltabrechnungszeiträumen von 400,01 Euro bis 800,00 Euro 

2 = Gleitzone: Meldung umfasst sowohl Entgeltabrechnungszeiträume mit Arbeitsentgelten von 400,01 Euro bis 

800,00 Euro als auch solche mit Arbeltsentgelten unter 400,01 Euro und über 800,00 Euro. 

Verzichtet der Arbeitnehmer auf die Reduzierung des Arbeitnehmer-Beitragsanteils in der gesetz- 
lichen Rentenversicherung, ist in den Meldungen das tatsächlich erzielte Arbeitsentgelt einzutra- 
gen. In diesem Fall ist, wie zuvor beschrieben, das Kennzeichen „0“ anzugeben. 
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D. Gleitzonenarbeitsverhältnisse im Lohnsteuerrecht 



Bei den Beschäftigten in der Gleitzone handelt es sich um reguläre steuerpflichtige Arbeitnehmer 
im Sinne des Lohnsteuerrechts (§ 1 LStDV). Sie beziehen wie Vollzeitarbeitnehmer Einkünfte aus 
nichtselbständiger Arbeit. Ab einem Arbeitsentgelt von 400,01 Euro muss der Arbeitnehmer dem 
Arbeitgeber für die Besteuerung des Arbeitslohns eine Lohnsteuerkarte vorlegen. Die Lohnsteuer 
ist dabei vom Arbeitgeber nach den individuellen Merkmalen der Lohnsteuerkarte des Arbeit- 
nehmers zu errechnen und mit der Lohnsteuer- Anmeldung an das zuständige Betriebsstättenfi- 
nanzamt abzuführen. 

Weil bei einem monatlichen Arbeitsentgelt über 400 Euro keine geringfügig entlohnte Beschäf- 
tigung mehr vorliegt und der Arbeitgeber keine pauschalen Beiträge zur gesetzlichen Renten- 
versicherung in Höhe von 15 % oder 5 % (Privathaushalt) zu entrichten hat, ist die Lohnsteu- 
erpauschalierung mit dem einheitlichen Pauschsteuersatz von 2 % (§ 40a Abs. 2 EStG) oder mit 
dem Pauschalsteuersatz von 20 % (§ 40a Abs. 2a EStG) des Arbeitsentgelts nicht möglich. Eine 
Lohnsteuerpauschalierung durch den Arbeitgeber scheidet damit aus. 
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§ 5 Geringfügig Beschäftigte im Arbeitsrecht 



A. Grundsatz der Gleichbehandlung 



I. Arbeitsrechtliche Grundsätze 

Während für den Bereich der Lohnsteuer und insbesondere in der Sozialversicherung zahlreiche 1 
Sonderregelungen für geringfügig Beschäftigte bestehen, existieren in arbeitsrechtlicher Hinsicht 
keine gesetzlich normierten Anhaltspunkte für eine Unterscheidung von geringfügig und nicht 
geringfügig Beschäftigten. Geringfügig Beschäftigte sind im Arbeitsrecht ihren voll- oder teilzeit- 
beschäftigten Kollegen gleichgestellt. 

Arbeitsrechtlich erfasst werden geringfügig entlohnte Beschäftigte insbesondere durch § 2 Abs. 1 
TzBefG. Danach ist ein Arbeitnehmer teilzeitbeschäftigt, dessen regelmäßige Wochenarbeitszeit 
kürzer ist als die eines vergleichbaren Vollzeitbeschäftigten. Darüber hinaus stellt § 2 Abs. 2 Tz- 
BefG ausdrücklich fest, dass als teilzeitbeschäftigt auch derjenige gilt, der eine geringfügige Be- 
schäftigung nach § 8 Abs. 1 Nr. 1 SGB IV ausübt. Die geringfügig entlohnte Beschäftigung stellt 
somit grundsätzlich eine Teilzeitarbeit im Sinne des Teilzeit- und Befristungsgesetzes dar. Das gilt 
gleichermaßen für die Midi-Jobs in der Gleitzone von 400,01 bis 800 Euro (§ 20 Abs. 4 SGB IV) 
und für geringfügig entlohnte Beschäftigte in Privathaushalten (§ 8a SBG IV). 

Geringfügige entlohnte Beschäftigte haben gegenüber ihren Arbeitgebern damit z.B. Anspruch 2 
auf: 

■ Entgeltfortzahlung in Höhe des regelmäßigen Arbeitsentgelts bei Arbeitsunfähigkeit wegen 
Krankheit bis zu einer Dauer von sechs Wochen; 

■ Mutterschutzlohn für die Zeit von Beschäftigungsverboten bzw. auf Zuschuss zum Mutter- 
schaftsgeld nach dem Mutterschutzgesetz; 

■ bezahlten Erholungsurlaub; 

■ Anspruch auf ein Arbeitszeugnis; 

■ Entgeltfortzahlung für gesetzliche Feiertage sowie 

■ Anspruch auf Beachtung der gesetzlichen Kündigungsfristen. 

Der allgemeine Gleichbehandlungsgrundsatz, der in § 4 Abs. 1 Satz 1 TzBefG verankert ist, gilt 
für alle Maßnahmen und Vereinbarungen im Arbeitsverhältnis, und damit ebenso für geringfü- 
gige Beschäftigungsverhältnisse. Ein Teilzeitbeschäftigter darf demnach wegen seiner Teilzeitbe- 
schäftigung nicht schlechter behandelt werden als ein vergleichbarer Vollzeitbeschäftigter, es sei 
denn, dass sachliche Gründe eine Ungleichbehandlung rechtfertigen. 

Schlechterstellungen z.B. bezüglich der Höhe der Arbeitsvergütung sind nur zulässig, wenn es 3 
einen sachlichen Grund für diese Differenzierung gibt. Die Beschäftigung im geringfügigen Um- 
fang stellt indes keinen sachlichen Grund für eine ungleiche Behandlung gegenüber sozialversi- 
cherungspflichtigen Voll- oder Teilzeitbeschäftigten dar. 
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Q Praxishinweis: 

Geringfügig beschäftigte Arbeitnehmer sind somit arbeitsrechtiich ihren soziaiversicherungspflichtigen teil- und vollzeitbe- 
schäftigten Kollegen gleichgestellt. 

II. Befristete und unbefristete Arbeitsverhältnisse 

4 Wie bereits in den Kapiteln zuvor ausgeführt liegt ein geringfügige Beschäftigung vor, wenn 

■ das Arbeitsentgelt aus dieser Beschäftigung regelmäßig im Monat 400 Euro nicht übersteigt 
(geringfügig entlohnte Beschäftigung, § 8 Abs. 1 Nr. 1 SGB IV), oder 

■ die Beschäftigung innerhalb eines Kalenderjahres seit ihrem Beginn auf längstens zwei Mona- 
te oder 50 Arbeitstage nach ihrer Eigenart begrenzt zu sein pflegt oder im Voraus vertraglich 
begrenzt ist, es sei denn, dass die Beschäftigung berufsmäßig ausgeübt wird (kurzfristige Be- 
schäftigung, § 8 Abs. 1 Nr. 2 SGB IV). 

5 Für die kurzzeitigen Beschäftigungen nach § 8 Abs. Nr. 2 SGB IV hegt es nahe, diese mit einer kon- 
kreten zeitlichen Befristung - unter Beachtung der vorgenannten Zeitgrenzen - zu vereinbaren. 
Nach § 14 Abs. 1 Satz 1 TzBfG ist die Befristung eines Arbeitsvertrages zulässig, wenn sie durch 
einen sachlichen Grund gerechtfertigt ist. Ein sachlicher Grund hegt insbesondere vor, wenn 

■ der betriebliche Bedarf an der Arbeitsleistung nur vorübergehend besteht, 

■ die Befristung im Anschluss an eine Ausbildung oder ein Studium erfolgt, um den Übergang 
des Arbeitnehmers in eine Anschlussbeschäftigung zu erleichtern, 

■ der Arbeitnehmer zur Vertretung eines anderen Arbeitnehmers beschäftigt wird, 

■ die Eigenart der Arbeitsleistung die Befristung rechtfertigt, 

■ die Befristung zur Erprobung erfolgt, 

■ in der Person des Arbeitnehmers hegende Gründe die Befristung rechtfertigen, 

■ der Arbeitnehmer aus Haushaltsmitteln vergütet wird, die haushaltsrechtlich für eine befriste- 
te Beschäftigung bestimmt sind, und er entsprechend beschäftigt wird oder 

■ die Befristung auf einem gerichtlichen Vergleich beruht. 

6 Nach § 14 Abs. 2 Satz 1 TzBfG ist die kalendermäßige Befristung eines Arbeitsvertrages auch ohne 
Vorhegen eines sachlichen Grundes bis zur Dauer von zwei Jahren zulässig; bis zu dieser Ge- 
samtdauer von zwei Jahren ist auch die höchstens dreimalige Verlängerung eines kalendermäßig 
befristeten Arbeitsvertrages zulässig. 

Q Praxishinweis: 

Die Befristung eines Arbeitsvertrages bedarf zu ihrer Wirksamkeit zwingend der Schriftform (§ U Abs. 4 TzBfG). Es sollte 
daher die kurzfristige Tätigkeit im Arbeitsvertrag ausdrücklich bezeichnet und der zeitliche Beschäftigungsrahmen konkret 
festgelegt werden. 

Der Schriftform bedürfen alle Befristungsvereinbarungen unabhängig von der Dauer der Befri- 
stung. Zur Wahrung der Schriftform der Befristung müssen Arbeitgeber und Minijobber auf der- 
selben Urkunde (i.d.R. Arbeitsvertrag) unterzeichnen. 

7 Ein kalendermäßig befristeter Arbeitsvertrag endet mit Ablauf der vereinbarten Zeit. Einer aus- 
drücklichen Kündigung bedarf es nicht. Ein zweckbefristeter Arbeitsvertrag endet mit Erreichen 
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des Zwecks, frühestens jedoch zwei Wochen nach Zugang der schriftlichen Unterrichtung des 
Arbeitnehmers durch den Arbeitgeber über den Zeitpunkt der Zweckerreichung. 

Sofern ein kurzfristiges Beschäftigungsverhältnis länger als einen Monat ausgeübt wird, erwirbt 
der Beschäftigte einen Urlaubsanspruch nach dem Bundesurlaubsgesetz. Nach der gesetzlichen 
Regelung kann der volle Urlaubsanspruch jedoch erstmals nach sechsmonatigem Bestehen des 
Arbeitsverhältnisses gewährt werden. Diese Voraussetzung kann bei einem kurzfristigen Beschäf- 
tigungsverhältnis nach § 8 Abs. 1 Nr. 2 SGB IV nicht eintreten, da das Arbeitsverhältnis die Zeit- 
dauer von zwei Kalendermonaten oder 50 Arbeitstagen nicht überschreitet. Aus diesem Grund ist 
ein gegebenenfalls bestehender Urlaubsanspruch pro vollen Beschäftigungsmonat zu ermitteln. 

Legt man beispielsweise den gesetzlichen Mindesturlaub von 24 Werktagen nach dem Bundesur- 
laubsgesetz zu Grunde, kann ein für maximal zwei (volle) Monate kurzfristig Beschäftigter einen 
Urlaubsanspruch von vier Werktagen (24 Werktage : 12 x 2 Monate) erwerben. Ein höherer Ur- 
laubsanspruch kann sich aus Betriebsvereinbarungen oder Tarifverträgen ergeben. Voraussetzung 
hierfür ist jedoch, dass der kurzfristig Beschäftigte diesen Regelungen unterfällt. 

Unbefristet werden häufig geringfügig entlohnte Beschäftigungen (§ 8 Abs. 1 Nr. 1 SGB IV), also die 8 
400-Euro-Minijobs ausgeführt. Man spricht in diesem Zusammenhang auch von „Daueraushilfen“. 

Die geringfügig entlohnte Beschäftigung stellt somit eine Teilzeitarbeitsverhältnis im Sinne des Teil- 
zeit- und Befristungsgesetzes dar (§ 2 Abs. 2 TzBefG) dar. Es ergeben sich demzufolge arbeitsrecht- 
lich dieselben Rechte und Pflichten, wie für sozialversicherungspflichtige Teilzeitbeschäftigte. 

Arbeitgeber sind grundsätzlich nach § 2 Nachweisgesetz (NachwG) dazu verpflichtet, spätestens 
einen Monat nach Beginn des Arbeitsverhältnisses die wesentlichen Vertragsbedingungen schrift- 
lich niederzulegen. Eine Ausnahme von diesem Grundsatz besteht nur für eine Aushilfstätigkeit 
von höchstens einem Monat. 
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Q Praxishinweis: 

Bei geringfügig entlohnten Beschäftigungsverhältnissen muss der Arbeitgeber ausdrücklich daraufhinweisen, dass für den 
Minijobber die Möglichkeit besteht auf die Versicherungsfreiheit in der Rentenversicherung zu verzichten, um mit einem 
Aufstockungsbetrag vollwertige Rentenanwartschaften zu erwerben. 



B. Der Arbeitsvertrag 

I. Allgemein 

Grundsätzlich kann ein Arbeitsvertrag zwischen Arbeitgeber und geringfügig Beschäftigten 9 
schriftlich, mündlich oder durch konkludentes Handeln zu Stande kommen und damit Rechte 
und Pflichten für die jeweilige Arbeitsvertragspartei begründen. Unter konkludentes Handeln 
wird ein für beide Seiten schlüssiges Verhalten verstanden, dass darauf gerichtet ist einen Arbeits - 
vertrag einzugehen, ohne dass ein solcher Vertrag ausdrücklich geschlossen wird. 

Ein schriftlicher Arbeitsvertrag ist jedoch in jedem Fall zu empfehlen, da der Arbeitgeber ohnehin 
nach § 2 Nachweisgesetz (NachwG) spätestens nach einen Monat nach dem vereinbarten Beginn 
des Arbeitsverhältnisses die wesentlichen Vertragsbedingungen schriftlich niederzulegen, die 
Niederschrift zu unterzeichnen und dem Arbeitnehmer auszuhändigen hat. In die Niederschrift 
sind mindestens aufzunehmen: 
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■ der Name und die Anschrift der Vertragsparteien, 

■ der Zeitpunkt des Beginns des Arbeitsverhältnisses, 

■ bei befristeten Arbeitsverhältnissen: die vorhersehbare Dauer des Arbeitsverhältnisses, 

■ der Arbeitsort oder, falls der Arbeitnehmer nicht nur an einem bestimmten Arbeitsort tätig 
sein soll, ein Hinweis darauf, dass der Arbeitnehmer an verschiedenen Orten beschäftigt wer- 
den kann, 

■ eine kurze Charakterisierung oder Beschreibung der vom Arbeitnehmer zu leistenden Tätig- 
keit, 

■ die Zusammensetzung und die Höhe des Arbeitsentgelts einschließlich der Zuschläge, der 
Zulagen, Prämien und Sonderzahlungen sowie anderer Bestandteile des Arbeitsentgelts und 
deren Fälligkeit, 

■ die vereinbarte Arbeitszeit, 

■ die Dauer des jährlichen Erholungsurlaubs, 

■ die Fristen für die Kündigung des Arbeitsverhältnisses, 

■ ein in allgemeiner Form gehaltener Hinweis auf die Tarifverträge, Betriebs- oder Dienstver- 
einbarungen, die auf das Arbeitsverhältnis anzuwenden sind. 

Der Nachweis der wesentlichen Vertragsbedingungen nur in elektronischer Form ist ausgeschlos- 
sen. 



Q Praxishinweis: 

Bei Arbeitnehmern, die eine geringfügige Beschäftigung nach § 8 Abs. 1 Nr. 7 5GB IV ausüben, ist außerdem der Hinweis 
aufzunehmen, dass der Arbeitnehmer in der gesetzlichen Rentenversicherung die Stellung eines versicherungspflichtigen 
Arbeitnehmers erwerben kann, wenn er nach §5 Abs. 2 Satz! 5GB VI auf die Versicherungsfreiheit zur Rentenversicherung 
durch Erklärung gegenüber dem Arbeitgeber verzichtet. 



Das Nachweisgesetz verlangt zwar im Grunde nicht den Abschluss eines schriftlichen Arbeits- 
vertrages, sondern verpflichtet den Arbeitgeber lediglich dazu, spätestens einen Monat nach dem 
vereinbarten Beginn des Beschäftigungsverhältnisses „die wesentlichen Vertragsbedingungen“ 
schriftlich niederzulegen. Um spätere Streitigkeiten zu vermeiden, sollte der Arbeitgeber mit dem 
Minijobber einen schriftlichen Arbeitsvertrag schließen, in dem alle für die Durchführung des 
Arbeitsverhältnisses wichtigen Punkte enthalten sind. 

11 Verwendet ein Arbeitgeber Formulararbeitsverträge, müssen die darin enthaltenen allgemeinen 
Arbeitsbedingungen sich im Rahmen der zwingenden Gesetze und der ggf auf das Arbeitsver- 
hältnis anwendbaren Tarifverträge und Betriebsvereinbarungen halten. Außerdem unterliegen 
Formulararbeitsverträge der Inhaltskontrolle nach den §§ 305 bis 310 BGB. So sind Bestimmun- 
gen in Formulararbeitsverträgen unwirksam, wenn sie den Arbeitnehmer entgegen den Geboten 
von Treu und Glauben unangemessen benachteiligen (§ 307 Abs. 1 Satz 1 BGB). 

Sofern ein Arbeitnehmer bei demselben Arbeitgeber gleichzeitig mehrere Beschäftigungen aus- 
übt, ist ohne Rücksicht auf die arbeitsvertragliche Gestaltung sozialversicherungsrechtlich von 
einem einheitlichen Beschäftigungsverhältnis auszugehen.* 



1 BSG, Urteil vom 16.02.1983 - 12 RK 26/81 
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II. Minderjährige 

Nicht selten gehen bereits Minderjährige (z.B. Schüler) eine geringfügige Beschäftigung nach; sei 12 
es in den Schulferien oder auch im zeitlich geringfügigen Umfang während der Schulzeit. Für den 
Fall, dass ein Minderjähriger ein Arbeitsverhältnis eingehen möchte, bedarf es zur Abgabe einer 
Willenserklärung, durch die er nicht lediglich einen rechtlichen Vorteil erlangt, der Einwilligung 
seines gesetzlichen Vertreters (§ 107 BGB). Bei den gesetzlichen Vertretern handelt es sich in er- 
ster Linie um die Eltern des Minderjährigen. Schließt ein Minderjähriger einen Vertrag ohne die 
erforderliche (vorherige) Einwilligung des gesetzlichen Vertreters, so hängt die Wirksamkeit des 
Vertrages von der (nachträglichen) Genehmigung des Vertreters ab (§ 108 BGB). 

Ein Arbeitsvertrag, den ein Minderjähriger abschließt, ist also nur mit vorheriger Einwilligung 
oder nachträglicher Zustimmung des gesetzlichen Vertreters voll wirksam. 

o Praxishinweis: 

Möchte der Arbeitgeber Minderjährige beschäftigen, empfiehlt sich daher stets die Einholung der schriftlichen Einwilligung 
der gesetzlichen Vertreter. 

Daneben gilt es für Arbeitgeber die Minderjährige aushilfsweise beschäftigen, die Regelungen 13 
des fugendarbeitsschutzgesetz (JArbSchG) zu beachten. Das JArbSchG unterscheidet hierbei zwi- 
schen Kinder und fugendlichen. Kind im Sinne dieses Gesetzes ist, wer noch nicht 15 Jahre alt 
ist. Jugendlicher dagegen, wer bereits 15, aber noch nicht 18 Jahre alt ist. Die Beschäftigung von 
Kindern ist nach § 5 Abs. 1 JArbSchG verboten. Dieses Verbot gilt nicht, wenn lediglich eine leich- 
te Aushilfsarbeit (z.B. Verteilung von Prospekten) ausgeübt wird und die Arbeitszeit nicht mehr 
als zwei Stunden täglich beträgt. Die Arbeit darf nicht ab 18 Uhr, nicht vor und natürlich nicht 
während des Schulunterrichts ausgeführt werden. 

Arbeitsrechtlich erlaubt ist die Beschäftigung von Jugendlichen (15 bis unter 18-Jährige) während 
der Schulferien für höchstens vier Wochen im Kalenderjahr. Jugendliche dürfen nicht mehr als 
acht Stunden täglich und nicht mehr als 40 Stunden wöchentlich beschäftigt werden. Sie dürfen 
maximal fünf Tage in der Woche arbeiten. An Samstagen und Sonntagen dürfen sie nicht einge- 
setzt werden. Weitere Schutzrechte für Jugendliche (z.B. Schutz vor gefährlichen Arbeiten und 
Akkordarbeit etc.) ergeben sich aus den §§ 22 ff. JArbSchG. 

IN. Inhalt des Arbeitsvertrages 

1. Allgemein 

Für den Arbeitsvertrag mit geringfügig Beschäftigten gilt ebenso der Grundsatz der Vertrags- 14 
freiheit. Der Arbeitsvertrag ist ein privatrechtlicher Vertrag über eine abhängige Beschäftigung. 
Arbeitgeber und Minijobber bestimmen die Rechte und Pflichten ihres Vertragsverhältnisses in 
freier Vereinbarung. Mit Abschluss des Arbeitsvertrages verpflichtet sich der geringfügig Beschäf- 
tigte zur Leistung der versprochenen Arbeit und der Arbeitgeber insbesondere zur Zahlung der 
vereinbarten Vergütung. Die generelle Vertragsfreiheit findet jedoch ihre Grenze in den zwingen- 
den Arbeitsschutzvorschriften, gegen die einzelvertraglich nicht verstoßen werden darf 
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Die schriftliche Form für den Arbeitsvertrag ist gesetzlich nicht vorgeschrieben. Ein Arbeitsver- 
trag kommt grundsätzlich auch formlos zustande. Auch wenn für den Abschluss eines Arbeitsver- 
trages keine Schriftform vorgeschrieben ist, empfiehlt sich doch aus Beweisgründen und wegen 
der ohnehin bestehenden Pflicht des Arbeitgebers zur schriftlichen Mitteilung der wesentlichen 
Arbeitsbedingungen nach dem Nachweisgesetz, der Abschluss eines schriftlichen Arbeitsver- 
trages. ln diesem vom Arbeitgeber und geringfügig Beschäftigten unterschriebenen schriftlichen 
Arbeitsvertrag ist festzuhalten, was für die Durchführung des Arbeitsverhältnisses wichtig ist. 
Deshalb sollte der schriftliche Arbeitsvertrag neben einer genauen Beschreibung der Tätigkeit ins- 
besondere Angaben über die Höhe des Arbeitsentgelts (bei geringfügig entlohnten Beschäftigten 
bis max. 400 Euro im Monat), der Dauer und der Lage der Arbeitszeit, bei befristeten Arbeitsver- 
hältnissen das konkrete Ende des Arbeitsverhältnisses, den Arbeitsort, Anspruch auf bezahlten 
Erholungsurlaub, gegebenenfalls Anspruch auf Sonderzahlungen (z.B. Weihnachts-, Urlaubsgeld) 
und Regelungen zur Beendigung des Arbeitsverhältnisses enthalten. Wie bereits erwähnt ist bei 
geringfügig entlohnten Beschäftigungen (§ 8 Abs. 1 Nr. 1 SGB IV) zusätzlich hinzuweisen, dass 
der Arbeitnehmer in der gesetzlichen Rentenversicherung die Stellung eines versicherungspflich- 
tigen Arbeitnehmers erwerben kann, wenn er nach § 5 Abs. 2 Satz 2 SGB VI auf die Versiche- 
rungsfreiheit durch Erklärung gegenüber dem Arbeitgeber verzichtet. 



Q Praxishinweis: 

Andern sich im Verlaufeines geringfügigen Beschäftigungsverhältnisses wesentliche Vertragsbedingungen, muss der Arbeit- 
geber diese Neuerungen spätestens einen Monat nach der Änderung dem Minijobber schriftlich mitteiien (§3 NachwG). 



2. Die wichtigsten Regelungen im Arbeitsvertrag 

a) Art der Arbeitsleistung 

16 Im Arbeitsvertrag sollte geregelt werden, welche Arbeit der geringfügig Beschäftigte im Einzelnen 
zu erbringen hat. Die Pflicht zu einer kurzen Charakterisierung bzw. einer hinreichend genauen 
Beschreibung der vom Arbeitnehmer zu leistenden Tätigkeit ergibt sich aus § 2 Abs. 1 Satz 2 Nr. 
5 NachwG. 

b) Arbeitsort 

17 An welchem Ort der Arbeitnehmer seine Arbeit zu erfüllen hat, sollte sich ebenfalls aus dem 
Arbeitsvertrag ergeben. Bei dem Arbeitsort oder -platz handelt es sich um den vom Arbeitgeber 
zugewiesenen räumlichen Bereich, an dem der Minijobber seine Arbeitstätigkeit zu erfüllen hat. 
Hierbei dürfte es sich in den meisten Fällen um den Betriebssitz des Arbeitgebers handeln. 

c) Arbeitszeit und Dauer der Beschäftigung 

18 Die von Arbeitnehmern im Rahmen eins abhängigen Dienstverhältnis zu leistende Arbeitszeit ist 
nicht gesetzlich geregelt. Es ist jedoch grundsätzlich das Arbeitszeitgesetz ( ArbZG) für die Ausge- 
staltung von Zeit und Dauer der auch von geringfügig Beschäftigten zu erbringenden Arbeitslei- 
stung zu beachten. Durch das Arbeitszeitgesetz soll die Sicherheit und Gesundheit der Arbeitneh- 
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mer bei der Arbeitszeitgestaltung geschützt und die Rahmenbedingungen für flexible Arbeitszei- 
ten zu verbessert werden. Deshalb ist die höchst zulässige Arbeitszeit nach dem Arbeitszeitgesetz 
und anderen Gesetzen mit Arbeitszeitvorschriften, wie z.B. dem Jugendarbeitsschutzgesetz oder 
dem Mutterschutzgesetz zu beachten. 

Dem geringfügig Beschäftigten muss die Lage und Dauer seiner Arbeitszeit, in welcher er seine 
arbeitsvertraglichen vertraglichen Verpflichtungen zu erfüllen hat, bekannt sein. Aus dem Ar- 
beitsvertrag sollte sich deshalb die Arbeitszeit explizit ergeben. 

Bei Arbeitsverhältnissen mit kurzfristig Beschäftigten sind, die für die Sozialversicherungsfrei- 19 
heit maßgebenden zeitlichen Beschränkungen unbedingt zu beachten und sollten aus diesem 
Grund in den schriftlichen Arbeitsvertrag ergänzend aufgenommen werden. 

Q Praxishinweis: 

In dem Arbeitsvertrag mit kurzfristig Beschäftigten sollte eindeutig geregelt werden, dass das Arbeitsverhältnis im Laufe eines 
Kalenderjahres, auf maximal zwei Monate oder auf höchstens 50 Arbeitstage beschränkt ist 
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Darüber hinaus empftehlt es sich bei kurzfristigen Beschäftigungen eine Vertragsklausel aufzu- 
nehmen, dass der Arbeitnehmer dem Arbeitgeber bereits im laufenden Kalenderjahr ausgeübte 
kurzfristige Beschäftigungen mitteilt und er sich darüber hinaus verpflichtet, dem Arbeitgeber die 
Aufnahme jeder weiteren kurzfristigen Beschäftigung unverzüglich mitzuteilen. 



d) Arbeitszeitkonten im Rahmen 

geringfügig entlohnter Beschäftigungen 

Grundsätzlich besteht bei Erfüllung bestimmter Voraussetzungen auch dann eine Beschäftigung 20 
gegen Arbeitsentgelt für Freistellungsphasen an denen keine Arbeitsleistung erbracht wird (§ 7 
Abs. la SGB IV). Diese sozialversicherungsrechtlich flankierte Arbeitszeitflexibilisierung er- 
streckt sich jedoch nicht auf geringfügig entlohnte Beschäftigungen, sondern gilt nur für versiche- 
rungspflichtige Beschäftigungen mit einem regelmäßigen Arbeitsentgelt von mehr als 400 Euro 
im Monat. Infolgedessen führt ein Wertguthaben aus versicherungsfreier geringfügig entlohnter 
Beschäftigung nicht zu einer Beschäftigung gegen Arbeitsentgelt während der Freistellung von 
der Arbeitsleistung. 

In einer Stellungnahme des Bundesministeriums für Gesundheit und Soziale Sicherung (BMGS) 
heißt es hierzu, dass der Gesetzgeber mit der Vorschrift des § 7 Abs. la SGB IV eine Regelung vor- 
gesehen hat, die sich mit der Einbeziehung von geringfügig Beschäftigten in Modelle zur Bildung 
von Wertguthaben nur schwer in Einklang bringen lässt. Diese Regelung soll nach Ansicht des 
BMGS nicht nur die Aufrechterhaltung des sozialversicherungsrechtlichen Schutzes mit Kleinst- 
beträgen ausschließen, sondern auch Manipulationen zu Lasten der Sozialversicherung vermei- 
den. 

Q Praxishinweis: 

Vor diesem Hintergrund halten die Spitzenorganisationen der Sozialversicherung das Führen von Arbeitszeitkonten zum 
Zwecke der Bildung von Wertguthaben für eine spätere Freistellungsphase für geringfügig entlohnte Beschäftigungen für 
unzulässig} 

2 vgl. auch Gemeinsames Rundschreiben der Spitzenorganisationen der Sozialversicherung vom 29.08.2003 zur sozial- 
versicherungsrechtlichen Absicherung flexibler Arbeitszeitregelungen 



173 



5 



§ 5 Geringfügig Beschäftigte im Arbeitsrecht 



e) Probezeit 

21 Wie bei versicherungspflichtigen Arbeitnehmer kann auch mit geringfügig Beschäftigten eine 
Probezeit vereinbart werden. Insbesondere bei auf Dauer angelegten 400-Euro-Minijobs ist die Ver- 
einbarung eine Probezeit anzuraten, während eine Probezeit bei zeitlich befristeten kurzfristigen 
Beschäftigungen weniger praxisrelevant ist. Die Höchstdauer der Probezeit beträgt maximal sechs 
Monate (§ 622 Abs. 3 BGB). In der Praxis wird häufig eine dreimonatige Probezeit vereinbart. 
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f) Höhe des Arbeitsentgelts und Sonderzahlungen 

Das Arbeitsentgelt ist die Gegenleistung für die Arbeitsleistung des Arbeitnehmers. Die Arbeits- 
vertragsparteien können die Höhe der Arbeitsvergütung frei festlegen (§ 105 GewO), sofern nicht 
ein anwendbarer Tarifvertrag die Höhe der Arbeitsvergütung vorschreibt. Vergütungsvereinba- 
rungen können jedoch unwirksam sein, wenn ein aufPälliges Missverhältnis von Arbeitsleistung 
und Arbeitsentgelt besteht und der Arbeitgeber eine Zwangslage, die Unerfahrenheit oder eine 
erhebliche Willensschwäche des Arbeitnehmers ausnutzt. 

Nach § 2 Abs. 1 Nr. 6 NachwG hat der Arbeitgeber die Zusammensetzung und die Höhe des 
Arbeitsentgelts einschließlich der Zuschläge, der Zulagen, Prämien und Sonderzahlungen sowie 
anderer Bestandteile des Arbeitsentgelts (Vergütung) und der Fälligkeit schriftlich niederzulegen. 
Für geringfügig entlohnte Beschäftigungsverhältnisse sollte der Arbeitgeber darauf achten, dass 
im Arbeitsvertrag kein höheres monatliches Arbeitsentgelt als 400 Euro angegeben ist und auch 
in der Praxis tatsächlich danach verfahren wird. 



Q Praxishinweis: 

Hat ein geringfügig entlohnter Beschäftigter It. Arheits-, Tarifvertrag, Betriebsvereinbarung oder betrieblicher Übung An- 
spruch aufSonderzahlungen (z.B. Urlaubs- oder Weihnachtsgeld) sollte im Arbeitsvertrag festgehalten werden, dass das 
regelmäßige monatliche Arbeitsentgelt - unter Einbezug der jeweiligen Sonderzahlung - die Geringfügigkeitsgrenze von 400 
Euro nicht überschreiten wird. In der Praxis besteht die Möglichkeit die Sonderzahlung anteilig bereits bei der monatlichen 
Auszahlung zu berücksichtigen oder bei einmaliger Gewährung im jeweiligen Kalendermonat die Arbeitszeit des geringfügig 
Beschäftigten soweit zu reduzieren, dass das Arbeitsentgelt mit der jeweiligen Sonderzahlung die Grenze von 400 Euro nicht 
überschreitet. 



23 Nach dem Gleichbehandlungsgebot ist es regelmäßig unzulässig Teilzeitkräfte und damit auch 
geringfügig Beschäftigte von Sonderleistungen des Arbeitgebers generell auszuschließen. Einem 
Minijobber ist daher eine Gratifikation mindestens in dem Umfang zu gewähren, der dem An- 
teil seiner Arbeitszeit an der Arbeitszeit eines vergleichbaren vollzeitbeschäftigten Arbeitnehmers 
entspricht. Gewährt der Arbeitgeber eine Gratifikation an vollzeitbeschäftigte Arbeitnehmer, so 
darf er diese geringfügig Beschäftigten nur dann vorenthalten, wenn für die unterschiedliche Be- 
handlung ein sachlicher Grund besteht. 

Dieser Grundsatz gilt auch für befristet eingestellte Arbeitnehmer zu denen auch kurzfristig Be- 
schäftigte zu rechnen sind. Nach § 4 Abs. 2 Satz 2 TzBfG darf ein befristet beschäftigter Arbeit- 
nehmer wegen der Befristung des Arbeitsvertrages nicht schlechter behandelt werden als ein ver- 
gleichbarer unbefristeter Arbeitnehmer, es sei denn, dass sachliche Gründe eine unterschiedliche 
Behandlung rechtfertigen. Eine unterschiedliche Bezahlung gegenüber Vollzeitangestellten des 
Betriebs kann ausnahmsweise aus sachlichen Differenzierungsgründen in Frage kommen. Hierzu 
zählen beispielsweise: 
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■ abweichende Qualifikation, 

■ Arbeitsleistung, 

■ Berufserfahrung oder 

■ unterschiedliche Arbeitsplatzanforderungen. 

Die Beweislast, dass ein sachlicher Differenzierungsgrund für eine Ungleichbehandlung gegen- 
über Vollzeitbeschäftigten vorhegt, trifft den Arbeitgeber. 



g) Entgeltfortzahlung Im Krankheitsfall 

Der Anspruch von geringfügig Beschäftigten auf Fortzahlung der Vergütung im Krankheitsfall 24 
richtet sich nach den allgemeinen Vorschriften des Entgeltfortzahlungsgesetzes (EFZG). Von den 
Vorschriften des Entgeltfortzahlungsgesetz kann auch einzelvertraglich zuungunsten des Mini- 
jobbers nicht abgewichen werden (§ 12 EFZG). Nach dem Entgeltfortzahlungsgesetz haben alle 
Arbeitnehmer Anspruch auf Fortzahlung ihres regelmäßigen Arbeitsentgelts durch den Arbeit- 
geber bis zu sechs Wochen, wenn sie unverschuldet durch Arbeitsunfähigkeit infolge Krankheit 
an der Arbeitsleistung verhindert sind. Dieser Anspruch steht demzufolge auch den geringfügig 
beschäftigten Arbeitnehmern für die Tage zu, an denen sie ohne Arbeitsunfähigkeit zur Arbeits- 
leistung verpflichtet wären. 

Wie versicherungspflichtige Arbeitnehmer sind Minijobber ihren Arbeitgeber gegenüber ver- 
pflichtet, ihre Arbeitsunfähigkeit und deren Dauer unverzüglich mitzuteilen (§ 5 Abs. 1 Satz 1 
EFZG). Bei einer länger als drei Kalendertage dauernden Arbeitsunfähigkeit ist spätestens am 
darauf folgenden Werktag eine ärztliche Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung vorzulegen (§ 5 Abs. 1 
Satz 2 EFZG). Der Arbeitgeber kann hiervon abweichend verlangen, dass eine Arbeitsunfähig- 
keitsbescheinigung bereits ab dem ersten Tag der Krankheit vorzulegen ist (§ 5 Abs. 1 Satz 3 
EFZG) 

Zu beachten gilt insbesondere bei Beschäftigungen von kurzer Dauer, dass der Anspruch auf Ent- 25 

geltfortzahlung im Krankheitsfall erst nach 4-wöchiger ununterbrochener Dauer des Arbeitsver- 
hältnisses entsteht (§ 3 Abs. 3 EFZG) entsteht. Der 4- Wochen-Zeitraum wird vom Beginn der ge- 
planten Arbeitsaufnahme aus berechnet. Nach vier Wochen (28 Tagen) ist der 4- Wochenzeitraum 
beendet. 

Wie bereits in den Kapiteln zuvor dargestellt, besteht für Arbeitgeber nach den Regelungen des 
Aufwendungsausgleichsgesetz (AAG) die Möglichkeit, der Rückerstattung der Arbeitgeberauf- 
wendungen für geleistete: 

■ Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall (§§ 3 Abs. 1 u. 2, 9 Abs. 1 EFZG), 

■ Entgeltfortzahlung bei Beschäftigungsverboten nach § 1 1 MuSchG und für die 

■ Zuschusszahlung zum Mutterschaftsgeld nach § 14 Abs. 1 MuSchG. 
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h) Entgeltfortzahlung an Feiertagen 

Der Arbeitgeber hat geringfügig Beschäftigten, für Arbeitszeit die infolge eines gesetzlichen Fei- 26 
ertages ausfällt, das Arbeitsentgelt zu zahlen, das der Minijobber ohne den Arbeitsausfall erhalten 
hätte. Die Anspruchsvoraussetzung des feiertagsbedingten Arbeitsausfalls ist erfüllt, wenn an ei- 
nem Tag, an dem der Arbeitnehmer sonst regelmäßig zur Arbeitsleistung verpflichtet ist, für ihn 
infolge eines Feiertags die Arbeit ausfällt. 
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Welche Tage zu den gesetzlichen Feiertagen zählen, ergibt sich aus den Feiertagsgesetzen der 
jeweiligen Bundesländer. Diese haben entsprechende Sonn- und Feiertagsgesetze erlassen. Auf 
Bundesebene ist lediglich der 3. Oktober als Tag der Deutschen Einheit bundesweit zum gesetzli- 
chen Feiertag erklärt worden. Für Tage, die nicht bundeseinheitlich als gesetzliche Feiertage fest- 
gelegt sind, ist das Recht des Arbeitsortes entscheidend. 

i) Erholungsurlaub 

27 Das Bundesurlaubsgesetz regelt den Mindesturlaub für alle Arbeitnehmer und damit auch für 
geringfügig Beschäftigte. Nach den ausdrücklichen Bestimmungen des Bundesurlaubgesetzes be- 
trägt die Dauer des Erholungsurlaubs mindestens 24 Werktage (§ 3 Abs. 1 BUrlG). Sofern der 
Arbeitgeber vollzeitbeschäftigten Arbeitnehmern einen höheren Urlaubsanspruch gewährt, dür- 
fen Teilzeitkräfte und damit auch geringfügig Beschäftigte, ohne sachlichen Grund nicht benach- 
teiligt werden. 

Die Höhe des während des Erholungsurlaubs fortgezahlten Arbeitslohns (Urlaubsentgelt) bemisst 
sich für jeden Urlaubstag nach dem durchschnittlichen Arbeitsverdienst, den der geringfügig Be- 
schäftigte in den letzten dreizehn Wochen vor dem Beginn des Urlaubs erhalten hat (§11 Abs. 1 
BUrlG). Das Urlaubsentgelt ist dabei vor Antritt des Urlaubs auszuzahlen (§11 Abs. 2 BUrlG). 

28 Da geringfügig Beschäftigte i.d.R. an weniger Arbeitstagen als vollzeitbeschäftigte Arbeitneh- 
mer tätig sind, haben Minijobber entsprechend der Zahl der für sie maßgeblichen Arbeitstage 
Anspruch auf Erholungsurlaub. Für die Berechnung des Urlaubsanspruchs für geringfügig Be- 
schäftigte ist Gesamturlaubsdauer eines vollzeitbeschäftigten Arbeitnehmers, die in der Regel 
nach Arbeitstagen vereinbart ist, durch 5 Arbeitstage zu teilen und anschließend mit der für den 
geringfügig Beschäftigten maßgeblichen Zahl der wöchentlichen Arbeitstage zu multiplizieren. 
Nach der ständigen Rechtsprechung des BAG^ darf bei Bruchteilen von weniger als einen halben 
Urlaubstag nicht abgerundet werden. 

Q Beispiel: 

Eine geringfügig entlohnte Dauerbeschäftigte arbeitet regelmäßig zwei Tage in der Woche und zwar am Montag und 
am Freitag. In dem Betrieb (Fünf-Tage-Woche) beträgt der Urlaubsanspruch für Vollzeitbeschäftigte 30 Urlaubstage. Die 
geringfügig Beschäftigte hat einen Urlaubsanspruch im Jahr von: 

30 Tage : 5 x 2 Arbeitstage = 1 2 Tage Erholungsurlaub 

29 Der volle Urlaubsanspruch wird erstmalig erst nach 6-monatigem Bestehen des Arbeitsverhält- 
nisses erworben (§ 4 BUrlG). Endet das Arbeitsverhältnis vorher, besteht ein Anspruch auf ein 
Zwölftel des Jahresurlaubs für jeden vollen Monat des Bestehens des Arbeitsverhältnisses (§ 5 
Abs. la BUrlG). 

Q Beispiel: 

Ein geringfügig entlohnter Beschäftigter beginnt am 01 .07.2008 seine Tätigkeit. Er scheidet zum 31 .12.2008 aus dem 
Arbeitsverhältnis aus. Das Beschäftigungsverhältnis hat bis zum Jahresende 6 volle Monate bestanden. Der Minijobber 
hat damit Anspruch auf 6/1 2 seines Jahresurlaubs. 



3 BAG, Urteil vom 14.02.1991, NZA 1991 S. 777 
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j) Auflösung des Arbeitsverhältnisses 



Wie bereits ausgeführt endet ein befristetes Arbeitsverhältnis mit Ablauf der vereinbarten Zeit 30 
oder mit Erreichen des vereinbarten Zwecks. Bei unbefristet geschlossenen Arbeitsverträgen, be- 
darf es einer Kündigung. Bei der Kündigung handelt es sich um eine einseitige empfangsbedürfti- 
ge Willenserklärung, durch die der Arbeitgeber oder der Arbeitnehmer das Arbeitsverhältnis für 
die Zukunft 

■ nach Ablauf einer Kündigungsfrist (= ordentliche Kündigung) oder 

■ sofort (- außerordentliche oder fristlose Kündigung) 

beenden will. Für geringfügig entlohnte Beschäftigte gelten im Grundsatz dieselben allgemeinen 
Kündigungsvorschriften wie für Vollzeitarbeitnehmern. 

Die Kündigung des Arbeitsverhältnisse bedarf zu ihrer Rechtswirksamkeit grundsätzlich der 
Schriftform (§§ 623, 126 BGB). Dies gilt sowohl für die ordentliche als auch für die außerordent- 
liche Kündigung durch den Arbeitgeber oder den Arbeitnehmer. 

Das Kündigungsschutzgesetz regelt für alle Arbeitnehmer den Schutz vor einer sozial ungerecht- 
fertigten ordentlichen Kündigung (§ 23 KSchG). Es gilt für alle Arbeitnehmer in Betrieben mit 
mehr als zehn Arbeitnehmern'* nach den ersten sechs Monaten des Arbeitsverhältnisses (§ 1 Abs. 1 
KSchG). Dieser 6-Monats-Zeitraum wird auch als gesetzliche Wartezeit bezeichnet. 

Die gesetzliche Grundkündigungsfrist von 4 Wochen ist auch für die Kündigung von geringfügig 31 
Beschäftigten zu beachten. Das Arbeitsverhältnis eines geringfügig beschäftigten Arbeitnehmers 
kann nach § 622 Abs. 1 BGB mit einer Frist von vier Wochen 

■ zum Fünfzehnten oder 

■ zum Ende eines Kalendermonats 

ordentlich (fristgerecht) gekündigt werden. Darüber hinaus ftnden die besonderen Kündigungs- 
schutzregelungen für bestimmte Personengruppen (z.B. Schwangere und Mütter, Schwerbehin- 
derte, Wehr- und Zivildienstleistende) auch auf geringfügig Beschäftigte Anwendung, wenn bei 
Ihnen die Voraussetzungen hierfür vorhegen. 
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Q Praxishinweis: 

Bei Arbeitnehmern, die ausdrücklich nur zur vorübergehenden Aushilfe eingestellt werden, ist die Vereinbarung einer kürzeren 
Kündigungsfrist für die ersten 3 Monate der Tätigkeit möglich. Der geforderte Tatbestand der nur „vorübergehenden Aushilfe“ 
muss jedoch objektiv vorliegen und sich eindeutig ergeben. 



4 sofern das Arbeitsverhältnis am 01.01.2004 oder danach begonnen wurde 
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I. Verzicht auf die Versicherungsfreiheit zur 
Rentenversicherung für geringfügig entlohnte 
Beschäftigte 

Herr/Frau 

(Name des geringfügig entlohnten Beschäftigten) 



beschäftigt bei der Firma 



(Name des Arbeitgebers) 



wird am 

darüber belehrt, dass geringfügige entlohnte Beschäftigte (§ 8 Abs. 1 Nr. 1 SGB IV) auf die Versi- 
cherungsfreiheit zur gesetzlichen Rentenversicherung verzichten können. 

Bei einem Verzicht auf die Versicherungsfreiheit zur Rentenversicherung, hat der Beschäftigte 
den Pauschalbeitrag zur Rentenversicherung des Arbeitgebers in Höhe von 15 % bzw. 5 % (Pri- 
vathaushalte) auf den regulären Beitrag zur gesetzlichen Rentenversicherung von derzeit 19,9 % 
(fahr 2008) aufzustocken. 

Es ergibt sich somit für gewerbliche geringfügig entlohnte Beschäftigte ein Eigenanteil zur Ren- 
tenversicherung in Höhe von 4,9 % (Jahr 2008) bzw. für geringfügig entlohnte Beschäftigte in Pri- 
vathaushalten ein Eigenanteil von 14,9 % (Jahr 2008). Die Rentenversicherungsbeiträge werden 
mindestens aus einer Mindestbemessungsgrundlage von 155 Euro erhoben. 

Es wird daraufhingewiesen, dass die Befreiung auf die Versicherungsfreiheit zur Rentenversiche- 
rung für die gesamte Dauer des geringfügigen Beschäftigungsverhältnisses gilt. Der Verzicht auf 
die Versicherungsfreiheit gilt bei mehreren Beschäftigungsverhältnissen einheitlich. Die Erklä- 
rung kann nur mit Wirkung für die Zukunft abgegeben werden. 

Ja, ich verzichte mit Wirkung ab auf die Versicherungsfreiheit zur 

Rentenversicherung. 

Ich bin vom Arbeitgeber über die Möglichkeit des Verzichts auf die Versicherungsfreiheit zur 
Rentenversicherung informiert worden. Ich möchte jedoch nicht auf die Versicherungsfreiheit 
zur Rentenversicherung verzichten. 



(Ort, Datum) 



(Unterschrift des geringfügig Beschäftigten) 



178 






C. Muster und Arbeitshilfen 



5 



II. Arbeitsvertrag für geringfügig entlohnte Beschäftigte 
(400-Euro-Minijob) 

Zwischen 



(Name des Arbeitgebers) 



und 



5 



(Name des Arbeitnehmers) 



wird folgender Arbeitsvertrag geschlossen: 



§1 

Beginn des geringfügigen Arbeitsverhältnisses und Probezeit 

1) Der Arbeitnehmer wird mit Wirkung ab dem 

als im geringfügigen Umfang nach § 8 Abs. 1 

Nr. 1 SGB IV eingestellt. 

2) Der Arbeitnehmer hat seine vertraglichen Verpflichtungen am Betriebssitz des Arbeitgebers 
zu erbringen. 

3) Der Arbeitnehmer verpflichtet sich, die ihm vom Arbeitgeber übertragenen Aufgaben ge- 
wissenhaft und nach bestem Vermögen zu erfüllen. Der Arbeitnehmer hat hierbei die Inter- 
essen des Arbeitgebers zu wahren. 

4) Die ersten 3 Monate des Beschäftigungsverhältnisses gelten als Probezeit. Während dieser 
Zeit können die Vertragsparteien das Arbeits Verhältnis mit einer Kündigungsfrist von 2 
Wochen kündigen. Das Recht zur fristlosen Kündigung bleibt hiervon unberührt. 

§2 

Arbeitszeit 



f) Die regelmäßige Arbeitszeit des Arbeitnehmers beträgt Stunden in der 

Woche. Die geringfügige Beschäftigung wird regelmäßig an Tagen in der 

Woche ausgeübt. 



2) Die Arbeitsleistung ist vom Arbeitnehmer an den folgenden Wochentagen zu erbringen 



3) Sofern keine anderweitigen Absprachen getroffen werden, beginnt die tägliche Arbeitszeit 
um Uhr und endet um Uhr. 



179 



5 



§ 5 Geringfügig Beschäftigte im Arbeitsrecht 



5 



1) 

2 ) 



3) 



1 ) 

2) 

3) 



1 ) 

2 ) 



§3 

Arbeitsvergütung 



Der Arbeitnehmer erhält eine Arbeitsvergütung von im Monat 

(maximal 400 Euro) bzw. Euro je Stunde. 

Die Arbeitsvergütung ist am Monatsende für den laufenden Monat fällig und wird dem 

Arbeitnehmer bargeldlos auf 

Konto-Nr. 

bei der 

in 

Bankleitzahl überwiesen. 



Der Arbeitnehmer hat keinen/ einen (Unzutreffendes ist zu streichen) Anspruch auf folgen- 
de freiwillige und jederzeit widerrufliche zusätzliche Leistungen, auf die auch bei wiederhol- 
ter Zahlung kein Anspruch für die Zukunft erwächst; 

3.1) Urlaubsgeld in Höhe von im Jahr. 

Die Zahlung wird mit dem Arbeitsentgelt im Monat fällig. 

3.2) Weihnachtsgeld in Höhe von im Jahr. 

Die Zahlung wird mit dem Arbeitsentgelt im Monat fällig. 

3.3) Sonstige betriebliche Leistungen (Bezeichnung) 

in Höhe von im Monat/Jahr. Die Zahlung 

wird mit dem Arbeitsentgelt im Monat fällig. 

Sofern der Arbeitnehmer freiwillige und jederzeit widerrufliche zusätzliche Leistungen vom 
Arbeitgeber erhält, darf das Arbeitsentgelt insgesamt 400 Euro im Monat nicht überstei- 
gen. 



§4 

Urlaub 

Der Arbeitnehmer hat im Kalenderjahr Anspruch auf bezahlten Erholungsurlaub von 
Arbeitstagen. 

Nach Ablauf eines vollen Beschäftigungsmonats hat der Arbeitnehmer Anspruch auf 1/12 
des anteiligen Jahresurlaubs. 

Die Dauer und Lage des Erholungsurlaubs ist rechtzeitig mit dem Arbeitgeber abzustim- 
men. Der Erholungsurlaub ist bis zum 31.12. des jeweiligen Kalenderjahres zu nehmen. Im 
Übrigen gelten die Vorschriften des Bundesurlaubsgesetz (BUrlG). 

§5 

Arbeitsverhinderung durch Krankheit, Feiertag 

Ist der Arbeitnehmer krankheitsbedingt oder aus sonstigen Gründen an der Arbeitsleistung 
verhindert, so hat er den Arbeitgeber hierüber unverzüglich zu informieren. 

Bei Arbeitsunfähigkeit infolge Erkrankung ist dem Arbeitgeber innerhalb von 3 Tagen ab 
Beginn der Arbeitsunfähigkeit eine ärztliche Bescheinigung über die Arbeitsunfähigkeit 
vorzulegen. 
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3) Der Arbeitgeber leistet Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall, wenn der Arbeitnehmer un- 
verschuldet infolge Krankheit an der Arbeitsleistung gehindert ist nach den gesetzlichen 
Bestimmungen des Entgeltfortzahlungsgesetz (EFZG). Der Anspruch auf Entgeltfortzah- 
lung im Krankheitsfall entsteht frühestens nach vierwöchiger ununterbrochener Dauer des 
Arbeitsverhältnisses (§ 3 Abs. 3 EFZG). 

4) Der Arbeitgeber leistet Entgeltfortzahlung für die Arbeitszeit, die infolge eines gesetzlichen 
Feiertages ausfällt. 

§6 

Weitere Beschäftigungen 

1) Der Arbeitnehmer versichert, dass er zurzeit keinen weiteren geringfügig entlohnten (400- 
Euro-Minijob) ausübt. 

2) Der Arbeitnehmer verpflichtet sich, dem Arbeitgeber die Aufnahme jeder weiteren Beschäf- 
tigung gegen Entgelt unverzüglich mitzuteilen. Dies gilt für die Aufnahme einer versiche- 
rungspflichtigen als auch für die Aufnahme weiterer geringfügig entlohnter oder kurzfristi- 
ger Beschäftigungen. 

3) Der Arbeitgeber behält sich die Geltendmachung von Schadensersatzansprüchen vor, sofern 
ihm Nachteile auf Grund wahrheitswidriger Angaben des Arbeitnehmers über das Bestehen 
weiterer geringfügiger Beschäftigungen entstehen. 

§7 

Hinweis zum Verzicht auf die Versicherungsfreiheit 
zur Rentenversicherung 

Der Arbeitnehmer wird darauf hingewiesen, dass er in der gesetzlichen Rentenversicherung die 
Stellung eines versicherungspflichtigen Arbeitnehmers erwerben kann, wenn er nach § 5 Abs. 2 
Satz 2 SGB VI auf die Versicherungsfreiheit zur gesetzlichen Rentenversicherung durch schriftli- 
che Erklärung gegenüber dem Arbeitgeber verzichtet. 

§8 

Verschwiegenheitspflicht 

Der Arbeitnehmer verpflichtet sich, über alle betrieblichen Angelegenheiten, die ihm im Rahmen 
des Beschäftigungsverhältnisses bekannt geworden sind, auch nach seinem Ausscheiden Still- 
schweigen bewahren. 
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§9 

Beendigung des Arbeitsverhältnisses 

1) Während der Dauer der Probezeit beträgt die Kündigungsfrist zwei Wochen. 

2) Nach Ablauf der Probezeit können Arbeitnehmer und Arbeitgeber den Arbeitsvertrag or- 
dentlich kündigen. Die Kündigungsfrist beträgt vier Wochen zum 15. oder zum Monatsen- 
de, soweit das Gesetz keine längeren Kündigungsfristen vorsieht. 
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I §5 Geringfügig Beschäftigte im Arbeitsrecht 

3) Das Recht zur fristlosen außerordentlichen Kündigung bleibt unberührt. Die außerordent- 
liche Kündigung hat die wesentlichen Kündigungsgründe zu enthalten. 

4) Die Kündigung des Arbeitsvertrages bedarf zu ihrer Wirksamkeit der Schriftform. 

5) Die Kündigung muss der anderen Vertragspartei durch eingeschriebenen Brief mit Rück- 
schein zugestellt werden. Wird der Rückschein durch den Kündigungsadressaten oder 
durch eine von ihm zur Entgegennahme bevollmächtigte Person nicht unterzeichnet, gilt 
als Zustellungsdatum das Datum des ersten Zustellungsversuches durch den Angehörigen 
des beauftragten Postdienstes. 
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Ausschluss- und Verfallsfristen 

Alle Ansprüche, die sich aus diesem Arbeitsverhältnis ergeben, sind von den Vertragsparteien 
spätestens innerhalb von einem Monat nach Beendigung des Arbeitsverhältnisses schriftlich gel- 
tend zu machen. Später geltend gemachte Ansprüche sind verwirkt. 

§ 11 

Vertragsänderungen und Nebenabreden 

1) Nebenabreden und Änderungen des Vertrages bedürfen zu ihrer rechtlichen Wirksamkeit 
der Schriftform. Auch eine eventuelle Aufhebung dieses Schriftformerfordernisses bedarf 
zu ihrer Wirksamkeit ihrerseits der Schriftform. 

2) Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages unwirksam sein, berührt dies nicht die 
Wirksamkeit der anderen Bestimmungen. 



Ort, Datum 



Unterschrift Arbeitgeber 



Unterschrift Arbeitnehmer 



Beide Parteien bestätigen mit ihrer Unterschrift, jeweils eine Ausfertigung des Arbeitsvertrages 
erhalten zu haben. 
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IN. Arbeitsvertrag für eine 

kurzfristig ausgeübte Beschäftigung 

Zwischen 



(Name des Arbeitgebers) 



und 



5 



(Name des Arbeitnehmers) 



wird folgender Arbeitsvertrag geschlossen: 



§1 

Beginn des kurzfristigen Arbeitsverhältnisses 

1) Der Arbeitnehmer wird mit Wirkung ab dem 

als im kurzfristigen Umfang nach § 8 Abs. 1 

Nr. 2 SGB IV eingestellt. 

2) Der Arbeitnehmer hat seine vertraglichen Verpflichtungen am Betriebssitz des Arbeitgebers 
zu erbringen. 

3) Der Arbeitnehmer verpflichtet sich, die ihm vom Arbeitgeber übertragenen Aufgaben ge- 
wissenhaft und nach bestem Vermögen zu erfüllen. Der Arbeitnehmer hat hierbei die Inter- 
essen des Arbeitgebers zu wahren. 

§2 

Zeitliche Befristung des Arbeitsverhältnisses 

1) Das auf kurzfristige Dauer geschlossene Arbeitsverhältnis endet mit Ablauf 

des , ohne dass es einer ausdrücklichen Kündigung bedarf 

2) Die Dauer des Arbeitsverhältnisses endet jedoch spätestens nach 2 Monaten ab dem Beginn 
des Beschäftigungsverhältnisses bzw. nach 50 Arbeitstagen. 

§3 

Arbeitszeit 



f) Die regelmäßige Arbeitszeit des Arbeitnehmers beträgt Stunden in der 

Woche. Die kurzfristige Beschäftigung wird regelmäßig an Tagen in der 

Woche ausgeübt. 
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§ 5 Geringfügig Beschäftigte im Arbeitsrecht 



2) Die Arbeitsleistung ist vom Arbeitnehmer an den folgenden Wochentagen zu erbringen 



3) Sofern keine anderweitigen Absprachen getroffen werden, beginnt die tägliche Arbeitszeit 
um Uhr und endet um Uhr. 



§4 

Arbeitsvergütung 

Der Arbeitnehmer erhält eine Arbeitsvergütung von im Monat 

bzw. Euro je Stunde. 

Die Arbeitsvergütung ist am Monatsende für den laufenden Monat fällig und wird dem 

Arbeitnehmer bargeldlos auf 

Konto-Nr. 

bei der 



Bankleitzahl überwiesen. 

Beträgt die Dauer des kurzfristigen Beschäftigungsverhältnisses weniger als einen Monat, so 
ist die Vergütung mit dem Ende des Arbeitsverhältnisses fällig. 

Der Arbeitnehmer hat keinen/einen (Unzutreffendes ist zu streichen) Anspruch auf folgen- 
de freiwillige und jederzeit widerrufliche zusätzliche Leistungen, auf die auch bei wiederhol- 
ter Zahlung kein Anspruch für die Zukunft erwächst; 

4.1) Urlaubsgeld in Höhe von im Jahr. 

Die Zahlung wird mit dem Arbeitsentgelt im Monat fällig. 

4.2) Weihnachtsgeld in Höhe von im Jahr. 

Die Zahlung wird mit dem Arbeitsentgelt im Monat fällig. 

4.3) Sonstige betriebliche Leistungen (Bezeichnung) 

in Höhe von im Monat/Jahr. Die Zahlung 

wird mit dem Arbeitsentgelt im Monat fällig. 



§5 

Urlaub 

1) Der Arbeitnehmer hat im Kalenderjahr Anspruch auf bezahlten Erholungsurlaub von 
Arbeitstagen. 

2) Nach Ablauf eines vollen Beschäftigungsmonats hat der Arbeitnehmer Anspruch auf 1/12 
des anteiligen Jahresurlaubs. 

3) Die Dauer und Lage des Erholungsurlaubs ist rechtzeitig mit dem Arbeitgeber abzustim- 
men. 
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C. Muster und Arbeitshilfen 



5 



§6 

Arbeitsverhinderung durch Krankheit, Feiertag 

1) Ist der Arbeitnehmer krankheitsbedingt oder aus sonstigen Gründen an der Arbeitsleistung 
verhindert, so hat er den Arbeitgeber hierüber unverzüglich zu informieren. 

2) Bei Arbeitsunfähigkeit infolge Erkrankung ist dem Arbeitgeber innerhalb von 3 Tagen ab 
Beginn der Arbeitsunfähigkeit eine ärztliche Bescheinigung über die Arbeitsunfähigkeit 
vorzulegen. 

3) Der Arbeitgeber leistet Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall, wenn der Arbeitnehmer un- 
verschuldet infolge Krankheit an der Arbeitsleistung gehindert ist nach den gesetzlichen 
Bestimmungen des Entgeltfortzahlungsgesetz (EFZG). Der Anspruch auf Entgeltfortzah- 
lung im Krankheitsfall entsteht frühestens nach vierwöchiger ununterbrochener Dauer des 
Arbeitsverhältnisses (§ 3 Abs. 3 EFZG). 

4) Der Arbeitgeber leistet Entgeltfortzahlung für die Arbeitszeit, die infolge eines gesetzlichen 
Feiertages ausfällt nach den gesetzlichen Vorschriften. 
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§7 

Weitere kurzfristige Beschäftigungen 

1) Der Arbeitnehmer versichert hiermit, im laufenden Kalenderjahr keine weiteren kurzfristi- 
gen Beschäftigungen nach § 8 Abs. 1 Nr. 2 SGB IV ausgeübt zu haben, durch die die Grenze 
von zwei Monaten bzw. 50 Arbeitstagen überschritten wird. 

2) Der Arbeitnehmer verpflichtet sich, jede Aufnahme einer weiteren kurzfristigen Beschäfti- 
gung dem Arbeitgeber unverzüglich mitzuteilen. 

3) Der Arbeitgeber behält sich die Geltendmachung von Schadensersatzansprüchen vor, sofern 
ihm Nachteile auf Grund wahrheitswidriger Angaben des Arbeitnehmers über das Bestehen 
weiterer kurzfristiger Beschäftigungen entstehen. 



§8 

Verschwiegenheitspflicht 

Der Arbeitnehmer verpflichtet sich, über alle betrieblichen Angelegenheiten, die ihm im Rahmen 
des Beschäftigungsverhältnisses bekannt geworden sind, auch nach seinem Ausscheiden Still- 
schweigen bewahren. 



§9 

Beendigung des kurzfristigen Arbeitsverhältnisses 

1) Das Arbeitsverhältnis endet mit Ablauf der unter § 2 vereinbarten Frist, ohne dass es des 
Ausspruchs einer Kündigung bedarf 

2) Das Recht zur fristlosen außerordentlichen Kündigung bleibt unberührt. 
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§ 5 Geringfügig Beschäftigte im Arbeitsrecht 



3) Während der Dauer des kurzfristigen Arbeitsverhältnisses kann das Beschäftigungsverhältnis 
beiderseits auch vor Erreichen der unter § 2 vereinbarten Frist ordentlich gekündigt werden. 

Die in diesem Fall einzuhaltende Kündigungsfrist beträgt 

Kalendertage/Wochen. 

4) Die Kündigung des Arbeitsvertrages bedarf zu ihrer Wirksamkeit der Schriftform. 

5) Die Kündigung muss der anderen Vertragspartei durch eingeschriebenen Brief mit Rück- 
schein zugestellt werden. Wird der Rückschein durch den Kündigungsadressaten oder 
durch eine von ihm zur Entgegennahme bevollmächtigte Person nicht unterzeichnet, gilt 
als Zustellungsdatum das Datum des ersten Zustellungsversuches durch den Angehörigen 
des beauftragten Postdienstes. 

§10 

Ausschluss- und Verfallsfristen 

Alle Ansprüche, die sich aus diesem Arbeitsverhältnis ergeben, sind von den Vertragsparteien 

spätestens innerhalb von einem Monat nach Beendigung des Arbeitsverhältnisses schriftlich gel- 
tend zu machen. Später geltend gemachte Ansprüche sind verwirkt. 

§ 11 

Vertragsänderungen und Nebenabreden 

1) Nebenabreden und Änderungen des Vertrages bedürfen zu ihrer rechtlichen Wirksamkeit 
der Schriftform. Auch eine eventuelle Aufhebung dieses Schriftformerfordernisses bedarf 
zu ihrer Wirksamkeit ihrerseits der Schriftform. 

2) Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages unwirksam sein, berührt dies nicht die 
Wirksamkeit der anderen Bestimmungen. 



Ort, Datum 



Unterschrift Arbeitgeber 



Unterschrift Arbeitnehmer 

Beide Parteien bestätigen mit ihrer Unterschrift, jeweils eine Ausfertigung des Arbeitsvertrages 
erhalten zu haben. 
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Für die / den Beschäftigte / n 



§6 Anhang 



A. Vordrucke und Anträge 

I. Haushaltsscheck 



04 



HAUSHALTSSCHECK 

(nur für Privathaushalte) O 



^ Q Erstanmeldung 
I I Folgescheck (auch Abmeldung) 



Arbeitgeber (Auszahlender) 

Name, Vorname, Titel 



□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□ 

Straße und Hausnummer 

□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□ 

Postleitzahl Wohnort 

□□□□□ □□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□ 

Betriebsnummer Ja Nein Steuemummer 

©□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□ 



Beschäftigte/r (Empfänger/In) 

Name, Vorname, Titel 



□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□ 

Straße und Hausnummer 

□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□ 

(Land) Postleitzahl Wohnort 

□□□ □□□□□ □□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□ 



Geburtsdatum 



□□□□□□□□□□□□ □ □ 

männlich weiblich 

Geburtsort 

□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□ 

Geburtsname 

□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□ 

Dauer der Beschäftigung und Arbeitsentgelt 

- bei monatlich gleich bleibendem Arbeitsentgelt - 

□□□□□□□□ bis auf weiteres Arbeitsentgelt 



© Versicherung in 
gesetzllcl 
Krankenk 



□ □ 
Ja Nein 
□ □ 



Ja Nein 

voller Beitrag zur [“H [“H 

Rentenversicherung 



□ □□ 



- oder bei monatlich wechselndem Arbeitsentgelt oder Teilzeiträumen - 

©vom DDDD bis DDDDDDDD 



EUR Beschäftigung dauert an 

□□□ ©..[]N.i„n 



Beschäftigung beendet am: □□□□□□□□ 



© 



^ Hiermit bestätige Ich die RIchtigkeä der Angaben 



Datum und Unterschrift Arbeitgeber 



Datum und Unterschrift Beschäftigte/r 
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Für die Minijob-Zentrale 



§6 Anhang 



04 



HAUSHALTSSCHECK 

(nur für Privathaushalte) O 



^ 1^ Erstanmeldung 

I I Folgescheck (auch Abmeldung) 



Arbeitgeber (Auszahlender) 

Name, Vorname, TIte) 



□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□ 

Siraße und Hausnummer 

□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□ 

Poslleilzahl Wohnort 

□□□□□ □□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□ 

Betriebsnummer Ja Nein Sleuemummer 

©□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□ 



Beschäftigte/r (Empfänger/in) 

Name, Vorname, Titel 



□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□ 

Siraße und Hausnummer 

□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□ 

(Land) Postleitzahl Wohnort 

□□□ □□□□□ □□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□ 



Geburtsdatum 



rSTÄn □□□□□□□□□□□□ □ □ 

männlich weiblich 

Geb u rtsor t 

□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□ 

Geburtsname 

□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□ 
Dauer der Beschäftigung und Arbeitsentgelt 
- bei monatlich gleich bleibendem Arbeitsentgelt - 

O ab □□□□□□□□ bh 



© Versicherung in Ja Nein 

gesetzlicher 



□ □ 

Ja Nein 

□ □ 



voller Beitrag zur 
Rentenversicherung 



□ □ 

““DDDDDDDD 



bis auf weiteres 



□ □□ 



- oder bei monatlich wechselndem Arbeitsentgelt oder Teilzelträumen - 

©.Ob, □□□□ bis □□□□□□□□ 



Beschäftigung dauert ai 



□□□ ©j.DN.i„D 



Beschäftigung beendet am: 



□□□□□□□□ 



lyl Hiermit bestätige Ich die Richtigkeit der Angaben 



Datum und Unterschrift Arbeitgeber 



Datum und Unterschrift Beschäftigte/r 



© E i n z u g s e r m ä c h t i g u n g 

- gemäß § 28a Abs. 7 Sozialgesetzbuch Viertes Buch (SGB IV) zwingend erforderlich - 
Hiermit ermächtige ich die Deutsche Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See/Minijob-Zentraie als zentrale Einzugsstelle für 
geringfügige Beschäftigungen widerruflich, die Abgaben im Rahmen des Haushaltsscheckverfahrens von meinem Konto mittels 
Lastschrift einzuziehen. Wenn mein Konto die erforderliche Deckung nicht aufweist, besteht seitens des kontoführenden Kredit- 
„ Instituts keine Verpflichtung zur Einlösung. 

?! Name, Vorname 

i □□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□ 



□□□□□□□□□□ □□□□□□□□ 



ai Kreditinstitut 



□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□ 
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Für den Arbeitgeber 



A. Vordrucke und Anträge 



04 



HAUSHALTSSCHECK 

(nur für Privathaushalte) O 



^ Q Erstanmeldung 

I I Folgescheck (auch Abmeldung) 



Arbeitgeber (Auszahlender) 

Name, Vorname, Titel 



□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□ 

Straße und Hausnummer 

□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□ 

Postleitzahl Wohnort 

□□□□□ □□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□ 

Belriebsnummer Ja Nein Steuernummer 

©□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□ 



Beschäftigte/r (Empfänger/in) 

Name, Vorname, Titel 



□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□ 

Straße und Hausnummer 

□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□ 

(Land) Postleitzahl Wohnort 

□□□ □□□□□ □□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□ 



Geburtsdatum 



□□□□□□□□□□□□ □ □ 

männlich weiblich 

Geb u rtsor t 

□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□ 

Geburtsname 

□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□ 
Dauer der Beschäftigung und Arbeitsentgelt 
- bei monatlich gleich bleibendem Arbeitsentgelt - 

Oab □□□□□□□□bi, "" 



□ □ 

© Versicherung in Ja Nein 

gesetzlicher [“H [“H 

Krankenkasse 

Ja Nein 

volier Beitrag zur I I I I 

Rentenversicherung 

•“□□□□□□□□ 



bis auf weiteres 



□ □□ 



- oder bei monatlich wechselndem Arbeitsentgelt oder Teilzeiträumen - 

©.om □□□□ bis □□□□□□□□ 



Beschäftigung dauert an 



□□□ 



Beschäftigung beendet am: □□□□□□□□ 



lyl Hiermit bestätige Ich die Richtigkeit der Angaben 



Datum und Unterschrift Arbeitgeber 



Datum und Unterschrift Beschäftigte/r 



© E i n z u g s e r m ä c h t i g u n g 

- gemäß § 28a Abs. 7 Sozialgesetzbuch Viertes Buch (SGB IV) zwingend erforderlich - 
Hiermit ermächtige ich die Deutsche Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See/Minijob-Zentrale ais zentraie Einzugsstelie für 
geringfügige Beschäftigungen widerrufiich, die Abgaben im Rahmen des Haushaitsscheckverfahrens von meinem Konto mittels 
Lastschrift einzuziehen. Wenn mein Konto die erforderiiche Deckung nicht aufweist, besteht seitens des kontoführenden Kredit- 
^ instituts keine Verpflichtung zur Einlösung. 

?! Name, Vorname 

i □□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□ 



□□□□□□□□□□ □□□□□□□□ 



o) Kreditinstitut 



□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□ 
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So füllen Sie den Haushaltsscheck aus; 



6 



1. Als Arbeitgeber im Haushaltsscheckverfahren kommen nur natürliche Personen in Be- 
tracht. Beschäftigungen in privaten Haushalten, die durch Dienstleistungsagenturen oder 
andere Unternehmen begründet sind, fallen nicht unter diese Regelung. Dies gilt auch 
für Beschäftigungsverhältnisse, die mit Wohnungseigentümergemeinschaften (im Sinne 
des Gesetzes über das Wohnungseigentum und das Dauerwohnrecht - WEG) oder mit 
Hausverwaltungen geschlossen werden. Eine Beschäftigung kann auch nur dann im Haus- 
haltsscheckverfahren gemeldet werden, wenn der Arbeitnehmer für denselben Arbeitgeber 
keine weiteren Dienstleistungen, wie z.B. in den dem Privathaushalt angeschlossenen Ge- 
schäftsräumen, erbringt. 

2. Erstanmeldung/Folgescheck: Bitte stets kennzeichnen, ob Sie erstmalig einen Haushalts- 
scheck einreichen (Erst-anmeldung) oder ob es sich bei bereits gemeldeter Beschäftigung 
z.B. wegen sich ändernder Bezüge, Adresse oder Bankverbindung um einen neuen Scheck 
(Folgescheck) handelt. Bitte nutzen Sie den Folgescheck auch, wenn Sie uns das Beschäfti- 
gungsende unter Punkt 15 mitteilen. 

3. Telefonnummer. Die Angabe der Telefonnummer ist freiwillig, jedoch würde sie die Arbeit 
der Minijob -Zentrale für eventuelle Rückfragen sehr erleichtern. 

4. Betriebsnummer eintragen. Bitte keine gewerblichen Betriebsnummern benutzen. Sie haben 
keine (andere)? Die Minijob -Zentrale wird diese für Sie vergeben und nachtragen. Wenn Sie 
unter Punkt 2 „Folgescheck“ angekreuzt haben, tragen Sie bitte unbedingt die für Ihren Pri- 
vathaushalt vergebene Betriebsnummer ein. 

5. Ja. Wenn Sie unter Verzicht auf die Lohnsteuerkarte der Haushaltshilfe die Pauschsteuer in 
Höhe von 2 v.H. des Arbeitsentgelts an die Minijob-Zentrale zahlen. 

Nein. Wenn Sie die anfallende Lohnsteuer entsprechend der Steuerklasse über die Lohnsteu- 
erkarte der Haushaltshilfe erheben und an das zuständige Wohnsitzfinanzamt abführen. 

6. Steuernummer nur eintragen, wenn Sie Punkt 5 mit „Ja“ beantwortet haben. Die Steuer- 
nummer entnehmen Sie bitte dem letzten Steuerbescheid. 

7. Versicherungsnummer. Nicht bekannt? Tragen Sie bitte das Geburtsdatum, das Geschlecht, 
den Geburtsort und den Geburtsnamen der/ des Beschäftigten ein. 

8. Ja. Wenn Ihre Haushaltshilfe mehrere Arbeitsplätze hat. Auch eine versicherungspflichtige 
(Haupt-)Beschäftigung ist hiermit gemeint. 

Nein. Wenn Ihre Haushaltshilfe keine weiteren Arbeitsplätze hat. 

9. Ja. Wenn Ihre Haushaltshilfe in einer gesetzlichen Krankenkasse pflicht-, freiwillig oder fa- 
milienversichert ist. 

Nein. Wenn Ihre Haushaltshilfe privat oder gar nicht krankenversichert ist. 

10. Ja. Wenn Ihre Haushaltshilfe zum Erwerb vollwertiger Rentenansprüche auf die Versiche- 
rungsfreiheit in der Rentenversicherung verzichten und den von Ihnen zu zahlenden fünf- 
prozentigen Beitragsanteil zur Rentenversicherung durch einen Eigenanteil bis zum vollen 
Rentenbeitrag aufstocken will. Falls Ihre Haushaltshilfe einen späteren Zeitpunkt für den 
Beginn der Rentenversicherungspflicht bestimmt, ist dieser in dem unter Punkt 10 stehen- 
den Feld „ab . . .“ einzutragen. Sollte die Haushaltshilfe bei Ihnen - bzw. bei mehreren Be- 
schäftigungen insgesamt - weniger als 155 EUR verdienen, wird der Gesamtbeitrag minde- 
stens von 155 EUR berechnet. In jedem Fall ist der Haushaltshilfe im Vorfeld zu empfehlen. 
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A. Vordrucke und Anträge 



beim zuständigen Rentenversicherungsträger nachzufragen, ob und ggf welche Vorteile für 
sie mit dieser Regelung verbunden sind. 

Nein. Wenn nur die Pauschalbeiträge zur Rentenversicherung (5 v.H.) von Ihnen gezahlt 
werden sollen. 

1 1 . Beschäftigungsbeginn bei monatlich gleich bleibender Bezahlung. 

12. Beginn und Ende des Entgeltabrechnungszeitraumes bei monatlich wechselndem Arbeits- 
entgelt oder Teilzeiträumen (z.B. vom 01.04. bis 18.04.200X). 

13. Arbeitsentgelt eintragen. Das ist der ausgezahlte Betrag plus eventuell einbehaltener und 
über die Steuerkarte abgerechneter Steuern. Bitte den Verdienst kaufmännisch auf volle 
EUR-Beträge runden (bis 49 Cent abrunden, ab 50 Cent aufrunden). 

14. Beschäftigung dauert an bitte kennzeichnen, wenn Sie Punkt 12 ausfüllen. 

Ja. Die Beschäftigung ist nicht beendet, im nächsten Monat kommt ein neuer Folgescheck. 
Nein. Mit dem unter Punkt 12 eingegebenen „bis-Datum“ wurde die Beschäftigung beendet. 

15. Bei Beschäftigung beendet am das Datum eintragen und den Folgescheck (vgl. 2) an die 
Minijob-Zentrale schicken. 

16. Unterschriften sind von Ihnen und der/ dem Beschäftigten erforderlich. 

17. Einzugsermächtigung ist nur bei erstmaliger Verwendung des Haushaltsschecks oder bei 
Änderung der Bankverbindung zu erteilen. Hiermit ermächtigen Sie die Deutsche Ren- 
tenversicherung Knappschaft-Bahn-See/Minijob-Zentrale, die Pauschalbeiträge zur Kran- 
kenversicherung (vgl. 9) und Rentenversicherung, die Beiträge zur Unfallversicherung (ab 
01.01.2006), die Umlagen zum Ausgleich der Arbeitgeberaufwendungen bei Krankheit und 
Mutterschaft sowie ggf die einheitliche Pauschsteuer (vgl. 5) von Ihrem Konto einzuziehen. 



Anhang 



Antrag auf Erstattung nach dem 
Aufwendungsausgleichsgesetz - U1 




KNAPPSCHAFT 



n 



Antrag auf Erstattung nach dem 
Aufwendungsausgleichsgesetz 
für Arbeitgeberaufwendungen 
bei Arbeitsunfähigkeit - U1 

(Bitte den Antrag in Druckbuchstaben ausfüllen.) 



Knappschaft 
Arbeitgeberversicherung 
Krankheit / Mutterschaft 
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Essen 



Angaben zum Arbeitgeber 
Betriebsnummer 
Beitragskontonummer 
Name 1 
Name 2 

Straße Nr. 

PLZ Ort 

Ansprechpartner/in 

Telefon Telefax 

E-Mail 



Angaben zum Arbeitnehmer / zur Arbeitnehmerin 

Name 



Rentenversicherungsnummer (falls nicht bekannt Geburtsdatum) 



□ PKV versichert □ LKK versichert (jeweils bitte Kopie der AU-Bescheinigung beifügen) □ Geringfügige Beschäftigung (Minijob) 
Beschäftigt seit dem 



Bitte immer ausfüllen! 

□ Endabrechnung 



Erstattungszeitraum vom 
□ Zwischenabrechnung 



□ Korrektur 



Ist die Arbeitsunfähigkeit auf einen Unfall oder eine Berufskrankheit zurückzuführen? □ ja 
War der Arbeitnehmer wegen Schädigung durch einen Dritten arbeitsunfähig? □ ja 

Wurde am 1 . Tag der Arbeitsunfähigkeit noch gearbeitet? □ ja, 

Letzter Arbeitstag / von Bord am 



□ Stornierung 

□ ne 

□ ne 

Stunden □ ne 



Stundenlohn Monatslohn 

Monatliches Bruttoarbeitsentgelt / bei Seeleuten Durchschnitts-Heuer-Kennzahl 

Ausgefallene: Kalendertage Arbeitstage Stunden 



Akkordlohn 

Höhere BBG-RV KBS gilt □ 
Arbeitszeit: wöchentlich täglich 



Fortgezahltes Bruttoarbeitsentgelt (ohne Einmalzahlung, ohne Überstundenvergütung, ohne Arbeitgeberanteile) 

Gegebenenfalls Beitragsanteil des Arbeitgebers (eventuell pauschaliert) 

Erstattungssatz in vom Hundert Erstattungsbetrag 

Das Entgelt ist nach den Bestimmungen des EFZG gezahlt. Die Erstattung erfolgt seitens der Krankenkasse unter dem Vorbehalt der späteren Prüfung. Zu Unrecht 
erstattete Beträge werden zurückgezahtt. Der mit der Entgeltfortzahlung nach § 6 EFZG übergegangene Ersatzanspruch wird nach § 5 AAG an die Krankenkasse 
abgetreten. Der Erstattungsanspruch kann mit einem bestehenden Beitragsrückstand verrechnet werden. Die Angaben sind richtig, vollständig und stimmen mit den 
Entgeltunterlagen überein. Umiagebeträge werden abgeführt. Die umseitigen Datenschutzhinweise habe ich zur Kenntnis genommen. 

Der Erstattungsbetrag □ soll dem Beitragskonto gutgeschrieben werden. 

□ wird / wurde mit Beitragsnachweis für verrechnet. 

□ soll auf untenstehendes Konto überwiesen werden. 

Name des Geldinstituts 



Kontoinhaber 



Verwendungszweck 



Kontonummer 



Da 



Datum / Unterschrift / Stempel des Arbeitgebers oder des Bevollmächtigten 



J 



A. Vordrucke und Anträge 



Datenschutzhinweis 

Bitte beantworten Sie die umseitigen Fragen ausführlich und geben 
Sie die geforderten Angaben vollständig an. Diese werden erhoben, 
damit wir unseren gesetzlichen Aufgaben nachkommen können (vgl. 
§ 67a SGB X i.V.m. §§ 1 und 5 AAG. Ihre Auskunftspflicht ergibt sich 
aus § 98 SGB X i.V.m. § 3 Abs. 2 AAG). Bitte berücksichtigen Sie 
dabei auch die nachstehenden Erläuterungen. Sie beschleunigen 
damit die Bearbeitung Ihres Antrages. Bei fehlender Unterschrift ist 
eine Bearbeitung nicht möglich. 

Wichtige Hinweise für den Arbeitgeber! 

1. Für jeden Arbeitsunfähigkeitsfall ist ein gesonderter Antrag 
erforderlich. 

2. Erstreckt sich der Erstattungszeitraum über das Ende eines 
Kalenderjahres, so sind zwei Anträge - getrennt nach Kalender- 
jahren - einzureichen. 

3. Es sind nur abgerechnete und zurückliegende Kalendermonate 
zu beantragen. 

Erläuterungen 

Kreis der anspruchsberechtiqten Arbeitgeber 

Anspruchsberechtigt sind die Arbeitgeber, die im Rahmen des 
Feststellungsverfahrens nach § 3 Abs. 1 AAG für versicherungs- und 
umlagepflichtig erklärt wurden. 

Grundsatz der Arbeitqeberversicherunq 

Ein Erstattungsanspruch besteht für alle Arbeitnehmer eines 
Unternehmens, soweit sie Anspruch auf Entgeltfortzahlung nachdem 
EFZG haben; diese können auch privat krankenversichert (= PKV) oder 
bei einer landwirtschaftlichen Krankenkasse (= LKK) versichert sein. 
Kein Anspruch auf Erstattung besteht für Heimarbeiter. 

Für geringfügig Beschäftigte ist immer die Knappschaft zuständig. 

Erstattunqsfähiqe Aufwendungen 

Erstattet werden die Aufwendungen, die dem Arbeitgeber mit der 
Zahlung von Entgelten im Krankheitsfalle in dem in § 3 EFZG genannten 
Zeitraum entstanden sind. 

Für Zahlungen über diesen Zeitraum hinaus besteht kein Erstat- 
tungsanspruch. 

Nach der Satzung einiger Krankenkassen sind Aufwendungen nur 
berücksichtigungsfähig, soweit sie die Beitragsbemessungsgrenze 
der gesetzlichen Rentenversicherung nicht überschreiten. 

Arbeitsunfähigkeit 

Der Arbeitnehmer ist verpflichtet, dem Arbeitgeber die Arbeitsunfä- 
higkeit und deren voraussichtliche Dauer unverzüglich mitzuteilen. 
Nach Ablauf des dritten Kalendertages nach Beginn der Arbeitsun- 
fähigkeit ist spätestens am darauffolgenden Arbeitstag eine ärztliche 
Bescheinigung überdie Arbeitsunfähigkeit sowie deren voraussichtliche 
Dauer einzureichen. Dauert die Arbeitsunfähigkeit länger als in der 
Bescheinigung angegeben, so ist der Arbeitnehmer verpflichtet, eine 
neue ärztliche Bescheinigung vorzulegen (§ 5 EFZG). 

Der Arbeitgeber ist berechtigt, die Fortzahlung des Arbeitsentgeltes 
u. a.zu verweigern, solange derArbeitnehmerdie von ihm vorzulegende 
ärztliche Bescheinigung über die Arbeitsunfähigkeit nicht verlegt 
(§ 7 EFZG). 

Dauer des Anspruchs auf Entqeltfortzahlunq 

Wird ein Arbeitnehmer durch Arbeitsunfähigkeit infolge Krankheit 
an seiner Arbeitsleistung verhindert, ohne dass ihn ein Verschulden 
trifft, so verliert er dadurch nicht den Anspruch auf Arbeitsentgelt 
für die Zeit der Arbeitsunfähigkeit bis zur Dauer von 6 Wochen. Bei 
Einstellung der Arbeitsleistung im Laufe eines Arbeitstages hat der 
Arbeitnehmer für den restlichen Teil des Tages der Arbeitsunfähigkeit 
ebenfalls einenAnspruch auf Entgeltfortzahlung nach §3 Abs. 1 EFZG. 
Kein Erstattungsanspruch besteht, wenn die Entgeltfortzahlung ihren 
Rechtsgrund nicht im EFZG hat. 

Wird der Arbeitnehmer innerhalb von 12 Monaten infolge derselben 
Krankheit wiederholt arbeitsunfähig, so werden die Zeiten zusammen- 
gerechnet. 



WennjedochderArbeitnehmerzwischen zwei Arbeitsunfähigkeitszeiten 
infolge derselben Krankheit mindestens 6 Monate wieder arbeitsfähig 
war, so erwirbt er einen neuen Anspruch auf Entgeltfortzahlung bis 
längstens 6 Wochen (§ 3 EFZG). 

6-Wochen-Frist: Anspruch auf Entgeltfortzahlung besteht nur für 
höchstens 42 Kalendertage. Hat der Arbeitnehmer am Tage des 
Beginns der Arbeitsunfähigkeit noch gearbeitet, so beginnt die Frist 
mit dem darauf folgenden Kalendertag. 

Hat der Arbeitnehmer dagegen am Tage des Eintritts der Arbeits- 
unfähigkeit überhaupt keine Arbeitsleistung erbracht, so beginnt die 
Frist am gleichen Tage. 

Hinweis für seemännische Arbeitnehmer: Zeiten, während der 
ein Arbeitnehmer an Bord bereits arbeitsunfähig war, sind auf die 
6-Wochen-Frist anzurechnen. Bis zu dem Tage, an dem das Besat- 
zungsmitglied das Schiff verlässt, ist jedoch Heuer nach § 48 Abs. 1 
Satz 1 des Seemannsgesetzes zu zahlen. Die Aufwendungen bis zu 
diesem Tage sind keine Aufwendungen nach dem EFZG. Sie können 
dem Arbeitgeber daher nicht erstattet werden. 

Höhe der Entqeltfortzahlunq 

Der Arbeitnehmer hat grundsätzlich Anspruch auf Arbeitsentgelt, 
das er verdient hätte, wenn er nicht durch Arbeitsunfähigkeit 
infolge Krankheit an seiner Arbeitsleistung verhindert worden wäre 
(Entgeltausfallprinzip § 4 EFZG). Als Arbeitszeit gilt die für den einzel- 
nen erkrankten Arbeitnehmer maßgebende regelmäßige Arbeitszeit, 
so wie sie sich aus seinem Arbeitsvertrag ergibt. Mehrarbeit ist nur 
dann zu berücksichtigen, wenn die Überstunden in der Vergangenheit 
regelmäßig angefallen sind und dies ohne die Arbeitsunfähigkeit auch 
weiterhin der Fall gewesen wäre. Regelmäßigkeit ist dann gegeben, 
wenn Überstunden - von kurzfristigen Ausnahmen abgesehen - in 
jeder Woche der letzten abgerechneten 3 Entgeltabrechnungszeiträu- 
me (die letzten 3 Monate oder 12 bzw. 13 Wochen) vor Beginn der 
Arbeitsunfähigkeit angefallen sind. 

Begriff: Bruttoarbeitsentqelt (Arbeitsentqelt - AE1 

Für die Entgeltfortzahlung ist das Bruttoarbeitsentgelt (einschließlich 
der Lohnsteuer, Kirchensteuer und des Versichertenanteils zur Sozial- 
versicherung) im arbeitsrechtlichen Sinne zugrunde zu legen. 

Dazu zählen u. a. alle Grundbezüge (Zeit-, Schicht-, Leistungslohn 
usw.), Zuschläge für Mehr-, Nacht-, Sonn- und Feiertagsarbeit 
und ständige Lohnzulagen, die auf besonderen Bedingungen des 
Arbeitsverhältnisses beruhen. Das betrifft Erschwernis-, Gefahren- 
und Nachtdienstzulagen (keineAufwendungen für Arbeitsbekleidung 
oder Reinigungsmittel) und vermögenswirksame Leistungen, die der 
Arbeitgeber nach dem Vermögensbiidungsgesetz leistet. 

Nicht als Arbeitsentgelt im Sinne des EFZG gelten solche Leistungen, 
die als Ersatz für Aufwendungen des Arbeitnehmers dienen. Das sind 
unter anderem Auslösungen, Schmutzzulagen, Fahrkostenzuschüsse, 
Tage- und Übernachtungsgelder, Kindergartenzuschüsse u. ä. Leis- 
tungen. 

Nicht erstattungsfähig ist einmalig gezahltes Arbeitsentgelt. 

Dies bleibt bei der Erstattung der Arbeitgeberaufwendungen 
nach § 1 Abs. 1 AAG unberücksichtigt und somit außer Ansatz. 

Schadenersatz durch Dritte 

Wurde die Arbeitsunfähigkeit des Arbeitnehmers durch einen Dritten 
verursacht (z.B. bei einem Verkehrsunfali, Unfall durch eine unerlaubte 
Handlung im Sinne von § 823 BGB usw.), von dem er Schadener- 
satz fordern kann, so geht dieser Anspruch nach § 6 EFZG auf den 
Arbeitgeber über, soweit dieser Arbeitsentgelt fortgezahlt hat. Begehrt 
der Arbeitgeber in solchen Fällen von der Arbeitgeberversicherung 
die Erstattung dieses Arbeitsentgelts, so muss er seinen Anspruch 
vorher an die Arbeitgeberversicherung abtreten (§ 5 AAG). Den von 
der Arbeitgeberversicherung nicht erstatteten Teil kann er dagegen 
nach Maßgabe der anderen gesetzlichen Vorschriften vom Dritten 
selbst verlangen. 

Verwendungszweck 

Hier besteht die Möglichkeit bspw. eine Personalnummer oder einen 
anderen Ordnungsbegriff des Arbeitgebers einzutragen. 
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Anhang 



Antrag auf Erstattung nach dem 
Aufwendungsausgleichsgesetz - U2 




KNAPPSCHAFT 



n 



Antrag auf Erstattung nach dem 
Aufwendungsausgleichsgesetz 
für Arbeitgeberaufwendungen bei 
Mutterschaft - U2 

(Bitte den Antrag in Druckbuchstaben ausfüllen.) 



Knappschaft 
Arbeitgeberversicherung 
Krankheit / Mutterschaft 



45115 



Essen 



Angaben zum Arbeitgeber 
Betriebsnummer 
Beitragskontonummer 
Name 1 
Name 2 

Straße Nr. 

PLZ Ort 

Ansprechpartner/in 

Telefon Telefax 

E-Mail 



Angaben zur Arbeitnehmerin 

Name Rentenversicherungsnummer (falls nicht bekannt Geburtsdatum) 

Vorname 

□ PKV versichert □ LKK versichert □ Geringfügige Beschäftigung (Minijob) 

Beschäftigt seit dem 



Bitte immer ausfüllen! Erstattungszeitraum vom bis 

□ Endabrechnung □ Zwischenabrechnung □ Korrektur □ Stornierung 

□ Antrag auf Erstattung des Arbeitgeberzuschusses zum Mutterschaftsgeld (bitte entsprechenden Nachweis beifügen) 

Schutzfrist vom bis Höhe des monatlichen Bruttoentgelts 

Kalendertägliches Nettoarbeitsentgelt Höhe des monatlichen Nettoarbeitsentgelts 

Zuschuss zum Mutterschaftsgeld (ohne Einmalzahlung) 

□ Eine anderweitige - auch geringfügige - Beschäftigung liegt vor; kalendertägliches Nettoarbeitsentgelt 

□ Antrag auf Erstattung der Arbeitgeberaufwendungen bei Beschäftigungsverbot nach dem Mutterschutzgesetz ^itte entsprechenden 

Nachweis beifügen) 

Letzter Arbeitstag / von Bord am 

Fortgezahltes Bruttoarbeitsentgelt (ohne Einmalzahlung, ohne Liberstundenvergütung, ohne Arbeitgeberanteile) 

Beitragsanteil des Arbeitgebers (gegebenenfalls pauschaliert) 

Summe = Erstattungsbetrag U2 

Das Entgelt ist nach den Bestimmungen des MuSchG gezahlt. Die Erstattung erfolgt seitens der Krankenkasse unter dem Vorbehalt der späteren Prüfung. Zu Unrecht 
erstattete Beträge werden zurückgezahlt. Der Erstattungsanspruch kann mit einem bestehenden Beitragsrückstand verrechnet werden. Die Angaben sind richtig, voll- 
ständig und stimmen mit den Entgeltunterlagen überein. Umlagebeträge werden abgeführt. Die umseitigen Datenschutzhinweise habe ich zur Kenntnis genommen. 



Der Erstattungsbetrag □ soll dem Beitragskonto gutgeschrieben werden. 

□ wird / wurde mit Beitragsnachweis für 

□ soll auf untenstehendes Konto überwiesen werden. 
Name des Geldinstituts 



Kontoinhaber 



Kontonummer 



Verwendungszweck 



Da 



Datum / Unterschrift / Stempel des Arbeitgebers oder des Bevollmächtigten 



J 



A. 



Vordrucke und Anträge 




Datenschutzhinweis 

Bitte beantworten Sie die umseitigen Fragen ausführlich und geben 
Sie die geforderten Angaben vollständig an. Diese werden erhoben, 
damit wir unseren gesetzlichen Aufgaben nachkommen können (vgl. 
§ 67a SGB X i.V.m. § 1 AAG. Ihre Auskunftspflicht ergibt sich aus 
§ 98 SGB X i.V.m. § 3 Abs. 2 AAG). Bitte berücksichtigen Sie dabei 
auch die nachstehenden Erläuterungen. Sie beschieunigen damit 
die Bearbeitung Ihres Antrages. Bei fehlender Unterschrift ist eine 
Bearbeitung nicht möglich. 

Wichtige Hinweise für den Arbeitgeber! 

1. Bei Erstattungsanträgen für den Arbeitgeberzuschuss zum 
Mutterschaftsgeld kann als Nachweis die Bescheinigung überden 
voraussichtlichen Entbindungstag oder ggf. die Geburtsurkunde 
des Kindes dienen. 

2. Bei Beschäftigungsverboten isteinNachweisbeizufügen(ärztliches 
Zeugnis bzw. Meldung an die zuständige Aufsichtsbehörde). 

3. Erstreckt sich der Erstattungszeitraum über das Ende eines 
Kalenderjahres, so sind zwei Anträge - getrennt nach Kalender- 
jahren - einzureichen. 

4. Es sind nur abgerechnete und zurückliegende Kalendermonate 
zu beantragen. 



Verwendungszweck 

Hier besteht die Möglichkeit bspw. eine Personalnummer oder einen 
anderen Ordnungsbegriff des Arbeitgebers einzutragen. 
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Erläuterungen 

Kreis der anspruchsberechtiqten Arbeitgeber 
Anspruchsberechtigt sind alle Arbeitgeber. 

Grundsatz der Arbeitqeberversicherunq 

Ein Erstattungsanspruch besteht für alle Arbeitnehmerinnen eines 
Unternehmens; diese können auch privat krankenversichert (= PKV) 
oder bei einer landwirtschaftlichen Krankenkasse (= LKI^ versichert 
sein. 

Für geringfügig Beschäftigte ist immer die Knappschaft zuständig. 

Erstattung des Arbeitqeberzuschusses zum Mutterschaftsqeld 
fErstattunqsanspruch nach S 1 Abs. 2 Nr. 1 AAG) 

Erstattetwird nach Prüfung derVoraussetzungen der vom Arbeitgeber 
nach § 14 Abs. 1 MuSchG gezahlte Zuschuss zum Mutterschafts- 
geld. 

Erstattung der Arbeitgeberaufwendungen bei Beschäftigungs- 
verbot nach dem Mutterschutzqesetz 
iErstattungsanspruch nach S 1 Abs. 2 Nr. 2 AAG) 

Erstattet wird das vom Arbeitgeber an seine Arbeitnehmerin aufgrund 
eines ausgesprochenen Beschäftigungsverbots (§3 oder§4 MuSchG) 
gezahlte Bruttoarbeitsentgelt nach § 11 MuSchG. 

Es besteht kein Erstattungsanspruch, wenn andere Gründe für sich 
allein oder neben dem Beschäftigungsverbot für das Aussetzen mit 
der Arbeit maßgebend sind. Das ist beispielsweise der Fall, wenn die 
schwangere Arbeitnehmerin wegen Krankheit arbeitsunfähig ist. 

Begriff; Bruttoarbeitsentgelt (Arbeitsentgelt - AE) 

Es ist das Bruttoarbeitsentgelt (einschließlich der Lohnsteuer, Kir- 
chensteuer und des Versichertenanteils zur Sozialversicherung) im 
arbeitsrechtlichen Sinne zugrunde zu legen. 

Dazu zählen u. a. alle Grundbezüge (Zeit-, Schicht-, Leistungslohn 
usw.), Zuschläge für Mehr-, Nacht-, Sonn- und Feiertagsarbeit 
und ständige Lohnzulagen, die auf besonderen Bedingungen des 
Arbeitsverhältnisses beruhen. Das betrifft Erschwernis-, Gefahren- 
und Nachtdienstzulagen (keine Aufwendungen für Arbeitsbekleidung 
oder Reinigungsmittel) und vermögenswirksame Leistungen, die der 
Arbeitgeber nach dem Vermögensbildungsgesetz leistet. 

Nicht als Arbeitsentgelt im Sinne des MuSchG gelten solche 
Leistungen, die als Ersatz für Aufwendungen der Arbeitnehmerin 
dienen. Das sind unter anderem Auslösungen, Schmutzzulagen, 
Fahrkostenzuschüsse, Tage- und Übernachtungsgelder, Kindergar- 
tenzuschüsse u. ä. Leistungen. 

Nicht erstattungsfähig ist einmalig gezahltes Arbeitsentgelt. 

Dies bleibt bei der Erstattung der Arbeitgeberaufwendungen 

nach § 1 Abs. 2 Nr. 1 und 2 AAG unberücksichtigt und somit außer 

Ansatz. 
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§6 Anhang 



B. Rechtsquellen, Auszüge 

I. Gesetz über den Ausgleich der Arbeitgeberaufwendungen 

für Entgeltfortzahlung 
(Aufwendungsausgleichsgesetz - AAG) 

§ 1 

Erstattungsanspruch 

(1) Die Krankenkassen mit Ausnahme der landwirtschaftlichen Krankenkassen erstatten den 
Arbeitgebern, die in der Regel ausschließlich der zu ihrer Berufsausbildung Beschäftigten 
nicht mehr als 30 Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen beschäftigen, 80 Prozent 

1. des für den in § 3 Abs. 1 und 2 und den in § 9 Abs. 1 des Entgeltfortzahlungsgesetzes bezeich- 
neten Zeitraum an Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen fortgezahlten Arbeitsentgelts, 

2. der auf die Arbeitsentgelte nach der Nummer 1 entfallenden von den Arbeitgebern zu 
tragenden Beiträge zur Bundesagentur für Arbeit und der Arb eitgeberant eile an Beiträ- 
gen zur gesetzlichen Kranken- und Rentenversicherung, zur sozialen Pflegeversicherung 
und nach § 172 Abs. 2 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch sowie der Beitragszuschüs- 
se nach § 257 des Fünften und nach § 61 des Elften Buches Sozialgesetzbuch. 

(2) Die Krankenkassen mit Ausnahme der landwirtschaftlichen Krankenkassen erstatten den 
Arbeitgebern in vollem Umfang 

1. den vom Arbeitgeber nach § 14 Abs. 1 des Mutterschutzgesetzes gezahlten Zuschuss 
zum Mutterschaftsgeld, 

2. das vom Arbeitgeber nach § 11 des Mutterschutzgesetzes bei Beschäftigungsverboten 
gezahlte Arbeitsentgelt, 

3. die auf die Arbeitsentgelte nach der Nummer 2 entfallenden von den Arbeitgebern zu 
tragenden Beiträge zur Bundesagentur für Arbeit und die Arbeitgeberanteile an Beiträ- 
gen zur gesetzlichen Kranken- und Rentenversicherung, zur sozialen Pflegeversicherung 
und nach § 172 Abs. 2 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch sowie der Beitragszuschüs- 
se nach § 257 des Fünften und nach § 61 des Elften Buches Sozialgesetzbuch. 

(3) Am Ausgleich der Arbeitgeberaufwendungen nach den Absätzen 1 (Ul -Verfahren) und 2 
(U2-Verfahren) nehmen auch die Arbeitgeber teil, die nur Auszubildende beschäftigen. 

§ 2 Erstattung 

(1) Die zu gewährenden Beträge werden dem Arbeitgeber von der Krankenkasse ausgezahlt, 
bei der die Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen, die Auszubildenden oder die nach § 1 1 
oder § 14 Abs. 1 des Mutterschutzgesetzes anspruchsberechtigten Frauen versichert sind. 
Für geringfügig Beschäftigte nach dem Vierten Buch Sozialgesetzbuch ist zuständige Kran- 
kenkasse die Deutsche Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See als Träger der knapp- 
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B. 



Rechtsquellen, Auszüge 




schaftlichen Krankenversicherung. Für Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen, die nicht 
Mitglied einer Krankenkasse sind, gilt § 175 Abs. 3 Satz 2 des Fünften Buches Sozialgesetz- 
buch entsprechend. 

(2) Die Erstattung wird auf Antrag erbracht. Sie ist zu gewähren, sobald der Arbeitgeber Ar- 
beitsentgelt nach § 3 Abs. 1 und 2 und § 9 Abs. 1 des Entgeltfortzahlungsgesetzes, Arbeits- 
entgelt nach § 11 des Mutterschutzgesetzes oder Zuschuss zum Mutterschaftsgeld nach § 14 
Abs. 1 des Mutterschutzgesetzes gezahlt hat. 

(3) Die Verfahrensbeteiligten können vereinbaren, dass die für das Erstattungsverfahren maß- 
geblichen Unterlagen durch Datenübertragung ausgetauscht werden. 



§3 

Feststellung der Umlagepflicht 

(1) Die zuständige Krankenkasse hat jeweils zum Beginn eines Kalenderjahrs festzustellen, 
welche Arbeitgeber für die Dauer dieses Kalenderjahrs an dem Ausgleich der Arbeitgebe- 
raufwendungen nach § 1 Abs. 1 teilnehmen. Ein Arbeitgeber beschäftigt in der Regel nicht 
mehr als 30 Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen, wenn er in dem letzten Kalenderjahr, 
das demjenigen, für das die Feststellung nach Satz 1 zu treffen ist, vorausgegangen ist, für 
einen Zeitraum von mindestens acht Kalendermonaten nicht mehr als 30 Arbeitnehmer 
und Arbeitnehmerinnen beschäftigt hat. Hat ein Betrieb nicht während des ganzen nach 
Satz 2 maßgebenden Kalenderjahrs bestanden, so nimmt der Arbeitgeber am Ausgleich der 
Arbeitgeberaufwendungen teil, wenn er während des Zeitraums des Bestehens des Betriebs 
in der überwiegenden Zahl der Kalendermonate nicht mehr als 30 Arbeitnehmer und Ar- 
beitnehmerinnen beschäftigt hat. Wird ein Betrieb im Laufe des Kalenderjahrs errichtet, für 
das die Feststellung nach Satz 1 getroffen ist, so nimmt der Arbeitgeber am Ausgleich der 
Arbeitgeberaufwendungen teil, wenn nach der Art des Betriebs anzunehmen ist, dass die 
Zahl der beschäftigten Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen während der überwiegenden 
Kalendermonate dieses Kalenderjahrs 30 nicht überschreiten wird. Bei der Errechnung der 
Gesamtzahl der beschäftigten Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen bleiben schwerbehin- 
derte Menschen im Sinne des Neunten Buches Sozialgesetzbuch außer Ansatz. Arbeitneh- 
mer und Arbeitnehmerinnen, die wöchentlich regelmäßig nicht mehr als 10 Stunden zu 
leisten haben, werden mit 0,25, diejenigen, die nicht mehr als 20 Stunden zu leisten haben, 
mit 0,5 und diejenigen, die nicht mehr als 30 Stunden zu leisten haben, mit 0,75 angesetzt. 

(2) Der Arbeitgeber hat der nach § 2 Abs. 1 zuständigen Krankenkasse die für die Durchfüh- 
rung des Ausgleichs erforderlichen Angaben zu machen. 

(3) Die Spitzenverbände der Krankenkassen vereinbaren gemeinsam und einheitlich Näheres 
über die Durchführung des Feststellungsverfahrens nach Absatz 1. 
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§7 

Aufbringung der Mittel 

(1) Die Mittel zur Durchführung der Ul- und U2-Verfahren werden von den am Ausgleich 
beteiligten Arbeitgebern jeweils durch gesonderte Umlagen aufgebracht, die die erforderli- 
chen Verwaltungskosten angemessen berücksichtigen. 
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(2) Die Umlagen sind jeweils in einem Prozentsatz des Entgelts (Umlagesatz) festzusetzen, nach 
dem die Beiträge zur gesetzlichen Rentenversicherung für die im Betrieb beschäftigten Ar- 
beitnehmer, Arbeitnehmerinnen und Auszubildenden bemessen werden oder bei Versiche- 
rungspflicht in der gesetzlichen Rentenversicherung zu bemessen wären. Bei der Berech- 
nung der Umlage für Aufwendungen nach § 1 Abs. 1 sind Entgelte von Arbeitnehmern und 
Arbeitnehmerinnen, deren Beschäftigungsverhältnis bei einem Arbeitgeber nicht länger 
als vier Wochen besteht und bei denen wegen der Art des Beschäftigungsverhältnisses auf 
Grund des § 3 Abs. 3 des Entgeltfortzahlungsgesetzes kein Anspruch auf Entgeltfortzah- 
lung im Krankheitsfall entstehen kann, sowie einmalig gezahlte Arbeitsentgelte nach § 23a 
des Vierten Buches Sozialgesetzbuch nicht zu berücksichtigen. Für die Zeit des Bezugs von 
Kurzarbeitergeld bemessen sich die Umlagen nach dem tatsächlich erzielten Arbeitsentgelt 
bis zur Beitragsbemessungsgrenze in der gesetzlichen Rentenversicherung. 

II. Verordnung über die Berechnung, Zahlung, 

Weiterleitung, Abrechnung und Prüfung 
des Gesamtsozialversicherungsbeitrages 
(Beitragsverfahrensverordnung - BVV) 

§1 

Berechnungsgrundsätze 

(1) Der Gesamtsozialversicherungsbeitrag und die Beitragsbemessungsgrenzen werden je Ka- 
lendermonat für die Kalendertage berechnet, an denen eine versicherungspflichtige Be- 
schäftigung besteht (Sozialversicherungstage); ein voller Kalendermonat wird mit 30 So- 
zialversicherungstagen angesetzt. Berechnungsbasis ist das aus der Beschäftigung erzielte 
Arbeitsentgelt bis zur monatlichen Beitragsbemessungsgrenze. 

(2) Die Rechengänge werden ohne Rundung der einzelnen Zwischenergebnisse durchgeführt. 
Das Gesamtergebnis wird auf zwei Dezimalstellen berechnet; die zweite Dezimalstelle wird 
um 1 erhöht, wenn sich in der dritten Dezimalstelle eine der Zahlen 5 bis 9 ergibt. 

§2 

Berechnungsvorgang 

(!) Beiträge, die der Arbeitgeber und der Beschäftigte je zur Hälfte tragen, werden durch An- 
wendung des halben Beitragssatzes auf das Arbeitsentgelt und anschließender Verdoppe- 
lung des gerundeten Ergebnisses berechnet. Auf Beiträge, die der Arbeitgeber allein trägt, 
kann Satz f entsprechend angewandt werden. Werden Beiträge vom Arbeitgeber und vom 
Beschäftigten nicht je zur Hälfte getragen, ergibt sich der Beitrag aus der Summe der ge- 
trennt berechneten gerundeten Anteile. Beiträge, die vom Beschäftigten allein zu tragen 
sind, werden durch Anwendung des für diese Beiträge geltenden Beitragssatzes oder Bei- 
tragszuschlags auf das Arbeitsentgelt berechnet; Satz 3 zweiter Halbsatz gilt entsprechend. 
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Wird die Mindestbeitragsbemessungsgrundlage des § 163 Abs. 8 des Sechsten Buches Sozi- 
algesetzbuch nicht überschritten, wird der Beitragssatz auf die Mindestbeitragsbemessungs- 
grundlage angewandt und der vom Arbeitgeber zu tragende Beitragsanteil berechnet und 
gerundet; durch Abzug des Arbeitgeberanteils vom Beitrag ergibt sich der Beitragsanteil des 
Beschäftigten. 

(2) In den Fällen der Gleitzone wird der vom Arbeitgeber zu zahlende Beitrag durch Anwen- 
dung des halben Beitragssatzes auf die beitragspflichtige Einnahme und anschließender 
Verdoppelung des gerundeten Ergebnisses berechnet. Der vom Arbeitgeber zu tragende 
Beitragsanteil wird durch Anwendung des halben Beitragssatzes auf das der Beschäftigung 
zugrunde liegende Arbeitsentgelt berechnet und gerundet. Der Abzug des Arbeitgeberan- 
teils von dem nach Satz 1 errechneten Beitrag ergibt den Beitragsanteil des Beschäftigten. 
Bei Entgelten bis zu 400 Euro ergibt sich die beitragspflichtige Einnahme durch Anwendung 
des Faktors F (§ 163 Abs. 10 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch) auf das der Beschäfti- 
gung zugrunde liegende Arbeitsentgelt. Vom Beschäftigten allein zu tragende Beitragsantei- 
le werden durch Anwendung des maßgebenden Beitragssatzes oder Beitragszuschlags auf 
die beitragspflichtige Einnahme berechnet und gerundet. 
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§3 

Tag der Zahlung, Zahlungsmittel 

(1) Die Zahlungen der Arbeitgeber oder sonstiger Zahlungspflichtiger sind an die zuständige 
Einzugsstelle zu leisten. Als Tag der Zahlung gilt 

1. bei Barzahlung der Tag des Geldeingangs, 

2. bei Zahlung durch Scheck, bei Überweisung oder Einzahlung auf ein Konto der Einzugs- 
stelle der Tag der Wertstellung zugunsten der Einzugsstelle, bei rückwirkender Wertstel- 
lung das Datum des elektronischen Kontoauszuges des Geldinstituts der Einzugsstelle, 

3. bei Vorliegen einer Einzugsermächtigung der Tag der Fälligkeit. 

Abweichend von Satz 1 und 2 tritt in den Fällen des § 28f Abs. 4 des Vierten Buches Sozial- 
gesetzbuch an die Stelle der Einzugsstelle die beauftragte Stelle. 

(2) Zahlungen in fremder Währung und durch Wechsel sind nicht zugelassen. 

(3) Die nach § 28e Abs. 1 Satz 2 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch als gezahlt geltenden 
Beiträge sind auf einem bei den von der Beitragszahlung freigestellten Leistungsträgern zu 
führenden Sachbuchkonto bei den 

1. Kranken- und Pflegekassen am Tag der Fälligkeit nach der Satzung, 

2. Trägern der Rentenversicherung und der Bundesagentur für Arbeit am Tag der Fälligkeit 
in Einnahme zu buchen. 

Ist eine Krankenkasse der Arbeitgeber, ist der für die Pflegekasse bestimmte Anteil am Ge- 
samtsozialversicherungsbeitrag auf dem entsprechenden Sachbuchkonto der Pflegekasse zu 
buchen. 
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§8 

Entgeltunterlagen 

(1) Der Arbeitgeber hat in den Entgeltunterlagen folgende Angaben über den Beschäftigten 
aufzunehmen: 

1. den Familien- und Vornamen und gegebenenfalls das betriebliche Ordnungsmerkmal, 

2. das Geburtsdatum, 

3. bei Ausländern aus Staaten außerhalb des Europäischen Wirtschaftsraums die Staats- 
angehörigkeit und den Aufenthaltstitel, 

4. die Anschrift, 

5. den Beginn und das Ende der Beschäftigung, 

6. den Beginn und das Ende der Altersteilzeitarbeit, 

7. das Wertguthaben aus flexibler Arbeitszeit einschließlich der Änderungen (Zu- und 
Abgänge), den Abrechnungsmonat der ersten Gutschrift sowie den Abrechnungsmo- 
nat für jede Änderung; besondere Aufzeichnungen über beitragspflichtige Arbeits- 
entgelte sind entbehrlich, soweit das Wertguthaben 250 Stunden Freistellung von der 
Arbeitsleistung nicht überschreitet; bei auf Dritte übertragenen Wertguthaben sind 
diese beim Dritten zu kennzeichnen, 

8. die Beschäftigungsart, 

9. die für die Versicherungsfreiheit oder die Befreiung von der Versicherungspflicht 
maßgebenden Angaben, 

10. das Arbeitsentgelt nach § 14 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch, seine Zusammen- 
setzung und zeitliche Zuordnung, ausgenommen sind Sachbezüge und Belegschafts- 
rabatte, soweit für sie eine Aufzeichnungspflicht nach dem Einkommensteuergesetz 
nicht besteht, 

1 1 . das beitragspflichtige Arbeitsentgelt bis zur Beitragsbemessungsgrenze der Rentenver- 
sicherung, seine Zusammensetzung und zeitliche Zuordnung, 

12. den Betrag nach § 3 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe b des Altersteilzeitgesetzes, 

13. den Beitragsgruppenschlüssel, 

14. die Einzugsstelle für den Gesamtsozialversicherungsbeitrag, 

15. den vom Beschäftigten zu tragenden Anteil am Gesamtsozialversicherungsbeitrag, 
nach Beitragsgruppen getrennt, 

16. die für die Erstattung von Meldungen erforderlichen Daten, soweit sie in den Num- 
mern 1 bis 14 nicht enthalten sind, 

17. bei Entsendung Eigenart und zeitliche Begrenzung der Beschäftigung, 

18. gezahltes Kurzarbeitergeld und die hierauf entfallenden beitragspflichtigen Einnahmen. 
Bestehen die Entgeltunterlagen aus mehreren Teilen, sind diese Teile durch ein betriebliches 
Ordnungsmerkmal zu verbinden. Die Angaben nach Satz 1 Nr. 10 bis 15 und 18 sind für 
jeden Entgeltabrechnungszeitraum erforderlich. Die Beträge nach Satz 1 Nr. 11 und 12 sind 
für die Meldungen zu summieren. Berichtigungen zu den Angaben nach Satz 1 Nr. 10 bis 15 
und 18 oder Stornierungen sind besonders kenntlich zu machen. Die Angaben nach Satz 1 
Nr. 8, 9 und 14 können verschlüsselt werden. 
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(2) Folgende Unterlagen sind zu den Entgeltunterlagen zu nehmen; 

1. Unterlagen, aus denen die nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 3, 9 und 17 erforderlichen Angaben 
ersichtlich sind, 

2. die für den Arbeitgeber bestimmte Bescheinigung nach § 175 Abs. 2 des Fünften Bu- 
ches Sozialgesetzbuch, 

3. die Daten der erstatteten Meldungen, 

4. die Erklärung des geringfügig Beschäftigten gegenüber dem Arbeitgeber, dass auf Ver- 
sicherungsfreiheit in der Rentenversicherung verzichtet wird, 

5. die Erklärung des Beschäftigten gegenüber dem Arbeitgeber, dass auf die Anwendung 
der Gleitzonenberechnung in der Rentenversicherung verzichtet wird, 

6. die Niederschrift nach § 2 des Nachweisgesetzes, 

7. die Erklärung des kurzfristig geringfügigen Beschäftigten über weitere kurzfristige Be- 
schäftigungen im Kalenderjahr, 

8. eine Kopie des Antrags nach § 7a Abs. 1 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch mit den 
von der Deutschen Rentenversicherung Bund für ihre Entscheidung benötigten Un- 
terlagen sowie deren Bescheid nach § 7a Abs. 2 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch, 

9. den Bescheid der zuständigen Einzugsstelle über die Feststellung der Versicherungs- 
pflicht nach § 28h Abs. 2 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch, 

10. Aufzeichnungen über Wertguthaben bis 250 Stunden Freistellung von der Arbeitslei- 
stung, 

11. die Aufzeichnung nach § 2 Abs. 2a des Arbeitnehmer- Entsendegesetzes, 

12. den Nachweis der Elterneigenschaft nach § 55 Abs. 3 des Elften Buches Sozialgesetz- 
buch, 

13. die Erklärung über den Auszahlungsverzicht von zustehenden Entgeltansprüchen. 

§9 

Beitragsabrechnung 

(1) Der Arbeitgeber hat zur Prüfung der Vollständigkeit der Entgeltabrechnung für jeden Ab- 
rechnungszeitraum ein Verzeichnis aller Beschäftigten in der Sortierfolge der Entgeltunter- 
lagen mit den folgenden Angaben und nach Einzugsstellen getrennt zu erfassen und lesbar 

zur Verfügung zu stellen: 

1 . dem Familien- und Vornamen und gegebenenfalls dem betrieblichen Ordnungsmerk- 
mal, 

2. dem beitragspflichtigen Arbeitsentgelt bis zur Beitragsbemessungsgrenze der Renten- 
versicherung, 

3. dem Betrag nach § 3 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe b des Altersteilzeitgesetzes, 

4. dem Beitragsgruppenschlüssel, 

5. den Sozialversicherungstagen, 

6. dem Gesamtsozialversicherungsbeitrag, nach Arbeitgeber- und Arbeitnehmerantei- 
len je Beitragsgruppe getrennt. 



7. dem gezahlten Kurzarbeitergeld und die hierauf entfallenden beitragspflichtigen Ein- 
nahmen, 

8. den beitragspflichtigen Sonn-, Feiertags- und Nachtzuschlägen, 

9. den Umlagesätzen nach dem Aufwendungsausgleichsgesetz und das umlagepflichtige 
Arbeitsentgelt, 

10. den Parametern zur Berechnung der voraussichtlichen Höhe der Beitragsschuld. 

Die Beträge nach Satz 1 Nr. 7 sind zu summieren und die hierauf entfallenden Beiträge zur 
Kranken-, Pflege- und Rentenversicherung anzugeben; die Beträge nach Satz 1 Nr. 6 sind 
nach Beitragsgruppen zu summieren; aus den Einzelsummen ist die Gesamtsumme aller 
Beiträge zu bilden. Berichtigungen oder Stornierungen sind besonders zu kennzeichnen. 

(2) Im Beitragsnachweis nach Absatz 1 sind Beschäftigte mit den Angaben nach Absatz 1 Satz 
1 Nr. 1 und dem erzielten Arbeitsentgelt nach § 14 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch 
gesondert zu erfassen, für die Beiträge nicht oder nach den Vorschriften der Gleitzone (§ 20 
Abs. 2 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch) gezahlt werden. Sind Beitragsnachweise für 
mehrere Einzugsstellen zu erstellen, hat die Erfassung nach Satz 1 gesondert zu erfolgen. 

(3) Berechnet die Einzugsstelle die Beiträge, hat ihr der Arbeitgeber die für die Berechnung der 
Beiträge notwendigen Angaben mitzuteilen. 

(4) Im Beitragsnachweis sind die als gezahlt geltenden Beiträge nach § 28e Abs. 1 Satz 2 des 
Vierten Buches Sozialgesetzbuch nicht aufzunehmen. 

(5) Entgeltunterlagen können auf maschinell verwertbaren Datenträgern geführt werden. § 8 
gilt entsprechend. Werden Entgeltunterlagen auf Datenträgern geführt, sind die Daten in 
der Aufbewahrungsfrist jederzeit verfügbar und unverzüglich lesbar vorzuhalten. § 147 
Abs. 5 und 6 der Abgabenordnung gilt entsprechend. 

IN. Bürgerliches Gesetzbuch (BGB) 

§622 

Kündigungsfristen bei Arbeitsverhältnissen 

(1) Das Arbeitsverhältnis eines Arbeiters oder eines Angestellten (Arbeitnehmers) kann mit 
einer Frist von vier Wochen zum Fünfzehnten oder zum Ende eines Kalendermonats ge- 
kündigt werden. 

(2) 1 Für eine Kündigung durch den Arbeitgeber beträgt die Kündigungsfrist, wenn das Arbeits- 
verhältnis in dem Betrieb oder Unternehmen 

1. zwei fahre bestanden hat, einen Monat zum Ende eines Kalendermonats, 

2. fünf fahre bestanden hat, zwei Monate zum Ende eines Kalendermonats, 

3. acht fahre bestanden hat, drei Monate zum Ende eines Kalendermonats, 

4. zehn fahre bestanden hat, vier Monate zum Ende eines Kalendermonats, 

5. zwölf fahre bestanden hat, fünf Monate zum Ende eines Kalendermonats, 

6. 15 fahre bestanden hat, sechs Monate zum Ende eines Kalendermonats, 

7. 20 fahre bestanden hat, sieben Monate zum Ende eines Kalendermonats. 
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2Bei der Berechnung der Beschäftigungsdauer werden Zeiten, die vor der Vollendung des 
25. Lebensjahrs des Arbeitnehmers liegen, nicht berücksichtigt. 

(3) Während einer vereinbarten Probezeit, längstens für die Dauer von sechs Monaten, kann 
das Arbeitsverhältnis mit einer Frist von zwei Wochen gekündigt werden. 

(4) IVon den Absätzen 1 bis 3 abweichende Regelungen können durch Tarifvertrag vereinbart 
werden. 2Im Geltungsbereich eines solchen Tarifvertrags gelten die abweichenden tarifver- 
traglichen Bestimmungen zwischen nicht tarifgebundenen Arbeitgebern und Arbeitneh- 
mern, wenn ihre Anwendung zwischen ihnen vereinbart ist. 

(5) 1 Einzel vertraglich kann eine kürzere als die in Absatz 1 genannte Kündigungsfrist nur ver- 
einbart werden, 

1. wenn ein Arbeitnehmer zur vorübergehenden Aushilfe eingestellt ist; dies gilt nicht, 
wenn das Arbeitsverhältnis über die Zeit von drei Monaten hinaus fortgesetzt wird; 

2. wenn der Arbeitgeber in der Regel nicht mehr als 20 Arbeitnehmer ausschließlich der 
zu ihrer Berufsbildung Beschäftigten beschäftigt und die Kündigungsfrist vier Wochen 
nicht unterschreitet. 

2Bei der Feststellung der Zahl der beschäftigten Arbeitnehmer sind teilzeitbeschäftigte Ar- 
beitnehmer mit einer regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit von nicht mehr als 20 Stun- 
den mit 0,5 und nicht mehr als 30 Stunden mit 0,75 zu berücksichtigen. 3Die einzelvertrag- 
liche Vereinbarung längerer als der in den Absätzen 1 bis 3 genannten Kündigungsfristen 
bleibt hiervon unberührt. 

(6) Für die Kündigung des Arbeitsverhältnisses durch den Arbeitnehmer darf keine längere 
Frist vereinbart werden als für die Kündigung durch den Arbeitgeber. 

§623 

Schriftform der Kündigung 

Die Beendigung von Arbeitsverhältnissen durch Kündigung oder Auflösungsvertrag bedürfen zu 

ihrer Wirksamkeit der Schriftform; die elektronische Form ist ausgeschlossen. 

§626 

Fristlose Kündigung aus wichtigem Grund 

(1) Das Dienstverhältnis kann von jedem Vertragsteil aus wichtigem Grund ohne Einhaltung 
einer Kündigungsfrist gekündigt werden, wenn Tatsachen vorliegen, auf Grund derer dem 
Kündigenden unter Berücksichtigung aller Umstände des Einzelfalles und unter Abwägung 
der Interessen beider Vertragsteile die Fortsetzung des Dienstverhältnisses bis zum Ablauf 
der Kündigungsfrist oder bis zu der vereinbarten Beendigung des Dienstverhältnisses nicht 
zugemutet werden kann. 

(2) IDie Kündigung kann nur innerhalb von zwei Wochen erfolgen. 2Die Frist beginnt mit dem 
Zeitpunkt, in dem der Kündigungsberechtigte von den für die Kündigung maßgebenden 
Tatsachen Kenntnis erlangt. 3Der Kündigende muss dem anderen Teil auf Verlangen den 
Kündigungsgrund unverzüglich schriftlich mitteilen. 



IV. Bundesurlaubsgesetz- BUrIG 



§1 

Urlaubsanspruch 

Jeder Arbeitnehmer hat in jedem Kalenderjahr Anspruch auf bezahlten Erholungsurlaub. 



6 



§3 

Dauer des Urlaubs 

(1) Der Urlaub beträgt jährlich mindestens 24 Werktage. 

(2) Als Werktage gelten alle Kalendertage, die nicht Sonn- oder gesetzliche Feiertage sind. 



§4 

Wartezeit 

Der volle Urlaubsanspruch wird erstmalig nach sechsmonatigem Bestehen des Arbeitsverhältnis- 
ses erworben. 



§5 

Teilurlaub 

(1) Anspruch auf ein Zwölftel des Jahresurlaubs für jeden vollen Monat des Bestehens des Ar- 
beitsverhältnisses hat der Arbeitnehmer 

a) für Zeiten eines Kalenderjahres, für die er wegen Nichterfüllung der Wartezeit in diesem 
Kalenderjahr keinen vollen Urlaubsanspruch erwirbt; 

b) wenn er vor erfüllter Wartezeit aus dem Arbeitsverhältnis ausscheidet; 

c) wenn er nach erfüllter Wartezeit in der ersten Hälfte eines Kalenderjahres aus dem Ar- 
beitsverhältnis ausscheidet. 

(2) Bruchteile von Urlaubstagen, die mindestens einen halben Tag ergeben, sind auf volle Ur- 
laubstage aufzurunden. 

(3) Hat der Arbeitnehmer im Falle des Absatzes 1 Buchstabe c bereits Urlaub über den ihm 
zustehenden Umfang hinaus erhalten, so kann das dafür gezahlte Urlaubsentgelt nicht zu- 
rückgefordert werden. 

§7 

Zeitpunkt, Übertragbarkeit und Abgeltung des Urlaubs 

(1) IBei der zeitlichen Festlegung des Urlaubs sind die Urlaubswünsche des Arbeitnehmers 
zu berücksichtigen, es sei denn, dass ihrer Berücksichtigung dringende betriebliche Belan- 



B. 



Rechtsquellen, Auszüge 




ge oder Urlaubswünsche anderer Arbeitnehmer, die unter sozialen Gesichtspunkten den 
Vorrang verdienen, entgegenstehen. 2Der Urlaub ist zu gewähren, wenn der Arbeitnehmer 
dies im Anschluss an eine Maßnahme der medizinischen Vorsorge oder Rehabilitation ver- 
langt. 

(2) IDer Urlaub ist zusammenhängend zu gewähren, es sei denn, dass dringende betriebliche 
oder in der Person des Arbeitnehmers hegende Gründe eine Teilung des Urlaubs erfor- 
derlich machen. 2Kann der Urlaub aus diesen Gründen nicht zusammenhängend gewährt 
werden, und hat der Arbeitnehmer Anspruch auf Urlaub von mehr als zwölf Werktagen, so 
muss einer der Urlaubsteile mindestens zwölf aufeinanderfolgende Werktage umfassen. 

(3) IDer Urlaub muss im laufenden Kalenderjahr gewährt und genommen werden. 2Eine Über- 
tragung des Urlaubs auf das nächste Kalenderjahr ist nur statthaft, wenn dringende betrieb- 
liche oder in der Person des Arbeitnehmers hegende Gründe dies rechtfertigen. 3Im Fall 
der Übertragung muss der Urlaub in den ersten drei Monaten des folgenden Kalenderjahres 
gewährt und genommen werden. 4 Auf Verlangen des Arbeitnehmers ist ein nach § 5 Abs. 1 
Buchstabe a entstehender Teilurlaub jedoch auf das nächste Kalenderjahr zu übertragen. 

(4) Kann der Urlaub wegen Beendigung des Arbeitsverhältnisses ganz oder teilweise nicht mehr 
gewährt werden, so ist er abzugelten 
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§ 11 

Urlaubsentgelt 

(1) IDas Urlaubsentgelt bemisst sich nach dem durchschnittlichen Arbeitsverdienst, das der 
Arbeitnehmer in den letzten dreizehn Wochen vor dem Beginn des Urlaubs erhalten hat, 
mit Ausnahme des zusätzlich für Überstunden gezahlten Arbeitsverdienstes. 2Bei Verdien- 
sterhöhungen nicht nur vorübergehender Natur, die während des Berechnungszeitraums 
oder des Urlaubs eintreten, ist von dem erhöhten Verdienst auszugehen. 3Verdienstkürzun- 
gen, die im Berechnungszeitraum infolge von Kurzarbeit, Arbeitsausfällen oder unverschul- 
deter Arbeitsversäumnis eintreten, bleiben für die Berechnung des Urlaubsentgelts außer 
Betracht. 4Zum Arbeitsentgelt gehörende Sachbezüge, die während des Urlaubs nicht wei- 
tergewährt werden, sind für die Dauer des Urlaubs angemessen in bar abzugelten. 

(2) Das Urlaubsentgelt ist vor Antritt des Urlaubs auszuzahlen. 



§13 

Unabdingbarkeit 

(!) IVon den vorstehenden Vorschriften mit Ausnahme der §§ 1, 2 und 3 Abs. 1 kann in Tarif- 
verträgen abgewichen werden. 2Die abweichenden Bestimmungen haben zwischen nicht- 
tarifgebundenen Arbeitgebern und Arbeitnehmern Geltung, wenn zwischen diesen die An- 
wendung der einschlägigen tariflichen Urlaubsregelung vereinbart ist. 3Im Übrigen kann, 
abgesehen von § 7 Abs. 2 Satz 2, von den Bestimmungen dieses Gesetzes nicht zu Ungunsten 
des Arbeitnehmers abgewichen werden. 

(2) IFür das Baugewerbe oder sonstige Wirtschaftszweige, in denen als Folge häufigen Orts- 
wechsels der von den Betrieben zu leistenden Arbeit Arbeitsverhältnisse von kürzerer Dau- 
er als einem Jahr in erheblichem Umfange üblich sind, kann durch Tarifvertrag von den 
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vorstehenden Vorschriften über die in Absatz 1 Satz 1 vorgesehene Grenze hinaus abgewi- 
chen werden, soweit dies zur Sicherung eines zusammenhängenden Jahresurlaubs für alle 
Arbeitnehmer erforderlich ist. 2Absatz 1 Satz 2 ftndet entsprechende Anwendung. 

(3) Für den Bereich der Deutsche Bahn Aktiengesellschaft sowie einer gemäß § 2 Abs. 1 und 
§ 3 Abs. 3 des Deutsche Bahn Gründungsgesetzes vom 27. Dezember 1993 (BGBl. I S. 2378, 
2386) ausgegliederten Gesellschaft und für den Bereich der Nachfolgeunternehmen der 
Deutschen Bundespost kann von der Vorschrift über das Kalenderjahr als Urlaubsjahr (§1) 
in Tarifverträgen abgewichen werden. 

V. Verordnung über die Erfassung und Übermittlung 
von Daten für die Träger der Sozialversicherung 
(Datenerfassungs- und -Übermittlungsverordnung - DEÜV) 



§ 1 

Grundsatz 

Die Vorschriften dieser Verordnung gelten für die Meldungen auf Grund des § 28a des Vierten 
Buches Sozialgesetzbuch, des § 200 Abs. 1 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch, der §§ 190 bis 
194 und 281c des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch und des § 27 Abs. 2 des Zweiten Gesetzes 
über die Krankenversicherung der Landwirte sowie für den Beitragsnachweis nach § 28f Abs. 3 
Satz 1 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch. Die Meldungen und Beitragsnachweise für die jeweils 
beteiligten Träger der Sozialversicherung sind gemeinsam zu erstatten. 

§3 

Zu meldender Personenkreis 

Meldungen sind zu erstatten für 

1. Beschäftigte, die kranken-, pflege-, renten- oder nach dem Recht der Arbeitsförderung ver- 
sicherungspflichtig sind, 

2. Beschäftigte, für die Beitragsanteile zur Rentenversicherung oder nach dem Recht der Ar- 
beitsförderung zu zahlen sind, 

3. geringfügig Beschäftigte, 

4. Leiharbeitnehmer, 

5. Bezieher von Entgeltersatzleistungen, 

6. Wehr- und Zivildienstleistende. 

Den Beschäftigten stehen Personen gleich, für die ein anderer wie ein Arbeitgeber Beiträge auf 
Grund gesetzlicher Vorschriften zahlt. 
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§5 

Allgemeine Vorschriften 



B. Rechtsquellen, Auszüge 



(1) Meldungen sind nach den Verhältnissen des Zeitpunktes zu erstatten, auf den sich die Mel- 
dung bezieht. 

(2) Meldungen können zusammen erstattet werden, soweit diese Verordnung es zulässt. 

(3) Meldungen über Zeiträume, die sich über das Ende eines Kalenderjahres hinaus erstrecken, 
sind getrennt für jedes Kalenderjahr zu erstatten. Für gemeldete Zeiträume dürfen keine 
weiteren Meldungen erstattet werden, soweit diese Verordnung nichts anderes zulässt. 

(4) Beitragspflichtiges Arbeitsentgelt ist in vollen Beträgen zu melden. Beträge nach dem Kom- 
ma von mehr als 49 sind nach oben, von weniger als 50 nach unten auf den nächsten vollen 
Betrag zu runden. 

(5) Wurde die für eine Meldung notwendige Betriebsnummer einem Betrieb noch nicht zuge- 
teilt, hat der Arbeitgeber diese Betriebsnummer für den Betrieb des Beschäftigungsortes bei 
der zuständigen Stelle der Bundesagentur für Arbeit zu beantragen; spätere Änderungen der 
Betriebsdaten sind vom Arbeitgeber dieser Stelle unverzüglich zu melden. 

(6) Alle persönlichen Angaben für Meldungen sind amtlichen Unterlagen, die Versicherungs- 
nummer ist dem Sozialversicherungsausweis zu entnehmen. 

(7) Ist bei einer Anmeldung die Versicherungsnummer nicht bekannt, sind die für die Vergabe 
der Versicherungsnummer erforderlichen Angaben, insbesondere der vollständige Name, 
der Geburtsname, das Geburtsdatum, der Geburtsort, das Geschlecht, die Staatsangehörig- 
keit und die Anschrift aufzunehmen. 

(8) Bei erstmaliger Aufnahme einer versicherungspflichtigen Beschäftigung im Geltungs- 
bereich dieser Verordnung durch einen Angehörigen eines anderen Mitgliedstaates der 
Europäischen Union oder eines Staates, für den das Abkommen über den Europäischen 
Wirtschaftsraum gilt, sind außerdem das Geburtsland sowie die Versicherungsnummer des 
Landes der Staatsangehörigkeit einzutragen. 

(9) Der Meldepflichtige hat eine Mehrfachbeschäftigung zu melden. 

(10) Meldungen, die Angaben über Arbeitsentgelt enthalten, sind gesondert zu kennzeichnen, 
wenn der zu meldende Zeitraum Arbeitsentgelt nach den Vorschriften der Gleitzone (§ 20 
Abs. 2 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch) enthält. 

§13 

Meldungen für geringfügig Beschäftigte 

Für die Meldungen einer geringfügigen Beschäftigung nach § 8 des Vierten Buches Sozialgesetz- 
buch gelten § 5 Abs. 1 bis 3, 5 bis 7 und 9 sowie die §§ 6, 8, 8a und 12, für die Meldungen einer 

geringfügigen Beschäftigung nach § 8 Abs. 1 Nr. 1 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch außerdem 

§ 5 Abs. 4 und die §§ 9 bis 1 1 entsprechend. 



§25 

Unterrichtung des Arbeitnehmers 



(1) Der Arbeitgeber hat dem Beschäftigten mindestens einmal jährlich bis zum 30. April eines 
Jahres für alle im Vorjahr durch Datenübertragung erstatteten Meldungen eine maschinell 
erstellte Bescheinigung zu übergeben, die inhaltlich getrennt alle gemeldeten Daten wie- 
dergeben muss. Bei Auflösung des Arbeitsverhältnisses ist die Bescheinigung unverzüglich 
nach Abgabe der letzten Meldung auszustellen. 

(2) Die Bescheinigung kann auf den üblichen Lohn- und Gehaltsabrechnungen erteilt werden. 
Der Arbeitgeber hat den Inhalt der Bescheinigung wie Lohnunterlagen zu behandeln und 
bis zum Ablauf des auf die letzte Prüfung nach § 28p des Vierten Buches Sozialgesetzbuch 
folgenden Kalenderjahres aufzubewahren. 

VI. Gesetz über die Zahlung des Arbeitsentgelts an Feiertagen 
und im Krankheitsfall (Entgeltfortzahlungsgesetz - EFZG) 

§ 1 

Anwendungsbereich 

(!) Dieses Gesetz regelt die Zahlung des Arbeitsentgelts an gesetzlichen Feiertagen und die 
Fortzahlung des Arbeitsentgelts im Krankheitsfall an Arbeitnehmer sowie die wirtschaftli- 
che Sicherung im Bereich der Heimarbeit für gesetzliche Feiertage und im Krankheitsfall. 

(2) Arbeitnehmer im Sinne dieses Gesetzes sind Arbeiter und Angestellte sowie die zu ihrer 
Berufsbildung Beschäftigten. 

§2 

Entgeltzahlung an Feiertagen 

(!) Für Arbeitszeit, die infolge eines gesetzlichen Feiertages ausfällt, hat der Arbeitgeber dem 
Arbeitnehmer das Arbeitsentgelt zu zahlen, das er ohne den Arbeitsausfall erhalten hätte. 

(2) Die Arbeitszeit, die an einem gesetzlichen Feiertag gleichzeitig infolge von Kurzarbeit aus- 
fällt und für die an anderen Tagen als an gesetzlichen Feiertagen Kurzarbeitergeld geleistet 
wird, gilt als infolge eines gesetzlichen Feiertages nach Absatz 1 ausgefallen. 

(3) Arbeitnehmer, die am letzten Arbeitstag vor oder am ersten Arbeitstag nach Feiertagen unent- 
schuldigt der Arbeit fernbleiben, haben keinen Anspruch auf Bezahlung für diese Feiertage. 

§3 

Anspruch auf Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall 

(!) fWird ein Arbeitnehmer durch Arbeitsunfähigkeit infolge Krankheit an seiner Arbeitslei- 
stung verhindert, ohne dass ihn ein Verschulden trifft, so hat er Anspruch auf Entgeltfort- 
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B. Rechtsquellen, Auszüge 



Zahlung im Krankheitsfall durch den Arbeitgeber für die Zeit der Arbeitsunfähigkeit bis 
zur Dauer von sechs Wochen. 2Wird der Arbeitnehmer infolge derselben Krankheit erneut 
arbeitsunfähig, so verliert er wegen der erneuten Arbeitsunfähigkeit den Anspruch nach 
Satz 1 für einen weiteren Zeitraum von höchstens sechs Wochen nicht, wenn 

1. er vor der erneuten Arbeitsunfähigkeit mindestens sechs Monate nicht infolge derselben 
Krankheit arbeitsunfähig war oder 

2. seit Beginn der ersten Arbeitsunfähigkeit infolge derselben Krankheit eine Frist von 
zwölf Monaten abgelaufen ist. 

(2) lAls unverschuldete Arbeitsunfähigkeit im Sinne des Absatzes 1 gilt auch eine Arbeitsver- 
hinderung, die infolge einer nicht rechtswidrigen Sterilisation oder eines nicht rechtswidri- 
gen Abbruchs der Schwangerschaft eintritt. 2Dasselbe gilt für einen Abbruch der Schwan- 
gerschaft, wenn die Schwangerschaft innerhalb von zwölf Wochen nach der Empfängnis 
durch einen Arzt abgebrochen wird, die schwangere Frau den Abbruch verlangt und dem 
Arzt durch eine Bescheinigung nachgewiesen hat, dass sie sich mindestens drei Tage vor 
dem Eingriff von einer anerkannten Beratungsstelle hat beraten lassen. 

(3) Der Anspruch nach Absatz 1 entsteht nach vierwöchiger ununterbrochener Dauer des Ar- 
beitsverhältnisses. 



§4 

Höhe des fortzuzahlenden Arbeitsentgelts 

(1) Für den in § 3 Abs. 1 bezeichneten Zeitraum ist dem Arbeitnehmer das ihm bei der für ihn 
maßgebenden regelmäßigen Arbeitszeit zustehende Arbeitsentgelt fortzuzahlen. 

(la) IZum Arbeitsentgelt nach Absatz 1 gehören nicht das zusätzlich für Überstunden gezahl- 
te Arbeitsentgelt und Leistungen für Aufwendungen des Arbeitnehmers, soweit der An- 
spruch auf sie im Falle der Arbeitsfähigkeit davon abhängig ist, dass dem Arbeitnehmer 
entsprechende Aufwendungen tatsächlich entstanden sind, und dem Arbeitnehmer solche 
Aufwendungen während der Arbeitsunfähigkeit nicht entstehen. 2Erhält der Arbeitnehmer 
eine auf das Ergebnis der Arbeit abgestellte Vergütung, so ist der von dem Arbeitnehmer in 
der für ihn maßgebenden regelmäßigen Arbeitszeit erzielbare Durchschnittsverdienst der 
Berechnung zu Grunde zu legen. 

(2) Ist der Arbeitgeber für Arbeitszeit, die gleichzeitig infolge eines gesetzlichen Feiertages aus- 
gefallen ist, zur Fortzahlung des Arbeitsentgelts nach § 3 verpflichtet, bemisst sich die Höhe 
des fortzuzahlenden Arbeitsentgelts für diesen Feiertag nach § 2. 

(3) IWird in dem Betrieb verkürzt gearbeitet und würde deshalb das Arbeitsentgelt des Ar- 
beitnehmers im Falle seiner Arbeitsfähigkeit gemindert, so ist die verkürzte Arbeitszeit für 
ihre Dauer als die für den Arbeitnehmer maßgebende regelmäßige Arbeitszeit im Sinne des 
Absatzes 1 anzusehen. 2Dies gilt nicht im Falle des § 2 Abs. 2. 

(4) IDurch Tarifvertrag kann eine von den Absätzen 1, la und 3 abweichende Bemessungs- 
grundlage des fortzuzahlenden Arbeitsentgelts festgelegt werden. 2Im Geltungsbereich ei- 
nes solchen Tarifvertrages kann zwischen nichttarifgebundenen Arbeitgebern und Arbeit- 
nehmern die Anwendung der tarifvertraglichen Regelung über die Fortzahlung des Arbeits- 
entgelts im Krankheitsfalle vereinbart werden. 



§5 

Anzeige- und Nachweispflichten 

(1) IDer Arbeitnehmer ist verpflichtet, dem Arbeitgeber die Arbeitsunfähigkeit und deren vor- 
aussichtliche Dauer unverzüglich mitzuteilen. 2Dauert die Arbeitsunfähigkeit länger als drei 
Kalendertage, hat der Arbeitnehmer eine ärztliche Bescheinigung über das Bestehen der 
Arbeitsunfähigkeit sowie deren voraussichtliche Dauer spätestens an dem darauf folgenden 
Arbeitstag vorzulegen. 3Der Arbeitgeber ist berechtigt, die Vorlage der ärztlichen Beschei- 
nigung früher zu verlangen. 4Dauert die Arbeitsunfähigkeit länger als in der Bescheinigung 
angegeben, ist der Arbeitnehmer verpflichtet, eine neue ärztliche Bescheinigung vorzule- 
gen. 5fst der Arbeitnehmer Mitglied einer gesetzlichen Krankenkasse, muss die ärztliche 
Bescheinigung einen Vermerk des behandelnden Arztes darüber enthalten, dass der Kran- 
kenkasse unverzüglich eine Bescheinigung über die Arbeitsunfähigkeit mit Angaben über 
den Befund und die voraussichtliche Dauer der Arbeitsunfähigkeit übersandt wird. 

(2) IHält sich der Arbeitnehmer bei Beginn der Arbeitsunfähigkeit im Ausland auf so ist er 
verpflichtet, dem Arbeitgeber die Arbeitsunfähigkeit, deren voraussichtliche Dauer und die 
Adresse am Aufenthaltsort in der schnellstmöglichen Art der Übermittlung mitzuteilen. 
2Die durch die Mitteilung entstehenden Kosten hat der Arbeitgeber zu tragen. 3Darüber 
hinaus ist der Arbeitnehmer, wenn er Mitglied einer gesetzlichen Krankenkasse ist, ver- 
pflichtet, auch dieser die Arbeitsunfähigkeit und deren voraussichtliche Dauer unverzüglich 
anzuzeigen. 4Dauert die Arbeitsunfähigkeit länger als angezeigt, so ist der Arbeitnehmer 
verpflichtet, der gesetzlichen Krankenkasse die voraussichtliche Fortdauer der Arbeitsun- 
fähigkeit mitzuteilen. 5Die gesetzlichen Krankenkassen können festlegen, dass der Arbeit- 
nehmer Anzeige- und Mitteilungspflichten nach den Sätzen 3 und 4 auch gegenüber einem 
ausländischen Sozialversicherungsträger erfüllen kann. öAbsatz f Satz 5 gilt nicht. 7Kehrt 
ein arbeitsunfähig erkrankter Arbeitnehmer in das Inland zurück, so ist er verpflichtet, dem 
Arbeitgeber und der Krankenkasse seine Rückkehr unverzüglich anzuzeigen. 

§7 

Leistungsverweigerungsrecht des Arbeitgebers 

(!) Der Arbeitgeber ist berechtigt, die Fortzahlung des Arbeitsentgelts zu verweigern, 

f. solange der Arbeitnehmer die von ihm nach § 5 Abs. f vorzulegende ärztliche Beschei- 
nigung nicht vorlegt oder den ihm nach § 5 Abs. 2 obliegenden Verpflichtungen nicht 
nachkommt; 

2. wenn der Arbeitnehmer den Übergang eines Schadensersatzanspruchs gegen einen 
Dritten auf den Arbeitgeber (§ 6) verhindert. 

(2) Absatz f gilt nicht, wenn der Arbeitnehmer die Verletzung dieser ihm obliegenden Ver- 
pflichtungen nicht zu vertreten hat. 
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§9 

Maßnahmen der medizinischen Vorsorge und Rehabilitation 




(1) IDie Vorschriften der §§ 3 bis 4a und 6 bis 8 gelten entsprechend für die Arbeitsverhinde- 
rung infolge einer Maßnahme der medizinischen Vorsorge oder Rehabilitation, die ein Trä- 
ger der gesetzlichen Renten-, Kranken- oder Unfallversicherung, eine Verwaltungsbehörde 
der Kriegsopferversorgung oder ein sonstiger Sozialleistungsträger bewilligt hat und die in 
einer Einrichtung der medizinischen Vorsorge oder Rehabilitation durchgeführt wird. 2Ist 
der Arbeitnehmer nicht Mitglied einer gesetzlichen Krankenkasse oder nicht in der gesetz- 
lichen Rentenversicherung versichert, gelten die §§ 3 bis 4a und 6 bis 8 entsprechend, wenn 
eine Maßnahme der medizinischen Vorsorge oder Rehabilitation ärztlich verordnet worden 
ist und in einer Einrichtung der medizinischen Vorsorge oder Rehabilitation oder einer ver- 
gleichbaren Einrichtung durchgeführt wird. 

(2) Der Arbeitnehmer ist verpflichtet, dem Arbeitgeber den Zeitpunkt des Antritts der Maß- 
nahme, die voraussichtliche Dauer und die Verlängerung der Maßnahme im Sinne des Ab- 
satzes 1 unverzüglich mitzuteilen und ihm 

a) eine Bescheinigung über die Bewilligung der Maßnahme durch einen Sozialleistungs- 
träger nach Absatz 1 Satz 1 oder 

b) eine ärztliche Bescheinigung über die Erforderlichkeit der Maßnahme im Sinne des Ab- 
satzes 1 Satz 2 

unverzüglich vorzulegen. 
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§12 

Unabdingbarkeit 

Abgesehen von § 4 Abs. 4 kann von den Vorschriften dieses Gesetzes nicht zu Ungunsten des 
Arbeitnehmers oder der nach § 10 berechtigten Personen abgewichen werden. 

VII. Einkommensteuergesetz (EStG) 

§40a 

Pauschalierung der Lohnsteuer für Teilzeitbeschäftigte 
und geringfügig Beschäftigte 

(1) IDer Arbeitgeber kann unter Verzicht auf die Vorlage einer Lohnsteuerkarte bei Arbeitneh- 
mern, die nur kurzfristig beschäftigt werden, die Lohnsteuer mit einem Pauschsteuersatz von 
25 Prozent des Arbeitslohns erheben. 2Eine kurzfristige Beschäftigung liegt vor, wenn der 
Arbeitnehmer bei dem Arbeitgeber gelegentlich, nicht regelmäßig wiederkehrend beschäftigt 
wird, die Dauer der Beschäftigung 18 zusammenhängende Arbeitstage nicht übersteigt und 

1. der Arbeitslohn während der Beschäftigungsdauer 62 Euro durchschnittlich je Arbeits- 
tag nicht übersteigt oder 

2. die Beschäftigung zu einem unvorhersehbaren Zeitpunkt sofort erforderlich wird. 
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(2) Der Arbeitgeber kann unter Verzicht auf die Vorlage einer Lohnsteuerkarte die Lohnsteuer 
einschließlich Solidaritätszuschlag und Kirchensteuern (einheitliche Pauschsteuer) für das 
Arbeitsentgelt aus geringfügigen Beschäftigungen im Sinne des § 8 Abs. 1 Nr. 1 oder des § 8a 
des Vierten Buches Sozialgesetzbuch, für das er Beiträge nach § 168 Abs. 1 Nr. Ib oder Ic 
(geringfügig versicherungspflichtig Beschäftigte) oder nach § 172 Abs. 3 oder 3a (versiche- 
rungsfrei geringfügig Beschäftigte) des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch zu entrichten hat, 
mit einem einheitlichen Pauschsteuersatz in Höhe von insgesamt 2 Prozent des Arbeitsent- 
gelts erheben. 

(2a) Hat der Arbeitgeber in den Fällen des Absatzes 2 keine Beiträge nach § 168 Abs. 1 Nr. Ib 
oder Ic oder nach § 172 Abs. 3 oder 3a des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch zu entrichten, 
kann er unter Verzicht auf die Vorlage einer Lohnsteuerkarte die Lohnsteuer mit einem 
Pauschsteuersatz in Höhe von 20 Prozent des Arbeitsentgelts erheben. 

(3) 1 Abweichend von den Absätzen 1 und 2a kann der Arbeitgeber unter Verzicht auf die Vor- 
lage einer Lohnsteuerkarte bei Aushilfskräften, die in Betrieben der Land- und Forstwirt- 
schaft im Sinne des § 13 Abs. 1 Nr. 1 bis 4 ausschließlich mit typisch land- oder forstwirt- 
schaftlichen Arbeiten beschäftigt werden, die Lohnsteuer mit einem Pauschsteuersatz von 5 
Prozent des Arbeitslohns erheben. 2Aushilfskräfte im Sinne dieser Vorschrift sind Personen, 
die für die Ausführung und für die Dauer von Arbeiten, die nicht ganzjährig anfallen, be- 
schäftigt werden; eine Beschäftigung mit anderen land- und forstwirtschaftlichen Arbeiten 
ist unschädlich, wenn deren Dauer 25 Prozent der Gesamtbeschäftigungsdauer nicht über- 
schreitet. 3Aushilfskräfte sind nicht Arbeitnehmer, die zu den land- und forstwirtschaft- 
lichen Fachkräften gehören oder die der Arbeitgeber mehr als 180 Tage im Kalenderjahr 
beschäftigt. 

(4) Die Pauschalierungen nach den Absätzen 1 und 3 sind unzulässig 

1. bei Arbeitnehmern, deren Arbeitslohn während der Beschäftigungsdauer durchschnitt- 
lich je Arbeitsstunde 12 Euro übersteigt, 

2. bei Arbeitnehmern, die für eine andere Beschäftigung von demselben Arbeitgeber Arbeits- 
lohn beziehen, der nach den §§ 39b bis 39d dem Lohnsteuerabzug unterworfen wird. 

(5) Auf die Pauschalierungen nach den Absätzen 1 bis 3 ist § 40 Abs. 3 anzuwenden. 

(6) IFür die Erhebung der einheitlichen Pauschsteuer nach Absatz 2 ist die Deutsche Renten- 
versicherung Knappschaft-Bahn-See/Verwaltungsstelle Cottbus zuständig. 2Die Regelungen 
zum Steuerabzug vom Arbeitslohn sind entsprechend anzuwenden. 3Für die Anmeldung, 
Abführung und Vollstreckung der einheitlichen Pauschsteuer gelten dabei die Regelungen 
für die Beiträge nach § 168 Abs. 1 Nr. Ib oder Ic oder nach § 172 Abs. 3 oder 3a des Sech- 
sten Buches Sozialgesetzbuch.4Die Deutsche Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See/ 
Verwaltungsstelle Cottbus hat die einheitliche Pauschsteuer auf die erhebungsberechtigten 
Körperschaften aufzuteilen; dabei entfallen aus Vereinfachungsgründen 90 Prozent der ein- 
heitlichen Pauschsteuer auf die Lohnsteuer, 5 Prozent auf den Solidaritätszuschlag und 5 
Prozent auf die Kirchensteuern. 5Die erhebungsberechtigten Kirchen haben sich auf eine 
Aufteilung des Kirchensteueranteils zu verständigen und diesen der Deutschen Rentenver- 
sicherung Knappschaft-Bahn-See/Verwaltungsstelle Cottbus mitzuteilen. 6Die Deutsche 
Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See/Verwaltungsstelle Cottbus ist berechtigt, die 
einheitliche Pauschsteuer nach Absatz 2 zusammen mit den Sozialversicherungsbeiträgen 
beim Arbeitgeber einzuziehen. 
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B. 



Rechtsquellen, Auszüge 




§41 

Aufzeichnungspflichten beim Lohnsteuerabzug 

(1) IDer Arbeitgeber hat am Ort der Betriebsstätte (Absatz 2) für jeden Arbeitnehmer und 
jedes Kalenderjahr ein Lohnkonto zu führen. 2In das Lohnkonto sind die für den Lohnsteu- 
erabzug und die Lohnsteuerzerlegung erforderlichen Merkmale aus der Lohnsteuerkarte 
oder aus einer entsprechenden Bescheinigung zu übernehmen. 3Bei jeder Lohnzahlung für 
das Kalenderjahr, für das das Lohnkonto gilt, sind im Lohnkonto die Art und Höhe des 
gezahlten Arbeitslohns einschließlich der steuerfreien Bezüge sowie die einbehaltene oder 
übernommene Lohnsteuer einzutragen; an die Stelle der Lohnzahlung tritt in den Fällen des 
§ 39b Abs. 5 Satz 1 die Lohnabrechnung. 4Ist die einbehaltene oder übernommene Lohn- 
steuer unter Berücksichtigung der Vorsorgepauschale nach § 10c Abs. 3 ermittelt worden, 
so ist dies durch die Eintragung des Großbuchstabens B zu vermerken. SFerner sind das 
Kurzarbeitergeld, das Schlechtwettergeld, das Winterausfallgeld, der Zuschuss zum Mutter- 
schaftsgeld nach dem Mutterschutzgesetz, der Zuschuss nach § 4a Mutterschutzverordnung 
oder einer entsprechenden Landesregelung, die Entschädigungen für Verdienstausfall nach 
dem Infektionsschutzgesetz vom 20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045) sowie die nach § 3 Nr. 28 
steuerfreien Aufstockungsbeträge oder Zuschläge einzutragen, ölst während der Dauer des 
Dienstverhältnisses in anderen Fällen als in denen des Satzes 5 der Anspruch auf Arbeits- 
lohn für mindestens fünf aufeinander folgende Arbeitstage im Wesentlichen weggefallen, so 
ist dies jeweils durch Eintragung des Großbuchstabens U zu vermerken. 7Hat der Arbeitge- 
ber die Lohnsteuer von einem sonstigen Bezug im ersten Dienstverhältnis berechnet und ist 
dabei der Arbeitslohn aus früheren Dienstverhältnissen des Kalenderjahres außer Betracht 
geblieben, so ist dies durch Eintragung des Großbuchstabens S zu vermerken. 8Die Bundes- 
regierung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates vor- 
zuschreiben, welche Einzelangaben im Lohnkonto aufzuzeichnen sind. 9Dabei können für 
Arbeitnehmer mit geringem Arbeitslohn und für die Fälle der §§ 40 bis 40b Aufzeichnungs- 
erleichterungen sowie für steuerfreie Bezüge Aufzeichnungen außerhalb des Lohnkontos 
zugelassen werden. lODie Lohnkonten sind bis zum Ablauf des sechsten Kalenderjahrs, das 
auf die zuletzt eingetragene Lohnzahlung folgt, aufzubewahren. 

(2) IBetriebsstätte ist der Betrieb oder Teil des Betriebs des Arbeitgebers, in dem der für die 
Durchführung des Lohnsteuerabzugs maßgebende Arbeitslohn ermittelt wird. 2Wird der 
maßgebende Arbeitslohn nicht in dem Betrieb oder einem Teil des Betriebs des Arbeitge- 
bers oder nicht im Inland ermittelt, so gilt als Betriebsstätte der Mittelpunkt der geschäft- 
lichen Leitung des Arbeitgebers im Inland; im Fall des § 38 Abs. 1 Nr. 2 gilt als Betriebs- 
stätte der Ort im Inland, an dem die Arbeitsleistung ganz oder vorwiegend stattftndet. 3Als 
Betriebsstätte gilt auch der inländische Heimathafen deutscher Handelsschiffe, wenn die 
Reederei im Inland keine Niederlassung hat. 
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Gesetz zum Schutze der arbeitenden Jugend 
(Jugendarbeitsschutzgesetz - JArbSchG) 



6 



§2 

Kind, Jugendlicher 

(1) Kind im Sinne dieses Gesetzes ist, wer noch nicht 15 Jahre alt ist. 

(2) Jugendlicher im Sinne dieses Gesetzes ist, wer 15, aber noch nicht 18 Jahre alt ist. 

(3) Auf Jugendliche, die der Vollzeitschulpflicht unterliegen, finden die für Kinder geltenden 
Vorschriften Anwendung. 



§3 

Arbeitgeber 

Arbeitgeber im Sinne dieses Gesetzes ist, wer ein Kind oder einen Jugendlichen gemäß § 1 be- 
schäftigt. 



§4 

Arbeitszeit 

( 1 ) Tägliche Arbeitszeit ist die Zeit vom Beginn bis zum Ende der täglichen Beschäftigung ohne 
die Ruhepausen (§ 11). 

(2) Schichtzeit ist die tägliche Arbeitszeit unter Hinzurechnung der Ruhepausen (§ 11). 

(3) Ilm Bergbau unter Tage gilt die Schichtzeit als Arbeitszeit. 2Sie wird gerechnet vom Betre- 
ten des Förderkorbes bei der Einfahrt bis zum Verlassen des Förderkorbes bei der Ausfahrt 
oder vom Eintritt des einzelnen Beschäftigten in das Stollenmundloch bis zu seinem Wie- 
deraustritt. 

(4) IFür die Berechnung der wöchentlichen Arbeitszeit ist als Woche die Zeit von Montag bis 
einschließlich Sonntag zu Grunde zu legen. 2Die Arbeitszeit, die an einem Werktag infolge 
eines gesetzlichen Feiertags ausfällt, wird auf die wöchentliche Arbeitszeit angerechnet. 

(5) Wird ein Kind oder ein Jugendlicher von mehreren Arbeitgebern beschäftigt, so werden die 
Arbeits- und Schichtzeiten sowie die Arbeitstage zusammengerechnet. 

§5 

Verbot der Beschäftigung von Kindern 

(1) Die Beschäftigung von Kindern (§ 2 Abs. 1) ist verboten. 

(2) IDas Verbot des Absatzes 1 gilt nicht für die Beschäftigung von Kindern 

1. zum Zwecke der Beschäftigungs- und Arbeitstherapie, 

2. im Rahmen des Betriebspraktikums während der Vollzeitschulpflicht, 
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3. in Erfüllung einer richterlichen Weisung. 

2Auf die Beschäftigung ftnden § 7 Satz 1 Nr. 2 und die §§ 9 bis 46 entsprechende Anwen- 
dung. 

(3) IDas Verbot des Absatzes 1 gilt ferner nicht für die Beschäftigung von Kindern über 13 Jah- 
re mit Einwilligung des Personensorgeberechtigten, soweit die Beschäftigung leicht und für 
Kinder geeignet ist. 2Die Beschäftigung ist leicht, wenn sie auf Grund ihrer Beschaffenheit 
und der besonderen Bedingungen, unter denen sie ausgeführt wird, 

1. die Sicherheit, Gesundheit und Entwicklung der Kinder, 

2. ihren Schulbesuch, ihre Beteiligung an Maßnahmen zur Berufswahlvorbereitung oder 
Berufsausbildung, die von der zuständigen Stelle anerkannt sind, und 

3. ihre Fähigkeit, dem Unterricht mit Nutzen zu folgen, 

nicht nachteilig beeinflusst. 3Die Kinder dürfen nicht mehr als zwei Stunden täglich, in 
landwirtschaftlichen Familienbetrieben nicht mehr als drei Stunden täglich, nicht zwischen 
18 und 8 Uhr, nicht vor dem Schulunterricht und nicht während des Schulunterrichts be- 
schäftigt werden. 4Auf die Beschäftigung ftnden die §§ 15 bis 31 entsprechende Anwen- 
dung. 

(4) IDas Verbot des Absatzes 1 gilt ferner nicht für die Beschäftigung von Jugendlichen (§ 2 
Abs. 3) während der Schulferien für höchstens vier Wochen im Kalenderjahr. 2Auf die Be- 
schäftigung ftnden die §§ 8 bis 31 entsprechende Anwendung. 

(4a) Die Bundesregierung hat durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates die 
Beschäftigung nach Absatz 3 näher zu bestimmen. 

(4b) Der Arbeitgeber unterrichtet die Personensorgeberechtigten der von ihm beschäftigten 
Kinder über mögliche Gefahren sowie über alle zu ihrer Sicherheit und ihrem Gesundheits- 
schutz getroffenen Maßnahmen. 

(5) Für Veranstaltungen kann die Aufsichtsbehörde Ausnahmen gemäß § 6 bewilligen. 

§8 

Dauer der Arbeitszeit 

(1) Jugendliche dürfen nicht mehr als acht Stunden täglich und nicht mehr als 40 Stunden wö- 
chentlich beschäftigt werden. 

(2) IWenn in Verbindung mit Feiertagen an Werktagen nicht gearbeitet wird, damit die Be- 
schäftigten eine längere zusammenhängende Freizeit haben, so darf die ausfallende Arbeits- 
zeit auf die Werktage von fünf zusammenhängenden, die Ausfalltage einschließenden Wo- 
chen nur dergestalt verteilt werden, dass die Wochenarbeitszeit im Durchschnitt dieser fünf 
Wochen 40 Stunden nicht überschreitet. 2Die tägliche Arbeitszeit darf hierbei achteinhalb 
Stunden nicht überschreiten. 

(2a) Wenn an einzelnen Werktagen die Arbeitszeit auf weniger als acht Stunden verkürzt ist, 
können Jugendliche an den übrigen Werktagen derselben Woche achteinhalb Stunden be- 
schäftigt werden. 

(3) In der Landwirtschaft dürfen Jugendliche über 16 Jahre während der Erntezeit nicht mehr 
als neun Stunden täglich und nicht mehr als 85 Stunden in der Doppelwoche beschäftigt 
werden. 



IX. Kündigungsschutzgesetz (KSchG) 



§1 

Sozial ungerechtfertigte Kündigungen 

(1) Die Kündigung des Arbeitsverhältnisses gegenüber einem Arbeitnehmer, dessen Arbeits- 
verhältnis in demselben Betrieb oder Unternehmen ohne Unterbrechung länger als sechs 
Monate bestanden hat, ist rechtsunwirksam, wenn sie sozial ungerechtfertigt ist. 

(2) 1 Sozial ungerechtfertigt ist die Kündigung, wenn sie nicht durch Gründe, die in der Person 
oder in dem Verhalten des Arbeitnehmers liegen, oder durch dringende betriebliche Erfor- 
dernisse, die einer Weiterbeschäftigung des Arbeitnehmers in diesem Betrieb entgegenste- 
hen, bedingt ist. 2Die Kündigung ist auch sozial ungerechtfertigt, wenn 

1. in Betrieben des privaten Rechts 

a) die Kündigung gegen eine Richtlinie nach § 95 des Betriebsverfassungsgesetzes ver- 

stößt, 

b) der Arbeitnehmer an einem anderen Arbeitsplatz in demselben Betrieb oder in einem 

anderen Betrieb des Unternehmens weiterbeschäftigt werden kann und der Betriebs- 
rat oder eine andere nach dem Betriebsverfassungsgesetz insoweit zuständige Vertre- 
tung der Arbeitnehmer aus einem dieser Gründe der Kündigung innerhalb der Frist 
des § 102 Abs. 2 Satz 1 des Betriebsverfassungsgesetzes schriftlich widersprochen 
hat, 

2. in Betrieben und Verwaltungen des öffentlichen Rechts 

a) die Kündigung gegen eine Richtlinie über die personelle Auswahl bei Kündigungen 
verstößt, 

b) der Arbeitnehmer an einem anderen Arbeitsplatz in derselben Dienststelle oder in ei- 

ner anderen Dienststelle desselben Verwaltungszweiges an demselben Dienstort ein- 
schließlich seines Einzugsgebietes weiterbeschäftigt werden kann und die zuständige 
Personalvertretung aus einem dieser Gründe fristgerecht gegen die Kündigung Ein- 
wendungen erhoben hat, es sei denn, dass die Stufenvertretung in der Verhandlung 
mit der übergeordneten Dienststelle die Einwendungen nicht aufrechterhalten hat. 

3Satz 2 gilt entsprechend, wenn die Weiterbeschäftigung des Arbeitnehmers nach zumut- 
baren Umschulungs- oder Fortbildungsmaßnahmen oder eine Weiterbeschäftigung des Ar- 
beitnehmers unter geänderten Arbeitsbedingungen möglich ist und der Arbeitnehmer sein 
Einverständnis hiermit erklärt hat. 4Der Arbeitgeber hat die Tatsachen zu beweisen, die die 
Kündigung bedingen. 

(3) llst einem Arbeitnehmer aus dringenden betrieblichen Erfordernissen im Sinne des Absat- 
zes 2 gekündigt worden, so ist die Kündigung trotzdem sozial ungerechtfertigt, wenn der 
Arbeitgeber bei der Auswahl des Arbeitnehmers die Dauer der Betriebszugehörigkeit, das 
Lebensalter, die Unterhaltspflichten und die Schwerbehinderung des Arbeitnehmers nicht 
oder nicht ausreichend berücksichtigt hat; auf Verlangen des Arbeitnehmers hat der Arbeit- 
geber dem Arbeitnehmer die Gründe anzugeben, die zu der getroffenen sozialen Auswahl 
geführt haben. 2In die soziale Auswahl nach Satz 1 sind Arbeitnehmer nicht einzubeziehen, 
deren Weiterbeschäftigung, insbesondere wegen ihrer Kenntnisse, Fähigkeiten und Leistun- 



216 



B. 



Rechtsquellen, Auszüge 




gen oder zur Sicherung einer ausgewogenen Personalstruktur des Betriebes, im berechtig- 
ten betrieblichen Interesse liegt. 3Der Arbeitnehmer hat die Tatsachen zu beweisen, die die 
Kündigung als sozial ungerechtfertigt im Sinne des Satzes 1 erscheinen lassen. 

(4) Ist in einem Tarifvertrag, in einer Betriebsvereinbarung nach § 95 des Betriebsverfassungs- 
gesetzes oder in einer entsprechenden Richtlinie nach den Personalvertretungsgesetzen 
festgelegt, wie die sozialen Gesichtspunkte nach Absatz 3 Satz 1 im Verhältnis zueinander 
zu bewerten sind, so kann die Bewertung nur auf grobe Fehlerhaftigkeit überprüft werden. 

(5) ISind bei einer Kündigung auf Grund einer Betriebsänderung nach § 111 des Betriebsver- 
fassungsgesetzes die Arbeitnehmer, denen gekündigt werden soll, in einem Interessenaus- 
gleich zwischen Arbeitgeber und Betriebsrat namentlich bezeichnet, so wird vermutet, dass 
die Kündigung durch dringende betriebliche Erfordernisse im Sinne des Absatzes 2 bedingt 
ist. 2Die soziale Auswahl der Arbeitnehmer kann nur auf grobe Fehlerhaftigkeit überprüft 
werden. 3Die Sätze 1 und 2 gelten nicht, soweit sich die Sachlage nach Zustandekommen des 
Interessenausgleichs wesentlich geändert hat. 4Der Interessenausgleich nach Satz 1 ersetzt 
die Stellungnahme des Betriebsrates nach § 17 Abs. 3 Satz 2. 
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§23 

Geltungsbereich 

(1) IDie Vorschriften des Ersten und Zweiten Abschnitts gelten für Betriebe und Verwaltungen 
des privaten und des öffentlichen Rechts, vorbehaltlich der Vorschriften des § 24 für die 
Seeschifffahrts-, Binnenschifffahrts- und Luftverkehrsbetriebe. 2Die Vorschriften des ersten 
Abschnitts gelten mit Ausnahme der §§ 4 bis 7 und des § 13 Abs. 1 Satz 1 und 2 nicht für 
Betriebe und Verwaltungen, in denen in der Regel fünf oder weniger Arbeitnehmer aus- 
schließlich der zu ihrer Berufsbildung Beschäftigten beschäftigt werden. 3In Betrieben und 
Verwaltungen, in denen in der Regel zehn oder weniger Arbeitnehmer ausschließlich der 
zu ihrer Berufsbildung Beschäftigten beschäftigt werden, gelten die Vorschriften des Ersten 
Abschnitts mit Ausnahme der §§ 4 bis 7 und des § 13 Abs. 1 Satz 1 und 2 nicht für Arbeit- 
nehmer, deren Arbeitsverhältnis nach dem 31. Dezember 2003 begonnen hat; diese Ar- 
beitnehmer sind bei der Feststellung der Zahl der beschäftigten Arbeitnehmer nach Satz 2 
bis zur Beschäftigung von in der Regel zehn Arbeitnehmern nicht zu berücksichtigen. 4Bei 
der Feststellung der Zahl der beschäftigten Arbeitnehmer nach den Sätzen 2 und 3 sind teil- 
zeitbeschäftigte Arbeitnehmer mit einer regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit von nicht 
mehr als 20 Stunden mit 0,5 und nicht mehr als 30 Stunden mit 0,75 zu berücksichtigen. 

(2) IDie Vorschriften des Dritten Abschnitts gelten für Betriebe und Verwaltungen des privaten 
Rechts sowie für Betriebe, die von einer öffentlichen Verwaltung geführt werden, soweit sie 
wirtschaftliche Zwecke verfolgen. 2Sie gelten nicht für Seeschiffe und ihre Besatzung. 



217 



X. 



Gesetz zum Schutze der erwerbstätigen Mutter 
(Mutterschutzgesetz - MuSchG) 



§3 

Beschäftigungsverbote für werdende Mütter 

(1) Werdende Mütter dürfen nicht beschäftigt werden, soweit nach ärztlichem Zeugnis Leben 
oder Gesundheit von Mutter oder Kind bei Fortdauer der Beschäftigung gefährdet ist. 

(2) Werdende Mütter dürfen in den letzten sechs Wochen vor der Entbindung nicht beschäftigt 
werden, es sei denn, dass sie sich zur Arbeitsleistung ausdrücklich bereit erklären; die Erklä- 
rung kann jederzeit widerrufen werden. 

§4 

Weitere Beschäftigungsverbote 

( 1 ) Werdende Mütter dürfen nicht mit schweren körperlichen Arbeiten und nicht mit Arbeiten 
beschäftigt werden, bei denen sie schädlichen Einwirkungen von gesundheitsgefährdenden 
Stoffen oder Strahlen, von Staub, Gasen oder Dämpfen, von Hitze, Kälte oder Nässe, von 
Erschütterungen oder Lärm ausgesetzt sind. 

(2) Werdende Mütter dürfen insbesondere nicht beschäftigt werden 

1. mit Arbeiten, bei denen regelmäßig Lasten von mehr als fünf Kilogramm Gewicht oder 
gelegentlich Lasten von mehr als zehn Kilogramm Gewicht ohne mechanische Hilfsmit- 
tel von Hand gehoben, bewegt oder befördert werden. Sollen größere Lasten mit me- 
chanischen Hilfsmitteln von Hand gehoben, bewegt oder befördert werden, so darf die 
körperliche Beanspruchung der werdenden Mutter nicht größer sein als bei Arbeiten 
nach Satz 1, 

2. nach Ablauf des fünften Monats der Schwangerschaft mit Arbeiten, bei denen sie ständig 
stehen müssen, soweit diese Beschäftigung täglich vier Stunden überschreitet, 

3. mit Arbeiten, bei denen sie sich häufig erheblich strecken oder beugen oder bei denen 
sie dauernd hocken oder sich gebückt halten müssen, 

4. mit der Bedienung von Geräten und Maschinen aller Art mit hoher Fußbeanspruchung, 
insbesondere von solchen mit Fußantrieb, 

5. mit dem Schälen von Holz, 

6. mit Arbeiten, bei denen sie infolge ihrer Schwangerschaft in besonderem Maße der Ge- 
fahr, an einer Berufskrankheit zu erkranken, ausgesetzt sind oder bei denen durch das 
Risiko der Entstehung einer Berufskrankheit eine erhöhte Gefährdung für die werdende 
Mutter oder eine Gefahr für die Leibesfrucht besteht, 

7. nach Ablauf des dritten Monats der Schwangerschaft auf Beförderungsmitteln, 

8. mit Arbeiten, bei denen sie erhöhten Unfallgefahren, insbesondere der Gefahr auszu- 
gleiten, zu fallen oder abzustürzen, ausgesetzt sind. 
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(3) IDie Beschäftigung von werdenden Müttern mit 

1. Akkordarbeit und sonstigen Arbeiten, bei denen durch ein gesteigertes Arbeitstempo 
ein höheres Entgelt erzielt werden kann, 

2. Fließarbeit mit vorgeschriebenem Arbeitstempo 

ist verboten. 2Die Aufsichtsbehörde kann Ausnahmen bewilligen, wenn die Art der Ar- 
beit und das Arbeitstempo eine Beeinträchtigung der Gesundheit von Mutter oder Kind 
nicht befürchten lassen. 3Die Aufsichtsbehörde kann die Beschäftigung für alle werdenden 
Mütter eines Betriebes oder einer Betriebsabteilung bewilligen, wenn die Voraussetzungen 
des Satzes 2 für alle im Betrieb oder in der Betriebsabteilung beschäftigten Frauen gegeben 
sind. 

(4) Die Bundesregierung wird ermächtigt, zur Vermeidung von Gesundheitsgefährdungen der 
werdenden oder stillenden Mütter und ihrer Kinder durch Rechtsverordnung mit Zustim- 
mung des Bundesrates 

1. Arbeiten zu bestimmen, die unter die Beschäftigungsverbote der Absätze 1 und 2 fal- 
len, 

2. weitere Beschäftigungsverbote für werdende und stillende Mütter vor und nach der Ent- 
bindung zu erlassen. 

(5) IDie Aufsichtsbehörde kann in Einzelfällen bestimmen, ob eine Arbeit unter die Beschäf- 
tigungsverbote der Absätze 1 bis 3 oder einer von der Bundesregierung gemäß Absatz 4 
erlassenen Verordnung fällt. 2Sie kann in Einzelfällen die Beschäftigung mit bestimmten 
anderen Arbeiten verbieten. 
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§5 

Mitteilungspflicht, ärztliches Zeugnis 

(1) rWerdende Mütter sollen dem Arbeitgeber ihre Schwangerschaft und den mutmaßlichen 
Tag der Entbindung mitteilen, sobald ihnen ihr Zustand bekannt ist. 2Auf Verlangen des 
Arbeitgebers sollen sie das Zeugnis eines Arztes oder einer Hebamme vorlegen. 3Der Ar- 
beitgeber hat die Aufsichtsbehörde unverzüglich von der Mitteilung der werdenden Mutter 
zu benachrichtigen. 4Er darf die Mitteilung der werdenden Mutter Dritten nicht unbefugt 
bekannt geben. 

(2) IFür die Berechnung der in § 3 Abs. 2 bezeichneten Zeiträume vor der Entbindung ist das 
Zeugnis eines Arztes oder einer Hebamme maßgebend; das Zeugnis soll den mutmaßlichen 
Tag der Entbindung angeben. 2Irrt sich der Arzt oder die Hebamme über den Zeitpunkt der 
Entbindung, so verkürzt oder verlängert sich diese Frist entsprechend. 

(3) Die Kosten für die Zeugnisse nach den Absätzen 1 und 2 trägt der Arbeitgeber. 

§6 

Beschäftigungsverbote nach der Entbindung 

( 1) 1 Mütter dürfen bis zum Ablauf von acht Wochen, bei Früh- und Mehrlingsgeburten bis zum 

Ablauf von zwölf Wochen nach der Entbindung nicht beschäftigt werden. 2Bei Frühgebur- 
ten und sonstigen vorzeitigen Entbindungen verlängern sich die Fristen nach Satz 1 zusätz- 
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lieh um den Zeitraum der Schutzfrist nach § 3 Abs. 2, der nicht in Anspruch genommen 
werden konnte. 3Beim Tod ihres Kindes kann die Mutter auf ihr ausdrückliches Verlangen 
ausnahmsweise schon vor Ablauf dieser Fristen, aber noch nicht in den ersten zwei Wochen 
nach der Entbindung, wieder beschäftigt werden, wenn nach ärztlichem Zeugnis nichts da- 
gegen spricht. 4Sie kann ihre Erklärung jederzeit widerrufen. 

(2) Frauen, die in den ersten Monaten nach der Entbindung nach ärztlichem Zeugnis nicht 
voll leistungsfähig sind, dürfen nicht zu einer ihre Leistungsfähigkeit übersteigenden Arbeit 
herangezogen werden. 

(3) IStillende Mütter dürfen mit den in § 4 Abs. 1, 2 Nr. 1, 3, 4, 5, 6 und 8 sowie Abs. 3 Satz 1 
genannten Arbeiten nicht beschäftigt werden. 2Die Vorschriften des § 4 Abs. 3 Satz 2 und 3 
sowie Abs. 5 gelten entsprechend. 

§9 

Kündigungsverbot 

(1) IDie Kündigung gegenüber einer Frau während der Schwangerschaft und bis zum Ablauf 

von vier Monaten nach der Entbindung ist unzulässig, wenn dem Arbeitgeber zur Zeit der 
Kündigung die Schwangerschaft oder Entbindung bekannt war oder innerhalb zweier Wo- 
chen nach Zugang der Kündigung mitgeteilt wird; das Überschreiten dieser Frist ist un- 
schädlich, wenn es auf einem von der Frau nicht zu vertretenden Grund beruht und die 
Mitteilung unverzüglich nachgeholt wird. 2Die Vorschrift des Satzes 1 gilt für Frauen, die 
den in Heimarbeit Beschäftigten gleichgestellt sind, nur, wenn sich die Gleichstellung auch 
auf den Neunten Abschnitt - Kündigung - des Heimarbeitsgesetzes vom 14. März 

1951 (BGBl. IS. 191) erstreckt. 

(2) Kündigt eine schwangere Frau, gilt § 5 Abs. 1 Satz 3 entsprechend. 

(3) IDie für den Arbeitsschutz zuständige oberste Landesbehörde oder die von ihr bestimm- 
te Stelle kann in besonderen Fällen, die nicht mit dem Zustand einer Frau während der 
Schwangerschaft oder ihrer Lage bis zum Ablauf von vier Monaten nach der Entbindung in 
Zusammenhang stehen, ausnahmsweise die Kündigung für zulässig erklären. 2Die Kündi- 
gung bedarf der schriftlichen Form, und sie muss den zulässigen Kündigungsgrund ange- 
ben. 

(4) In Heimarbeit Beschäftigte und ihnen Gleichgestellte dürfen während der Schwangerschaft 
und bis zum Ablauf von vier Monaten nach der Entbindung nicht gegen ihren Willen bei der 
Ausgabe von Heimarbeit ausgeschlossen werden; die Vorschriften der §§ 3, 4, 6 und 8 Abs. 5 
bleiben unberührt. 

§ 11 

Arbeitsentgelt bei Beschäftigungsverboten 

(1) IDen unter den Geltungsbereich des § 1 fallenden Frauen ist, soweit sie nicht Mutterschafts- 
geld nach den Vorschriften der Reichsversicherungsordnung beziehen können, vom Ar- 
beitgeber mindestens der Durchschnittsverdienst der letzten 13 Wochen oder der letzten 
drei Monate vor Beginn des Monats, in dem die Schwangerschaft eingetreten ist, weiter 
zu gewähren, wenn sie wegen eines Beschäftigungsverbots nach § 3 Abs. 1, §§ 4, 6 Abs. 2 
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oder 3 oder wegen des Mehr-, Nacht- oder Sonntagsarbeitsverbots nach § 8 Abs. 1, 3 oder 
5 teilweise oder völlig mit der Arbeit aussetzen. 2Dies gilt auch, wenn wegen dieser Verbote 
die Beschäftigung oder die Entlohnungsart wechselt. 3Wird das Arbeitsverhältnis erst nach 
Eintritt der Schwangerschaft begonnen, so ist der Durchschnittsverdienst aus dem Arbeits- 
entgelt der ersten 13 Wochen oder drei Monate der Beschäftigung zu berechnen. 4Hat das 
Arbeitsverhältnis nach Satz 1 oder 3 kürzer gedauert, so ist der kürzere Zeitraum der Be- 
rechnung zu Grunde zu legen. SZeiten, in denen kein Arbeitsentgelt erzielt wurde, bleiben 
außer Betracht. 

(2) IBei Verdiensterhöhungen nicht nur vorübergehender Natur, die während oder nach Ab- 
lauf des Berechnungszeitraums eintreten, ist von dem erhöhten Verdienst auszugehen. 
2Verdienstkürzungen, die im Berechnungszeitraum infolge von Kurzarbeit, Arbeitsaus- 
fällen oder unverschuldeter Arbeitsversäumnis eintreten, bleiben für die Berechnung des 
Durchschnittsverdienstes außer Betracht. 3Zu berücksichtigen sind dauerhafte Verdienst- 
kürzungen, die während oder nach Ablauf des Berechnungszeitraums eintreten und nicht 
auf einem mutterschutzrechtlichen Beschäftigungsverbot beruhen. 

(3) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bun- 
desrates Vorschriften über die Berechnung des Durchschnittsverdienstes im Sinne der Ab- 
sätze 1 und 2 zu erlassen. 
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§13 

Mutterschaftsgeld 

(1) Frauen, die Mitglied einer gesetzlichen Krankenkasse sind, erhalten für die Zeit der Schutz- 
fristen des § 3 Abs. 2 und des § 6 Abs. 1 sowie für den Entbindungstag Mutterschaftsgeld 
nach den Vorschriften der Reichsversicherungsordnung oder des Gesetzes über die Kran- 
kenversicherung der Landwirte über das Mutterschaftsgeld. 

(2) 1 Frauen, die nicht Mitglied einer gesetzlichen Krankenkasse sind, erhalten, wenn sie bei 
Beginn der Schutzfrist nach § 3 Abs. 2 in einem Arbeitsverhältnis stehen oder in Heimarbeit 
beschäftigt sind, für die Zeit der Schutzfristen des § 3 Abs. 2 und des § 6 Abs. 1 sowie für den 
Entbindungstag Mutterschaftsgeld zu Lasten des Bundes in entsprechender Anwendung 
der Vorschriften der Reichsversicherungsordnung über das Mutterschaftsgeld, höchstens 
jedoch insgesamt 210 Euro. 2Das Mutterschaftsgeld wird diesen Frauen auf Antrag vom 
Bundesversicherungsamt gezahlt. 3Die Sätze 1 und 2 gelten für Frauen entsprechend, deren 
Arbeitsverhältnis während ihrer Schwangerschaft oder der Schutzfrist des § 6 Abs. 1 nach 
Maßgabe von § 9 Abs. 3 aufgelöst worden ist. 

(3) Frauen, die während der Schutzfristen des § 3 Abs. 2 oder des § 6 Abs. 1 von einem Beam- 
ten- in ein Arbeitsverhältnis wechseln, erhalten von diesem Zeitpunkt an Mutterschaftsgeld 
entsprechend den Absätzen 1 und 2. 

§ 14 

Zuschuss zum Mutterschaftsgeld 

(1) 1 Frauen, die Anspruch auf Mutterschaftsgeld nach § 200 Abs. 1, 2 Satz 1 bis 4 und Abs. 3 

der Reichsversicherungsordnung, § 29 Abs. 1, 2 und 4 des Gesetzes über die Krankenver- 
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Sicherung der Landwirte oder § 13 Abs. 2, 3 haben, erhalten während ihres bestehenden 
Arbeitsverhältnisses für die Zeit der Schutzfristen des § 3 Abs. 2 und § 6 Abs. 1 sowie für den 
Entbindungstag von ihrem Arbeitgeber einen Zuschuss in Höhe des Unterschiedsbetrages 
zwischen 13 Euro und dem um die gesetzlichen Abzüge verminderten durchschnittlichen 
kalendertäglichen Arbeitsentgelt. 

2Das durchschnittliche kalendertägliche Arbeitsentgelt ist aus den letzten drei abgerech- 
neten Kalendermonaten, bei wöchentlicher Abrechnung aus den letzten 13 abgerechneten 
Wochen vor Beginn der Schutzfrist nach § 3 Abs. 2 zu berechnen. 3Nicht nur vorüberge- 
hende Erhöhungen des Arbeitsentgeltes, die während der Schutzfristen des § 3 Abs. 2 und 
§ 6 Abs. 1 wirksam werden, sind ab diesem Zeitpunkt in die Berechnung einzubeziehen. 
4Einmalig gezahltes Arbeitsentgelt (§ 23a des Vierten Buches Sozialgesetzbuch) sowie Tage, 
an denen infolge von Kurzarbeit, Arbeitsausfällen oder unverschuldeter Arbeitsversäum- 
nis kein oder ein vermindertes Arbeitsentgelt erzielt wurde, bleiben außer Betracht. 5Zu 
berücksichtigen sind dauerhafte Verdienstkürzungen, die während oder nach Ablauf des 
Berechnungszeitraums eintreten und nicht auf einem mutterschutzrechtlichen Beschäfti- 
gungsverbot beruhen, ölst danach eine Berechnung nicht möglich, so ist das durchschnitt- 
liche kalendertägliche Arbeitsentgelt einer gleichartig Beschäftigten zu Grunde zu legen. 

(2) Frauen, deren Arbeitsverhältnis während ihrer Schwangerschaft oder während der Schutz- 
frist des § 6 Abs. 1 nach Maßgabe von § 9 Abs. 3 aufgelöst worden ist, erhalten bis zum Ende 
dieser Schutzfrist den Zuschuss nach Absatz 1 zu Lasten des Bundes von der für die Zahlung 
des Mutterschaftsgeldes zuständigen Stelle. 

(3) Absatz 2 gilt für den Zuschuss des Bundes entsprechend, wenn der Arbeitgeber wegen eines 
Insolvenzereignisses im Sinne des § 183 Abs. 1 Satz 1 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch 
seinen Zuschuss nach Absatz 1 nicht zahlen kann. 

(4) IDer Zuschuss nach den Absätzen 1 bis 3 entfällt für die Zeit, in der Frauen die Elternzeit 
nach dem Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz in Anspruch nehmen oder in Anspruch 
genommen hätten, wenn deren Arbeitsverhältnis nicht während der Schwangerschaft oder 
während der Schutzfrist des § 6 Abs. 1 vom Arbeitgeber zulässig aufgelöst worden wäre. 
2Dies gilt nicht, soweit sie eine zulässige Teilzeitarbeit leisten. 

XI. Gesetz über den Nachweis der für ein Arbeitsverhältnis 
geltenden wesentlichen Bedingungen 
(Nachweisgesetz - NachwG) 



§1 

Anwendungsbereich 

Dieses Gesetz gilt für alle Arbeitnehmer, es sei denn, dass sie nur zur vorübergehenden Aushilfe 
von höchstens einem Monat eingestellt werden. 
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§2 

Nachweispflicht 

(1) IDer Arbeitgeber hat spätestens einen Monat nach dem vereinbarten Beginn des Arbeits- 
verhältnisses die wesentlichen Vertragsbedingungen schriftlich niederzulegen, die Nieder- 
schrift zu unterzeichnen und dem Arbeitnehmer auszuhändigen. 2In die Niederschrift sind 
mindestens aufzunehmen: 

1. der Name und die Anschrift der Vertragsparteien, 

2. der Zeitpunkt des Beginns des Arbeitsverhältnisses, 

3. bei befristeten Arbeitsverhältnissen: die vorhersehbare Dauer des Arbeitsverhältnisses, 

4. der Arbeitsort oder, falls der Arbeitnehmer nicht nur an einem bestimmten Arbeitsort 
tätig sein soll, ein Hinweis darauf, dass der Arbeitnehmer an verschiedenen Orten be- 
schäftigt werden kann, 

5. eine kurze Charakterisierung oder Beschreibung der vom Arbeitnehmer zu leistenden 
Tätigkeit, 

6. die Zusammensetzung und die Höhe des Arbeitsentgelts einschließlich der Zuschläge, 
der Zulagen, Prämien und Sonderzahlungen sowie anderer Bestandteile des Arbeitsent- 
gelts und deren Fälligkeit, 

7. die vereinbarte Arbeitszeit, 

8. die Dauer des jährlichen Erholungsurlaubs, 

9. die Fristen für die Kündigung des Arbeitsverhältnisses, 

10. ein in allgemeiner Form gehaltener Hinweis auf die Tarifverträge, Betriebs- oder Dienst- 
vereinbarungen, die auf das Arbeitsverhältnis anzuwenden sind. 

3Der Nachweis der wesentlichen Vertragsbedingungen in elektronischer Form ist ausge- 
schlossen. 4Bei Arbeitnehmern, die eine geringfügige Beschäftigung nach § 8 Abs. 1 Nr. 1 
des Vierten Buches Sozialgesetzbuch ausüben, ist außerdem der Hinweis aufzunehmen, 
dass der Arbeitnehmer in der gesetzlichen Rentenversicherung die Stellung eines versiche- 
rungspflichtigen Arbeitnehmers erwerben kann, wenn er nach § 5 Abs. 2 Satz 2 des Sechsten 
Buches Sozialgesetzbuch auf die Versicherungsfreiheit durch Erklärung gegenüber dem Ar- 
beitgeber verzichtet. 

(2) Hat der Arbeitnehmer seine Arbeitsleistung länger als einen Monat außerhalb der Bundes- 
republik Deutschland zu erbringen, so muss die Niederschrift dem Arbeitnehmer vor seiner 
Abreise ausgehändigt werden und folgende zusätzliche Angaben enthalten: 

1. die Dauer der im Ausland auszuübenden Tätigkeit, 

2. die Währung, in der das Arbeitsentgelt ausgezahlt wird, 

3. ein zusätzliches mit dem Auslandsaufenthalt verbundenes Arbeitsentgelt und damit ver- 
bundene zusätzliche Sachleistungen, 

4. die vereinbarten Bedingungen für die Rückkehr des Arbeitnehmers. 

(3) IDie Angaben nach Absatz 1 Satz 2 Nr. 6 bis 9 und Absatz 2 Nr. 2 und 3 können ersetzt 
werden durch einen Hinweis auf die einschlägigen Tarifverträge, Betriebs- oder Dienstver- 
einbarungen und ähnlichen Regelungen, die für das Arbeitsverhältnis gelten. 2Ist in den 
Fällen des Absatzes 1 Satz 2 Nr. 8 und 9 die jeweilige gesetzliche Regelung maßgebend, so 
kann hierauf verwiesen werden. 
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(4) Wenn dem Arbeitnehmer ein schriftlicher Arbeitsvertrag ausgehändigt worden ist, entfällt 
die Verpflichtung nach den Absätzen 1 und 2, soweit der Vertrag die in den Absätzen 1 bis 3 
geforderten Angaben enthält. 
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§3 

Änderung der Angaben 

lEine Änderung der wesentlichen Vertragsbedingungen ist dem Arbeitnehmer spätestens einen 
Monat nach der Änderung schriftlich mitzuteilen. 2Satz 1 gilt nicht bei einer Änderung der ge- 
setzlichen Vorschriften, Tarifverträge, Betriebs- oder Dienstvereinbarungen und ähnlichen Rege- 
lungen, die für das Arbeitsverhältnis gelten. 

XII. Sozialgesetzbuch (SGB) Drittes Buch (IN) 



§27 

Versicherungsfreie Beschäftigte 

(2) 1 Versicherungsfrei sind Personen in einer geringfügigen Beschäftigung; abweichend von § 8 

Abs. 2 Satz 1 des Vierten Buches werden geringfügige Beschäftigungen und nicht geringfü- 
gige Beschäftigungen nicht zusammengerechnet. 2Versicherungsfreiheit besteht nicht für 
Personen, die 

1. im Rahmen betrieblicher Berufsbildung, nach dem Gesetz zur Förderung eines freiwil- 
ligen sozialen Jahres, nach dem Gesetz zur Förderung eines freiwilligen ökologischen 
Jahres, 

2. wegen eines Arbeitsausfalls mit Fntgeltausfall im Sinne der Vorschriften über das Kurz- 
arbeitergeld oder 

3. wegen stufenweiser Wiedereingliederung in das Erwerbsleben (§ 74 Fünftes Buch, § 28 
Neuntes Buch) oder aus einem sonstigen der in § 126 Abs. 1 genannten Gründe 

nur geringfügig beschäftigt sind. 

§344 

Sonderregelungen für beitragspflichtige Einnahmen Beschäftigter 

(1) IFür beschäftigte Seeleute gilt als beitragspflichtige Einnahme das amtlich festgesetzte mo- 
natliche Durchschnittsentgelt nach dem Siebten Buch der einzelnen Klassen der Schiffsbe- 
satzung und Schiffsgattungen. 2Die beitragspflichtige Einnahme erhöht sich für Seeleute, 
die auf Seeschiffen beköstigt werden, um den amtlich festgesetzten Durchschnittssatz für 
Beköstigung. 3Ist für Seeleute ein monatliches Durchschnittsentgelt amtlich nicht festge- 
setzt, bestimmt die Satzung der See-Krankenkasse die beitragspflichtige Einnahme. 4Die 
Regelung für einmalig gezahltes Arbeitsentgelt findet keine Anwendung. 

(2) Für Personen, die unmittelbar nach einem Versicherungspflichtverhältnis ein freiwilliges 
soziales Jahr im Sinne des Gesetzes zur Förderung eines freiwilligen sozialen Jahres oder 
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ein freiwilliges ökologisches Jahr im Sinne des Gesetzes zur Förderung eines freiwilligen 
ökologischen Jahres leisten, gilt als beitragspflichtige Einnahme ein Arbeitsentgelt in Höhe 
der monatlichen Bezugsgröße. 

(3) Für behinderte Menschen, die in einer anerkannten Werkstatt für behinderte Menschen 
oder Blindenwerkstätte beschäftigt sind, ist als beitragspflichtige Einnahme das tatsächlich 
erzielte Arbeitsentgelt, mindestens jedoch ein Betrag in Höhe von 20 Prozent der monatli- 
chen Bezugsgröße zugrunde zu legen. 

(4) IBei Arbeitnehmern, die gegen ein monatliches Arbeitsentgelt bis zum oberen Grenzbetrag 
der Gleitzone (§ 20 Abs. 2 Viertes Buch) mehr als geringfügig beschäftigt sind, ist beitrags- 
pflichtige Einnahme der Betrag, der sich aus folgender Formel ergibt: 

F X 400 -H (2 - F) X (AE - 400). 

2Dabei ist AE das Arbeitsentgelt und F der Faktor, der sich ergibt, wenn der Wert 30 vom 
Hundert durch den durchschnittlichen Gesamtsozialversicherungsbeitragssatz (§ 163 
Abs. 10 Sechstes Buch) des Kalenderjahres, in dem der Anspruch auf das Arbeitsentgelt 
entstanden ist, geteilt wird. 3Dies gilt nicht für Personen, die zu ihrer Berufsausbildung 
beschäftigt sind. 

XIII. Sozialgesetzbuch (SGB), Viertes Buch (SGB IV) 

§8 

Geringfügige Beschäftigung und geringfügige selbständige Tätigkeit 

( 1 ) Eine geringfügige Beschäftigung liegt vor, wenn 

1. das Arbeitsentgelt aus dieser Beschäftigung regelmäßig im Monat 400 Euro nicht über- 
steigt, 

2. die Beschäftigung innerhalb eines Kalenderjahres auf längstens zwei Monate oder 50 Ar- 
beitstage nach ihrer Eigenart begrenzt zu sein pflegt oder im Voraus vertraglich begrenzt 
ist, es sei denn, dass die Beschäftigung berufsmäßig ausgeübt wird und ihr Entgelt 400 
Euro im Monat übersteigt. 

(2) IBei der Anwendung des Absatzes 1 sind mehrere geringfügige Beschäftigungen nach Num- 
mer 1 oder Nummer 2 sowie geringfügige Beschäftigungen nach Nummer 1 mit Ausnahme 
einer geringfügigen Beschäftigung nach Nummer 1 und nicht geringfügige Beschäftigun- 
gen zusammenzurechnen. 2Eine geringfügige Beschäftigung liegt nicht mehr vor, sobald die 
Voraussetzungen des Absatzes 1 entfallen. 3Wird bei der Zusammenrechnung nach Satz 1 
festgestellt, dass die Voraussetzungen einer geringfügigen Beschäftigung nicht mehr vorlie- 
gen, tritt die Versicherungspflicht erst mit dem Tage der Bekanntgabe der Feststellung durch 
die Einzugsstelle oder einen Träger der Rentenversicherung ein. 

(3) IDie Absätze 1 und 2 gelten entsprechend, soweit anstelle einer Beschäftigung eine selbstän- 
dige Tätigkeit ausgeübt wird. 2Dies gilt nicht für das Recht der Arbeitsförderung. 
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§8a 

Geringfügige Beschäftigung in Privathaushalten 

IWerden geringfügige Beschäftigungen ausschließlich in Privathaushalten ausgeübt, gilt § 8. 
2Eine geringfügige Beschäftigung im Privathaushalt liegt vor, wenn diese durch einen privaten 
Haushalt begründet ist und die Tätigkeit sonst gewöhnlich durch Mitglieder des privaten Haus- 
halts erledigt wird. 
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§ 14 

Arbeitsentgelt 

(1) 1 Arbeitsentgelt sind alle laufenden oder einmaligen Einnahmen aus einer Beschäftigung, 
gleichgültig, ob ein Rechtsanspruch auf die Einnahmen besteht, unter welcher Bezeichnung 
oder in welcher Form sie geleistet werden und ob sie unmittelbar aus der Beschäftigung 
oder im Zusammenhang mit ihr erzielt werden. 2Arbeitsentgelt sind auch Entgeltteile, die 
durch Entgeltumwandlung nach § 1 Abs. 2 des Gesetzes zur Verbesserung der betrieblichen 
Altersversorgung für betriebliche Altersversorgung in den Durchführungswegen Direktzu- 
sage oder Unterstützungskasse verwendet werden. 3Steuerfreie Aufwandsentschädigungen 
und die in § 3 Nr. 26 und 26a des Einkommensteuergesetzes genannten steuerfreien Ein- 
nahmen gelten nicht als Arbeitsentgelt. 

(2) llst ein Nettoarbeitsentgelt vereinbart, gelten als Arbeitsentgelt die Einnahmen des Beschäf- 
tigten einschließlich der darauf entfallenden Steuern und der seinem gesetzlichen Anteil 
entsprechenden Beiträge zur Sozialversicherung und zur Arbeitsförderung. 2Sind bei il- 
legalen Beschäftigungsverhältnissen Steuern und Beiträge zur Sozialversicherung und zur 
Arbeitsförderung nicht gezahlt worden, gilt ein Nettoarbeitsentgelt als vereinbart. 

(3) Bei Verwendung eines Haushaltsschecks (§ 28a Abs. 7) gilt der ausgezahlte Betrag zuzüglich 
der durch Abzug vom Arbeitslohn einbehaltenen Steuern als Arbeitsentgelt. 



§20 

Aufbringung der Mittel, Gleitzone 

( 1 ) Die Mittel der Sozialversicherung einschließlich der Arbeitsförderung werden nach Maßga- 
be der besonderen Vorschriften für die einzelnen Versicherungszweige durch Beiträge der 
Versicherten, der Arbeitgeber und Dritter, durch staatliche Zuschüsse und durch sonstige 
Einnahmen aufgebracht. 

(2) Eine Gleitzone im Sinne dieses Gesetzbuches liegt bei einem Beschäftigungsverhältnis vor, 
wenn das daraus erzielte Arbeitsentgelt zwischen 400,01 Euro und 800,00 Euro im Monat 
liegt und die Grenze von 800,00 Euro im Monat regelmäßig nicht überschreitet; bei mehre- 
ren Beschäftigungsverhältnissen ist das insgesamt erzielte Arbeitsentgelt maßgebend. 

(3) IDer Arbeitgeber trägt abweichend von den besonderen Vorschriften für Beschäftigte für 
die einzelnen Versicherungszweige den Gesamtsozialversicherungsbeitrag allein, wenn 

1. Versicherte, die zu ihrer Berufsausbildung beschäftigt sind, ein Arbeitsentgelt erzielen, 
das auf den Monat bezogen 325 Euro nicht übersteigt, oder 



226 



B. Rechtsquellen, Auszüge 



2. Versicherte ein freiwilliges soziales Jahr im Sinne des Gesetzes zur Förderung eines frei- 
willigen sozialen Jahres oder ein freiwilliges ökologisches Jahr im Sinne des Gesetzes zur 
Förderung eines freiwilligen ökologischen Jahres leisten. 

2Wird infolge einmalig gezahlten Arbeitsentgelts die in Satz 1 genannte Grenze überschrit- 
ten, tragen die Versicherten und die Arbeitgeber den Gesamtsozialversicherungsbeitrag von 
dem diese Grenze übersteigenden Teil des Arbeitsentgelts jeweils zur Hälfte. 

§23 

Fälligkeit 

(1) ILaufende Beiträge, die geschuldet werden, werden entsprechend den Regelungen der Sat- 
zung der Kranken- und Pflegekasse fällig. 2Beiträge, die nach dem Arbeitsentgelt oder dem 
Arbeitseinkommen zu bemessen sind, sind in voraussichtlicher Höhe der Beitragsschuld 
spätestens am drittletzten Bankarbeitstag des Monats fällig, in dem die Beschäftigung oder 
Tätigkeit, mit der das Arbeitsentgelt oder Arbeitseinkommen erzielt wird, ausgeübt worden 
ist oder als ausgeübt gilt; ein verbleibender Restbeitrag wird zum drittletzten Bankarbeitstag 
des Folgemonats fällig. 3Der Arbeitgeber kann abweichend von Satz 2 den Betrag in Höhe 
der Beiträge des Vormonats zahlen, wenn Änderungen der Beitragsabrechnung regelmä- 
ßig durch Mitarbeiterwechsel oder variable Entgeltbestandteile dies erfordern; für einen 
verbleibenden Restbetrag bleibt es bei der Fälligkeit zum drittletzten Bankarbeitstag des 
Folgemonats. 4Sonstige Beiträge werden spätestens am Fünfzehnten des Monats fällig, der 
auf den Monat folgt, für den sie zu entrichten sind. 5Die erstmalige Fälligkeit der Beiträge 
für die nach § 3 Satz 1 Nr. la des Sechsten Buches versicherten Pflegepersonen ist abhängig 
von dem Zeitpunkt, zu dem die Pflegekasse, das private Versicherungsunternehmen, die 
Festsetzungsstelle für die Beihilfe oder der Dienstherr bei Heilfürsorgeberechtigten die Ver- 
sicherungspflicht der Pflegeperson festgestellt hat oder ohne Verschulden hätte feststellen 
können. öWird die Feststellung in der Zeit vom Ersten bis zum Fünfzehnten eines Monats 
getroffen, werden die Beiträge erstmals spätestens am Fünfzehnten des folgenden Monats 
fällig; wird die Feststellung in der Zeit vom Sechzehnten bis zum Ende eines Monats ge- 
troffen, werden die Beiträge erstmals am Fünfzehnten des zweiten darauffolgenden Monats 
fällig; das Nähere vereinbaren die Spitzenverbände der beteiligten Träger der Sozialversiche- 
rung, der Verband der privaten Krankenversicherung e.V und die Festsetzungsstellen für 
die Beihilfe. 

(2) IDie Beiträge für eine Sozialleistung im Sinne des § 3 Satz f Nr. 3 des Sechsten Buches 
einschließlich Sozialleistungen, auf die die Vorschriften des Fünften und des Sechsten Bu- 
ches über die Kranken- und Rentenversicherung der Bezieher von Arbeitslosengeld oder 
Arbeitslosengeld 11 entsprechend anzuwenden sind, werden am Achten des auf die Zahlung 
der Sozialleistung folgenden Monats fällig. 2Die Träger der Rentenversicherung und die 
Bundesagentur für Arbeit können unbeschadet des Satzes 1 vereinbaren, dass die Beiträge 
zur Rentenversicherung aus Sozialleistungen der Bundesagentur für Arbeit zu den vom Bun- 
desversicherungsamt festgelegten Fälligkeitsterminen für die Rentenzahlungen im Inland 
gezahlt werden. 3Die Träger der Rentenversicherung mit Ausnahme der Deutschen Renten- 
versicherung Knappschaft-Bahn-See als Träger der knappschaftlichen Rentenversicherung, 
die Bundesagentur für Arbeit und die Behörden des sozialen Entschädigungsrechts können 
unbeschadet des Satzes 1 vereinbaren, dass die Beiträge zur Rentenversicherung und nach 
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dem Recht der Arbeitsförderung aus Sozialleistungen nach dem sozialen Entschädigungs- 
recht in voraussichtlicher Höhe der Beitragsschuld spätestens zum 30. Juni des laufenden 
Jahres und ein verbleibender Restbetrag zum nächsten Fälligkeitstermin gezahlt werden. 

(2a) Bei Verwendung eines Haushaltsschecks (§ 28a Abs. 7) sind die Beiträge für das in den Mo- 
naten Januar bis Juni erzielte Arbeitsentgelt am 15. Juli des laufenden Jahres und für das in 
den Monaten Juli bis Dezember erzielte Arbeitsentgelt am 15. Januar des folgenden Jahres 
fällig. 

(3) IGeschuldete Beiträge der Unfallversicherung werden am Fünfzehnten des Monats fällig, 
der dem Monat folgt, in dem der Beitragsbescheid dem Zahlungspflichtigen bekannt ge- 
geben worden ist; Entsprechendes gilt für Beitragsvorschüsse, wenn der Bescheid hierüber 
keinen anderen Fälligkeitstermin bestimmt. 2Die landwirtschaftlichen Berufsgenossen- 
schaften können in ihren Satzungen von Satz 1 abweichende Fälligkeitstermine bestimmen. 
3Für den Tag der Zahlung und die zulässigen Zahlungsmittel gelten die für den Gesamtsozi- 
alversicherungsbeitrag geltenden Bestimmungen entsprechend. 4Die Fälligkeit von Beiträ- 
gen für geringfügig Beschäftigte in Privathaushalten, die nach § 28a Abs. 7 der Einzugsstelle 
gemeldet worden sind, richtet sich abweichend von Satz 1 nach Absatz 2a. 

(4) Besondere Vorschriften für einzelne Versicherungszweige, die von den Absätzen 1 bis 3 ab- 
weichen oder abweichende Bestimmungen zulassen, bleiben unberührt. 



§ 28 a 

Meldepflicht 

(1) Der Arbeitgeber oder ein anderer Meldepflichtiger hat der Einzugsstelle für jeden in der 
Kranken-, Pflege-, Rentenversicherung oder nach dem Recht der Arbeitsförderung kraft 
Gesetzes Versicherten 

f. bei Beginn der versicherungspflichtigen Beschäftigung, 

2. bei Ende der versicherungspflichtigen Beschäftigung, 

3. bei Eintritt eines fnsolvenzereignisses, 

4. (weggefallen) 

5. bei Änderungen in der Beitragspflicht, 

6. bei Wechsel der Einzugsstelle, 

7. (weggefallen) 

8. bei Unterbrechung der Entgeltzahlung, 

9. bei Auflösung des Arbeitsverhältnisses, 

10. bei Änderung des Familiennamens oder des Vornamens, 

11. bei Änderung der Staatsangehörigkeit, 

12. bei einmalig gezahltem Arbeitsentgelt, soweit es nicht in einer Meldung aus anderem 
Anlass erfasst werden kann, 

13. bei Beginn der Berufsausbildung, 

14. bei Ende der Berufsausbildung, 

15. bei Wechsel von einer Betriebsstätte im Beitrittsgebiet zu einer Betriebsstätte im übri- 
gen Bundesgebiet oder umgekehrt. 
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16. bei Beginn der Altersteilzeitarbeit, 

17. bei Ende der Altersteilzeitarbeit, 

18. bei Änderung des Arbeitsentgelts, wenn die in § 8 Abs. 1 Nr. 1 genannte Grenze Über- 
oder unterschritten wird, 

19. bei nach § 23b Abs. 2 bis 3 gezahltem Arbeitsentgelt oder 

20. bei Wechsel von einem Wertguthaben, das im Beitrittsgebiet und einem Wertgutha- 
ben, das im übrigen Bundesgebiet erzielt wurde, 

eine Meldung durch gesicherte und verschlüsselte Datenübertragung aus systemgeprüften 
Programmen oder mittels maschinell erstellter Ausfüllhilfen zu erstatten. 

(2) Der Arbeitgeber hat jeden am 31. Dezember des Vorjahres Beschäftigten nach Absatz 
1 zu melden (Jahresmeldung). 

(3) IDie Meldungen enthalten für jeden Versicherten insbesondere 

1. seine Versicherungsnummer, soweit bekannt, 

2. seinen Familien- und Vornamen, 

3. sein Geburtsdatum, 

4. seine Staatsangehörigkeit, 

5. Angaben über seine Tätigkeit nach dem Schlüsselverzeichnis der Bundesagentur für Ar- 
beit, 

6. die Betriebsnummer seines Beschäftigungsbetriebes, 

7. die Beitragsgruppen, 

8. die zuständige Einzugsstelle und 

9. den Arbeitgeber. 

2Zusätzlich sind anzugeben 

1. bei der Anmeldung 

a) die Anschrift, 

b) der Beginn der Beschäftigung, 

c) sonstige für die Vergabe der Versicherungsnummer erforderliche Angaben, 

d) die Angabe, ob zum Arbeitgeber eine Beziehung als Ehegatte, Lebenspartner oder 
Abkömmling besteht, 

e) die Angabe, ob es sich um eine Tätigkeit als geschäftsführender Gesellschafter einer 
Gesellschaft mit beschränkter Haftung handelt, 

2. bei der Abmeldung und bei der Jahresmeldung 

a) eine Anschriftenänderung, wenn die neue Anschrift noch nicht gemeldet worden 
ist, 

b) das in der Rentenversicherung oder nach dem Recht der Arbeitsförderung beitrags- 
pflichtige Arbeitsentgelt in Euro, 

c) der Zeitraum, in dem das angegebene Arbeitsentgelt erzielt wurde, 

d) Wertguthaben, die auf die Zeit nach Eintritt der Erwerbsminderung entfallen, 

3. bei der Meldung der Namensänderung eine Anschriftenänderung, wenn die neue An- 
schrift noch nicht gemeldet worden ist. 



4. bei der Meldung nach Absatz 1 Nr. 19 

a) das Arbeitsentgelt in Euro, für das Beiträge gezahlt worden sind, 

b) im Falle des § 23b Abs. 2 der Kalendermonat und das Jahr der nicht zweckentspre- 
chenden Verwendung des Arbeitsentgelts, im Falle der Zahlungsunfähigkeit des Ar- 
beitgebers jedoch der Kalendermonat und das Jahr der Beitragszahlung. 

(4) (weggefallen) 

(5) Der Meldepflichtige hat der zu meldenden Person den Inhalt der Meldung schriftlich mitzu- 
teilen. 

(6) Soweit der Arbeitgeber eines Hausgewerbetreibenden Arbeitgeberpflichten erfüllt, gilt der 
Hausgewerbetreibende als Beschäftigter. 

(6a) Beschäftigt ein Arbeitgeber, der 

1. im privaten Bereich nichtgewerbliche Zwecke oder 

2. mildtätige, kirchliche, religiöse, wissenschaftliche oder gemeinnützige Zwecke im Sinne 
des § 10b des Einkommensteuergesetzes 

verfolgt, Personen versicherungsfrei geringfügig nach § 8, kann er auf Antrag abweichend 
von Absatz 1 Meldungen auf Vordrucken erstatten, wenn er glaubhaft macht, dass ihm eine 
Meldung auf maschinell verwertbaren Datenträgern oder durch Datenübertragung nicht 
möglich ist. 

(7) IDer Arbeitgeber erstattet der Einzugsstelle für einen im privaten Haushalt Beschäftigten 
anstelle der Meldung nach Absatz 1 unverzüglich eine vereinfachte Meldung (Haushalts- 
scheck) mit den Angaben nach Absatz 8 Satz 1, wenn das Arbeitsentgelt (§ 14 Abs. 3) aus 
dieser Beschäftigung regelmäßig 400 Euro im Monat nicht übersteigt. 2Der Arbeitgeber er- 
teilt der Einzugsstelle eine Ermächtigung zum Einzug des Gesamtsozialversicherungsbei- 
trags. 3Der Haushaltsscheck ist vom Arbeitgeber und vom Beschäftigten zu unterschreiben. 
4Die Absätze 2, 3 und 5 gelten nicht. 

(8) IDer Haushaltsscheck enthält 

1. den Familiennamen, Vornamen, die Anschrift und die Betriebsnummer des Arbeitge- 
bers, 

2. den Familiennamen, Vornamen, die Anschrift und die Versicherungsnummer des Be- 
schäftigten; kann die Versicherungsnummer nicht angegeben werden, ist das Geburts- 
datum des Beschäftigten einzutragen, 

3. die Angabe, ob der Beschäftigte im Zeitraum der Beschäftigung bei mehreren Arbeitge- 
bern beschäftigt ist, und 

4. 

a) bei einer Meldung bei jeder Lohn- oder Gehaltszahlung den Zeitraum der Beschäf- 
tigung, das Arbeitsentgelt (§ 14 Abs. 3) für diesen Zeitraum sowie am Ende der Be- 
schäftigung den Zeitpunkt der Beendigung, 

b) bei einer Meldung zu Beginn der Beschäftigung deren Beginn und das monatliche 
Arbeitsentgelt (§ 14 Abs. 3), 

c) bei einer Meldung wegen Änderung des Arbeitsentgelts (§ 14 Abs. 3) den neuen 
Betrag und den Zeitpunkt der Änderung, 

d) bei einer Meldung am Ende der Beschäftigung den Zeitpunkt der Beendigung, 
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e) bei Erklärung des Verzichts auf Versicherungsfreiheit nach § 5 Abs. 2 Satz 2 des Sech- 
sten Buches den Zeitpunkt des Verzichts. 

2Bei sich anschließenden Meldungen kann von der Angabe der Anschrift des Arbeitgebers 
und des Beschäftigten abgesehen werden. 

(9) Die Absätze 1 bis 8 gelten entsprechend für versicherungsfrei geringfügig Beschäftigte mit 
der Maßgabe, dass für geringfügig Beschäftigte nach § 8 Abs. 1 Nr. 2 eine Jahresmeldung 
nicht zu erstatten ist. 



§28f 

Aufzeichnungspflicht, Nachweise der Beitragsabrechnung 
und der Beitragszahlung 

(1) IDer Arbeitgeber hat für jeden Beschäftigten, getrennt nach Kalenderjahren, Lohnunterla- 
gen im Geltungsbereich dieses Gesetzes in deutscher Sprache zu führen und bis zum Ab- 
lauf des auf die letzte Prüfung (§ 28p) folgenden Kalenderjahres geordnet aufzubewahren. 
2Satz 1 gilt nicht hinsichtlich der Beschäftigten in privaten Haushalten. 3Die landwirtschaft- 
lichen Krankenkassen können wegen der mitarbeitenden Familienangehörigen Ausnahmen 
zulassen. 4Für die Aufbewahrung der Beitragsabrechnungen und der Beitragsnachweise gilt 
Satz 1. 

( la) Bei der Ausführung eines Dienst- oder Werkvertrages im Baugewerbe hat der Unternehmer 
die Lohnunterlagen und die Beitragsabrechnung so zu gestalten, dass eine Zuordnung der 
Arbeitnehmer, des Arbeitsentgelts und des darauf entfallenden Gesamtsozialversicherungs- 
beitrags zu dem jeweiligen Dienst- oder Werkvertrag möglich ist. 

(2) IHat ein Arbeitgeber die Aufzeichnungspflicht nicht ordnungsgemäß erfüllt und können 
dadurch die Versicherungs- oder Beitragspflicht oder die Beitragshöhe nicht festgestellt 
werden, kann der prüfende Träger der Rentenversicherung den Beitrag in der Kranken-, 
Pflege- und Rentenversicherung und zur Arbeitsförderung von der Summe der vom Ar- 
beitgeber gezahlten Arbeitsentgelte geltend machen. 2Satz f gilt nicht, soweit ohne unver- 
hältnismäßig großen Verwaltungsaufwand festgestellt werden kann, dass Beiträge nicht 
zu zahlen waren oder Arbeitsentgelt einem bestimmten Beschäftigten zugeordnet werden 
kann. 3Soweit der prüfende Träger der Rentenversicherung die Höhe der Arbeitsentgelte 
nicht oder nicht ohne unverhältnismäßig großen Verwaltungsaufwand ermitteln kann, hat 
er diese zu schätzen. 4Dabei ist für das monatliche Arbeitsentgelt eines Beschäftigten das am 
Beschäftigungsort ortsübliche Arbeitsentgelt mit zu berücksichtigen. 5Der prüfende Träger 
der Rentenversicherung hat einen auf Grund der Sätze f, 3 und 4 ergangenen Bescheid in- 
soweit zu widerrufen, als nachträglich Versicherungs- oder Beitragspflicht oder Versiche- 
rungsfreiheit festgestellt und die Höhe des Arbeitsentgelts nachgewiesen werden. 6Die von 
dem Arbeitgeber auf Grund dieses Bescheides geleisteten Zahlungen sind insoweit mit der 
Beitragsforderung zu verrechnen. 

(3) fDer Arbeitgeber hat der Einzugsstelle einen Beitragsnachweis zwei Arbeitstage vor Fällig- 
keit der Beiträge durch Datenübertragung zu übermitteln; dies gilt nicht hinsichtlich der 
Beschäftigten in privaten Haushalten bei Verwendung von Haushaltsschecks. 2Übermittelt 
der Arbeitgeber den Beitragsnachweis nicht zwei Arbeitstage vor Fälligkeit der Beiträge ein, 
so kann die Einzugsstelle das für die Beitragsberechnung maßgebende Arbeitsentgelt schät- 
zen, bis der Nachweis ordnungsgemäß übermittelt wird. 3Der Beitragsnachweis gilt für die 
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Vollstreckung als Leistungsbescheid der Einzugsstelle und im Insolvenzverfahren als Do- 
kument zur Glaubhaftmachung der Forderungen der Einzugsstelle. 4Im Beitragsnachweis 
ist auch die Steuernummer des Arbeitgebers anzugeben, wenn der Beitragsnachweis die 
Pauschsteuer für geringfügig Beschäftigte enthält. 

§28h 

Einzugsstellen 

(1) IDer Gesamtsozialversicherungsbeitrag ist an die Krankenkassen (Einzugsstellen) zu zah- 
len. 2Die Einzugsstelle überwacht die Einreichung des Beitragsnachweises und die Zahlung 
des Gesamtsozialversicherungsbeitrags. 3Beitragsansprüche, die nicht rechtzeitig erfüllt 
worden sind, hat die Einzugsstelle geltend zu machen. 

(2) IDie Einzugsstelle entscheidet über die Versicherungspflicht und Beitragshöhe in der Kran- 
ken-, Pflege- und Rentenversicherung sowie nach dem Recht der Arbeitsförderung und 
prüft die Einhaltung der Arbeitsentgeltgrenzen bei geringfügiger Beschäftigung nach den 
§§ 8 und 8a; sie erlässt auch den Widerspruchsbescheid. 2Soweit die Einzugsstelle die Höhe 
des Arbeitsentgelts nicht oder nicht ohne unverhältnismäßig großen Verwaltungsaufwand 
ermitteln kann, hat sie dieses zu schätzen. 3Dabei ist für das monatliche Arbeitsentgelt des 
Beschäftigten das am Beschäftigungsort ortsübliche Arbeitsentgelt mit zu berücksichtigen. 

(3) IBei Verwendung eines Haushaltsschecks vergibt die Einzugsstelle im Auftrag der Bun- 
desagentur für Arbeit die Betriebsnummer des Arbeitgebers, berechnet den Gesamtsozial- 
versicherungsbeitrag und die Umlagen nach dem Aufwendungsausgleichsgesetz und zieht 
diese vom Arbeitgeber im Wege des Lastschriftverfahrens ein. 2Die Einzugsstelle meldet 
bei Beginn und Ende der Beschäftigung und zum Jahresende der Datenstelle der Träger 
der Rentenversicherung die für die Rentenversicherung und die Bundesagentur für Arbeit 
erforderlichen Daten eines jeden Beschäftigten. 3Die Einzugsstelle teilt dem Beschäftigten 
den Inhalt der abgegebenen Meldung schriftlich mit. 

(4) Bei Verwendung eines Haushaltsschecks bescheinigt die Einzugsstelle dem Arbeitgeber zum 
Jahresende 

f. den Zeitraum, für den Beiträge zur Rentenversicherung gezahlt wurden, und 
2. die Höhe des Arbeitsentgelts (§ 14 Abs. 3), des von ihm getragenen Gesamtsozialversi- 
cherungsbeitrags und der Umlagen. 



§281 

Zuständige Einzugsstelle 

IZuständige Einzugsstelle für den Gesamtsozialversicherungsbeitrag ist die Krankenkasse, von 
der die Krankenversicherung durchgeführt wird. 2Für Beschäftigte, die bei keiner Krankenkasse 
versichert sind, werden Beiträge zur Rentenversicherung und zur Arbeitsförderung an die Ein- 
zugsstelle gezahlt, die der Arbeitgeber in entsprechender Anwendung des § 175 Abs. 3 Satz 2 des 
Fünften Buches gewählt hat. 3Zuständige Einzugsstelle ist in den Fällen des § 28f Abs. 2 die nach 
§ 175 Abs. 3 Satz 3 des Fünften Buches bestimmte Krankenkasse. 4Zuständige Einzugsstelle ist in 
den Fällen des § 2 Abs. 3 die Deutsche Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See. 5Bei gering- 
fügigen Beschäftigungen ist zuständige Einzugsstelle die Deutsche Rentenversicherung Knapp- 
schaft-Bahn-See/Verwaltungsstelle Gottbus als Träger der Rentenversicherung. 
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§28o 

Auskunfts- und Vorlagepflicht des Beschäftigten 



(1) Der Beschäftigte hat dem Arbeitgeber die zur Durchführung des Meldeverfahrens und der 
Beitragszahlung erforderlichen Angaben zu machen und, soweit erforderlich, Unterlagen vor- 
zulegen; dies gilt bei mehreren Beschäftigungen gegenüber allen beteiligten Arbeitgebern. 

(2) IDer Beschäftigte hat auf Verlangen den zustänchgen Versicherungsträgern unverzüglich 
Auskunft über die Art und Dauer seiner Beschäftigungen, die hierbei erzielten Arbeitsent- 
gelte, seine Arbeitgeber und die für die Erhebung von Beiträgen notwendigen Tatsachen zu 
erteilen und alle für die Prüfung der Meldungen und der Beitragszahlung erforderlichen 
Unterlagen vorzulegen. 2Satz 1 gilt für den Hausgewerbetreibenden, soweit er den Gesamt- 
sozialversicherungsbeitrag zahlt, entsprechend. 

§28p 

Prüfung bei den Arbeitgebern 

(1) IDie Träger der Rentenversicherung prüfen bei den Arbeitgebern, ob diese ihre Melde- 
pflichten und ihre sonstigen Pflichten nach diesem Gesetzbuch, die im Zusammenhang mit 
dem Gesamtsozialversicherungsbeitrag stehen, ordnungsgemäß erfüllen; sie prüfen insbe- 
sondere die Richtigkeit der Beitragszahlungen und der Meldungen (§ 28a) mindestens alle 
vier Jahre. 2Die Prüfung soll in kürzeren Zeitabständen erfolgen, wenn der Arbeitgeber dies 
verlangt. 3Die Einzugsstelle unterrichtet den für den Arbeitgeber zuständigen Träger der 
Rentenversicherung, wenn sie eine alsbaldige Prüfung bei dem Arbeitgeber für erforder- 
lich hält. 4Die Prüfung umfasst auch die Lohnunterlagen der Beschäftigten, für die Bei- 
träge nicht gezahlt wurden. 5Die Träger der Rentenversicherung erlassen im Rahmen der 
Prüfung Verwaltungsakte zur Versicherungspflicht und Beitragshöhe in der Kranken-, Pfle- 
ge- und Rentenversicherung sowie nach dem Recht der Arbeitsförderung einschließlich der 
Widerspruchsbescheide gegenüber den Arbeitgebern; insoweit gelten § 28h Abs. 2 sowie 
§ 93 in Verbindung mit § 89 Abs. 5 des Zehnten Buches nicht. 6Die landwirtschaftlichen 
Krankenkassen nehmen abweichend von Satz 1 die Prüfung für die bei ihnen versicherten 
mitarbeitenden Familienangehörigen vor. 

(10) Arbeitgeber werden wegen der Beschäftigten in privaten Haushalten nicht geprüft. 

XIV. Sozialgesetzbuch (SGB) Fünftes Buch (V) 

§7 

Versicherungsfreiheit bei geringfügiger Beschäftigung 

(1) IWer eine geringfügige Beschäftigung nach §§ 8, 8a des Vierten Buches ausübt, ist in dieser 
Beschäftigung versicherungsfrei; dies gilt nicht für eine Beschäftigung 

1. im Rahmen betrieblicher Berufsbildung, 

2. nach dem Gesetz zur Förderung eines freiwilligen sozialen Jahres, 

3. nach dem Gesetz zur Förderung eines freiwilligen ökologischen Jahres. 



2§ 8 Abs. 2 des Vierten Buches ist mit der Maßgabe anzuwenden, dass eine Zusammenrech- 
nung mit einer nicht geringfügigen Beschäftigung nur erfolgt, wenn diese Versicherungs- 
pflicht begründet. 

(2) 1 Personen, die am 31. März 2003 nur in einer Beschäftigung versicherungspflichtig waren, 

die die Merkmale einer geringfügigen Beschäftigung nach den §§ 8, 8a des Vierten Buches 
erfüllt, und die nach dem 31. März 2003 nicht die Voraussetzungen für eine Versicherung 
nach § 10 erfüllen, bleiben in dieser Beschäftigung versicherungspflichtig. 2Sie werden auf 
ihren Antrag von der Versicherungspflicht befreit. 3§ 8 Abs. 2 gilt entsprechend mit der 
Maßgabe, dass an die Stelle des Zeitpunkts des Beginns der Versicherungspflicht der 1. April 
2003 tritt. 4Die Befreiung ist auf die jeweilige Beschäftigung beschränkt. 

§226 

Beitragspflichtige Einnahmen versicherungspflichtig Beschäftigter 

(1) IBei versicherungspflichtig Beschäftigten werden der Beitragsbemessung zugrunde gelegt 

1. das Arbeitsentgelt aus einer versieh erungspflichtigen Beschäftigung, 

2. der Zahlbetrag der Rente der gesetzlichen Rentenversicherung, 

3. der Zahlbetrag der der Rente vergleichbaren Einnahmen (Versorgungsbezüge), 

4. das Arbeitseinkommen, soweit es neben einer Rente der gesetzlichen Rentenversiche- 
rung oder Versorgungsbezügen erzielt wird. 

2Dem Arbeitsentgelt steht das Vorruhestandsgeld gleich. 3Bei Auszubildenden, die in einer 
außerbetrieblichen Einrichtung im Rahmen eines Berufsausbildungsvertrages nach dem 
Berufsbildungsgesetz ausgebildet werden, steht die Ausbildungsvergütung dem Arbeitsent- 
gelt gleich. 

(2) Die nach Absatz f Satz f Nr. 3 und 4 zu bemessenden Beiträge sind nur zu entrichten, wenn 
die monatlichen beitragspflichtigen Einnahmen nach Absatz f Satz f Nr. 3 und 4 insgesamt 
ein Zwanzigstel der monatlichen Bezugsgröße nach § 18 des Vierten Buches übersteigen. 

(3) Für Schwangere, deren Mitgliedschaft nach § 192 Abs. 2 erhalten bleibt, gelten die Bestim- 
mungen der Satzung. 

(4) lAbweichend von Absatz 1 Nr. 1 wird bei versicherungspflichtig Beschäftigten mit einem 
monatlichen Arbeitsentgelt (AE) innerhalb der Gleitzone nach § 20 Abs. 2 des Vierten Bu- 
ches ein Betrag der Beitragsbemessung zugrunde gelegt, der sich nach folgender Formel 
ermittelt: 



F X 400 -t (2 - F) X (AE - 400). 

2F ist der Faktor, der sich ergibt, wenn der Wert 30 vom Hundert durch den durchschnittli- 
chen Gesamtsozialversicherungsbeitragssatz des Kalenderjahres, in dem der Anspruch auf 
das Arbeitsentgelt entstanden ist, geteilt wird. 3Der Faktor ist auf vier Dezimalstellen zu run- 
den. 4Der durchschnittliche Gesamtsozialversicherungsbeitragssatz eines Kalenderjahres 
ergibt sich aus der Summe der zum 1. Januar desselben Kalenderjahres geltenden Beitrags- 
sätze in der allgemeinen Rentenversicherung, in der gesetzlichen Pflegeversicherung sowie 
zur Arbeitsförderung und des durchschnittlichen allgemeinen Beitragssatzes der Kranken- 
kassen vom 1. März des Vorjahres.SFür die Zeit vom 1. Juli 2006 bis zum 31. Dezember 2006 
beträgt der Faktor F 0,7160. 6Der durchschnittliche Gesamtsozialversicherungsbeitragssatz 
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und der Faktor F sind vom Bundesministerium für Gesundheit bis zum 31. Dezember eines 
Jahres für das folgende Kalenderjahr im Bundesanzeiger bekannt zu geben. 7Satz 1 gilt nicht 
für Personen, die zu ihrer Berufsausbildung beschäftigt sind. 

§249b 

Beitrag des Arbeitgebers bei geringfügiger Beschäftigung 

IDer Arbeitgeber einer Beschäftigung nach § 8 Abs. 1 Nr. 1 des Vierten Buches hat für Versi- 
cherte, die in dieser Beschäftigung versicherungsfrei oder nicht versicherungspflichtig sind, einen 
Beitrag in Höhe von 13 vom Hundert des Arbeitsentgelts dieser Beschäftigung zu tragen. 2Für 
Beschäftigte in Privathaushalten nach § 8a Satz 1 des Vierten Buches, die in dieser Beschäfti- 
gung versicherungsfrei oder nicht versicherungspflichtig sind, hat der Arbeitgeber einen Beitrag 
in Höhe von 5 vom Hundert des Arbeitsentgelts dieser Beschäftigung zu tragen. 3Für den Beitrag 
des Arbeitgebers gelten der Dritte Abschnitt des Vierten Buches sowie § 1 1 1 Abs. 1 Nr. 2 bis 4, 8 
und Abs. 2 und 4 des Vierten Buches entsprechend. 

XV. Sozialgesetzbuch (SGB) Sechstes Buch (VI) 

§5 

Versicherungsfreiheit 




(1) IVersicherungsfrei sind 

1. Beamte und Richter auf Lebenszeit, auf Zeit oder auf Probe, Berufssoldaten und Solda- 
ten auf Zeit sowie Beamte auf Widerruf im Vorbereitungsdienst, 

2. sonstige Beschäftigte von Körperschaften, Anstalten oder Stiftungen des öffentlichen 
Rechts, deren Verbänden einschließlich der Spitzenverbände oder ihrer Arbeitsgemein- 
schaften, wenn ihnen nach beamtenrechtlichen Vorschriften oder Grundsätzen oder 
entsprechenden kirchenrechtlichen Regelungen Anwartschaft auf Versorgung bei ver- 
minderter Erwerbsfähigkeit und im Alter sowie auf Hinterbliebenenversorgung gewähr- 
leistet und die Erfüllung der Gewährleistung gesichert ist, 

3. satzungsmäßige Mitglieder geistlicher Genossenschaften, Diakonissen und Angehörige 
ähnlicher Gemeinschaften, wenn ihnen nach den Regeln der Gemeinschaft Anwartschaft 
auf die in der Gemeinschaft übliche Versorgung bei verminderter Erwerbsfähigkeit und 
im Alter gewährleistet und die Erfüllung der Gewährleistung gesichert ist, 

in dieser Beschäftigung und in weiteren Beschäftigungen, auf die die Gewährleistung einer 
Versorgungsanwartschaft erstreckt wird. 2Über das Vorliegen der Voraussetzungen nach 
Satz f Nr. 2 und 3 und die Erstreckung der Gewährleistung auf weitere Beschäftigungen ent- 
scheidet für Beschäftigte beim Bund und bei Dienstherren oder anderen Arbeitgebern, die 
der Aufsicht des Bundes unterstehen, das zuständige Bundesministerium, im Übrigen die 
oberste Verwaltungsbehörde des Landes, in dem die Arbeitgeber, Genossenschaften oder 
Gemeinschaften ihren Sitz haben. 3Die Gewährleistung von Anwartschaften begründet die 
Versicherungsfreiheit von Beginn des Monats an, in dem die Zusicherung der Anwartschaf- 
ten vertraglich erfolgt. 
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(2) 1 Versicherungsfrei sind Personen, die 

1. eine geringfügige Beschäftigung (§ 8 Abs. 1, § 8a Viertes Buch), 

2. eine geringfügige selbstständige Tätigkeit (§ 8 Abs. 3, § 8a Viertes Buch) oder 

3. eine geringfügige nicht erwerbsmäßige Pflegetätigkeit 

ausüben, in dieser Beschäftigung, selbstständigen Tätigkeit oder Pflegetätigkeit; § 8 Abs. 2 
des Vierten Buches ist mit der Maßgabe anzuwenden, dass eine Zusammenrechnung mit 
einer nicht geringfügigen Beschäftigung oder nicht geringfügigen selbstständigen Tätigkeit 
nur erfolgt, wenn diese versicherungspflichtig ist. 2Satz f Nr. 1 gilt nicht für geringfügig Be- 
schäftigte nach § 8 Abs. f Nr. 1 und § 8a des Vierten Buches, die durch schriftliche Erklärung 
gegenüber dem Arbeitgeber auf die Versicherungsfreiheit verzichten; der Verzicht kann nur 
mit Wirkung für die Zukunft und bei mehreren geringfügigen Beschäftigungen nur einheit- 
lich erklärt werden und ist für die Dauer der Beschäftigungen bindend. 3Satz f Nr. f und 2 
gilt nicht für Personen, die im Rahmen betrieblicher Berufsbildung, nach dem Gesetz zur 
Förderung eines freiwilligen sozialen Jahres, nach dem Gesetz zur Förderung eines freiwil- 
ligen ökologischen Jahres oder nach § f Satz f Nr. 2 bis 4 beschäftigt sind, von der Möglich- 
keit einer stufenweisen Wiederaufnahme einer nicht geringfügigen Tätigkeit (§ 74 Fünftes 
Buch) Gebrauch machen oder nach § 2 Satz f Nr. 10 versicherungspflichtig sind. 4Eine nicht 
erwerbsmäßige Pflegetätigkeit ist geringfügig, wenn die Beitragsbemessungsgrundlage für 
die Pflegetätigkeit (§ 166 Abs. 2) auf den Monat bezogen 400 Euro nicht übersteigt; mehrere 
nicht erwerbsmäßige Pflegetätigkeiten sind zusammenzurechnen. 

(3) Versicherungsfrei sind Personen, die während der Dauer eines Studiums als ordentliche 
Studierende einer Fachschule oder Hochschule ein Praktikum ableisten, das in ihrer Studi- 
enordnung oder Prüfungsordnung vorgeschrieben ist. 

(4) Versicherungsfrei sind Personen, die 

1. eine Vollrente wegen Alters beziehen, 

2. nach beamtenrechtlichen Vorschriften oder Grundsätzen oder entsprechenden kir- 
chenrechtlichen Regelungen oder nach den Regelungen einer berufsständischen Ver- 
sorgungseinrichtung eine Versorgung nach Erreichen einer Altersgrenze beziehen oder 
die in der Gemeinschaft übliche Versorgung im Alter nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 3 erhalten 
oder 

3. bis zum Erreichen der Regelaltersgrenze nicht versichert waren oder nach Erreichen der 
Regelaltersgrenze eine Beitragserstattung aus ihrer Versicherung erhalten haben. 

§ 168 

Beitragstragung bei Beschäftigten 

( 1 ) Die Beiträge werden getragen 

1. bei Personen, die gegen Arbeitsentgelt beschäftigt werden, von den Versicherten und 
von den Arbeitgebern je zur Hälfte, 

la. bei Arbeitnehmern, die Kurzarbeitergeld beziehen, vom Arbeitgeber, 

l b. bei Personen, die gegen Arbeitsentgelt geringfügig versicherungspflichtig beschäftigt wer- 
den, von den Arbeitgebern in Höhe des Betrages, der 15 vom Hundert des der Beschäfti- 
gung zu Grunde liegenden Arbeitsentgelts entspricht, im Übrigen vom Versicherten, 
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l c. bei Personen, die gegen Arbeitsentgelt in Privathaushalten geringfügig versicherungs- 
pflichtig beschäftigt werden, von den Arbeitgebern in Höhe des Betrages, der 5 vom 
Hundert des der Beschäftigung zu Grunde liegenden Arbeitsentgelts entspricht, im Üb- 
rigen vom Versicherten, 

l d. bei Arbeitnehmern, deren beitragspflichtige Einnahme sich nach § 163 Abs. 10 Satz 1 
bestimmt, von den Arbeitgebern in Höhe der Hälfte des Betrages, der sich ergibt, wenn 
der Beitragssatz auf das der Beschäftigung zu Grunde liegende Arbeitsentgelt angewen- 
det wird, im Übrigen vom Versicherten. 

2. bei behinderten Menschen von den Trägern der Einrichtung, wenn ein Arbeitsentgelt 
nicht bezogen wird oder das monatliche Arbeitsentgelt 20 vom Hundert der monatli- 
chen Bezugsgröße nicht übersteigt, sowie für den Betrag zwischen dem monatlichen 
Arbeitsentgelt und 80 vom Hundert der monatlichen Bezugsgröße, wenn das monatli- 
che Arbeitsentgelt 80 vom Hundert der monatlichen Bezugsgröße nicht übersteigt, im 
Übrigen von den Versicherten und den Trägern der Einrichtung je zur Hälfte, 

2a. bei behinderten Menschen, die im Anschluss an eine Beschäftigung in einer nach dem 
Neunten Buch anerkannten Werkstatt für behinderte Menschen in einem Integrations- 
projekt (§ 132 Neuntes Buch) beschäftigt sind, von den Trägern der Integrationspro- 
jekte für den Betrag zwischen dem monatlichen Arbeitsentgelt und 80 vom Hundert 
der monatlichen Bezugsgröße, wenn das monatliche Arbeitsentgelt 80 vom Hundert der 
monatlichen Bezugsgröße nicht übersteigt, im Übrigen von den Versicherten und den 
Trägern der Integrationsprojekte je zur Hälfte, 

3. bei Personen, die für eine Erwerbstätigkeit befähigt werden sollen, von den Trägern der 
Einrichtung, 

3a. bei Auszubildenden, die in einer außerbetrieblichen Einrichtung im Rahmen eines Be- 
rufsausbildungsvertrages nach dem Berufsbildungsgesetz ausgebildet werden, von den 
Trägern der Einrichtung, 

4. bei Mitgliedern geistlicher Genossenschaften, Diakonissen und Angehörigen ähnlicher 
Gemeinschaften von den Genossenschaften oder Gemeinschaften, wenn das monatli- 
che Arbeitsentgelt 40 vom Hundert der monatlichen Bezugsgröße nicht übersteigt, im 
Übrigen von den Mitgliedern und den Genossenschaften oder Gemeinschaften je zur 
Hälfte, 

5. bei Arbeitnehmern, die ehrenamtlich tätig sind, für den Unterschiedsbetrag von ihnen 
selbst, 

6. bei Arbeitnehmern, die nach dem Altersteilzeitgesetz Aufstockungsbeträge zum Ar- 
beitsentgelt erhalten, für die sich nach § 163 Abs. 5 Satz 1 ergebende beitragspflichtige 
Einnahme von den Arbeitgebern, 

7. bei Arbeitnehmern, die nach dem Altersteilzeitgesetz Aufstockungsbeträge zum Kran- 
kengeld, Versorgungskrankengeld, Verletztengeld, Übergangsgeld oder Krankentagegeld 
erhalten, für die sich nach § 163 Abs. 5 Satz 2 ergebende beitragspflichtige Einnahme 

a) von der Bundesagentur oder, im Fall der Leistungserbringung nach § 10 Abs. 2 Satz 2 
des Altersteilzeitgesetzes, von den Arbeitgebern, wenn die Voraussetzungen des § 4 
des Altersteilzeitgesetzes vorliegen, 

b) von den Arbeitgebern, wenn die Voraussetzungen des § 4 des Altersteilzeitgesetzes 
nicht vorliegen. 



8. bei Arbeitnehmern, die in einer Beschäftigung Leistungen der Entgeltsicherung nach 
§ 42 Ij des Dritten Buches erhalten, für den sich nach § 163 Abs. 9 Satz 1 ergebenden 
Unterschiedsbetrag von der Bundesagentur für Arbeit, 

9. bei Arbeitnehmern, die nach § 42 Ij Abs. 6 des Dritten Buches einen Zuschuss zum Kurz- 
arbeitergeld, Krankengeld, Versorgungskrankengeld, Verletztengeld, Übergangsgeld 
oder Krankentagegeld erhalten, für den sich nach § 163 Abs. 9 Satz 2 und 3 ergebenden 
Unterschiedsbetrag von der Bundesagentur für Arbeit. 

(2) Wird infolge einmalig gezahlten Arbeitsentgelts die in Absatz 1 Nr. 2 genannte Grenze von 
20 vom Hundert der monatlichen Bezugsgröße überschritten, tragen die Versicherten und 
die Arbeitgeber die Beiträge von dem diese Grenze übersteigenden Teil des Arbeitsentgelts 
jeweils zur Hälfte; im Übrigen tragen die Arbeitgeber den Beitrag allein. 

(3) Personen, die in der knappschaftlichen Rentenversicherung versichert sind, tragen die Bei- 
träge in Höhe des Vomhundertsatzes, den sie zu tragen hätten, wenn sie in der allgemeinen 
Rentenversicherung versichert wären; im Übrigen tragen die Arbeitgeber die Beiträge. 

§ 172 

Arbeitgeberanteil bei Versicherungsfreiheit 

( 1 ) 1 Für Beschäftigte, die 

1. als Bezieher einer Vollrente wegen Alters, 

2. als Versorgungsbezieher, 

3. wegen des Erreichens der Regelaltersgrenze oder 

4. wegen einer Beitragserstattung 

versicherungsfrei sind, tragen die Arbeitgeber die Hälfte des Beitrags, der zu zahlen wäre, 
wenn die Beschäftigten versicherungspflichtig wären; in der knappschaftlichen Rentenver- 
sicherung ist statt der Hälfte des Beitrags der auf Arbeitgeber entfallende Beitragsanteil zu 
zahlen. 2Satz 1 findet keine Anwendung auf versicherungsfrei geringfügig Beschäftigte und 
Beschäftigte nach § 1 Satz 1 Nr. 2. 

(2) Für Beschäftigte, die nach § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 von der Versicherungspflicht befreit sind, 
tragen die Arbeitgeber die Hälfte des Beitrags zu einer berufsständischen Versorgungsein- 
richtung, höchstens aber die Hälfte des Beitrags, der zu zahlen wäre, wenn die Beschäftigten 
nicht von der Versicherungspflicht befreit worden wären. 

(3) IFür Beschäftigte nach § 8 Abs. 1 Nr. 1 des Vierten Buches, die in dieser Beschäftigung 
versicherungsfrei oder von der Versicherungspflicht befreit sind oder die nach § 5 Abs. 4 
versicherungsfrei sind, tragen die Arbeitgeber einen Beitrags anteil in Höhe von 15 vom 
Hundert des Arbeitsentgelts, das beitragspflichtig wäre, wenn die Beschäftigten versiche- 
rungspflichtig wären. 2Dies gilt nicht für Personen, die während der Dauer eines Studiums 
als ordentliche Studierende einer Fachschule oder Hochschule ein Praktikum ableisten, das 
nicht in ihrer Studienordnung oder Prüfungsordnung vorgeschrieben ist. 

(3a) Für Beschäftigte in Privathaushalten nach § 8a Satz 1 des Vierten Buches, die in dieser Beschäf- 
tigung versicherungsfrei oder von der Versicherungspflicht befreit sind oder die nach § 5 Abs. 4 
versicherungsfrei sind, tragen die Arbeitgeber einen Beitragsanteil in Höhe von 5 vom Hundert des 
Arbeitsentgelts, das beitragspflichtig wäre, wenn die Beschäftigten versicherungspflichtig wären. 
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(4) Für den Beitragsanteil des Arbeitgebers gelten die Vorschriften des Dritten Abschnitts des 
Vierten Buches sowie die Bußgeldvorschriften des § 1 1 1 Abs. 1 Nr. 2 bis 4, 8 und Abs. 2 und 
4 des Vierten Buches entsprechend. 

XVI. Verordnung über die sozialversicherungsrechtliche 
Beurteilung von Zuwendungen des Arbeitgebers als 
Arbeitsentgelt 

(Sozialversicherungsentgeltverordnung - SvEV) 
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§ 1 

Dem sozialversicherungspflichtigen Arbeitsentgelt 
nicht zuzurechnende Zuwendungen 

(1) Dem Arbeitsentgelt sind nicht zuzurechnen: 

1. einmalige Einnahmen, laufende Zulagen, Zuschläge, Zuschüsse sowie ähnliche Ein- 
nahmen, die zusätzlich zu Löhnen oder Gehältern gewährt werden, soweit sie lohn- 
steuerfrei sind; dies gilt nicht für Sonntags-, Feiertags- und Nachtarbeitszuschläge, 
soweit das Entgelt, auf dem sie berechnet werden, mehr als 25 Euro für jede Stunde 
beträgt, 

2. sonstige Bezüge nach § 40 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 des Einkommensteuergesetzes, die nicht 
einmalig gezahltes Arbeitsentgelt nach § 23a des Vierten Buches Sozialgesetzbuch 
sind, 

3. Einnahmen nach § 40 Abs. 2 des Einkommensteuergesetzes, 

4. Beiträge nach § 40b des Einkommensteuergesetzes in der am 31. Dezember 2004 gel- 
tenden Fassung, die zusätzlich zu Löhnen und Gehältern gewährt werden, 

4a. Zuwendungen nach § 3 Nr. 56 und § 40b des Einkommensteuergesetzes, die zusätzlich 
zu Löhnen und Gehältern gewährt werden und für die Satz 3 und 4 nichts Abweichen- 
des bestimmen, 

5. Beträge nach § 10 des Entgeltfortzahlungsgesetzes, 

6. Zuschüsse zum Mutterschaftsgeld nach § 14 des Mutterschutzgesetzes, 

7. in den Fällen des § 3 Abs. 3 der vom Arbeitgeber insoweit übernommene Teil des Ge- 
samtsozialversicherungsbeitrags, 

8. Zuschüsse des Arbeitgebers zum Kurzarbeitergeld und Saison-Kurzarbeitergeld, so- 
weit sie zusammen mit dem Kurzarbeitergeld 80 Prozent des Unterschiedsbetrages 
zwischen dem Sollentgelt und dem Ist-Entgelt nach § 179 des Dritten Buches Sozial- 
gesetzbuch nicht übersteigen, 

9. steuerfreie Zuwendungen an Pensionskassen, Pensionsfonds oder Direktversicherun- 
gen nach § 3 Nr. 63 Satz 1 und 2 des Einkommensteuergesetzes im Kalenderjahr bis 
zur Höhe von insgesamt 4 Prozent der Beitragsbemessungsgrenze in der allgemeinen 
Rentenversicherung, 
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10. Leistungen eines Arbeitgebers oder einer Unterstützungskasse an einen Pensionsfonds 
zur Übernahme bestehender Versorgungsverpflichtungen oder Versorgungsanwart- 
schaften durch den Pensionsfonds, soweit diese nach § 3 Nr. 66 des Einkommensteu- 
ergesetzes steuerfrei sind, 

11. steuerlich nicht belastete Zuwendungen des Beschäftigten zugunsten von durch Na- 
turkatastrophen im Inland Geschädigten aus Arbeitsentgelt einschließlich Wertgutha- 
ben, 

12. Sanierungsgelder der Arbeitgeber zur Deckung eines finanziellen Fehlbetrages an die 
Einrichtungen, für die Satz 3 gilt. 

Die in Satz 1 Nr. 2 bis 4 genannten Einnahmen, Beiträge und Zuwendungen sind nicht dem 
Arbeitsentgelt zuzurechnen, soweit der Arbeitgeber die Lohnsteuer mit einem Pauschsteu- 
ersatz erheben kann und er die Lohnsteuer nicht nach den Vorschriften des § 39b, § 39c 
oder § 39d des Einkommensteuergesetzes erhebt. Die Summe der in Satz 1 Nr. 4a genannten 
Zuwendungen nach § 3 Nr. 56 und § 40b des Einkommensteuergesetzes, höchstens jedoch 
monatlich 100 Euro, sind bis zur Höhe von 2,5 Prozent des für ihre Bemessung maßgeben- 
den Entgelts dem Arbeitsentgelt zuzurechnen, wenn die Versorgungsregelung mindestens 
bis zum 31. Dezember 2000 vor der Anwendung etwaiger Nettobegrenzungsregelungen 
eine allgemein erreichbare Gesamtversorgung von mindestens 75 Prozent des gesamtver- 
sorgungsfähigen Entgelts und nach dem Eintritt des Versorgungsfalles eine Anpassung nach 
Maßgabe der Entwicklung der Arbeitsentgelte im Bereich der entsprechenden Versorgungs- 
regelung oder gesetzlicher Versorgungsbezüge vorsieht; die dem Arbeitsentgelt zuzurech- 
nenden Beiträge und Zuwendungen vermindern sich um monatlich 13,30 Euro. Satz 3 gilt 
mit der Maßgabe, dass die Zuwendungen nach § 3 Nr. 56 und § 40b des Einkommensteuer- 
gesetzes dem Arbeitsentgelt insoweit zugerechnet werden, als sie in der Summe monatlich 
100 Euro übersteigen. 

(2) In der gesetzlichen Unfallversicherung und in der Seefahrt sind auch lohnsteuerfreie Zu- 
schläge für Sonntags-, Feiertags- und Nachtarbeit dem Arbeitsentgelt zuzurechnen; dies gilt 
in der Unfallversicherung nicht für Erwerbseinkommen, das bei einer Hinterbliebenenrente 
zu berücksichtigen ist. 

XVII. Gesetz über Teilzeitarbeit und befristete Arbeitsverträge 
(Teilzeit- und Befristungsgesetz - TzBfG) 



§1 

Zielsetzung 

Ziel des Gesetzes ist, Teilzeitarbeit zu fördern, die Voraussetzungen für die Zulässigkeit befristeter 
Arbeitsverträge festzulegen und die Diskriminierung von teilzeitbeschäftigten und befristet be- 
schäftigten Arbeitnehmern zu verhindern. 
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§2 

Begriff des teilzeitbeschäftigten Arbeitnehmers 



(1) 1 Teilzeitbeschäftigt ist ein Arbeitnehmer, dessen regelmäßige Wochenarbeitszeit kürzer 
ist als die eines vergleichbaren vollzeitbeschäftigten Arbeitnehmers. 21st eine regelmäßige 
Wochenarbeitszeit nicht vereinbart, so ist ein Arbeitnehmer teilzeitbeschäftigt, wenn sei- 
ne regelmäßige Arbeitszeit im Durchschnitt eines bis zu einem Jahr reichenden Beschäffi- 
gungszeitraums unter der eines vergleichbaren vollzeitbeschäftigten Arbeitnehmers liegt. 
3 Vergleichbar ist ein vollzeitbeschäftigter Arbeitnehmer des Betriebes mit derselben Art des 
Arbeitsverhältnisses und der gleichen oder einer ähnlichen Tätigkeit. 4Gibt es im Betrieb 
keinen vergleichbaren vollzeitbeschäftigten Arbeitnehmer, so ist der vergleichbare vollzeit- 
beschäftigte Arbeitnehmer auf Grund des anwendbaren Tarifvertrages zu bestimmen; in al- 
len anderen Fällen ist darauf abzustellen, wer im jeweiligen Wirtschaftszweig üblicherweise 
als vergleichbarer vollzeitbeschäftigter Arbeitnehmer anzusehen ist. 

(2) Teilzeitbeschäftigt ist auch ein Arbeitnehmer, der eine geringfügige Beschäftigung nach § 8 
Abs. 1 Nr. 1 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch ausübt. 

§3 

Begriff des befristet beschäftigten Arbeitnehmers 

(1) IBefristet beschäftigt ist ein Arbeitnehmer mit einem auf bestimmte Zeit geschlossenen 
Arbeitsvertrag. 2Ein auf bestimmte Zeit geschlossener Arbeitsvertrag (befristeter Arbeits- 
vertrag) liegt vor, wenn seine Dauer kalendermäßig bestimmt ist (kalendermäßig befriste- 
ter Arbeitsvertrag) oder sich aus Art, Zweck oder Beschaffenheit der Arbeitsleistung ergibt 
(zweckbefristeter Arbeitsvertrag). 

(2) IVergleichbar ist ein unbefristet beschäftigter Arbeitnehmer des Betriebes mit der gleichen 
oder einer ähnlichen Tätigkeit. 2Gibt es im Betrieb keinen vergleichbaren unbefristet be- 
schäftigten Arbeitnehmer, so ist der vergleichbare unbefristet beschäftigte Arbeitnehmer 
auf Grund des anwendbaren Tarifvertrages zu bestimmen; in allen anderen Fällen ist darauf 
abzustellen, wer im jeweiligen Wirtschaftszweig üblicherweise als vergleichbarer unbefristet 
beschäftigter Arbeitnehmer anzusehen ist. 

§4 

Verbot der Diskriminierung 

(1) lEin teilzeitbeschäftigter Arbeitnehmer darf wegen der Teilzeitarbeit nicht schlechter be- 
handelt werden als ein vergleichbarer vollzeitbeschäftigter Arbeitnehmer, es sei denn, dass 
sachliche Gründe eine unterschiedliche Behandlung rechtfertigen. 2Einem teilzeitbeschäf- 
tigten Arbeitnehmer ist Arbeitsentgelt oder eine andere teilbare geldwerte Leistung min- 
destens in dem Umfang zu gewähren, der dem Anteil seiner Arbeitszeit an der Arbeitszeit 
eines vergleichbaren vollzeitbeschäftigten Arbeitnehmers entspricht. 

(2) lEin befristet beschäftigter Arbeitnehmer darf wegen der Befristung des Arbeitsvertrages 
nicht schlechter behandelt werden als ein vergleichbarer unbefristet beschäftigter Arbeit- 
nehmer, es sei denn, dass sachliche Gründe eine unterschiedliche Behandlung rechtfertigen. 



2Einem befristet beschäftigten Arbeitnehmer ist Arbeitsentgelt oder eine andere teilbare 
geldwerte Leistung, die für einen bestimmten Bemessungszeitraum gewährt wird, minde- 
stens in dem Umfang zu gewähren, der dem Anteil seiner Beschäftigungsdauer am Bemes- 
sungszeitraum entspricht. 3Sind bestimmte Beschäftigungsbedingungen von der Dauer des 
Bestehens des Arbeitsverhältnisses in demselben Betrieb oder Unternehmen abhängig, so 
sind für befristet beschäftigte Arbeitnehmer dieselben Zeiten zu berücksichtigen wie für 
unbefristet beschäftigte Arbeitnehmer, es sei denn, dass eine unterschiedliche Berücksichti- 
gung aus sachlichen Gründen gerechtfertigt ist. 

§ 14 

Zulässigkeit der Befristung 

(1) IDie Befristung eines Arbeitsvertrages ist zulässig, wenn sie durch einen sachlichen Grund 
gerechtfertigt ist. 2Ein sachlicher Grund liegt insbesondere vor, wenn 

1. der betriebliche Bedarf an der Arbeitsleistung nur vorübergehend besteht, 

2. die Befristung im Anschluss an eine Ausbildung oder ein Studium erfolgt, um den Über- 
gang des Arbeitnehmers in eine Anschlussbeschäftigung zu erleichtern, 

3. der Arbeitnehmer zur Vertretung eines anderen Arbeitnehmers beschäftigt wird, 

4. die Eigenart der Arbeitsleistung die Befristung rechtfertigt, 

5. die Befristung zur Erprobung erfolgt, 

6. in der Person des Arbeitnehmers liegende Gründe die Befristung rechtfertigen, 

7. der Arbeitnehmer aus Haushaltsmitteln vergütet wird, die haushaltsrechtlich für eine 
befristete Beschäftigung bestimmt sind, und er entsprechend beschäftigt wird oder 

8. die Befristung auf einem gerichtlichen Vergleich beruht. 

(2) IDie kalendermäßige Befristung eines Arbeitsvertrages ohne Vorliegen eines sachlichen 
Grundes ist bis zur Dauer von zwei Jahren zulässig; bis zu dieser Gesamtdauer von zwei 
Jahren ist auch die höchstens dreimalige Verlängerung eines kalendermäßig befristeten Ar- 
beitsvertrages zulässig. 2Eine Befristung nach Satz 1 ist nicht zulässig, wenn mit demselben 
Arbeitgeber bereits zuvor ein befristetes oder unbefristetes Arbeitsverhältnis bestanden hat. 
3Durch Tarifvertrag kann die Anzahl der Verlängerungen oder die Höchstdauer der Befri- 
stung abweichend von Satz 1 festgelegt werden. 4Im Geltungsbereich eines solchen Tarif- 
vertrages können nicht tarifgebundene Arbeitgeber und Arbeitnehmer die Anwendung der 
tariflichen Regelungen vereinbaren. 

(2a) lln den ersten vier Jahren nach der Gründung eines Unternehmens ist die kalendermäßige 
Befristung eines Arbeitsvertrages ohne Vorliegen eines sachlichen Grundes bis zur Dauer 
von vier Jahren zulässig; bis zu dieser Gesamtdauer von vier Jahren ist auch die mehrfache 
Verlängerung eines kalendermäßig befristeten Arbeitsvertrages zulässig. 2Dies gilt nicht für 
Neugründungen im Zusammenhang mit der rechtlichen Umstrukturierung von Unterneh- 
men und Konzernen. 3Maßgebend für den Zeitpunkt der Gründung des Unternehmens ist 
die Aufnahme einer Erwerbstätigkeit, die nach § 138 der Abgabenordnung der Gemeinde 
oder dem Finanzamt mitzuteilen ist. 4Auf die Befristung eines Arbeitsvertrages nach Satz 1 
findet Absatz 2 Satz 2 bis 4 entsprechende Anwendung. 
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(3) IDie kalendermäßige Befristung eines Arbeitsvertrages ohne Vorliegen eines sachlichen 
Grundes ist bis zu einer Dauer von fünf Jahren zulässig, wenn der Arbeitnehmer bei Beginn 
des befristeten Arbeitsverhältnisses das 52. Lebensjahr vollendet hat und unmittelbar vor 
Beginn des befristeten Arbeitsverhältnisses mindestens vier Monate beschäftigungslos im 
Sinne des § 119 Abs. 1 Nr. 1 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch gewesen ist, Transferkurz- 
arbeitergeld bezogen oder an einer öffentlich geförderten Beschäftigungsmaßnahme nach 
dem Zweiten oder Dritten Buch Sozialgesetzbuch teilgenommen hat. 2Bis zu der Gesamt- 
dauer von fünf Jahren ist auch die mehrfache Verlängerung des Arbeitsvertrages zulässig. 

(4) Die Befristung eines Arbeitsvertrages bedarf zu ihrer Wirksamkeit der Schriftform. 

§15 

Ende des befristeten Arbeitsvertrages 

(1) Ein kalendermäßig befristeter Arbeitsvertrag endet mit Ablauf der vereinbarten Zeit. 

(2) Ein zweckbefristeter Arbeitsvertrag endet mit Erreichen des Zwecks, frühestens jedoch zwei 
Wochen nach Zugang der schriftlichen Unterrichtung des Arbeitnehmers durch den Arbeit- 
geber über den Zeitpunkt der Zweckerreichung. 

(3) Ein befristetes Arbeitsverhältnis unterliegt nur dann der ordentlichen Kündigung, wenn 
dies einzelvertraglich oder im anwendbaren Tarifvertrag vereinbart ist. 

(4) llst das Arbeitsverhältnis für die Lebenszeit einer Person oder für längere Zeit als fünf Jahre 
eingegangen, so kann es von dem Arbeitnehmer nach Ablauf von fünf Jahren gekündigt 
werden. 2Die Kündigungsfrist beträgt sechs Monate. 

(5) Wird das Arbeitsverhältnis nach Ablauf der Zeit, für die es eingegangen ist, oder nach Zwek- 
kerreichung mit Wissen des Arbeitgebers fortgesetzt, so gilt es als auf unbestimmte Zeit 
verlängert, wenn der Arbeitgeber nicht unverzüglich widerspricht oder dem Arbeitnehmer 
die Zweckerreichung nicht unverzüglich mitteilt. 



Stichwortverzeichnis 



fette Zahlen = Paragraph 
andere Zahlen = Randnummer 



A 

" Abwälzung der Pauschalsteuer 

- Arbeitnehmer 3 14, 25 
Allgemein verbindlich 
erklärter Tarifvertrag 

- Einmalige Einnahmen 2 14 
An- und Abmeldungen 2 9 
Arbeitgeb ereigens ch aft 

- Indiz 2 7 
Arbeitsentgelt 

- Anteiliges 2 12 

- Arbeitsentgeltgrenze 2 43 

- Ermittlung 2 13 

- Regelmäßiges 2 13 

- Schwankende Höhe 2 18 
Arbeitsentgeltgrenze 

- Monatliche 2 1 

- Überschreiten 2 43 
Arbeitsrechtliche Grundsätze 

- Arbeitsvertrag 5 9 

- Gleichbehandlung 5 1 
Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung 

- Vorlage 5 24 
Arbeitsvertrag 

- Allgemein 5 9 

- Inhalt 5 9, 14, 16 
Arbeitszeitkonten 

- Wertguthaben 218 
Auflösung des Arbeitsverhältnisses 

- Kündigung 5 30 
Aufmerks amkeiten 

- Sachgeschenke 3 45 
Aufstockung des Pauschalbeitrags 

- Aufstockungsbetrag 2 38 

- Mindestbeitrag 2 37 

- Rentenversicherung 2 33 
Ausgleichsgeld nach dem FELEG 

- Bezug 2 29 
Ausgleichsverfahren 

- Abgabepflichtige Arbeitgeber 2 162 



- Anzahl der Mitarbeiter 2 164 

- Arbeitgeberaufwendungen 2 125 

- Aufwendungsausgleichsgesetz 2 160 

- Erstattungsansprüche 2 168 

- Grundsätze 2 160 

- Umlage-Beiträge 4 34 
Aushilfskräfte in der Land- und 
Forstwirtschaft 

- Pauschalbesteuerung 3 33 
Auslagenersatz 3 47 

Beamte 

- Beschäftigung 2 24, 110 
Beiträge zur Berufsgenossenschaft 1 4 
Beitragsgruppe 

- Krankenversicherung 2 10 

- Rentenversicherung 2 10 
Beitragsnachweise 

- Datenübertragung 2 136 
Beitragspflicht 

- Kranken- und 
Rentenversicherung 1 5 

Belegschaftsrabatte 

- Personaleinkauf 3 57 
Berufsmäßigkeit 

- Prüfung 2 57, 66 

Berufsständische Versorgungseinrichtung 

- Mitglieder 2 39 

- Zugehörigkeit 2 25 
Betriebliche Altersversorgung 

- Leistungen 3 50 
Betriebliche Kommunikationsgeräte 

- Überlassung 3 63 
Betriebliche Übung 

- Einmalige Einnahmen 2 14 
Betriebsnummer 

- Vergabe 2 55 
Betriebsprüfungspflicht 

- Sozialversicherung 2 47 
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B etriebsveranstaltungen 

- Teilnahme 3 48 

^ Computer und Zubehör 

- Überlassung 3 60 

^ Datenübertragung 

- Meldungen und 
Beitragsnachweise 1 41 

Dienstleistungsagenturen 

- Private Haushalte 2 46 
Direktionsrecht 

- Ausübung 2 7 

^ Ehrenamtsfreibetrag 2 16; 3 71 
Einmalige Einnahmen 

- Urlaubs- und Weihnachtsgeld 2 14 
Elternzeit 

- Inanspruchnahme 2 26 
Entgeltfortzahlung an Feiertagen 

- Anspruch 5 26 

Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall 

- Anspruch 5 24 
Entgeltgeringfügigkeit 

- Geringfügige Beschäftigung 1 1 
Entgeltumwandlung 

- Betriebliche Altersversorgung 2 14 
Entgeltunterlagen 

- Geringfügige Beschäftigungen 2 134 
Entlassungsabßndungen 3 42 
Erholungsurlaub 

- Anspruch 5 27 

f Fahrtkostenersatz 

- Fahrten zwischen Wohnung 
und Arbeitsstätte 3 55 

- Jobticket 3 56 
Familienangehörige 

- Beschäftigung 2 48 
Familienhafte Mithilfe 2 48 
Familienversicherung 

- Krankenversicherung 2 103 
Freiwillige Versicherung 

- Krankenversicherung 2 103 

^ Gesetzliche Dienstpflicht 2 26 



Gewerbliche 400-Euro-Minijob 

- Aktuelle Entwicklung 1 47, 49 

- Pauschalabgaben 1 20 

- Sozialversicherungsrecht 119 
Gewohnheitsrecht 

- Einmalige Einnahmen 2 14 
Gleichbehandlungsgrundsatz 

- Geringfügig Beschäftigte 1 15 
Gleitzonenregelung 

- Beitragsberechnung 4 12 

- Beitragsrecht 4 5 

- Einmalig gezahltes Arbeitsentgelt 4 7 

- Faktor F 4 14 

- Gleitzonenformel 4 2, 13 

- Keine Anwendung 4 27 

- Lohnsteuerrecht 1 39; 4 46 

- Mehrfachbeschäftigung 4 11 

- Melderecht 4 43 

- Niedriglohnschwelle 117 

- Reduzierter Arbeitnehmerbeitrag 1 38 

- Regelmäßiges Arbeitsentgelt 4 6 

- Schwankende Bezüge 4 9 

- Sozialversicherungsrecht 1 35 

- Umlagepflichtiges Arbeitsentgelt 4 41 

- Versicherungspflicht 1 36 

- Versicherungsrecht 4 1 

^ Halbjahresscheck 2 152 
Haushaltscheck 

- Form und Inhalt 2 145 

- Halbjahresscheck 2 152 

- Minijobs im Privathaushalt 1 4 

- Verfahren 2 143 

- Verwendung 2 49 
Haushaltshilfe 

- Beschäftigung 2 49 
Haushaltsnahe Dienstleistungen 

- Privathaushalt 2 45 
Haushaltsnahe Tätigkeiten 

- Inanspruchnahme 1 29 
Haushaltsscheck 

- Angaben 2 143 

- Form und Inhalt 2 145 

- Halbjahresscheck 2 152 
Hausverwaltungen 2 46 
Hinweispflicht 

- Arbeitgeber 1 8 
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* Individuelle Lohnbesteuerung 

- Besteuerung nach 
Lohnsteuerkarte 3 1 

- Eintragung Freibetrag 3 8 

- Hinzurechnungsbetrag 3 9 

- Vorteilhafte Besteuerung 3 5 

J Jahresarbeitsentgeltgrenze 

- Krankenversicherung 2 30 
Jahresmeldungen 2 9 

K 

Kindergartenzuschüsse 

- Bar- oder Sachleistungen 3 53 
Krankenversicherungsschutz 

- Leistungsanspruch 2 2 
Kündigung 

- Fristlose 5 30 

- Ordentliche 5 30 

Kurzfristige Beschäftigungsverhältnisse 

- Dauerbeschäftigung 2 58 

- Hauptbeschäftigung 111 

- Pauschalbesteuerung 1 33 

- Rahmenarbeitsvertrag 1 30; 2 62, 72 

- Sozialversicherung 2 56 

- Sozialversicherungsrecht 1 30 

- Überschreitung Zeitgrenzen 2 60 

- Voraussetzungen 111 

- Zweimonatszeitraum 1 30; 2 59 

L Landwirtschaftliche Krankenversicherung 

- Versicherung 2 108 
Lastschriftverfahren 

- Teilnahme 1 41 
Leistungsansprüche 

in der Rentenversicherung 2 3 
Lohnsteuerpauschalierung 

- Abwälzung der 
Pauschalsteuer 3 14, 25 

- Anmeldung Pauschalsteuer 3 21 

- Aufzeichnungspflichten 3 36 

- Einheitlicher Pauschsteuersatz 3 16 

- Einkommensteuerveranlagung 3 38 

- Geringfügig entlohnte 
Beschäftigung 1 12 



- Grundsätze 

der Pauschalbesteuerung 3 11 

- Kurzfristige Beschäftigung 1 13; 3 13 

- Pauschalbesteuerung mit 20 % 3 22 

- Übersicht 3 27 
Lohnunterlagen 

- Geringfügig Beschäftigte 1 18 

Melde- und Einzugsstelle 

- Haushaltscheck 1 41 

- Minijob-Zentrale 1 40 

- Übersicht 1 44 
Meldefristen 2 158 
Meldesachverhalte 2 156 
Minderjährige 

- Geringfügige Beschäftigung 5 12 
Mindesbeitragsbemessungsgrundlage 

- Verzicht auf 

Rentenversicherungsfreiheit 2 120 
Mindestbeitrag zur Rentenversicherung 

- Aufstockung 2 37 
Mindesturlaub 

- Anspruch 5 7 
Minijob im Privathaushalt 

- Ausgleichsverfahren 2 125 

- Beiträge zur Unfallversicherung 2 123 

- Gesamtzahl 1 53 

- Höhe der Pauschalbeiträge 2 122 

- Lohnsteuerrecht 1 27 

- Pauschsteuer 2 124 

- Sozialversicherung 1 24 
Mitwirkungspflichten 

- Arbeitnehmer 2 92 
Mutterschutzlohn 

- Erstattungsanspruch 2 170 

N 

■■Nebenberufliche Tätigkeit 

- Übungsleiter 2 16 

® Ordentlich Studierende 2 78 
Ordnungswidrigkeit 2 91 

!■ 

■ Personengruppenschlüssel 

- Geringfügig entlohnte 
Beschäftigung 2 9, 140 

- Kurzfristig Beschäftigte 2 9, 141 
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Praktikanten 

- Beschäftigung 2 84 

- Pflichtpraktika 2 85 

- Vor- und Nachpraktikum 2 87 

- Zwischenpraktika 2 86, 114 
Probezeit 

- Vereinbarung 5 21 
Reisekosten 

- Steuerfreie Erstattung 3 61 
Rentenversicherungsfreiheit 

- Verzicht 2 33 

- Verzichtserklärung 2 41 

c 

Saisonarbeitskräfte 

- EU-Mitgliedstaat 2 11, 70 
Schadensersatzanspruch 

- Arbeitgeber 1 8 
Schüler 

- Beschäftigung 2 75 
S onderzahlungen 

- Anspruch 5 15, 22 
Statusprüfung 2 6 
Steuerermäßigung 

- Beschäftigung im Privathaushalt 3 78 

- Einkommensteuer 1 28 

- Handwerkerleistungen 3 88 

- Haushaltsnahe Beschäftigungen 3 75 

- Haushaltsnahe Dienstleistungen 3 84 

- Nachweispflichten 3 90 
Steuerfreie Arbeitgeberleistungen 

- Unschädliche Aufstockung 3 40 
Steuerfreie Auflvandsentschädigung 2 16 
Studenten 

- Beschäftigung 2 78 

- Ordentlich Studierende 2 78 

- Semesterferien 2 82 

- Vorlesungszeit 2 80 

- Werkstudentenprivileg 2 78 



^ Übungsleiterfreibetrag 3 71 
Umlagebeiträge 

- Höhe 2 167 
Umlageverfahren 

- Ul -Verfahren 1 43 

- U2-Verfahren 1 43 
Unfallversicherung 

- Allgemein 118 

- Beiträge Arbeitgeber 2 50, 123 
Ungleichbehandlung 

- Arbeitsrecht 1 14 
Unterbrechung 

- Entgeltzahlung 2 139 
Unterbrechungsmeldung 2 9 
Urlaubsanspruch 

- Bundesurlaubsgesetz 5 7 

^ Verschulden des Arbeitgebers 

- Fahrlässigkeit 2 94 

- Vorsatz 2 94 
Vorruhestandsgeld 

- Bezug 2 27 

Warengutscheine 

- Hingabe an Arbeitnehmer 3 64 
Wohnungseigentümergemeinschaften 2 46 

2 Zeitgeringfügigkeit 

- Geringfügige Beschäftigung 1 1 
Zuschlag an Entgeltpunkten 

- Rentenvorteile 2 3 
Zuschläge 

- Sonntags-, Feiertags- 
und Nachtarbeit 3 67 

Zuschuss zum Mutterschaftsgeld 

- Erstattungsanspruch 2 171 
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